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Editorial uk: 
Ein Provisorium wird vierzig 


40 Jahre BRD - ein Datum, das Bilanzierungen, kritische Rück- und Ausblicke gera- 
dezu herauszufordern scheint. Der Versuchung, einen quasi lexikalischen Überblick 
über die Akteure bundesdeutscher Politik, Klassen, Staat, Parteien, Gewerkschaften 
etc. zu geben, sind wir allerdings nicht erlegen. Nicht die allzu offensichtlichen und 
schon oft- gerade auch in der PROKLA diskutierten Verschiebungen und Struktur- 
brüche, sondern die eher leisen, kaum wahrgenommenen aber nichtsdestoweniger 
tiefgreifenden Entwicklungen und Merkwürdigkeiten interessierten uns. 
Bereits das bundesrepublikanische Staatsgebilde ist ein Kuriosum: vor 40 Jahren als 
Provisorium gegründet, mit nur vorläufiger Verfassung und Hauptstadt, gehört es 
inzwischen zu den dauerhaftesten derneueren deutschen Geschichte. Daß diese BRD 
eigentlich nurein halbes, vorläufiges Deutschland sein sollte, ist aus dem Bewußtsein 
ihrer Bürger längst verschwunden, und auch konservative Politiker sprechen fast nur 
noch bei Reden auf den Treffen der Vertriebenenverbände davon. Lange Zeit hatte 
diese BRD sogar vielen ihrer Nachbarländer einiges an ökonomischer Prosperitätund 
politischer Stabilität voraus. Zwar machte die Krise auch nicht vor dem bundesdeut- 
schen »Wirtschaftswunder« halt und beendete die Zeiten der Vollbeschäftigung. 
Doch gerade in der Krise zeigte sich die ökonomische Stärke der BRD in der Welt- 
wirtschaft: die »harte« D-Mark hat die Rolle des Dollar als »Weltgeld« schon erheb- 
lich ausgehöhlt. Keine der üblichen Wirtschafts geschichten der Bundesrepublik, 
sondern eine kleine Geschichte der D-Mark präsentieren Elmar Altvater und Kurt 
Hübner in ihrem Beitrag. 
Ohne Faschismus hätte es die BRD nie gegeben. Aber nicht erst der »Historikerstreit« 
zeigte, daß im Öffentlichen Selbstverständnis der BRD ihr Verhältnis zum Faschismus 
nicht geklärt ist. Schon vorher war noch nie so ganz klar gewesen, ob das Ende des 
Faschismus Niederlage oder Befreiung war. Der Faschismus wurde in der BRD nicht 
aufgearbeitet, was angesichts der weitgehenden personellen und zum Teil auch insti- 
tutionellen Kontinuität in Politik, Wirtschaft und Justiz nicht verwundert. Während 
die Arbeiterbewegung nach der Niederlage des Faschismus ihre Spaltung in einen 
sozialdemokratischen und einen kommunistischen Flügel nicht zu überwinden ver- 
mochte, gelang den Rechtsparteien eine erfolgreiche Neuformierung. Mit der Union 
entstand ein die verschiedenen rechten und konfessionellen Strömungen umfassen- 
des Sammelbecken, womit dem durch seine Unterstützung des Nationalsozialismus 
diskreditierten Bürgertum ein erfolgreicher politischer Neuanfang gelang, der we- 
sentlich zur Kontinuität bürgerlicher Herrschaft beigetragen hat. Die Geschichte 
dieser konservativen Formierung untersucht Ute Schmidt, die damit die in den 
PROKLA Nummern 51 und 56 geführte Diskussion über die CDU fortsetzt. 
Um Kontinuitäten und Brüche in der deutschen Geschichte geht es auch Jan Spurk. 
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Der Autor spannt in seinem Beitrag über das Verhältnis von Gesellschaft und Ge- 
meinschaft den Bogen vom deutschen Faschismus zur Krise des Fordismus. Die 
»Volksgemeinschaft« des Dritten Reiches überdauerte die Gründungsphase derBRD, 
zerfiel jedoch infolge der Herausbildung des fordistischen Konsum- und Sozial- 
staates. Mit der Krise des fordistischen Akkumulationsmodells deutet sich ein »neuer 
Vergemeinschaftungsschub« an, der sowohl von Teilen der alternativen politischen 
Bewegungen, als auch von konservativen Populisten und »modernen« Manage- 
mentstrategen getragen wird. Statt kritischer Aufklärung und der Infragestellung von 
Herrschaftsstrukturen, so die Befürchtung des Autors, dominiert das Engagement für 
einen modernisierten, »re-vergemeinschafteten« Kapitalismus. Ein demokratisches 
Projekt jenseits der real existierenden Marktwirtschaften ist nicht in Sicht. 
Mit dem Zerbrechen der Anti-Hitler-Koalition wurde der Antifaschismus dem Anti- 
kommunismus des Kalten Krieges subsumiert (wissenschaftlich als Totalitarismus- 
theorie verkleidet). »Demokrat« und Antifaschist konnte man jetzt nur als strammer 
Antikommunist sein, was sich auch bis tief in die Sozialdemokratie und die Gewerk- 
schaften durchsetzte. Ausgerechnet die Zerschlagung der Weimarer Republik durch 
den Faschismus mußte bis hin zu den gegen die Linke gerichteten Berufsverboten als 
Rechtfertigung herhalten für die »wehrhafte Demokratie«, die Ausgrenzung und 
Repression einer linken Opposition oder was dafür gehalten wurde. 
Auch wenn der bundesdeutsche Antifaschismus deklamatorisch blieb, mag es zumin- 
dest so scheinen, als habe der Antisemitismus wesentlich an Boden verloren, sei ge- 
radezu einem offiziellen Philosemitismus gewichen. Daß die »Wiedergutmachung« 
den Juden gegenüber und die Unterstützung Israels durch die frühen CDU-Regierun- 
gen vor allem auf eine reibungslose Westintegration zielte, daß andererseits gerade in 
den letzten Jahren die bundesdeutsche Linke der brutalen israelischen Besatzungspo- 
litik gegenüber recht hilflos blieb, zeigt Thomas Scheffler in seinem Aufsatz. 
Die militärische Niederlage und die folgende Teilung Deutschlands prägte die Wahr- 
nehmung der BRD gerade auch innerhalb der Linken. Die Bundesrepublik wird zwar 
als wirtschaftlicherRiese aber als politischer und militärischer Zwerg gehandelt. Geht 
es um Imperalismus, so sind meistnur die USA gemeint; die BRD und ihre Regierung 
erscheint eher als dümmlicher Steigbügelhalter. Dabei ist sie zumindest zur westeu- 
ropäischen Imperialmacht herangereift, die mit der EG eine weitgehend auf ihre In- 
teressen zugeschnittene Organisation eines europäischen Wirtschaftsraums besitzt, 
was sich auch in entsprechenden politischen Aktivitäten niederschlägt. Da wurden 
beispielweise in den 70er Jahren von der sozialdemokratisch regierten BRD aus so- 
zialistische Parteien in Portugal und Spanien gefördert, die dann wesentlich zur Do- 
mestizierung antikapitalistischer sozialer Bewegungen in ihren Ländern beitrugen 
und eine reibungslose EG-Integration ermöglichten. Oder die internationale Finanz- 
hilfe, die die Militärs, die sich 1980 in der Türkei an die Macht geputscht hatten, drin- 
gend benötigten, wurde von Bonn aus koordiniert. Auch in der sogenannten 3, Welt 
ist die BRD, nicht nur mit ihren Konzernen sondern auch mit politischen Agenturen 
wie den »parteinahen« Stiftungen diskret aber durchaus wirkungsvoll präsent. Und 
unter der Fahne von EG-Interessen läßt es die BRD auch schon mal zu Konflikten mit 
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den USA kommen. Mit der in die Krise geratenen Hegemonialmacht USA wird sich 
die nächste PROKLA beschäftigen, mit der EG, dem gemeinsamen Binnenmarkt 
1992 und der Rolle der BRD in Europa die übernächste. 

Als »demokratischer Rechtsstaat« ist die BRD dem Faschismus natürlich allemal 
vorzuziehen. Aber auch wenn die verschiedentlich vorgebrachte »Faschisierungs- 
these« einen eher polemischen als analytischen Inhalt hatte, darf nicht vergessen 
werden, daß in der BRD 1956, ganz rechtsstaatlich, die KPD verboten wurde, daß 
mancher, der schon als Kommunist in einem von Hitlers KZs gesessen hatte, aus dem 
selben Grund auch mit bundesdeutschen Gefängnissen Bekanntschaft machte. Und 
es ist nicht nur für Diktaturen typisch, daß Menschen in Gefängnissen verschwinden, 
ohne daß sie die Möglichkeit haben mit Anwälten oder Freunden in Kontakt zu treten; 
mit dem »Kontaktsperregesetz« wurde dies ganz rechtsstaatlich auch in der BRD 
möglich. Und schließlich fallen einem auch die in Stammheim zu Tode gekommenen 
RAF Mitglieder ein: wer auch nur Zweifel an der staatlichen Selbstmordversion 
äußerte, mußte seinerseits mit staatlicher Verfolgung rechnen. Die Beispiele ließen 
sich fortsetzen. 

Trotz aller »Rechtsstaatlichkeit«, trotz aller öffentlich proklamierten »nivellierten 
Mittelstandsgesellschaft«, war bei der politischen Führungselite der jungen BRD 
(quer durch alle Parteien) genug Klassenbewußtsein vorhanden, um die Gefahr einer 
möglichen Arbeiterrevolte zu sehen und gegen sie zu rüsten. In Ermangelung einer 
Armee fiel diese Aufgabe der Polizei zu. Die Geschichte dieser »inneren Rüstung« 
und ihre Wandlung in den 70er Jahren wird von Falco Werkentin nachgezeichnet. 
Auch in der nun bereits länger als eine Dekade andauernden ökonomischen Krise 
herrscht noch relativer Wohlstand. Zwar gibt es auch (und zwar zunehmend) Armut, 
inder BRD, verglichen mit ähnlichen Ländern ist sie aber immer noch relativ gering. 
Große Teile der Arbeiterklasse ebenso wie die mehr oder weniger akademische linke 
Szene sind recht gut versorgt. Auch die ehemaligen Hausbesetzer (soweit sie nicht 
geräumt wurden) liegen zwar zuweilen noch im Clinch mit dem Staat, aber vor allem 
über die Höhe der finanziellen Förderung. 

Die bundesdeutsche Geschichte läßt sich unter anderem als Geschichte einer zu- 
nehmenden Integration der Arbeiterklasse und ihrer Organisationen in die Gesell- 
schaft lesen. Gewerkschaften, die bereit sind, »gesamtwirtschaftliche Verantwor- 
tung« zu tragen und die von ihnen geführten Verteilungskämpfe den Erfordernissen 
des Kapitals unterzuordnen, haben mit fundamentaler Opposition, wie sie vor allem 
von linken Intellektuellen formuliert wurde, wenig im Sinn. Wenn allerdings, wie im 
Gefolge der Studentenbewegung, radikale Intellektuelle »Arbeiterparteien« auf- 
bauen wollen, ist das Gefühl, instrumentalisiert zu werden, auf seiten der Arbeiter- 
bewegung nicht ganz unberechtigt. Allerdings scheint es in letzter Zeit, im Zuge der 
Krise zu einer erneuten Annäherung zwischen Gewerkschaften, die die Grenzen ihrer 
kooperativen Politik und Intellektuellen, die ihre kurzschlüssigen Revolutionshoff- 
nungen kritisch reflektieren, zu kommen. Von den Schwierigkeiten der Solidarität 
zwischen Arbeitern und Intellektuellen handelt der Beitrag von Bodo Zeuner, der 
damit nichtnur an dieinderPROKLA schon häufiger geführte Gewerkschaftsdiskus- 
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sion (zuletzt in PROKLA 64) anknüpft, sondern auch den Faden des Intellektuellen- 
heftes (PROKLA 70) wieder aufnimmt. 

Die BRD hat aber auch eine Geschichte von sozialen Protestbewegungen. In den 50er 
und 60er Jahren waren dies die Bewegungen gegen die Wiederbewaffnung, die Anti- 
Atomtod-Bewegung, die Kampagne gegen die Notstandsgesetze, und schließlich die 
Studertenbewegung. In den 70er Jahren scheiterten nicht nur die Hoffnungen der 
alten Bewegungen auf eine schnelle Veränderung der Gesellschaft, es entstanden 
auch neue Bewegungen, wie die Frauenbewegung, die Anti-AKW- und Ökologiebe- 
wegung sowie die Friedensbewegung. Vor allem aber verschob (und erweiterte) sich 
die soziale Basis dieser Bewegungen. Es entstand eine linksalternative Szene mit nur 
undeutlich zu bestimmenden sozialen und ideologischen Grenzen, der es immerhin 
gelang, mit einer neuen Partei das erstarrte Dreiparteiensystem der BRD durchein- 
anderzurütteln. Neue soziale Bewegungen und die Grüne Partei wurden in der PRO- 
KLA schon öfter untersucht (PROKLA 51 und 61), ein für dieses Heft vorgesehener 
Beitrag wurde leider sicht mehr rechtzeitig fertig. 

Außerhalb des Schwerpunktihemas knüpft Christoph Scherrer in seinem Beifrag 
über die US-amerikanischen »Radicals« an die Debatte in der letzten PROKLA über 
die Zukunft der Kritik der politischen Ökonomie an. Zur Diskussion steht hier eine 
Variante marxistischer Analyse, die dem geläufigen Ökonomismusvorwurf entge- 
genzuwirken versucht, indem insbesondere auf institutionelle und politische Bestim- 
mungsfaktoren im Prozeß der Kapitalakkumulation, der Entfaltung stabiler Akkumu- 
lationsmodelle sowie deren Erosion abgestellt wird. 
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Elmar Altvater und Kurt Hübner , 
Das Geld einer mittleren Hegemonialmacht 
- Ein kleiner Streifzug durch die ökonomische Geschichte 


der BRD 


Zusammenfassung: Vierzig Jahre nach der Gründung der Bundesrepublik sind die 
Karten zwischen. den kapitalistischen Industrienationen neu gemischt, mit dem 
überraschenden Ergebnis, daß die Verlierer des Zweiten Weltkrieges - Japan und 
die BRD - zu den eindeutigen ökonomischen Gewinnern des langen Weltmarktauf- 
schwunges nach 1945 zählen. Aus der Zigarettenwährung der ersten Nachkriegspha- 
se entwickelte sich mit der Deutschen Mark die zweitwichtigste Anlagewährung der 
Weltwirtschaft. Entgegen der üblichen Vorstellung von einer zerstörten Okonomie 
infolge der militärischen Niederlage des Deutschen Reiches, waren die sozioökono- 
mischen Bedingungen für einen ungestümen Aufschwung günstig. Dem westdeut- 
schen Kapital gelang es auch in der Krise der Weltwirtschaft seit Mitte der 70er Jahre 
sich erfolgreich zu behaupten und zur »heimlichen Hegemonialmacht« in Europa 
aufzusteigen. Die politische Stabilität in der BRD blieb bewahrt - trotz der blamablen 
Kehrseite der Medaille: Massenarbeitslosigkeit, »Zwei-Drittel-Gesellschaft«, Oko- 
logiekrise. 


Wenn man es nicht theoretisch bereits wüßte, am Beispiel der deutschen bzw. 
westdeutschen Wirtschaftsentwicklung könnte man es empirisch erforschen: daß die 
»ökonomische Basis« ganz verschiedene »politische Überbauten« aushält und den 
gesellschaftlichen Herrschafts- und Machtverhältnissen eine frappierende Kontinui- 
tät und Stabilität zu verleihen vermag. 40 Jahre nach der Inauguration der »Deutsch- 
mark« läßt sich mindestens zweierlei sagen: Erstens haben die ökonomischen Pro- 
duktions-, Reproduktions- und Machtstrukturen unangefochten verschiedene politi- 
sche Formen der Regulation überdauert, und zweitens hat die herrschende Klasse die 
politischen Institutionen und deren Funktionen jeweils sehr elastisch an geänderte 
weltpolitische und weltwirtschaftliche Konstellationen anzupassen vermocht. Die 
Arbeiterklasse und ihre Organisationen sind im Verlauf dieser Prozesse jeweils »ne- 
gativ«, d.h. ohne ihre machtpolitischen und reformistischen Optionen umsetzen, also 
ohne ihre »Hegemonie« etablieren zu können, integriert worden: sie haben dem er- 
folgreichen »Transformismus« des westdeutschen politischen Systems wenig entge- 
genzusetzen gehabt. Allerdings bedeutet dies keineswegs, daß die Lohnabhängigen 
und ihre gewerkschaftlichen Organisationen ebenso wie die Sozialdemokratische 
Partei nichts in diesen Prozeß hätten einbringen können. Ihr frühzeitiger Verzicht auf 
den Kampf um eine andere, nicht-kapitalistische Wirtschafts- und Gesellschaftsord- 
nung wurde in monetären Größen, eben in starker Deutschmark, nicht schlecht be- 
lohnt. Aus dem »Verlierer« des Zweiten Weltkriegs ist eine derreichsten Nationen der 
Welt geworden. Hohe Realeinkommen, über eine lange Phase sichere Arbeitsplätze 
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und im internationalen Vergleich gut abgesicherte sozialstaatliche Leistun gssysteme 
sind die Ingredenzien eines Basiskonsens, der auch die Stürme der krisenhaften 
Umstrukturierungsprozesse seit den siebziger Jahren überdauert hat. Legt man die 
Stärke der nationalen Währung im internationalen Vergleich zugrunde, dann stehen 
fast 44 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs die Kriegsverlierer als ökono- 
mische Sieger fest: Japan und die BRD. 

Der Erfolg ist offensichtlich: Trotz des »Zusammenbruchs« 1945 - das westdeutsche 
Kapital geht aus der Nachkriegsära gestärkt hervor, und trotz der tiefsten und am 
längsten dauernden Rezession der kapitalistischen Weltwirtschaft seit Mitte der 70er 
Jahre - sogar unter linken Wissenschaftlern ist es durchaus umstritten, ob angesichts 
der ungebrochenen Massenloyalität überhaupt von Krise gesprochen werden sollte. 
Und lastnotleast: Das Geld der westdeutschen Republik, die deutsche Mark, istinden 
letzten vier Jahrzehnten zu einer der großen Weltwährungen aufgestiegen. Anders als 
in der gnomenhaften Schweiz, deren Franken durch die diskreten Offerten des 
Bankplatzes rund um den Genfer See und Zürcher Bahnhofstraße zur Weltwährung 
gepowert wird, hat die Stärke der DM eine Basis in der Wirkungsweise des ökonomi- 
schen Modells von Akkumulation und Regulation. Der ökonomische Erfolg der 
Republik läßt sich an der Karriere der DM ablesen. Seit der Währungsreform 1949 hat 
die Deutschmark zwar im Jahresdurchschnitt im Inland 2,7% an Wert verloren - im 
internationalen Vergleich ist diese Geldentwertungsquote aber konkurrenzlos nied- 
rig. Selbst die Schweiz weist eine durchschnittlich höhere Inflationsrate auf. Noch 
eindrucksvoller ist die Entwicklung des Außenwertes der DM: Seit 1950 ist der 
gewogene Außenwert der D-Mark gegenüber den wichtigsten Währungen der kapi- 
talistischen Welt um mehr als das 1,3fache gestiegen. Jeder Bundesbürger ist damit 
in die — statistische — Lage versetzt, die wichtigsten Währungen mit einem durch- 
schnittlichen Abschlag von 60% im Vergleich zum Jahr 1950 zu erwerben. Angesichts 
dieser stolzen Zahlen nimmtes nicht Wunder, wenn die Journalisten der »Wirtschafts- 
woche« (10.6.1988) sich mit einem Zitat Joseph A. Schumpeters auf die Schultern 
klopfen: »Nichts sagt so deutlich, aus welchem Holz ein Volk geschnitzt ist, als das, 
was es währungspolitisch tut.« 

In einer kapitalistischen Ordnung ist Arbeit in den beiden Formen als lebendige (die 
Anwendung der Ware Arbeitskraft) und als vergegenständlichte Arbeit (konstantes 
Kapital in der stofflichen Gestalt der Produktionsmittel) die Grundlage für das System 
der gesellschaftlichen Arbeitsteilung; das Geld ist das Medium, mit dem sich über- 
haupt erst die Arbeitsteilung (Kauf und Verkauf von Waren) zu realisieren und — 
erfolgreich oder mißerfolgreich — zu regulieren vermag. Der Markt ist der Ort, auf 
dem der Austausch der Waren erfolgt, und die politische Macht (dienichtnur im Staat 
enthalten ist, sondern sich kapillar in den Orten von Produktion und Reproduktion 
diffundiert) organisiert und reguliert dieses System von gesellschaftlichen Verhält- 
nissen. Nach dem Ende des zweiten Weltkrieges ging es wesentlich darum, das 
gestörte System der Arbeitsteilung zu erneuern, den Marktmechanismus wieder 
herzustellen, eine neue Geldordnung zu schaffen und die politische Macht auf eine 
neue Grundlage zu stellen, nachdem das Nazireich besiegt und zerschlagen war. 
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Die Stunde Null, die keine war 


Die ökonomische Entwicklungsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland ist nur zu 
deuten, wenn man sie — entgegen der deutschen Tradition, in der politische Ökonomie 
immer noch als »Nationalökonomie« betrieben wird - im Kontext des kapitalistischen 
Weltsystems analysiert. Anders als nach dem ersten Weltkrieg wird ja am Ausgang des 
zweiten Weltkrieges unter der nicht mehr zu bestreitenden Hegemonie der USA ein 
Weltsystem errichtet, also der ökonomische Reproduktionsprozeß in allen seinen 
Formen und die politische Organisation von hegemonialer Macht internationalisiert. 
Nach der verhältnismäßig kurzen »Morgenthau-Phase« US-amerikanischer Deutsch- 
landpolitik, in der das Nach-Nazideutschland als ökonomischer und politischer Faktor 
der Nachkriegs-Weltordnung ausgeschaltet werden sollte, fällt die Entscheidung für die 
Integration Westdeutschlands in die sich entwickelnde Arbeitsteilung der westlichen 
Welt. Weltpolitische Konstellationen und die US-amerikanische Strategie des atlanti- 
schen »grand-design« waren die Geburtshelfer dieser Westintegration. Die kapitalisti- 
sche Restauration Westdeutschlands und die Integration in ein US-dominiertes kapita- 
listisches Hegemonialsystem schien das opportune Mittel, um dem Überschwappen 
sozialistischer Transformationsprozesse nach West- und Mitteleuropa Einhalt zu gebie- 
ten. Günstige Marktkonstellationen zusammen mit einer bewußten Anpassungspolitik 
an den Weltmarkt sind die Grundlagen für den langen Aufschwung der westdeutschen 
Wirtschaft und nicht etwa die Entscheidungen für die soziale Marktwirtschaft oder die 
besondere Tüchtigkeit und Arbeitswut der Deutschen, wie so manche Legende heute zu 
erzählen weiß. Die innerökonornischen und innenpolitischen Weichenstellungen wur- 
den bereits kurz nach Kriegsende vorgenommen. 

Nicht zufällig erfolgte die ökonomische Rekonstruktion schneller und eher als die 
politische. Betrachten wir zunächst die Ausgangslage bei den stofflichen Bedingun- 
gen der Produktion. Auf den ersten Blick schien 1945 das ökonomische Potential 
Deutschlands zerstört; viele Städte lagen in Schutt und Asche, das Transportsystem 
war nahezu vollständig zusammengebrochen, die männliche Arbeitsbevölkerung zu 
Millionen entweder im Krieg gefallen oder am Kriegsende gefangengenommen. 
Doch der Eindruck täuschte. Denn durch den Krieg sind auf dem Gebiet der heutigen 
BRD lediglich 17,4 v.H. des Bruttoanlagevermögens (in v.H. von 1936) zerstört wor- 
den, aber im Zeitraum von 1936 bis 1945 real 75,3 v.H. durch Bruttoanlageinvesti- 
tionen hinzugekommen. Rechnet man noch die normalen Abschreibungen (37,2 v.H.) 
ab, dann ist trotz der Kriegszerstörungen der Kapitalstock 1945 um 20,6 v.H. größer 
als 1936. Das hohe Investitionstempo der Nazi-Kriegswirtschaft hat obendrein am 
Ende des Krieges eine Verjüngung und Modernisierung des Anlagevermögens zur 
Folge. Ohne gewerkschaftliche Widerstände einkalkulieren zu müssen, konnte die 
deutsche Industrie die neuesten Methoden der Arbeitsorganisation einführen; sie war 
dazu auch deshalb gezwungen, weil hochqualifizierte Facharbeiter im Krieg fehlten 
und die Fremd- und Zwangsarbeiter nichtnur wenig kosteten, sondern auch die brutal 
durchgesetzte stumpfsinnigste, aber für das Kapital effizienteste Arbeitszerlegung 
hinnehmen mußten. 
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Auch die Bedeutung der Reparationen und Demontagen wird in der Regel über- 
schätzt. Nach den Unterlagen der Interalliterten Reparationsagentur (IARA) kann 
davon ausgegangen werden, daß in der britischen und amerikanischen Zone nicht 
mehr als 3,1 v.H. des in der deutschen Industrie investierten Kapitals (gemessen zum 
Wiederbeschaffungswert) demontiert wurden; lediglich in der französischen Besat- 
zungszone waren die Demontageschäden etwas höher. In der sowjetischen Zone 
lagen sie im Durchschnitt bei etwa 10 v.H.. Trotz der Kriegsverluste war auch das 
Arbeitskräftepotential nach dem zweiten Weltkrieg größer und von der Qualifikation 
her im Schnitt besser als vorher. In den drei Westzonen war die erwerbsfähige Be- 
völkerung von 1939bis 1948 um 11,4 v.H. gewachsen. Hauptgrund für diese Entwick- 
lung war der ständige Zustrom von Flüchtlingen und Zuwanderern aus den ehemali- 
gen Ostgebieten des Deutschen Reiches und der SBZ. Fast die gesamten 50er Jahre 
blieb dieser Zustrom erhalten und sorgte nicht nur für den permanenten Nachschub 
auf dem Arbeitsmarkt sondern auch für einen gehörigen Druck auf die Lohnentwick- 
lung. Für die SBZ und spätere DDR war diese Entwicklung allerdings fatal. Denn sie 
verlor auf diese Weise an die Westzonen und die spätere BRD hochqualifizierte 
Facharbeiter, Techniker und Ärzte. Rechnet man die in deren Qualifikation investier- 
ten Kosten der Ausbildung zusammen, so hatte die DDR bis zum Bau der Mauer am 
13.8.1961 -- wie Fritz Baade herausfand - einen Verlust von ca. 30 Mrd. DM zu tragen, 
der in der BRD unmittelbar als Gewinn zu Buche schlug. 

Produktionsmittel und Arbeitskräfte waren also quantitativ und qualitativ vorhanden, 
als die Nachkriegsära begann. Das Geld des deutschen Reiches allerdings war wert- 
los. Nach innen war das »Reich« infolge der über Schuldverschreibungen und ver- 
schiedenste Wertpapiertypen finanzierten Kriegsausgaben mit mehr als 400 Mrd. 
Reichsmark — etwa 95 Prozent des gesamten Geldvermögens der Privaten -- über- 
schuldet. Dieser Schuldenberg ging einher mit einer Überliquidität des privaten 
Sektors: Im Frühjahr 1947 etwa beträgt das Geldvolumen ca. 173 Mrd. RM, dem ein 
Volkseinkommen von geschätzten 50 Mrd. RM gegenübersteht. Infolge der gleich- 
zeitig geltenden Bewirtschaftungsmaßnahmen und des Preisstopps kann das Mißver- 
hältnis zwischen Güter- und Geldversorgung nicht abgebaut werden. Der monetäre 
Überhang verschafft sich entsprechend Luft in einer Entwertung und dann auch in 
einer »Repudiation«, einer Ablehnung der Reichsmark als Geld: Es beginnt die Zeit 
der »schwarzen« und »grauen Märkte«. Durch nichts kann das schmähliche Ende 
dieses Reiches stärker symbolisiert werden als dadurch, daß an die Stelle der würdi- 
gen Reichsmark, mit dem Inbegriff deutscher Staatsherrlichkeit, dem Reichsadler 
darauf, nun die banale Camel und Pall Mall treten. Ironischerweise hieß eine der 
meistverbreiteten Zigarettenmarken der Nachkriegsära »Gold Dollar«. Vor allem auf 
den »schwarzen Märkten«, auf denen die ausgepowerte Bevölkerung sich die Waren 
für das tagtägliche Überleben zu beschaffen weiß, erfüllen die Zigaretten ihre Funk- 
tion blendend. Sie sind ebenso Wertmaßstab wie Zirkulationsmittel. Selbst die offi- 
zielle deutsch-amerikanische Tauschzentrale in Frankfurt a.M. nimint die Zigaretten 
als Tauschobjekte an und zahit für eine Packung den zweieinhalbfachen Betrag des 
eigentlichen Einkaufspreises. Auch die daraufhin einsetzende Steigerung der Zigaret- 
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tenimporte aus den USA kann den Kurswert dieser Währung nicht beeinträchtigen: 
»Keine Währung der Welt«, so Günter Schmölders, »hat eine derart wirksame, un- 
erbittliche und zuverlässige Geldmengenregulierung aufzuweisen«: Hat das Geld 
seine Zirkulationsfunktion nämlich erfüllt, kann es seinem ultimativen Zweck zuge- 
führt werden; es verglüht beim Genuß der Raucher zu Asche. Auf den »grauen Märk- 
ten«, auf denen die Unternehmen Produktionsmittel, Ersatzteile und Rohstoffe zu 
besorgen versuchen, spielt die Zigarette allerdings keine bedeutende Rolle. Hier 
dominieren Kompensationsgeschäfte, bei denen unter Ausschluß jeglichen Geldes 
Ware gegen Ware getauscht wird. Auf den »grauen Märkten« zeigt es sich, daß die 
Wiederingangsetzung des kapitalistischen Verwertungsprozesses andere monetäre 
Konstellationen verlangt als sie die Zigarettenwährung bereitstellen Kann. 
Bereinigt werden mußten darüber hinaus auch die öffentlichen und privaten Schulden 
gegenüber dem Ausland. Zum Teil handelt es sich dabei um Reparationsschulden aus 
dem Ersten Weltkrieg oder um Anleihen aus den Jahren vor der Weltwirtschaftskrise, 
die den Schuldendienst finanzieren sollten. Bereits im März 1951 hat die neue Bun- 
desregierung erklärt, als Rechtsnachfolgerin des Reiches die alten Schulden prinzi- 
piell anzuerkennen; die Zahlungsfähigkeit der neugegründeten BRD hätte aber nicht 
_ ausgereicht, um ohne gravierende negative Wirkungen auf den kapitalistischen Re- 
produktionsprozeß die externen Schulden in fremder Währung, d.h. in US $ zurück- 
zuzahlen oder zu bedienen. Die Westalliierten stimmten schließlich während der Lon- 
doner Schuldenverhandlungen 1953 einer Halbierung der zu tilgenden Gesamtschul- 
den von 29 auf 15 Mrd. DM zu; darüber hinaus wurden die Rückzahlungszeiträume 
so gestreckt, daß es für die BRD kein Problem werden konnte, die Zahlungen aus den 
laufenden Deviseneinnahmen zu finanzieren. Die ursprünglich bis 1988 laufende Til- 
gungsfrist konnte so wesentlich verkürzt werden. Die Umschuldungsvereinbarung 
mit der BRD war also eine reine success-story; kein Wunder daher, daß sich heute 
viele ihrer erinnern, um Anregungen für die Lösung der Schuldenkrise der Dritten 
Welt zu bekommen. Nur befand sich zu Beginn der 50er Jahre die Weltwirtschaft am 
Anfang einer langen und ungestümen Aufschwungphase und nicht in einer tiefen 
Rezession, und es ging auch nicht um die Lösung der Schuldenkrise von mindestens 
drei Kontinenten, sondern um diejenige eines einzigen Landes. Und dann waren die 
Beträge, um die es ging, im Vergleich zu den über tausend Milliarden Dollar heute 
nachgerade lächerlich gering. 
Als am 20.6.1948 mit der Währungsreform ein neues Geld geschaffen wird, die Deut- 
sche Mark, erscheinen auf einmal Waren in den Schaufenstern, von denen man vorher 
meist gar nicht ahnte, daß sie bereits produziert worden waren. Die Währungsreform 
schuf also das Geld der ein Jahr später gegründeten Bundesrepublik Deutschland. Es 
ist Teil des geschichtlichen Erbes der Bundesrepublik, daß auch die Schaffung des 
neuen Geldes-ureigentlicher Akt nationaler Souveränität— von außen besorgen wird. 
An Vorschlägen zur Währungsreform besteht wahrlich kein Mangel — rund 250 der- 
artiger Pläne, zum großen Teil aus deutschen Federn — sind nachgewiesen. Auch gibt 
es harte Streitigkeiten unter den Allierten über die angemessensten währungspoliti- 
schen Reformen im Nachkriegsdeutschland. Die eigentliche Währungsreform ist 
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dann aber ausschließlich eine US-amerikanische Angelegenheit, an der deutsche Stel- . 
len ebensowenig beteiligt sind wie die anderen alliierten Mächte. Noch während die 
Diskussionen über die Währungsreform laufen, werden seit Oktober 1947 die zukünf- 
tigen D-Mark-Noten bereits in den USA gedruckt und dann in einer logistisch beein- 
druckenden Operation klandestin in die US-amerikanische Enklave Bremerhaven 
verschifft, um schließlich in Frankfurt unter strengsten Sicherheitskontrollen gela- 
gert zu werden. Der klandestine Charakter der »Operation Bird Dog« spielt sich im 
(Nicht-) Design der Geldnoten wider: Auf ihnen ist weder einer der üblichen Cha- 
rakterköpfe verzeichnet noch eine Ausgabestelle oder eine Numerierung. 
Finanztechnisch entsteht die D-Mark — auf der Grundlage des sog. Colm-Dogde- 
Goldsmith-Plans vom Mai 1946 — aus einer bedeutenden Abwertung aller aufReichs- 
mark lautenden Geldvermögen um 93,5 v.H.. Die Realvermögen allerdings, die ja 
noch im Krieg und in der Nachkriegszeit trotz Zerstörungen und Demontagen 
gewachsen waren, wurden effektiv nicht angetastet, auch durch das Gesetz zum 
»Lastenausgleich« nicht. Die alten Besitz- und damit auch gesellschaftlichen Macht- 
verhältnisse wurden gestärkt, indem sie von den ökonomischen Belastungen des 
Dritten Reiches befreit wurden; auch dies ist ein Teil der Befreiung vom Nationalso- 
zialismus. Ohne die alten Schulden, mit neuem Geld ausgestattet, ließ sich prächtig 
akkumulieren. Demkam auch entgegen, daß mit der Währungsreform zwar die Preise 
der Waren freigegeben wurden, aber der Lohnstopp bis in den November 1948 auf- 
rechterhalten blieb. Die Inflation hatten also die Lohnabhängigen zu tragen, während 
die »blaue Blume der sozialen Marktwirtschaft« kräftig erblühen konnte und den 
Unternehmern lukrative Profite bescherte. Erst am 3. November wurde der Lohn- 
stopp aufgehoben; am 12. November organisierten die Gewerkschaften einen 24- 
stündigen Generalstreik gegen die Preistreiberei-übrigens dereinzige Generalstreik, 
der in der deutschen Nachkriegsgeschichte je stattgefunden hat. Wenigstens in der 
ersten Phase kapitalistischer Restauration Kann mithin keine Rede davon sein, daß die 
»Neutralisierung des Lohngesetzes« (Lutz) für das relativ schnelle Akkumulations- 
tempo verantwortlich zeichne. Viel eher hat die administrativ gezogene Lohnober- 
grenze die Profite stimuliert und die Kapitalbildung des privaten Unternehmenssek- 
tors vorangetrieben. 

Ein Jahr nach der Währungsreform wird dann die Bundesrepublik Deutschland 1949 
auch als politische Einheit gegründet; Zug um Zug gehen nun die Attribute der Staat- 
lichkeit und die Medien der Staatsmacht, die bislang bei den Allierten lagen, auf 
deutsche Institutionen über. Der Zusammenbruch, der keiner war, resultiert in einer 
neuen Gesellschaft, in deren Institutionen und Funktionsbedingungen das national- 
sozialistische Erbe aufgehoben ist. Die Kontinuitäten zeigen sich am deutlichsten in 
den Personen; in den wirtschaftlichen wie in den politischen Institutionen und später 


in der Bundeswehr haben die führenden Köpfe ihre erste Karriere bereits in Hitlers 


Drittem Reich gemacht: »Gott erhält die Mächtigen« — wie ein Buchtitel von Kurt 
Pritzkoleit zur personellen Kontinuität treffend formuliert. 

Unverständlich bliebe die »Rekonstruktionsperiode« der Bundesrepublik ohne Be- 
trachtung der Art und Weise, wie die BRD in den Weltmarkt integriert wird. Ange- 
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sichts der weltpolitischen Lage nach dem Beginn des Kalten Krieges 1947 gab es 
wahrscheinlich zur politischen Westintegration der drei westlichen Besatzungs- 
mächte keine Alternative. Doch wenn es eine gegeben hätte, sie wäre wahrscheinlich 
von den inzwischen führenden Kräften kaum ergriffen worden. Der Marshall-Plan 
wurde deshalb von der wieder formierten politischen Klasse in Westdeutschland 
bereitwillig akzeptiert, nachdem von der KPD und von Teilen der SPD daran scharfe 
Kritik geübt worden war. Ökonomisch hat der Plan als Instrument der Wirtschafts- 
ankurbelung keine entscheidende Rolle gespielt. Die von 1949 bis 1952 geleistete 
Hilfe in Höhe von 1,56 Mrd. Dollar übertraf nicht die Hilfeleistungen der US-Armee 
(GAROIA-Lieferungen), die im gteichen Zeitraum 1,62 Mrd. Dollar erreichten. Die 
große Erwartung des Wirtschaftsministers Erhard, mit den Marshall-Plan-Geldern 
die deutsche Kapitalbildung finanzieren zu können und das laufende Sozialprodukt 
ganz der Konsumtion nach den Hungerjahren zur Verfügung zu stellen, erwies sich 
als kleingeistige Illusion. Im Schnitt der Jahre 1949 bis 1952 finanzierten die Mar- 
shall-Plan-Mittel gerade 5,5 Prozent der Bruttoanlageinvestitionen. Lediglich in den 
Engpaßsektoren des Steinkohlebergbaus und der Energieversorgung spielten die 
Mittel des Marshall-Plans und der Gegenwertfonds eine wichtige Rolle: Ihr Finanzie- 
rungsanteil an den Investitionen machte 26,2 Prozent aus. Die Bedeutung des Mar- 
shall-Plans liegt also weniger auf ökonomischem Gebiet als in der politischen West- 
Bindung, die die BRD unauflösbar einging. Er war sozusagen die Honorierung für die 
eindeutige Westorientierung, die die westdeutsche politische Klasse nach den ersten 
Jahren der Unentschiedenheit einschlug. 

Ökonomisch viel wichtiger für Westdeutschland war der Beginn des Koreakriegs im 
Juni 1950. Es ist eine schwarze Ironie der Geschichte, daß der endgültige »take off« 
der westdeutschen Wirtschaft ins Wirtschaftswunder der fünfziger und sechziger 
Jahre durch einen neuen Krieg, durch Tod und Zerstörung auf der koreanischen Halb- 
insel, gestützt wurde. Die plötzlich steigende Nachfrage nach Investitions- und Pro- 
duktionsgütern übte für die westdeutsche Industrie einen Sogeffekt aus, der die 
Wachstumsraten der Produktion in kürzester Frist einen Satz nach oben machen ließ. 
Lag der Index der Industrieproduktion im ersten Vierteljahr 1950 bei 96 (1936=100), 
so am Jahresende schon bei 134. Die weltmarktadäquate Produktionsstruktur und 
freie Kapazitäten machten diesen »Sprung nach vorn« möglich, der auch zur Neuein- 
stellung von rd. 900000 Arbeitern und Angestellten führte. 

Der Weltmarkt hatte sozusagen die westdeutsche Wirtschaft akzeptiert; ihre vom 
Faschismus übernommene Produktionsstruktur und der in dieser Zeit modernisierte 
technische Produktionsapparat erwiesen sich im ersten Nachkriegsaufschwung, dem 
Koreaboom, als außerordentlich wettbewerbsfähig. Das Geld war reformiert, die 
staatliche Macht wiederhergestellt. Die Auseinandersetzungen um die Regulierung 
der Arbeit in Betrieb und Unternehmen wurden 1951 mit dem Mitbestimmungsge- 
setz, das in der Kohle- und Stahlindustrie eine paritätische Repräsentanz der Vertre- 
ter von Arbeitnehmern und Gewerkschaften ermöglichte, und dem Betriebverfas- 
sungsgesetz 1952, das vor allem eine Verpflichtung auf das »Gemeinwohl« enthielt 
($ 49), abgeschlossen. Die von den Gewerkschaften noch auf dem Gründungskon- 


Das Geld einer mittleren Hegemonialmacht = j 13 


greß des DGB im Oktober 1949 in München angemeldeten Neuordnungsvorstellun- 
gen von Wirtschaft und Gesellschaft wurden unter den Exporterfolgen und den da- 
durch induzierten Wachstumsraten der Wirtschaft begraben. Schneller als es jemand 
glauben konnte, der 1945 in den deutschen Großstädten über Trümmerberge kletterte, 
war Westdeutschland »wieder da« — dank der Integration in das hegemoniale System, 
das unter Führung der USA inzwischen entstanden war. 

Insbesondere mit Blick auf die Wechselkursrelationen waren die Integrationsbe- 
dingungen für das bundesdeutsche Kapital günstig. Die nach einer beträchtlichen Ab- 
wertung 1949 bis 1961 geltende Austauschparität von 4,20 DM/ 1 US-Dollar, der im 
Fixkurs-System von Bretton Woods als Weltgeld inthronisiert wurde, machte die bun- 
desdeutschen Waren auf den Weltmärkten höchst konkurrenzfähig. Die DM war un- 
terbewertet, und dadurch wurde der Wettbewerbsvorteil niedriger Lohnkosten - Mitte 
der 50er Jahre lag die BRD im internationalen Vergleich am unteren Ende der Lohn- 
skala der Industrieländer — noch verstärkt. Diese Kombination von Lohnpolitik, ba- 
sierend auf der spezifischen Ausgestaltung des Systems der industriellen Beziehun- 
gen, und Wechselkurspolitik wurde zu einem der Pfeiler der neo-merkantilistischen 
Wirtschaftspolitik der Bundesregierungen bis in die Gegenwart hinein. 

Spätestens 1952 sind alle wichtigen Entscheidungen gefallen, die den Kurs von öko- 
nomischer Entwicklung und politischer Orientierung des westlichen Deutschlands 
bestimmen — im übrigen ebenso wie im östlichen Teil des ehemaligen Reiches. Nach- 
dem 1952 die Deutschland-Note der UdSSR vom Westen abgelehnt und am 17. Ju- 
ni 1953 der Massenstreik in der DDR mit sowjetischen Panzern niedergeschlagen 
worden war, gab es, selbst wenn sie subjektiv ins Auge gefaßt worden wäre, für Ost- 
deutschland auch keine Alternative zur Orientierung; der »reale Sozialismus« begann 
sich zu realisieren. Der reale Kapitalismus im Westen hatte dies gar nicht mehr nötig; 
trotz oder wegen des Nationalsozialismus war er zu Beginn der 50er Jahre so real wie 
nie zuvor. Die Teilung Deutschlands war besiegelt. 


Die Physiognomie der Gesellschaft erschließt sich in der Krise 


Das westdeutsche Kapital nutzte das Erbe, das ihm nachgerade in den Schoß fiel, um 
eine ungestüme Entwicklung in Gang zu setzen. Die Konstellation der sozioöko- 
nomischen Verhältnisse war günstig und blieb günstig bis in die 70er Jahre hinein. Un- 
ternehmer, die der kapitalistischen Rationalität verpflichtet sind, haben es an sich, 
das, was umgangssprachlich »günstig« genannt wird, genau zu definieren: Sie brau- 
chen eine bestimmte Rentabilität oder Profitrate auf das eingesetzte Kapital, um den 
Investitionsprozeß, d.h. die Akkumulation des Kapitals in Gang zu halten. Die Be- 
dingungen dafür waren ganz offensichtlich gegeben. Gestützt wurde die Dynamik 
des Akkumulationsprozesses während der fünfziger Jahre von der staatlichen Wirt- 
schaftspolitik durch ein ganzes Paket von Maßnahmen zur Förderung der unterneh- 
merischen Kapitalbildung und damit der Selbstfinanzierung des Investitionsprozes- 
ses aus den Profiten. Die konzentrationsfördernde Wirkung einer Wirtschaftspolitik, 
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die vorgibt, die »freie«, soziale Marktwirtschaft zu stützen, wird in dieserEpoche zum 
Gegenstand breiter und heftiger Debatten, bevor die Erkenntnis akzeptiert wurde, daß 
kapitalistische Akkumulation ohne Konzentration nicht zu haben ist. Die restriktive 
Haushaltspolitik, die zum sog. »Julius-Turm«, dem Aufbau von Haushaltsüberschüs- 
sen führte, wurde kombiniert mit einer restriktiven Geldpolitik der Deutschen Bun- 
desbank, die der Stabilisierung des Geldwertes Priorität einräumt. Im Rahmen des 
Fixkurssystems von Bretton Woods öffnete sie einer überproportionalen Steigerung 
der Exporte und der Investitionen den Spielraum. 
Zwischen den verschiedenen Bundesregierungen und der Deutschen Bundesbank hat 
sich im Laufe der Entwicklung eine. spezifische, keineswegs immer konfliktfreie Ar- 
beitsteilung eingestellt, bei der die Bundesbank die Aufgabe übernahm, die Stabilität 
des internen Preisniveaus anzustreben und so die internationale Konkurrenzfähigkeit 
des BRD-Kapitals zu sichern. Ins Kreuzfeuer der Kritik geriet die Bundesbank erst- 
mals anläßlich der Krise 1966/67. Seitens des frisch gebildeten Sachverständigen- 
rates wurde der Bundesbank die Verantwortung für die Krise angelastet, weil sie mit 
ihrer prozyklischen, restriktiven Geldpolitik die Abwärtstendenzen noch verstärkt 
habe. 
Bis in die Mitte der siebziger Jahre hinein ist die Entwicklung der westdeutschen 
Ökonomie eine »success story«: Hohe wirtschaftliche Wachstumsraten des BIP sind 
die Grundlage für den großen Verteilungsspielraum, der nicht erst von der Sozialde- 
mokratie sondern vorher bereits von der Christdemokratie genutzt wird, um die ka- 
pitalistische Dynamik sozialstaatlich zu moderieren. Doch von Anfang an weist der 
Prozeß zwei Eigentümlichkeiten auf. Die Daten über die Wirtschaftsentwicklung der 
BRD zeigen, daß erstens das Wachstum zyklisch verläuft und dieses sich zweitens 
tendenziell verlangsamt. Im Verlauf dieses an sich undramatischen Prozesses vollzie- 
hen sich offensichtlich tiefgreifende Veränderungen, die in der strukturellen Massen- 
arbeitslosigkeit seit Mitte der 70er Jahre, der verringerten Investitionsquote, den 
gesunkenen Steigerungsraten der Arbeitsproduktivität und last not least in dem »ten- 
denziellen Fall der Profitrate« zum Ausdruck und Ausbruch kommen. Die Normali- 
tät kapitalistischer Krisen, die während des langen Nachkriegsbooms überwunden 
schien, holt auch die Bundesrepublik Deutschland in den 70er und 80er Jahren ein: 
Es ist eine bestimmte Form des Prozesses gesellschaftlicher Reproduktion (ein be- 
stimmter Regulierungstyp, ein Regime der Akkumulation), die das über eine lange 
Zeitperiode von der unmittelbaren Nachkriegszeit bis zur Mitte der 70er Jahre hi- 
storisch einmalig hohe Wirtschaftswachstum möglich macht. Bestandteile dieser 
Forrn sind sowohl die Regulierung des Verhältnisses von Lohnarbeit und Kapital als 
auch der fiskalische Interventionismus des Staats und die Regulierung des Geldes; die 
ökonomische und politische Weltmarktintegration ebenso wie die Herausbildung 
eines spezifischen Konsummodells; die Implementierung von neuen Technologien 
ebenso wie die Wirksamkeit ideologischer Anrufungen. Krisen haben die Eigen- 
schaft, bestimmte Charakterzüge besonders deutlich hervortreten zu lassen, bevor sie 
die Physiognomie gründlich verändern. Daher kann man die Ingredienzien der be- 
"stimmten Form der gesellschaftlichen Reproduktion und Akkumulation in der Bun- 
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desrepublik Deutschland sehr gut an Ursache und Verlauf der Krise von 1966/67 
untersuchen. 

Allerdings ist eine Präzisierung vorzunehmen: Im Verlauf der kapitalistischen Ent- 
wicklung lassen sich »kleine« konjunkturelle Krisen und »große« gesellschaftliche 
Krisen, die auch auf das politische System und die gesellschaftlichen Grundlagen des 
Konsens übergreifen, unterscheiden. Ganz zweifellos war die Krise von 1966/67 in 
diesem Sinne eine »kleine« konjunkturelle Krise, die keine einschneidenden Ände- 


. rungen der Form der gesellschaftlichen Regulierung des Reproduktionsprozesses 


hervorrief. Im Gegenteil kann heute geurteilt werden, daß diese Krise das ökonomi- 
sche Modell des Nachkriegsdeutschland eher vervollkommnete und »modernisier- 
te«. Daher kann tatsächlich dessen Physiognomie gerade anhand der schlaglichtartig 
konzentrierten Erscheinungen in dieser kurzen Krisenphase von November 1966 bis 
zum Sommer 1967 skizziert werden. 

Ganz anders — dies sei schon hervorgehoben - stellt sich die »große« Krise seit 1974/ 
75 dar. Sie ist nicht nur »Betriebsunfall« eines gerade wegen dieses Malheurs sich als 
reparabel herausstellenden Modells. Auch wenn es Jahre dauerte, bis es den gesell- 
schaftlichen Akteuren zu Bewußtsein gelangte: Die Krise Mitte der 70er Jahre istein 
struktureller Bruch und ihr Resultat ist nicht eine Verbesserung des »alten« Entwick- 
lungsmodells, sondern ein neues, dessen Konstruktionszeichnung auch in den 80er 
Jahren nicht klar ist. Wegen dieses Unterschieds zwischen »kleiner« und »großer« 
Krise istes sinnvoller, die strukturellen Merkmale des westdeutschen Reproduktions- 
modells anhand der Rezession von 1966/67 zu beschreiben, als die vieleinschneiden- 
deren Prozesse der krisenhaften Restrukturierung der 70er Jahre zum Beispiel zu 
wählen. 

Niemand hatte damit gerechnet, daß die westdeutsche Wirtschaft aus den sanften 
Schaukelbewegungen von »Wachstumszyklen« — der klassische Konjunkturzyklus 
war ja Ende der 50er Jahre offiziell für »tot« erklärt worden - in die Turbulenzen einer 
veritablen Krise (wir bedienen uns hier der unter Ökonomen immer schon beliebten 
Sprachbildern aus der Welt der Metereologen) geraten konnte, mit Zusammenbrü- 
chen von Unternehmen, Massenarbeitslosigkeit und einer politischen Krise, die zum 
Sturz des Symbols des »Wirtschaftswunders« Ludwig Erhards führte und an deren 
Ausgang die Große Koalition zwischen Christlichen Demokraten und Sozialdemo- 
kraten verwirklicht war. Die Krise selbst ist einem Komplex von Ursachen geschul- 
det, die insgesamt zu einer Reduzierung der Profitrate des Kapitals bis 1967 führte. 
Zunächst ist dafür das Ausschöpfen der Wachstumsressourcen verantwortlich, die 
»das Ende des Wirtschaftswunders« bewirkt: Arbeitskraft ist knapp geworden und 
auch die Qualifikationsreserven gehen zur Neige, zumal bis in die Mitte der 60er Jahre 
hinein die BRD eine so beschränkte Bildungspolitik durchgeführt hat, daß George 
Picht in einem damals viel beachteten Buch von der »deutschen Bildungskatastro- 
phe« sprechen konnte. Die Knappheit der Arbeitskräfte nach dem Bau der Berliner 
Mauer wurde durch den Import von Gastarbeitern teilweise aufgefangen; allerdings 
konnten die steigenden Löhne dadurch nicht verhindert werden. Jedenfalls macht die 
unbereinigte Nettolohnquote, die während der 50er Jahre unterhalb der 60-Prozent- 
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Marke lag, in der ersten Hälfte der 60er Jahre einen Sprung auf fast 65 v.H. In der 
Industrie steigt die Lohnquote (in Preisen von 1962) von etwa 34 v.H. im Jahre 1950 
über 35,6 v.H. 1958 auf 38,4 v.H. 1966. 

Wie in anderen Ländern ist auch in der BRD um die Frage eine heftige Auseinander- 
setzung geführt worden, ob die Rentabilität des Kapitals wegen der steigenden Löhne 
gesunken ist. Natürlich spielt die Lohnentwicklung eine wichtige Rolle, aber mit Si- 
cherheit nicht die Hauptrolle im Spiel. Vielmehr zeigt es sich, daß die Zuwachsraten 
der (gesamtwirtschaftlichen) Arbeitsproduktivität im Zeitverlauf abflachen, so daß 
bei steigenden Löhnen die Lohnstückkosten zunehmen. In den abnehmenden Zu- 
wachsraten der Produktivität drückt sich der Wechsel in den Wachstumsbedingungen 
der BRD aus: Der sogenannte Struktureffekt, d.h. die Verlagerung der gesamtwirt- 
schaftlichen Produktion auf neue, produktivere Branchen ist in den 50er Jahren sehr 
hoch, er beträgt fast 20 v.H. des Produktivitätszuwachses. In den 60er Jahren geht er 
notwendig zurück, als sich nämlich in der BRD eine weltmarktadäquate Branchen- 
strukturherausgebildethhat. Überdies steigt auch die Kapitalintensität, d.h. der Einsatz 
von Kapital je Arbeitsplatz wird immer größer. In den 50er Jahren konnte noch mit 
geringem Kapitaleinsatz ein großer Produktivitätseffekt erzielt werden. Manchmal 
reichten vergleichsweise geringe Reparaturen, um eine ganze Anlage zum Produzie- 
ren zu bringen. Von 1950 bis 1958 steigt die Kapitalintensität um nur 15,2 v.H., die 
Arbeitsproduktivität aber um 35,3 v.H. Doch bereits Ende der 50er Jahre waren diese 
»schönen Tage von Aranjuez« vorüber. Um die Produktivität zu steigern, mußte Kapi- 
tal in wachsendem Maße investiert werden; von 1958 bis 1966 wird der Kapitalauf- 
wand je Arbeitsplatz im Durchschnitt der Industrie um 63,5 % erhöht. Die Arbeitspro- 
duktivität nimmt zwar mit 47,3 v.H. beträchtlich zu, ihre Steigerung ist aber geringer 
als die der Kapitalintensität. Folge: Die Kapitalproduktivität, die noch in der ersten 
Hälfte der 50er Jahre angestiegen war, fällt und erreicht 1967 mit 65,3 v.H. (Nettopro- 
duktionsvolumen in v.H. des Bruttoanlagevermögens) den tiefsten Wert in der ge- 
samten Entwicklungsphase seit dem Ende des Krieges. Der höclıste Wert, im übri gen, 
wurde 1955 mit 86,5 v.H. erreicht. Der positive Effekt auf die Investitionsnachfrage 
durch die Erhöhung der Kapitalintensität kann diese Tendenz nicht kompensieren. 
Die Kapitalrentabilität (oder Profitrate) ist positiv mit der Kapitalproduktivität und 
negativ mit der Lohnquote korreliert. Wenn erstere fällt und die zweitgenannte steigt, 
dann kann nur ein Rückgang der Rentabilität die Folge sein. So war es auch in der 
BRD. Allerdings leitet nicht jeder Rückgang der Rentabilität eine Akkumulationskri- 
se ein. Ohne Vergleichsgrößen kann keine Höhe der Kapitalrentabilität angeben wer- 
den, bei der »noch« investiert oder »schon« Produktion und Investitionen gedrosselt 
werden. Unter systematischen Aspekten können drei Restriktionen für Investitionen 
bei fallender Kapitalrentabilität festgehalten werden: Die erste in dem Moment, in 
dem die erwartete Rendite der Investitionen niedriger eingeschätzt wird als die zuvor 
erzielte Rentabilität. Der intertemporale Vergleich wird aber kaum Folgen hinsicht- 
lich des Investitionsverhaltens zeitigen, solange die Konkurrenz das einzelne Unter- 
nehmen zwingt, technologisch und marktstrategisch mitzuhalten und den Anschluß 
nicht zu verlieren. Eine zweite, schon wirksamere Restriktion aber ergibt sich, wenn 
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die gesamte Rendite des Kapitals aufgrund zusätzlicher Investitionen fällt, weil bei- 
spielweise mit den zusätzlichen Kapazitäten das Angebot der Waren steigt und die 
Preiserwartungen der Unternehmer enttäuscht werden. Eine dritte Restriktion ist 
schließlich dann gegeben, wenn die Rentabilität auf Realkapital in die Nähe oder gar 
unter den Zinssatz für Geidkapital gerät. Dann kann es sehr viel lukrativer sein, nicht 
produktiv zu investieren, sondern die liquiden Fonds in Geld anzulegen. 

Wenn die Konjunktur sowieso angespannt ist, weil die Unternehmen den Versuch ma- 
chen, mittels Preissteigerungen die fallende Rentabilität auszugleichen und oben- 
drein die Kreditnachfrage steigt, weil bereits die Zirkulation ins Stocken gerät, dann 
reagiert die Zentralbank üblicherweise aus Gründen der Inflationsbekämpfung mit 
einer Politik des knappen Geldes. So auch die Deutsche Bundesbank, die am 27. Mai 
1966 den Diskontsatz von 4 auf 5 Prozent und den Lombardsatz von 5 auf 6,5% 
heraufsetzte. Der Effekt war beabsichtigt und trat auch ein: Die Anlageinvestitionen, 
die 1966 bereits — in konstanten Preisen gemessen -— stagnierten, gingen 1967 um 7,4 
Prozent zurück. Die Dynamik des Wirtschaftswunders war gebrochen, zum ersten 
Mal seit 1950 stieg die Arbeitslosigkeit, die bis dahin stetig von etwa 2 Millionen auf 
knapp 150000 zurückgegangen war, und zwar auf über 600000 während des Höhe- 
punkts der Rezession im März 1967. 

Um die Frage, ob die Talfahrt der westdeutschen Wirtschaft 1966/67 durch die Bun- 
desbank willkürlich herbeigeführt worden sei, hat es eine langandauernde Debatte 
gegeben. Tatsächlich hatte der damalige Bundesbankpräsident Blessing die Rezes- 
sion für heilsam erktärt, da die Leistungsfähigkeit steige, wenn ein Arbeitsloser nicht 
an »jeder Ecke« sogleich einen neuen Arbeitsplatz finde. Doch hieße es wohl die 
Autonomie der Zentralbank gegenüber der kapitalistischen Krisendynamik zu über- 
schätzen, wenn man ihr ankreidet, die Krise »gemacht« zu haben. Die Zinsentwick- 
lung folgt nämlich selbst einer spezifischen Konjunktur, ob die Zentralbank eingreift 
oder nicht: Die Zinsen steigen im Boom schon allein wegen der Preissteigerungen an 
und sie erreichen infolge hoher Kreditnachfrage gerade dann einen Höhepunkt, wenn 
der Boom abzubrechen droht. Im Verlauf der Rezession gehen dann Preise und Kre- 
ditnachfrage zurück, so daß die Zinsen sinken. Dies ist eine Vorbedingung für die 
Belebung der Konjunktur. 

Ebenso unerwartet und plötzlich wie die Krise »hereingebrochen« war, wurde sie 
überwunden. Die Produktivität konnte so schnell und nachhaltig angehoben werden, 
daß der gerade ein Jahr zuvor eingesetzte »Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung« von einem »Produktivitätswunder« sprechen 
konnte. Ähnlich wie in Italien nach der Krise 1963 konnten die Unternehmen eine 
Steigerung der Produktivität durch »Rationalisierung ohne Investitionen«, d.h auf 
Kosten der Arbeiter durch Steigerung der Arbeitsintensität, erzielen. Denn die Fluk- 
tuation ging zurück, der Krankenstand wurde abgebaut, die Arbeitsdiziplin verbesser- 
te sich, die Mobilitätsbereitschaft war größer als zuvor. Außerdem stieg die Kapazi- 
tätsauslastung, durch Mehrschichtbetrieb wurde die Arbeitszeit ausgedehnt und die 
Kosten des konstanten Kapitals wurde so gesenkt. Wie in einer Rezession üblich, 
nahm die Konzentration des Kapitals deutlich zu. Die Lohnentwicklung wurde durch 
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langfristige Tarifverträge, denen die Gewerkschaften 1967 zustimmten, und durchdie 
»Konzertierte Aktion«, die mit der Großen Koalition eingerichtet wurde, angehalten. 
Alles also Faktoren, die in den nächsten Jahren zu einem Anstieg der Arbeits- und 
Kapitalproduktivität führten und die Kapitalrentabilität wieder erhöhten. Auch die 
Investitionen nehmen allmählich wieder zu, so daß in sehr kurzer Frist bis 1969 die 
Arbeitslosigkeit beseitigt war. In den Jahren von 1968 bis 1974, mit einer kurzen 
Unterbrechung im Jahre 1971, erlebte die BRD ihren zweiten Frühling, mit hohen 
Wachstumsraten des Sozialprodukts, Vollbeschäftigung und einem für Reformen, die 
die sozialliberale Koalition von Kanzler Brandt angekündigt hatte, beträchtlichen 
Verteilungsspielraum. Die Krise von 1967 war überwunden und mehr noch: Weil sie 
so schnell überwunden werden konnte, war die Welt in noch stärkerem Maße davon 
überzeugt, daß eine Krise, wenn sie schon eintritt, durch entsprechende wirtschafts- 
politische Maßnahmen schnell durchquert werden könne. 

In der Krise zeigt sich die Physiognomie einer Gesellschaft. Das gilt auch für die 
BRD. Betrachten wir zunächst die internen, national-gesellschaftlichen Charakter- 
züge. 

Erstens erweist sich die Regulierung des Systems der gesellschaftlichen Arbeit als 
höchst erfolgreich für die »neomerkantilistische« Strategie des westdeutschen Kapi- 
tals auf dem Weltmarkt. Denn während der fünfziger Jahre bleiben die Lohnstück- 
kosten infolge des relativ niedrigen Lohnniveaus am unteren Ende der internationa- 
len Vergleichsskala und rücken bis 1967 nur zögerlich nach oben. Dadurch und durch 
die im System fixierter Wechselkurse der Bretton Woods-Ära unterbewertete D-Mark 
war es möglich, auf den Weltmärkten eine starke Konkurrenzposition aufzubauen. 
Noch zu Beginn der fünziger Jahre verfolgten die Gewerkschaften eine Stategie »ag- 
gressiver« und dann »expansiver Lohnpolitik«, die — theoretisch an den Unterkon- 
sumtionstheorien der späten zwanziger Jahre anknüpfend — vom führenden Gewerk- 
schaftstheoretiker dieser Zeit, von Viktor Agartz begründet worden ist. Doch in der 
zweiten Hälfte der fünfziger Jahre war mit dem Konzept die Theorie, und mit der 
Theorie auch der Theoretiker abgemeldet: In der durch einen heftigen Antikommu- 
nismus gekennzeichneten Adenauer-Ära genügte es, Agartz der Zusammenarbeit mit 
der DDR zu verdächtigen, um ihn aus allen gewerkschaftlichen Funktionen zu ver- 
drängen und sogar vor das Bundesverfassungsgericht mit dem Vorwurf des Landes- 
verrats zu bringen. Es war dies die Zeit, in der im August 1956 die Kommunistische 
Partei für verfassungswidrig erklärt wurde, in der die CDU bei den Wahlen 1957 eine 
absolute Mehrheit errang, in der die SPD ihren Godesberger Programmparteitag von 
1959 vorbereitete. Nach anfänglichen Widerständen und Versuchen der Neuordnung 
von Wirtschaft und Gesellschaft hatte sich also am Ende der fünfziger Jahre ein Ba- 
siskonsens herausgebildet, der materiell durch den »trade off« zwischen einer Politik 
der Beseitigung der Arbeitslosigkeit, steigender Löhne und Sozialleistungen und 
wirtschaftsfriedlichem Verhalten der Gewerkschaften abgesichert war. 

Warum aber bekam dieses Verhältnis in der Krise von 1966/67, als die ökonomische 
»Gegenleistung« für die transformistische Integration ausblieb, keinen Bruch? Die 
Antwort auf die Frage gibt die Art und Weise der Krisenüberwindung selbst. Pa- 
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radoxerweise, und im Gegensatz zu allen kurzschlüssigen Kriseninterpretationen, 
stärkte die Krise noch das gerade in der Arbeiterklasse verwurzelte Grundverständ- 
nis, daß der moderne Kapitalismus schon funktionieren würde, wenn nurder Staat mit 
geeigneten wirtschaftspolitischen Maßnahmen antizyklisch in die Ökonomie interve- 
niere. Der Glaube an die politische Machbarkeit ökonomischen Wachstums wurde 
durch den Erfolg einer schnellen Ankurbelung der Konjuktur mit dem neuen Instru- 
mentarium des Ende 1966 von der Großen Koalition verabschiedeten »Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetzes« unterstützt. Wie später während der »Ölkrise« 1974/75 
wurden »Fehler« wirtschaftspolitischer Instanzen für den Eintrittder Krise ursächlich 
verantwortlich gemacht. 1967 wurde es zum gängigen Argument, der Bundesbank 
mitihrer Hochzinspolitik die alleinige Schuld zuzuweisen. Fehler kann man korrigie- 
ren; und 1967 schien die politische Korrektur tatsächlich erfolgreich zu sein. Die 
Wachstumsrate des BIP, die 1967 bei -O,1 Prozent lag, schnellte 1968 auf 5,9 % und 
1969 gar auf 7,5 % hoch. Die Arbeitslosigkeit ging ebenso schnell auf den sehr nied- 
rigen Stand der Vorkrisenjahre zurück. Da die Gewerkschaften sich 1967 angesichts 
der ungewohnten Arbeitsmarktlage auf sehr langfristige Tarifverträge eingelassen 
hatten, ging der Lohnanteil am Volkseinkommen zurück, während der Anteil der Pro- 
fiteinkommen entsprechend zunahm. Die Kapitalrentabilität stieg kurzfristig auf das 
Niveau der zweiten Hälfte der 50er Jahre. 

Zweitens. Der durch die retardierende Lohnentwicklung bedingte Nachfrageausfall 
wurde allerdings durch die rasante Steigerung der Exporte mehr als wettgemacht. 
Dies ist das zweite Charakteristikum der westdeutschen Ökonomie: Bei allen kon- 
junkturellen Abschwüngen provozieren mit einer gewissen Zeitverzögerung die Ex- 
portsteigerungen den nachfolgenden Inlandsboom. Dieser Mechanismus Konnte aber 
nur aufgrund von zwei wesentlichen Voraussetzungen funktionieren: Erstens war die 
Branchen- und Produktstruktur der BRD den Nachfrageverhältnissen auf dem Welt- 
marktangemessen. Während des langen internationalen Aufschwungs wurden haupt- 
sächlich Investitions- und Produktionsgüter benötigt, bei denen die westdeutsche 
Industrie außerordentlich kompetitiv war und ist. Der Maschinenbau beispielsweise 
steigerte seinen Exportanteil an der Produktion bis 1982 auf 45,3 v.H. im Durch- 
schnitt. Auch im Straßenfahrzeugbau, der Industriezweig, der das wichtigste Produkt 
des langen Nachkriegszyklus herstellt, das Automobil nämlich, gehört inzwischen die 
BRD zu den führenden Lieferanten auf dem Weltmarkt; der Exportanteil der Produk- 
tion liegt bei 47,4 v.H.. Selbst als der Aufschwung in den 70er Jahren zur Neige geht, 
kann die westdeutsche Industrie noch Exporterfolge erzielen: Beim Übergang von 
Produkt- zu Prozeßinnovationen,d.h. von vorwiegend Erweiterungs- zu Rationalisie- 
rungsinvestitionen, sind vor allem der westdeutsche Maschinenbau, die elektrotech- 
nische und elektronische Industrie wichtige Anbieter von Produkten, mit denen die 
Rationalisierungsabsichten der Unternehmen im harten Wettlauf um Kostensenkun- 
gen weltweit realisiert werden können. 

Der zweite Grund für die erfolgreiche Wirkung des Exportmultiplikators in der BRD 
ist die Ungleichzeitigkeit der Entwicklung in den verschiedenen Regionen des Welt- 
markts. Bis Mitte der 70er Jahre verlaufen die konjunkturellen Zyklen in den kapi- 
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talistischen Staaten asynchron — wenn auch innerhalb Europas weniger als zwischen 
den USA, Japan und Westeuropa insgesamt, so daß eine nationale Rezession durch 
Anpassung an die relativ (im Vergleich zu den anderen Komponenten der Endnach- 
frage) steigende Auslandsnachfrage jedenfalls von der Realisierungsseite her über- 
wunden werden kann. Erst Mitte der 70er Jahre geraten alle wichtigen kapitalistischen 
Nationen gleichzeitig in die Krise-ein Anzeichen dafür, daß nur knapp 30 Jahre nach 
Kriegsende der Weltmarkt in all seinen Formen, als Weltmarkt für Waren, für produk- 
tives Kapital und für Kredit, wirklich hergestellt ist. Mit anderen Worten: Die west- 
deutsche Wirtschaft konnte paradoxerweise davon profitieren, daß der Weltmarkt ın 
den 50er und 60er Jahren nicht für-alle Formen des Kapitals realisiert war. 

Die Vereinheitlichungs- und Angleichungstendenzen werden, wie das Theorem der 
komparativen Kosten zeigt, beim Warenaustausch nicht befördert, da ja gerade der 
komparative Unterschied bei der Produktion von Waren den Wohlfahrtsgewinn des 
Welthandels erzeugt. Aber die in den 60er Jahren nach der Herstellung der Wäh- 
rungskonvertibilität verstärkte Durchdringung Westeuropas mit US-amerikanischen 
Direktinvestitionen verlangt von den Unternehmen in der Bundesrepublik technolo- 
gische und arbeitsorganisatorische Anstrengungen, die, wie in anderen Ländern mit 
gewisser Zeitverzögerung auch, zu einer tendenziellen Angleichung der Produktions- 
technologien und -methoden an das entwickeltste Land, die USA, führt. Man erinnert 
sich noch gut an die Debatte um den »defi americain« Mitte der 60er Jahre-undeben- 
sogut daran, daß wenige Jahre später nach dem Zusammenbruch des Bretton Woods- 
Systems 1971 davon keine Rede mehr war. 

Die wirksamsten Angleichungstendenzen in der kapitalistischen Weltwirtschaft aber 
werden durch die in den 60er Jahren beginnende und in den 70er Jahren beschleunigte 
Internationalisierung des Kredits (des zinstragenden Kapitals) in Gang gesetzt. Ange- 
sichts der fast vollkommenen Mobilität des Kapitals in Geldform werden die Ungleich- 
mäßigkeiten und Ungleichzeitigkeiten der Verwertung in verschiedenen Ländern aus- 
genutzt und dabei tendenziell beseitigt. Die Produktionsmethoden werden immer ähn- 
licher, die Konsummuster international weitgehend standardisiert, die Lebensformen 
der Menschen angeglichen. Auch die Rezessionen und Krisen verallgemeinern sich 
jetzt; sie bleiben nicht national begrenzt, sondern werden zu Rezessionen oder Krisen 
des Weltmarktes insgesamt. Für die Bundesrepublik jedenfalls war die Krisenlösung 
noch 1967 ein erfolgreich durchexerziertes Beispiel für die Erzeugung eines Inlands- 
booms durch eine Exportoffensive bei expandierendem Weltmarkt. In den 70er Jahren 
wird von Präsident Carter die »Lokombotivtheorie« bemüht, um von der BRD eine ex- 
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in Gang gebracht werden soll. Da das Konjunkturgefälle nicht mehr existiert, soll es 
eben durch politische Anstrengungen erzeugt werden. Die Theorie bleibt blaß und grau 
-und als zu Beginn der 80er Jahre die »Union de la gauche« in Frankreich ein Expan- 
sionsprogramm auflegt, da geht diese Strategie auf Kosten der französischen Währung, 
als nämlich die westdeutschen Exporteure von der unerhofften Nachfragesteigerung 
des Nachbarn profitieren und damit zum Scheitern des einzigen Versuchs eines natio- 
nalstaatlichen Keynesianismus seit Ausbruch der strukturellen Krise beitrugen. 
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Drittens gelingen die Exportoffensiven der westdeutschen Unternehmen nicht zuletzt 
wegen der strukturellen Unterbewertung der DM im Vergleich zu den anderen Wäh- 
rungen. Dieser Sachverhalt ist für die dynamischen Zuwachsraten westdeutscher Ex- 
porte in den 50er Jahren mitverantwortlich. Nach Herstellung der Währungskon- 
vertibilität Ende der 50er Jahre aber wird er zu einem Faktor der Destabilisierung der 
Devisenmärkte. Die Konvertibilität eröffnet ja dem privaten zinstragenden Kapital 
die freie Bewegung über die Grenzen und daher die Ausnutzung von Renditedifferen- 
zen und erwarteten Veränderungen der Wechselkursrelationen. Die DM wird wegen 
der überschüssigen Handelsbilanz. zu einer gefragten Währung, andere Währungen 
geraten spiegelbildlich dazu unter Abwertungsdruck, insbesondere das Pfund Ster- 
ling, der französische Franc und später auch die Leitwährung Dollar. Die trans- und 
internationalen Geldkapitalbewegungen werden in den 60er Jahren immer heftiger 
und entziehen sich mehr und mehr der politischen Regulierung. Dies wäre nicht be- 
deutsam, folgten private Geldkapitalbewegungen der gleichen Logik wie die von den 
Zentralbanken eingesetzte offizielle Liquidität. Bis in die 70er Jahre ist die DM 
unterbewertetund wegen der daher naheliegenden Aufwertungserwartung wird sie zu 
einer beliebien Anlagewährung; die DM wird in Westeuropa hegemoniale Währung 
und global eine Reservewährung neben dem US-Dollar. 


»Modell Deutschland« - Der Tagtraum von der modernisierten Ökonomie 


Das neo-merkantilistische Exportmodell der Bundesrepublik Deutschland, gestützt 
auf disziplinierte Lohnpolitik, eine unterbewertete Währung und eine an die Welt- 
marktnachfrage bestens angepaßte Produktpalette, geriet an selbsterrichtete Grenzen. 
Diese kündigten sich nicht nur mit destabilisierenden internationalen Finanzströmen 
an, die jede nationalstaatliche keynesianische Politik verunmöglichten — daher auch 
die Passage vom Keynesianismus zum Monetarismus zu Beginn der 70er Jahre, son- 
dern auch mit einer zumindest partiellen Erosion der Lohndisziplin und der Aufwer- 
tung der DM noch im System fixierter Kurse und erst recht nach Freigabe der Wech- 
selkurse 1971 und 1973. 

Die Lohndisziplin erhielt einen Schlag im Herbst 1969, als die Arbeiter in vielen 
Betrieben in spontane Streiks traten. Die Erschütterungen des Mai 1968 in Frankreich 
und des »autunno caldo« in Iralien waren also auch in der sozial stabilen BRD noch 
bemerkbar. Für die Gewerkschaften waren die spontanen Arbeitsniederlegungen ein 
Schock, auf den sie mit heftigen Lohnforderungen für die kommende Tarifrunde rea- 
gierten. 1970 jedenfalls wurde das Jahr mit den höchsten Geld- und Reallohnsteige- 
rungen in der Geschichte der Bundesrepublik. 

Die Unterbewertung der DM wurde schon im Rahmen des Systems fixierter Wechsel- 
kurse durch eine Miniaufwertung 1961 und mehrere Aufwertungen der DM (bzw. Ab- 
wertungen der britischen und französischen Währungen) seit 1966 partiell korrigiert. 
Während der »Schlange im Tunnel«, d.h. dem Floating europäischer Währungen bei 
fixieriem Dollarkurs nach dem Zusammenbruch des Systems von Bretton Woods, 
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war der Aufwertungsdruck schon so stark, daß nach der Freigabe der Kurse im März 
1973 die DM bis zum Juli 1973 eine Aufwertung gegenüber den anderen Währungen 
von im Durchschnitt mehr als 20 vH erfuhr. Das Ende des Weltwährungssystems von 
Bretton Woods hat das wirtschaftspolitische Gewicht der Bundesbank gesteigert. Mit 
der Aufhebung der Pflicht zum Ankauf von Dollars zu festen Kursen wurde der Spiel- 
raum der Bundesbank ausgeweitet, insbesondere waren jetzt die Möglichkeiten der 
Steuerung der Zentralbankgeldmenge gestiegen. Als erste Notenbank der Welt gab 
die Bundesbank öffentlich Geldmengenziele vor und bekannte sich damit zur Ver- 
fechterin eines monetaristischen Politikkonzepts. Der Anti-Inflationstrategie wurde 
mit dem Wechselkursinstrument eine bessere Grundlage, als sie bei fixierten Kursen 
existierte, verschafft. War nämlich bislang die Festsetzung der Wechselkurse Sache 
der offiziellen Verlautbarungen von Regierungen im Rahmen des IWF gewesen und 
beschränkte sich - nach dem Bundesbankgesetz — das Instrumentarium der Bundes- 
bank auf die Geldpolitik, so änderte sich mit dem Übergang zum Floating die Situa- 
tion. Den Wechselkurs bestimmen jetzt in erster Linie die privaten Akteure der De- 
visenmärkte, dann aber auch die Zins- und Geldpolitiken der Zentralbanken. Mit der 
Verlagerung der Kompetenz, den Wechselkurs zu beeinflussen, auf die Bundesbank, 
wurde diese zu einer zentralen Schaltgröße der Wirtschaftspolitik. Das strikte Verfol- 
gen des (Preis-) Stabilitätsziels setzt seither jeder beschäftigungsorientierten Politik 
eine Grenze. Der neue Spielraum wurde von der Bundesbank im übrigen auch umge- 
hend genutzt. Die von der OPEC durchgesetzten Preiserhöhungen für Rohöl wurden 
von der Bundesbank als gestiegene Ansprüche an das Sozialprodukt interpretiert, die 
nur durch einen Einkommensverzicht interner ökonomischer Akteure befriedigt wer- 
den könnten. Ab Sommer 1973 leitete sie eine drastische Verknappung der Geldmen- 
ge und eine Erhöhung der Leitzinsen ein, die den Kreditschöpfungsspielraum des 
privaten Bankensystems einengten — eine klassisch prozyklische Medizin, die den 
Lohnerhöhungsspielraum der Gewerkschaften einschränkte, allerdings auch dazu 
beitrug, die Inflationsrate im internationalen Vergleich auf ein sehr niedriges Niveau 
zu senken. 
Die Aufwertung der Währung ist während der gesamten siebziger Jahre ein Beleg 
dafür, daß die westdeutsche Wirtschaft im Vergleich zuden anderen Ökonomien in der 
Weltwirtschaft noch gut mit der Krise zurechtkommt. Im Gegensatz zu den unmit- 
telbaren Erwartungen resultiert die Aufwertung noch nicht einmal in einer für die 
Konkurrenzposition auf heiß umkämpften Exportmärkten nachteiligen Verteuerung 
der Exportprodukte. Denn inzwischen haben sich sowohl aufdem Weltmarkt als auch 
in der westdeutschen Gesellschaft selbst einige wichtige Strukturveränderungen er- 
geben: Die Steigerung des Erdölpreises führt zu einer Verteuerung der Inputpreise ge- 
rade in den entwickelten kapitalistischen Ländern, die in den Jahrzehnten zuvor einen 
höchstgradig energieintensiven Wachstumstyp realisiert haben. In dieser Situation 
jedoch kommt die BRD gerade wegen der Aufwertung der Währung gegenüber dem 
US-Dollar, mit dem dieser Rohstoff fakturiert wird, gut weg; die Preissteigerung des 
Erdöls wird zu einem Teil über den Wechselkurs abgefangen. Zeitweise sinkt sogar 
der reale Erdölimportpreis für die BRD. Dadurch können die inflationistischen An- 
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stöße abgefedert werden, die in konkurrierenden Ländern in dieser Phase zweistelli- 
ge Inflationsraten zur Folgehaben. Mitanderen Worten: Ein Ereignis, das für die mei- 


. sten Länder ein krisenverschärfender Schock ist, wird in der BRD aufgrund der- von 


der Bundesbank unterstützten - Aufwertung der Währung gegenüber dem US-Dollar 
noch in eine Ressource des heftiger gewordenen Konkurrenzkampfes gewendet. 
Allerdings setzt dies im Innern der Gesellschaft Stabilität voraus, soziale Beziehun- 
gen also, die sich der Exportorientierung unter den neuen Bedingungen des stag- 
nierenden Weltmarkts, gestiegener Erdölpreise und einer bedeutsam aufgewerteten 
Währung anpassen. Das »Modell Deutschland«, 1976 als Wahlkampfparole der 
Schmidt-Regierung erfolgreich propagiert, stellt sich nach dem kleinen »Schock« am 
Ende der sechziger Jahre (Studentenbewegung, spontane Streiks) als wirkungsvoller 
Mechanismus der innergesellschaftlichen Anpassung an geänderte Weltmarktkon- 
stellationen heraus. Es ist die Faszination, die eine sozial stabile Gesellschaft in der 
ökonomischen Krise ausübt, die in den Sozialwissenschaften nun den Boom der Kor- 
poratismus-Forschung entfacht: Obwohl die »Konzertierte Aktion« von Staat, Unter- 
nehmerverbänden und Gewerkschaften nicht wie von den Initiatoren gewünscht 
funktioniertund von den Gewerkschaften aufgrund des Unternehmerverhaltens in der 
Frage eines neuen Mitbestimmungsgesetzes 1976 aufgekündigt wird, entsteht in der 
Krise trotz oder sogar wegen der strukturellen Arbeitslosigkeitein stabiler Sozialpakt. 
Dieser macht es möglich, daß Branchenkrisen und produktionstechnologische Um- 
stellungen weitgehend konfliktfrei bewältigt werden können. Diejenigen, die aus 
dem Beschäftigungssystem herausfallen und marginalisiert werden, bekommen die- 
ses »Schicksal« mit monetären Abfindungen zunächst »versüßt«: massenhafte Ent- 
lassungen und Betriebsstillegungen werden in der Regel mit Sozialplänen abgefedert. 
Das sozialdemokratische Projekt des »Modell Deutschland« ist von der Reformära 
der Brandt-Regierung nach 1969 in vieler Hinsicht zu unterscheiden. Es werden nun 
nichtmehr die Gratifikationen des ungestümen Wachstums gerechter verteilt und lang 
aufgeschobene Reformprojekte in Angriff genommen. Vielmehr wird der Versuch ge- 
macht, durch »Modernisierung der Volkswirtschaft« strukturpolitisch Bedingungen 
für einen erneuten Wachstumsschub zu erzeugen. Die Schäden, die Kosten und Lei- 
den der Modernisierung im Sinne einer effizienten Anpassung an die Erfordernisse 
der Weltmarktkonkurrenz werden monetarisiert, die Betroffenen und oppositionellen 
Interessen mit Abfindungen pazifiziert. Insofern ist das »korporatistische« Modell 
der BRD »inkludent«. Wo diese Pazifizierung nicht gelingen kann, istes »exkludent«. 
Da setzt in diesen Jahren der korporatistischen Modernisierung die Repression ein; 
auf die Berufsverbote der Brandt-Ära nach dem Januar 1972 folgt der »deutsche 
Herbst« des Jahres 1977. 


Am Ende des langen Nachkriegszyklus: Die große Krise 


Das »Modell Deutschland« ist nicht für die Ewigkeit gezimmert; es stößt an eine 
Schranke, als ab 1979 — verstärkt durch die Preissteigerungen der zweiten »Ölkrise« 
— die Weltkonjunktur erneut abbricht. Wenig später bringt ein nach dem Zweiten 
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Weltkrieg außerordentliches Ereignis zu Bewußtsein, daß nicht nur die Währungsbe- 
ziehungen sondeın auch die globalen Kreditbeziehungen prekär sind: Mexico kann 
im August 1982 seine Schulden nicht mehr bedienen und Brasilien gerät im Novem- 
ber desselben Jahres in die gleiche Lage. Dies ist die Ouvertüre zur Verschuldungs- 
krise der Dritten Welt. Die Kreditgeber werden nun gezwungen, ihr Risiko neu zu 
kalkulieren und folglich erhöhen sich die Zinsen beträchtlich. Diese Tendenz wird 
durch die Politik der USA befördert: Um den Absturz des Dollars von seinem Podest 
als Weltgeld zu verhindern, werden auch die Leitzinsen in den USA drastisch an- 
gehoben. Die Weltmarktkrise der 70er Jahre tritt zu Beginn der 80er Jahre eine neue 
Etappe an. Es wird nun eine doppelte »Entkoppelung« ökonomisch wirksam: Die 
Entkoppelung von Wachstum und Beschäftigung einerseits und die Entkoppelung 
von realer und monetärer Akkumulation andererseits. 
Anders als in den Jahrzehnten zuvor werden seit Beginn der 70er Jahre in der BRD 
die Steigerungen der Arbeitsproduktivität (im Durchschnitt der Jahre 1974-83 2,9 
Prozent) nicht mehr durch entsprechende Wachstumsraten des Output (im gleichen 
Zeitraum 1,8 Prozent per Jahr) wettgemacht, so daß die produktivitätsbedingten 
Freisetzungen von Arbeitskräften nicht mehr kompensiert werden. Strukturelle Ar- 
beitslosigkeit ist die Folge. In der BRD überschreitet die Arbeitsiosigkeit Mitte der 
siebziger Jahre wieder die Millionengrenze, und seit Anfang der achtziger Jahre 
werden regelmäßig mehr als zwei Millionen Arbeitslose gezählt. Dem »trade off« 
zwischen sozialem Frieden und sicheren Arbeitsplätzen (im Sinne von Willy Brandt, 
der 1969 sagte, daß zwar niemand einen garantierten Anspruch auf seinen, wohl aber 
auf einen Arbeitsplatz habe) wird durch die ökonomische Entwicklung der materielle 
Boden entzogen. Und dennoch kommt es nicht zu einer Untergrabung der Legitima- 
tionsgrundlage des Systems. Das haben sich selbst die Legitimationstheoretiker aus 
der Frankfurter Schule nicht vorstellen können, sind sie doch immer davon ausgegan- 
gen, daß der spätkapitalistische Staat Massenarbeitslosigkeit vermeiden könne und 
müsse, auch um den Preis der 'Transformierung der ökonomischen in die Legitima- 
tionskrise, der der Staat mit den ihm eigenen Ressourcen besser beikommen können 
als eben der Massenarbeitslosigkeit. 
Es handelt sich Mitte der siebziger Jahre nicht mehr — wie noch 1966/67 — um eine 
Anpassungskrise, die auf die ökonomische Sphäre beschränkt werden kann, sondern 
um einen strukturellen Bruch, der sich ökonomisch in der »doppelten Entkoppelung« 
manifestiert und gleichzeitig weitreichende soziale, politische und ideologische Fol- 
gen zeitigt. Wie stark die ökonomischen Zwänge dieser Krise auf die Politik wirkten, 
läßt sich an den Maßnahmen der Regierung Schmidt demonstrieren: Unmittelbar 
nach dem Ausbruch der Krise wurde diese ganz im Paradigma der »Olkrise«, an der 
die »Ölscheichs« schuld seien, interpretiert. Das kapitalistische System schien »ge- 
sund«, nur die »exogenen« Schocks haben es zum Vibrieren gebracht. Die neoliberal/ 
neoklassisch/monetaristisch argumentierenden Wirtschaftswissenschaftler und -po- 
litiker konnten sich sowieso nicht vorstellen, daß die »Marktwirtschaft« aus sich 
heraus, also endogen, Krisen erzeugen sollte. Es kam nach deren Argumentations- 
figur alles darauf an, die marktwirtschaftliche Verarbeitungskapazität exogener 
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Schocks zu erhöhen, im wesentlichen durch eine Verbesserung der Parameter, die die 
Investitionsentscheidungen bestimmten; der Gewinne also. So weit war damals die 
Politik aber noch nicht. Daher wurde 1974/75 der Versuch gemacht, auf die Investi- 
tionsschwäche mit einem Investitionsprogramm (1974) zu reagieren, das ganz von 
den Erfahrungen von 1967 her konzipiert war: Eine staatliche Investitionssubvention 
sollte den Investitionsprozeß in Gang bringen. Aus den dann resultierenden Steige- 
rungen der Einkommen und den damit einhergehenden Steuermehreinnahmen hoffte 
man, das Investitionsprogramm refinarızieren zu können. Doch die keynesianische 
Rechnung war ohne den Wirt der kapitalistischen Marktkräfte gemacht: Die Unter- 
nehmer nahmen die Investitionssubventionen gern mit, indem sie Investitionen vor- 
zogen, die sie sowieso hätten realisieren müssen. Aber sie schufen keine neuen Ar- 
beitsplätze, weil auch damals schon die neuen Investitionen vor allem der Rationali- 
sierung dienten. Der Effekt dieses Programms war also nicht nur gleich Null, sondern 
kläglich negativ. Im Sommer 1975 schwenkte die Schmidt-Regierung auf Austerity- 
Kurs ein und legte das Haushaltsstrukturgesetz vor, das wesentliche Einsparungen im 
Sozialetat verfügte. Das Richtfest zum Umbau des Sozialstaats durch selektiven Ab- 
bau war gefeiert; der Umbau geht bis in die unmittelbare Gegenwart nach stetig wech- 
selnden Plänen weiter. Der umbaute Raum, d.h. der Bereich des Sozialstaats, wird 
dabei kleiner und kleiner. 
Die Austerity-Politik in der BRD beginnt also keineswegs erst mit der »Wende« zur 
Regierung Kohl, sondern bereits ein Jahr nach dem Regierungswechsel von Brandt 
zu Schmidt. Freilich konnte auch mit einem staatlich vermittelten Druck auf die 
Transfer- und Masseneinkommen keine Lösung für die Strukturprobleme gefunden 
werden. Der Grund: Auf Problerne der großen Krisen kann sinnvollerweise nicht mit 
Maßnahmen geantwortet werden, die allenfalls der »kleinen Krise« des keynesiani- 
schen Regulierungstyps angemessen sind. In gewisser Hinsicht am (markt-) radikal- 
sten wurde diese Einsicht von der Bundesbank vertreten, die aus ihrer Ablehnung 
kurzfristiger keynesianischer Konjunkturprogramme keinen Hehl machte und eisern 
auf einer Politik der »Reprivatisierung des Beschäftigungsrisikos« beharrte, die sie 
mit ihren Mitteln, dem monetaristischen Konzept der potentialorientierten Geldmen- 
gensteuerung umzusetzen wußte. 
Die Entkoppelung von Wachstum und Beschäftigung ist der Ausdruck der neuen Un- 
ternehmensstrategien am Ende des langen Nachkriegszyklus: das Investitionsver- 
halten verändert sich ebenso wie die Investitionsstruktur. Erstens nimmt — gemessen 
am Sozialprodukt — die Bruttoinvestitionsquote langfristig ab. Diese Tendenz läßt 
sich für fast alle hochentwickelten kapitalistischen Länder belegen. Zweitens steigt 
der Anteil der Ersatzinvestitionen (= Abschreibungen) an den Bruttoinvestitionen, 
und zwar mit der Zunahme des in Produktionsmitteln gebundenen Kapitals (Kapital- 
stock). Das Gewicht des Kapitalstocks wird also größer und drückt dadurch die Akku- 
mulationsrate (Nettoinvestitionen im Verhältnis zum Kapitalstock). Drittens sinkt der 
Anteil der Nettoinvestitionen der Unternehmen an den Nettoeinkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen (ein grober Indikator für die Akkumulationsguote), da 
vor allem der Teil des Profits, der in Geldanlagen fließt, zugenommen hat. Während 
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im Durchschnitt der Jahre 1960 bis 1976 noch 69 Prozent der Profite produktiv in- 
vestiert wurden, sind es im Zeitraum 1976 bis 1982 nur noch 42 und 1983 sogar nur 
30 Prozent. Viertens schließlich überwiegt seit Beginn der großen Krise das Rationali- 
sierungsmotiv die Erweiterungsabsicht, so daß dann mit den schließlich doch durch- 
geführten Investitionsprojekten Arbeitsplätze eher abgeschafft als geschaffen wer- 
den. Diese Tendenz wird durch keine gegenläufige Entwicklung, in deren Verlauf die 
Beschäftigung wieder ausgedehnt werden könnte, konterkariert. Selbst die gewerk- 
schaftliche Politik der Arbeitszeitverkürzung kann diese Entwicklung nicht umkeh- 
ren. Die hohe Arbeitslosigkeit in der BRD kann - möglicherweise im Unterschied zu 
anderen Ländern — als Ausdruck erfolgreicher Anpassungsstrategien der Unterneh- 
men an die Krise gedeutet werden - jedenfalls solange die Arbeitslosigkeit politisch 
und sozial verkraftet wird. Der Machtwechsel 1982 hat hier insoweit Entlastung ge- 
bracht, als sich nun eher als unter der an ihre Tradition gebundenen Sozialdemokra- 
tie der Staat den »Legitimationszwängen entwinden« und den Status der Arbeits- 
losigkeit zum individuellen und privaten Geschick definieren konnte, für das jeder 
selbst verantwortlich zeichne. Den Unternehmen ist dadurch der Rücken für Ratio- 
nalisierungs- und andere Anpassungsmaßnahmen an die internationale Konkurrenz 
freigemacht. Bei politischer Rücksichtnahme auf das Beschäftigungsziel wären sie 
nicht so stromlinienförmig leicht durchführbar gewesen. Andererseits hat diese 
Strategie eine Art »Zwei-Drittel-Gesellschaft« hervorgebracht: mit zwei Dritteln der 
»haves« und eiuiem Drittel der »haves not«, so daß das Damoklesschwert von sozia- 
len Konflikten, diesich auf die Konkurrenzposition konterproduktiv auswirken könn- 
ten, immernoch droht, auch wenn das Band, an demes hängt, fest zu sein scheint. Dies 
ist auch einer der Gründe dafür, daß das westdeutsche Kapital gegenüber der »kon- 
servativen Wende« durchaus gespalten ist und auch innerhalb der CDU den marktor- 
thodoxen »hardlinern« sozial orientierte »Modernisierer« gegenüberstehen. 


Die BRD als (heimliche) regionale Hegemonialmacht 


Bis Anfang der siebziger Jahre war das bundesdeutsche Kapital »Spezialist« für den 
Export von Warenkapital. Die über einen langen Zeitraum angehaltene Unterbe- 
wertung der D-Mark im Fixkurssystem von Bretton Woods hat zum Aufbau eines im 
internationalen Vergleich hypertrophen industriellen Sektors geführt, dessen Output 
die interne Nachfrage bei weitem überstieg. Der durch das stabile System industrieller 
Beziehungen gewährleistete soziale Frieden und das Qualifikationsniveau der deut- 
schen Arbeiterschaft sowie deren Bereitschaft, sich technologische Umstrukturierun- 
gen der Arbeitsprozesse monetär entgelten zu lassen, haben bis dahin per Saldo das 
ausländische Kapital zu mehr Direktinvestitionen in die Bundesrepublik gelockt als 
umgekehrt inländisches Kapital veranlaßt, in Gestalt von Firmenkäufen, Beteiligun- 
gen oder Neugründungen ins Ausland zu gehen. Die BRD war als Absatzmarkt, aber 
auch als Standort von höchster Attraktivität. Gemessen an dem strukturellen Über- 
schuß der Handelsbilanz war die Zurückhaltung der deutschen Unternehmen durch- 
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aus erstaunlich; schließlich hätte es nahegelegen, die auf den internationalen Märkten 
erlösten Devisen zur Finanzierung internationaler Investitionen zu verwenden. Die 
Folge davon war freilich, daß die Bundesbank hohe Devisenreserven aufbauen Konn- 
te, die wiederum das Gewicht der DM erhöhen, also die Aufwertungstendenzen ver- 
stärkten. Veränderthhat sich die Situation erst, als im Zuge der großen Krise von 1974/ 
75 inländische Investitionen verringert wurden und zugleich die bundesdeutschen 
Direktinvestitionen im Ausland sprunghaft von unter5 Mrd. DM 1974 aufüber 6Mrd. 
DM im Jahr 1975 zunahmen. Zum ersten Mal in ihrer Geschichte wurde die BRD 
1975 zum Nettoexporteur langfristigen Kapitals (Direktinvestitionen plus Portfolio- 
investitionen). Ende 1985 übertraf das bundesdeutsche Unternehmensvermögen im 
Ausland das von Ausländern in der Bundesrepublik gehaltene Unternehmensvermö- 
gen bereits um über 50 Mrd. D-Mark. Damit konnte innerhalb eines Jahrzehnts der 
Bestand an Direktinvestitionen verdreifacht werden. Allerdings ist in Rechnung zu 
stellen, daß die Aufwertung der DM bis etwa 1980 die Steigerung in Fremdwährung 
mindert und die Abwertung gegenüber dem Dollar in den nachfolgenden Jahren die 
Bestände in Dollarwährung ausgedrückt vergrößert. 

Für diese Entwicklung mögen die Unsicherheiten auf den Devisenmärkten mit ihren 
erratischen Schwankungen der Wechselkurse eine Rolle gespielt haben; diese zu 
umgehen ist zueinem neuen und wichtigen Kriterium für Standortentscheidungen der 
Unternehmen geworden. Insbesondere in den Jahren 1978 und 1979; in denen jeweils 
mehr als ein Drittel aller bundesdeutschen Direktinvestitionen in die USA flossen, 
dürfte auch die Aufwertung der D-Mark gegenüber dem Dollar von Bedeutung 
gewesen sein. Beteiligungen im Dollarraum wurden infolge der günstigen Angebots- 
preise bei Vorortproduktion höchst rentabel. Letztlich entscheidend dürfte aber 
gewesen sein, die Warenexporte im Umfeld sich zuspitzender internationaler Kon- 
kurrenz um gering wachsende oder gar stagnierende Märkte abzusichern und die 
Vorteile marktnaher Produktionsstandorte zu nutzen. Diese Vermutung kann sich auf 
den überwiegend komplementären Charakter der bundesdeutschen Direktinvesti- 
tionen sowie auf deren regionale und sektorale Struktur stützen. An der Spitze der 
Branchen, die ihr ausländisches Engagement ausweiten, stehen die traditionellen 
Exportsektoren. Zu nennen sind zuvörderst die Chemische Industrie und die Elektro- 
technik sowie die Fahrzeugindustrie, die zwischen 1976 und 1985 ihre ausländischen 
Beteiligungen um fast 40 Mrd. D-Mark steigerten. Eineregionale Auffächerung zeigt, 
daß der überwiegende Teil der Direktinvestitionen in die entwickelten Kapitalisti- 
schen Länder fließt, wo auch die deutschen Exporteure ihre wichtigsten und größten 
Märkte haben. Die USA sind dabei besonders bedeutsam: Im Zeitraum 1976 bis 1985 
wurden dort die bundesdeutschen Direktinvestitionen von 7 auf 45 Mrd. D-Mark 
ausgeweitet. Vergleichsweise gering macht sich demgegenüber der Zuwachs in den 
Ländern der Dritten Welt aus, die vom bundesdeutschen »Kapitalsegen« im gleichen 
Zeitraum gerade einmal 11 Mrd. D-Mark abbekommen haben. 

Manche Sektoren freilich geben den Standort BRD aufund verlagern zumindesteinen 
Teil der Produktion ins Ausland, um dann von dort die internationalen Märkte, aber 
auch den nationalen Markt, zu beliefern. Solche substitutiven Direktinvestitionen 


werden vor allem von arbeitsintensiven Branchen wie etwa der Textil- und Beklei- 
dungsindustrie vorgenommen, die das Niedrigiohnniveau in Ländern der Dritten Welt 
zu nutzen versuchen, um durch die so zu erzielende Kosteneinsparung ihre Marktan- 
teile behaupten zu können. Der Fordismus in seiner »blutigen Form« wird mit dieser 
Strategie der Auslagerung arbeitsintensiver Produktion in Länder, wo Löhne niedrig 
und die Rechte der Arbeiter inexistent sind, globalisiert. Allein im Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe der BRD verringerte sich zwischen 1960 und 1984 die Zahl der Er- 
werbstätigen um mehr alseine halbe Million -eine Größe, diemanche Autoren zu der 
These veranlaßt, der Anstieg der Arbeitslosigkeit seit Mitte der siebziger Jahre sei der 
Tendenz zu Produktionsverlagerungen geschuldet. Mag dieser Zusammenhang für 
das Bekleidungsgewerbe noch stimmig sein, so bietet bereits die Textilindustrie ein 
für die unternehrnerischen Investitionstrategien im Kontext der großen Krise eher ty- 
pisches Beispiel. Seit Anfang der siebziger Jahre wurden dort nämlich verstärkt Pro- 
zeßinnovationen eingeführt. Die ehemals arbeitsintensive verwandelt sich in eine ka- 
pitalintensive Branche, die im Vergleich mit der restlichen verarbeitenden Industrie 
überdurchschnittliche Zuwachsraten der Arbeitsproduktivität zu erzielen vermag. 
Für die Entscheidungen über Produktionsverlagerungen spielen internationale Lohn- 
kostenvergleiche sicherlich weiterhin eine Rolle. Mindestens ebenso bedeutsam ist 
aber der Ausnutzungsgrad des Produktivitätspotentials der zur Verfügung stehenden 
»neuen Technologien« und die Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte. 
Im Hinblick auf die Lohnstückkosten — die ja Lohnkosten und Produktivitätsentwick- 
lung in Beziehung setzen — hat sich die BRD bis heute für den Unternehmenssektor 
als günstiger Standort erwiesen. Das Profil der bundesdeutschen Direktinvestitionen 
legt insgesamt sogar die Vermutung nahe, daß die Industrie seit den siebziger Jahren 
eine Transnationalisierungsstrategie eingeschlagen hat, die sich durch eine Kombi- 
nation von Rationalisierungs- und Modernisierungsschritten irn Inland und einer Ver- 
lagerung von Produktionslinien aus Marktnähe- und Kostengründen ins Ausland aus- 
zeichnet. Aus der Perspektive des Kapitals betrachtet war diese »Doppelstrategie« 
durchaus erfolgreich: Mit einem Exportvolumen von über 527 Mrd. DM (1987, Ur- 
sprungswerte, fob) strafen die BRD-Unternehmen mit ihren ökonomischen Erfolgen 
alle Unkereien über die verlustiggehende Konkurrenzfähigkeit des »Standorts« BRD 
Lügen. Zwar ging insbesondere anläßlich von Wahlen immer wieder einmal das Ge- 
spenst der »Kapitalflucht« durchs Land; angesichts der im internationalen Vergleich 
extrem günstigen Export-»performance« der bundesdeutschen Industrie blieben sol- 
che ideologischen Gefechte allerdings eher Randerscheinungen. Die Leistungsbilanz 
(Handelsbilanz plus Dienstleistungsbilanz plus Übertragungsbilanz) ist, nachdem die 
Folgen des zweiten »Erdölschocks« verdaut waren, seit 1982 überschüssig; der ku- 
mulierte Surplus beläuft sich von 1982 bis 1987 auf 267,8 Mrd DM (zum Vergleich: 
die gesamten Ausgaben des Bundes im Jahre 1986 betrugen 261,5 Mrd DM). 
Da die Weltwirtschaft wie ein System kommunizierender Röhren, also saldenmecha- 
nisch funktioniert, entsprechen den hohen Überschüssen der BRD Defizite der Han- 
dels- und Leistungsbilanz in anderen Ländern. Die USA sind es vor allem, die inden 
80er Jahren zum »Weltmeister der Leistungsbilanzdefizite« werden. In den acht 
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Amtsjahren der Reagan-Administration summieren sich diese auf mehr als 820 Mrd. 
US $. Die BRD profitiert also von der Dollaraufwertung und der Destabilisierung der 
Weltwirtschaft, die sich als eine notwendige Folge struktureller Überschüsse und 
Defizite der Leistungsbilanzen ergibt. Die Weltmarktintegration, die für viele Länder 
Probleme schafft und schmerzhafte Anpassungsprogramme erzwingt (insbesondere 
in den hochverschuldeten Ländern der Dritten Welt), erweist sich trotz des in den 80er 
Jahren grundlegend gewandelten globalen Ambiente als eine ökonomische und 
politische Ressource für die BRD. Angesichts der enormen Devisenzuflüsse ist es 
dern westdeutschen Kapital möglich, erstens die Direktinvestitionen drastisch zu stei- 
gern. In den acht Jahren von 1974 bis 1981 haben bundesdeutsche Unternehmen ins- 
gesamt 53,5 Mrd. DM im Ausland investiert, in den nachfolgenden fünf Jahren bis 
1986 aber 61,1 Mrd. DM. 
Zweitens werden auch Portfolioinvestitionen und andere vermö genswirksame Anla- 
gen im Ausland sprunghaft ausgeweitet. Das N etto-Auslandsvermögen verdreifacht 
sich fast von 75 Mrd. DM Ende 1982 auf 265 Mrd. DM Ende 1987. Während noch 
im Dezember 1984 die Verbindlichkeiten der westdeutschen Kreditinstitute gegen- 
über dem Ausland die Forderungen mit 34 Mrd. DM übersteigen, sind Ende 1987 die 
Forderungen mit 25,2 Mrd. DM überschüssig. Die praktisch seit Bestehen der BRD 
fast ununterbrochenen Exporterfolge des westdeutschen Kapitals haben seit der 
»Wende« den Aufbau von Auslandsvermögen finanziert, das die Anlagen von Aus- 
ländern im Inland übersteigt, so daß inzwischen auch die Kapitalerträge westdeut- 
scher Unternehmen mit 6,4 Mrd. DM im Jahre 1987 positiv sind. 
Zwar nicht heimlich, still und leise, aber dennoch von der Öffentlichkeit wenig wahr- 
genommen hat sich seit Mitte der siebziger Jahre ein ökonomischer Sektor daran 
gemacht, seine internationale Konkurrenzposition durch Transnationalisierung der 
Geschäftsaktivitäten zu befestigen: Der private Bankensektor. »Gemessen an den Di- 
rektinvestitionen deutscher Unternehmen«, schreibt der Sachverständi genrat, »wa- 
ren die Kreditinstitute in den letzten zehn Jahren sogar die größte Investorengruppe 
im Ausland«. Dieser Transnationalisierungsprozeß des bundesdeutschen Bankensek- 
tors verweist zum einen auf die Absicht dieser Unternehmen, durch eine Steigerung 
der Zahl von Auslandsfilialen - mit Vorliebe an wichtigen Finanzplätzen wie London 
und New York sowie an den off-shore-Zentren - am wachsenden Volumen des inter- 
nationalen Kreditgeschäftes partizipieren zu wollen; zum anderen ist er aber auch 
Ausdruck der gestärkten Rolle der D-Mark auf den internationalen Geld- und Kre- 
ditmärkten. Sicherlich sind die bundesdeutschen Banken auch in vielen Fällen der 
Exportwirtschaft und den Direktinvestitionen gefolgt, um das »banking« nicht an die 
ausländische Konkurrenz zu verlieren. Der eigentliche Kern der Bankenstrategie wä- 
re aber verkannt, wenn die Transnationalisierung der Banken lediglich als Reaktion 
auf die Transnationalisierung der Produktionsprozesse gedeutet würde. Angemesse- 
ner istes, diesen Prozess als (verspätete) »Komplettierun g« des bundesdeutschen Ak- 
kumulationsmodells zu interpretieren: die Rolle der BRD als regionale, monetäre 
Hegemonialmacht wird gefestigt und darüber hinaus wird damit die institutionelle 
Basis der schon mehrfach angedeuteten Strukturverschiebung kapitalistischer Akku- 
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mulation verkörpert: der Entkoppelung von realer und monetärer Akkumulation in 
der Weltwirtschaft. 
Seit den frühen siebziger Jahren bewegten sich die Wachstumsraten der internatio- 
nalen Kreditvergabe weit über den jahresdurchschnittlichen Zuwachsraten des no- 
minalen Welthandels sowie dem Durchschnitt der Sozialprodukte der entwickelten 
kapitalistischen Länder. Vom Warenhandel losgelöste Finanztransaktionen wurden 
von immer größerer Bedeutung. Das Volumen der Auslandsaktiva der Banken aus 
entwickelten kapitalistischen Ländern beispielsweise hat sich innerhalb von nur zehn 
Jahren auf 1 Billion US-Dollar im Jahr 1987 verzehnfacht. Unterstützung hat diese 
Ausweitung der Finanztransaktionen durch den Zusammenbruch des Bretton Woods- 
Systems erfahren. Der Übergang zu einem System flexibler Kurse hat nämlich — ent- 
gegen den Erwartungen seiner monetaristischen Verfechter — keineswegs zu einer 
Stabilisierung der Wechselkurse geführt. Im Gegenteil, die Wechselkursschwankun- 
gen haben sich verstärkt und folglich sind spekulative Devisenmarktoperationen at- 
traktiver geworden - bis zu dem Punkt, an dem sie wie im Falle Herstatt 1974 in die 
Pleite oder im Falle VW 1986 wegen illegaler Operationen in den Knast führten. Mit 
der einseitigen Aufhebung der Einlöseverpflichtung von Dollar in Gold durch die 
Nixon-Regierung 1971 hat darüber hinaus der US-Dollar seine im Bretton Woods 
System noch unangefochtene Weltgeldrolle verloren. Zwarist es nach wie vor so, daß 
ein großer Teil des Welthandels in Dollar fakturiert und internationale Kreditverträge 
in US-Dollar abgeschlossen werden. Anders als noch in den sechziger und frühen 
siebziger Jahren fungiert der Dollar aber nicht länger als einziger monetärer »Wert- 
speicher«. Die »Wertaufbewahrungsfunktion« des Dollar als Weltgeld ist durch die 
extremen Kursschwankungen immer wieder in Frage gestellt worden — der (durch- 
schnittliche, gewogene) Außenwert des Dollar sackt bis 1980 auf 83,6% des Weris 
von 1972 ab, um bis Mai 1985 auf 123,6% des Werts zu steigen und danach bis März 
1988 wieder auf 76,8% zu fallen. Die Schwankungen gegenüber einzeinen Währun- 
gen wie dem Yenoder der DM sindnoch größer, so daß mit dem Dollar konkurrierende 
Reservewährungen entstehen. Nicht zuletzt der anti-inflationäre Kurs der Bundes- 
bank hat dazu geführt, daß die D-Mark und der Yen nach dem Dollar zu alternativen 
Weltreserve- und anlagewährungen geworden sind. Mit einem Anteil von 14 Prozent 
der Weltdevisenreserven nimmt die D-Mark Ende 1987 den zweiten Platz noch vor 
dem japanischen Yen ein, in dem etwa 6,5 Prozent der Weltdevisenreserven gehalten 
werden. Die Gesamtsumme aller von Ausländern gehaltenen und auf D-Mark lau- 
tenden verbrieften und nicht-verbrieften Finanzanlagen beläuft sich Ende 1987 nach 
Schätzungen der Bundesbank auf 650 Mrd. DM. An diesem Wachstum des »global 
banking« zu partizipieren, wurde zum unternehmerischen Credo der bundesdeut- 
schen Banken. Die Filialgründungen und der Drang »nach draußen« in die freien 
Bankzonen von London bis zu den Bahamas beziehen daraus ihre Triebkraft. 
Konsequenzen ausdem Zusammenbruch des Bretton Woods-Systems stellten sich al- 
lerdings auch für die staatliche Wirtschaftspolitik ein. Waren in den siebziger I ahren 
aufgrund der Überschußliquidität auf den internationalen Geld- und Kapitalmärkten 
die Defizite des Staatshaushalts noch leicht zu finanzieren, so bedurfte es seit den 
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frühen achtziger Jahren immer höherer (Real-) Zinsangebote, um das private Geld- 
kapital ins Land zu locken. Dies ist eine unmittelbare Folge des ansteigenden inter- 
nationalen Zinsniveaus. Nicht nur die Struktur- und Modernisierungspolitik sondern 
zunehmend auch die Zinspolitik werden zum Instrument im internationalen Konkur- 
renzkarmpf. Zwar konnte der aus der Krise der dreißiger Jahre bekannte internationale 
Abwertungswettlauf bislang verhindert werden; der Preis dafür bestand aber in der 
allenthalben beklagten Zunahme protektionistischer Tendenzen und in einem inter- 
nationalen Realzinswettlauf, der in den späten siebziger Jahren eingeleitet wurde. 
Ausgehend von den USA kam es zu einer Steigerung der Zinsen, die ein nach dem 
Zweiten Weltkrieg nicht gekanntes extrem hohes Niveau mit zeitweise mehr als 20% 
erreichten. Da gleichzeitig die Inflationsrate der 70er Jahre in den 80er Jahren in den 
Industrieländern abgebaut werden konnte (freilich um den Preis der Verdrängung der 
Inflation mit absurden Steigerungsraten von mehreren hundert Prozent pro Jahr in die 
Schuldnerländer), und von der Wechselkursbewegung keine kompensierenden Ef- 
fekte zuerwarten waren, wurden beträchtliche Kapitalbewegungen induziert, diedem 
US-Dollar einen neuen Auftrieb gaben. Die Schuldenkrise verschärfte sich und die 
USA verwandelten sich mit ihrem exorbitanten Leistungsbilanzdefizit und den kom- 
pensierend zunehmenden Kapitalimporten in ein großes Schuldnerland mit Ende 
1987 mehr als 400 Mrd. $ Auslandsschulden. 
Während insbesondere die Exportsektoren der BRD von der Abwertung der DM 
profitieren sollten, ergab sich für die Bundesbanker und ihr Stabilitätsziel eine 
schwierige Situation. Hätte sie den Devisenzufluß einfach hingenommen, wäre der 
Exportmotor auf noch höhere Touren beschleunigt worden; allerdings hätte sich über 
die steigenden Importpreise -sofern die abwertungsbedingten Preiserhöhungen nicht 
durch den Preisverfall der Rohstoffe, einschließlich des Erdöls kompensiert worden 
wären — auch die Inflationsrate erhöht. Eine andere Handlungsoption wäre die Auf- 
lösung des Devisenschatzes gewesen, beispielsweise dadurch, daß mit im internatio- 
nalen Vergleich niedrigen Realzinsen einerseits die inländischen Investitionen und 
damit die private Nachfrage und andererseits der Kapitalexport stimuliert worden wä- 
ren. Im hochspekulativen Ambiente der frühen achtziger Jahre hätte allerdings die 
Gefahr bestanden, so überhaupt erst eine Spekulationswelle gegen die DM zu ent- 
fachen, gegen die dann auch die enormen Devisenreserven der Bundesbank machtlos 
gewesen wären. Wegen der Imponderabilien beider Strategien entschied sich die Bun- 
desbank deshalb letztlich für einen rigiden Deflationskurs, der über hohe Nominal- 
wie Realzinssätze jeden weiteren Kapitalabfluß und damit Abwertungsverdacht zu 
unterbinden suchte. Die nicht gerade üppig bemessenen Zielkorridore der Zentral- 
bankgeldmenge wurden von der Bundesbank systematisch unterschritten und die 
realen Zinssätze auf ein für produktive Investitionen fast strangulierendes Niveau 
erhöht. Kein Wunder, daß Unternehmen weltweit bei rationaler Rendite- und Risi- 
koabwägung eher in Finanzanlagen als in produktive Anlagen zur Schaffung von Ar- 
beitsplätzen investieren. Im Jahre 1984 sind die Zinseinnahmen der Aktiengesell- 
schaften der westdeutschen Industrie zum ersten Mal in der Geschichte höher als die 
Zinskosten. Der Profit auf industrielles Kapital verliert gegenüber den Zinsen auf 
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zinstragendes Kapital an Bedeutung; der Kapitalismus wird zum »Kasino-Kapitalis- 
mus», produktive und monetäre Akkumulation sind entkoppelt. 

Die der Bundesbank prinzipiell offenstehende Option, mit Kapitalverkehrskontrollen 
den Kapitalabfluß aus dem DM-Raum zu bremsen, wurde erst überhaupt nicht in 
Betracht gezogen. Selbst wenn dieser — prinzipiell im «Stabilitätsgesetz» vorgese- 
hene und im übrigen in der Vergangenheit temporär eingeschlagene — Weg beschrit- 
ten worden wäre, hätte er vermutlich wenig Erfolg gezeitigt. Der Erfolg eines solchen 


Schrittes wäre wohl deshalb nicht groß gewesen, weil sich doch vor allem die auslän- 


dischen Besitzer von D-Mark-Anlagen provoziert gesehen hätten, mit ihrem Vermö- 
gen in andere Währungen zu gehen. Eine Abwertung der DM wiederum wollte die 
Bundesbank aber wegen der definierten Vorrangigkeit des Stabilitätsziels (Inflations- 
rate möglichst = Null) verhindern. Die Bundesbanker schwangen sich also auch auf 
das Zinskarussell und zogen ihre Leitzinsen kräftig an. In ihrer Geldpolitik blieben sie 
noch hinter den eng gesteckten Zielkorridoren zurück; ab 1981 erreichten die Zins- 
sätze fast »exotische Spitzenwerte«. 

Der Restriktionskurs der Bundesbank verengte den wirtschaftspolitischen Spielraum 
der sozialliberalen Bundesregierung auf ein Minimum. Die steil gestiegenen Zinssät- 
ze erhöhten darüber hinaus die Kosten der Neuverschuldung des Bundes und ließen 
den Zinsendienst rasch wachsen; 1974 machten die Zinsausgaben an allen öffentli- 
chen Haushalten 3,9 % aus, 1982 schon 8,0 % und 1986 bereits 9,2 %. Die geringen 
expansiven Impulse, die von einigen verlegenen und halbherzig aufgelegten »Kon- 
junkturprogrammen« ausgingen, wurden von der Restriktionspolitik der Bundesbank 
vollkommen neutralisiert. 

Der bereits 1973 vollzogene Übergang der Währungskompetenzen von der Regie- 
rung auf die Bundesbank markiert aber auch eine Verschiebung der Macht- und Klas- 
senkonstellationen. Dank des strikt an der Preisniveaustabilisierung orientierten 
Restriktionskurses der Bundesbank wurden die Interessen der nationalen wie inter- 
nationalen Geldkapital- und Vermögensbesitzer gegenüber den Interessen der Lohn- 
abhängigen, aber auch des industriellen Kapitals in den Vordergrund gerückt. Eine am 
Beschäftigungsziel orientierte staatliche Wirtschaftspolitik, das mußte jetzt gelernt 
werden, ist seither nur noch mit, aber nicht gegen die Bundesbank möglich - solange 
die Regeln nicht geändert werden. Darüber hinaus hat sich gezeigt, daß die Struktur- 
verschiebungen der Weltwirtschaft, an erster Stelle die Entkoppelung von realer und 
monetärer Akkumulation, es erlauben, die Kapitalinteressen über eine vergleichswei- 
se lange Periode auch ohne eine adäquate Wachstumspolitik zu befriedigen, solange 
mit Hilfe der »finanziellen Strangulierung« aus den Schuldnern der Dritten Welt und 
den hochverschuldeten Sektoren in den Industrieländern genügend Werte herausge- 
preßt werden können. Am frühesten hat dies in der BRD die FDP erkannt, die spä- 
testens mit der »Wende« zu CDU/CSU unverhohlen auf eine Umverteilung der Ein- 
kommen orientierte, um so ihre Klientel zu befriedigen. Von der Senkung der (berei- 
nigten) Lohnquote auf das Niveau des Jahres 1960 konnte zwar auch das industrielle 
Kapital profitieren; den dicksten Brocken dieser Einkommensumverteilung konnten 
sich aber die Zins- und Dividendenbezieher aneignen. 
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Ein Schlaglicht auf die »neue« Form der Einkommenserzielung wirft die Entwick- 
lung bundesdeutscher Wertpapieranlagen im Ausland. Im Zeitraum 1980 bis 1987 
haben sich diese Anlagen von 39 auf 148 Mrd. DM fast vervierfacht; im gleichen Zeit- 
raum konnten sich die aus diesen Anlagen resultierenden Zins- und Dividendener- 
träge nahezu versechsfachen. Allerdings ist in der BRD--anders als in Großbritannien 
in den 50er und 60er Jahren - im Zuge dieser Verschiebung kein offener Widerspruch 
zwischen industriellem und zinstragendem Kapital aufgebrochen. Vielmehr haben 
die industriellen Unternehmen die lukrativen monetären Verwertungsbedingungen 
für sich zu nutzen gewußt und sind selbst auf den internationalen Geld- und Finanz- 
märkten als Anleger aufgetreten. Auch die deutschen Banken haben von diesem 
Kasino-Kapitalismus profitieren können: Ihre Zinseinnahmen aus ans Ausland ver- 
gebenen Krediten und Darlehen haben von 20,3 Mrd. DM (1980) auf 32,8 Mrd. DM 
(1987) zugenommen. 

Nicht selten werden Operationen dieser Art über die neugegründeten ausländischen 
Filialen abgewickelt, die sich ihrerseits im rasch breiter werdenden Markt der »finan- 
ziellen Innovationen« etablieren. In der Bundesrepublik selbst haben sich demgegen- 
über finanzielle Innovationen bislang nur wenig entfalten können. Insbesondere die 
Bundesbank und das in Berlin ansässige Bundesaufsichtsamt für Kreditwesen achten 
sorgsam darauf, ihre Kontrolle über die Geld- und Finanzoperationen zu behalten. Im 
Rahmen der internationalen Konkurrenz um die Attrahierung anlage- und zinssu- 
chenden Kapital ist aber abzusehen, daß schon in naher Zukunft -- spätestens im Zuge 
der Herstellung des gemeinsamen europäischen Marktes 1992 — Regulationen abge- 
baut werden. Es ist so gesehen nur wenig übertrieben, wenn man feststellt, daß die seit 
Anfang der achtziger Jahre mit Vehemenz verfolgte Politik der Einkommensvertei- 
lung zu Lasten.der Lohnabhängigen in wesentlichem Maße zu den gewachsenen Zins- 
ansprüchen ans Sozialprodukt beigetragen haben. In welchem Maße mittlerweile die- 
se Einkommensansprüche auch politisch anerkannt sind, hat erst in jüngster Zeit die 
von SPD-Enkel Lafontaine ausgelöste Debatte um eine adäquate Strategie zur Um- 
verteilung des gesellschaftlichen Arbeitsaufkommens gezeigt. Vehement wurde über 
die Frage eines möglichen Lohnverzichtes gestritten, aber das Thema einer steuer- 
politisch gelenkten Umverteilung der Zins- zugunsten der Profit- und Lohneinkom- 
men ist dabei nahezu vollständig ausgeblendet worden. 

Im neueren Theorieverständnis versteht man unter einer Hegemonialmacht eine Na- 
tion, die Steuerungsfunktionen in der Weltwirtschaft übernimmt und, so etwa Charles 
Kindleberger, »Stabilität« als öffentliches Gut produziert. In diesem Sinne waren 
nach dem Zweiten Weltkrieg die USA eine klassische Hegemonialmacht, die ihr 
nationales Geld als Weltgeld in den internationalen Akkumulationsprozeß einführten 
und über einen großen Binnenmarkt zur Aufnahme ausländischer Exporte verfügten. 
Als die materielle Basis dieser Hegemonialstellung — insbesondere der Vorsprung in 
der Arbeitsproduktivität und der Technologie — erodierte, war die Hegemonialstel- 
lung nicht länger aufrechtzuerhalten. Anders als in der großen Krise der dreißiger 
Jahre stand allerdings kein hegemonialer Konkurrent bereit, der in der Lage gewesen 
wäre, die stabilisierende Rolle der USA für das globale Hegemonialsystem zu über- 
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nehmen. So bildet sich in den frühen achtziger Jahren der Tendenz nach eher eine Re- 
gionalisierung und arbeitsteilige Ausübung der Hegemonialfunktionen heraus: Japan 
und die BRD fungieren wesentlich als internationale Kreditgeber und die USA haben 
die politisch-militärische Führung inne. Diese hegemoniale Arbeitsteilung hat aller- 
dings nur in beschränktem Maße Stabilität herzustellen gewußt; zwischen den (regio- 
nalen) Blöcken des kapitalistischen Weltmarks nimmt die Konkurrenz eher zu als ab, 
und die Formen, in denen sie ausgeübt wird (z.B. Protektionismus), haben langfristig 
eine für das System insgesamt erodierende Wirkung. 

Die Regionalisierung der Weltwirtschaft läßt sich am deutlichsten auf dem Felde der 
Währungen aufzeigen, wo sich mittlerweile Yen-, D-Mark- und Dollarräume heraus- 
gebildet haben. Die jeweils stärkste Ökonomie gibt die Entwicklungsspielräume des 
gesamten Blocks vor-und kann aufdiesem Wege die »seigniorage-Vorteile« dieser Po- 
sition nutzen. Das Umfeld der DM-Zone wird durch das 1979 gegründete Europäische 
Währungssystem (EWS) umschrieben. Im Rahmen des EWS sind die verschiedenen 
Währungen durch fixe Kurse innerhalb bestimmter Schwankungsbreiten miteinander 
verbunden; nach außen allerdings sind die Kurse freigegeben. Dieses Fixkurssystem 
hat fürein reibungsloses Funktionieren zur Voraussetzung, daß sich die Produktivitäts- 
niveaus und die Lohnstückkosten angleichen und die Inflations- und Wachstumsraten 
der beteiligten Nationen keine größeren Divergenzen aufweisen. Kommtes zu solchen 
Abweichungen, dann sind Leistungsbilanzdefizite und -überschüsse strukureller Art 
die Folge und das fixierte Kurssystem gerät unter Anpassungsdruck. Infolge derrigiden 
Anti-Inflationspolitik der Bundesbank und der stetigen Leistungsbilanzüberschüsse 
der BRD in den achtziger Jahren ist es auch zu mehreren Anpassungen der Leitkurse 


gekommen. Weil aber vor allem die Bundesbank nicht bereit war, ihre Strategie einer 


stabilitätsorientierten Unterbewertungspolitik innerhalb des EWS aufzugeben und die 
Leistungsbilanzüberschüsse abzubauen, haben die seit 1979 erfolgten Abwertungen 
der anderen Mitgliedswährungen gegenüber der D-Mark an der tendenziellen Unter- 
bewertung der D-Mark wenig zu ändern gewußt. Die Bundesrepublik setzt aufgrund 
ihrer ökonomischen Überlegenheit und mit ihrem rigide durchgehaltenen Restriktions- 
kurs die Margen für die Wirtschaftspolitik der anderen Länder. In Europa bestimmt sie 
inzwischen Tempo und Richtung des Wachstums; Westeuropa, so könnte pointiert ge- 
sagt werden, ist ein »DM-Club« geworden. Die interne Begrenzung des Politikspiel- 
raums der Bundesregierung hat mithin eine außenwirtschaftliche Entsprechung: ‘Der 
restriktive wirtschaftspolitische Kurs wird über den Kanal des EWS weitergeleitet und 
erzwingt in den Mitgliedsländern eine Anpassung der Wirtschaftspolitik. 

Von seiten der Bundesbank wird immer wieder betont, daß die DM gegen ihren Wil- 
len in die Rolle einer weltweit zweiten Reservewährung und einer regionalen Hege- 
monialwährung hineinge wachsen und daß dies allein eine Konsequenz der Wirkungs- 
weise der Marktkräfte sei. Richtig aneiner solchen Einschätzung ist, daß das geld- und 
finanzpolitische Gewicht der Bundesrepublik in den achtziger Jahren kein bloß poli- 
tisch-strategisches Resultat eines einzelnen Akteurs wie etwa der Bundesbank ist, 
sondern die internationale Stärke des bundesdeutschen Akkumulationsmodells wi- 
derspiegelt. Richtig ist aber auch, daß der seit der großen Krise von 1974/75 ein- 
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geschlagene restriktive wirtschaftspolitische Kurs wesentlich dazu beigetragen hat, 
die Stellung des BRD-Kapitals auf den Weltmärkten für Warenkapital, produktives 
und zinstragendes Kapital zu stärken und sogar auszubauen. Die für die Entwicklung 
der BRD-Gesellschaft bedeutsamen Interessenkoalitionen innerhalb des Systems der 
industriellen Beziehungen und politischen Institutionen haben bei allen Unterschie- 
den doch gemeinsam, daß sie an der Weltmarktorientierung um nahezu jeden Preis 
festzuhalten entschlossen sind. 

Der gesellschaftliche Preis für den Weltmarkterfolg ist nicht gering. Zu nennen sind 
an erster Stelle das — trotz des gleichzeitig betriebenen Exports von Arbeitslosigkeit 
— dauerhaft hohe Niveau an offiziell gemessener Arbeitslosigkeit und die Zergliede- 
rung der Gesellschaft, die mit dem Schlagwort der »Zwei-Drittel-Gesellschaft« nur 
ungenau beschrieben wird. Nicht unerwähnt bleiben sollten aber auch die heute all- 
mählich als (alltägliche) Katastrophen aufscheinenden ökologischen Kosten des bun- 
desdeutschen Über-Industrialisierungstyps. Doch das, was zählt, ist die Konkurrenz- 
fähigkeit auf dem Weltmarkt, die Grundlage und Konsequenz einer starken DM. Das 
aus den Kriegszerstörungen auferstandene »Modell Deutschland« hat viel Bewunde- 
rung aus dem Ausland erfahren. Nicht zuletzt der außerordentliche ökonomische Er- 
folg dürfte dazu beigetragen haben, daß die moralische Schuld aus Faschismus und 
Holocaust zunächst im Inland, dann aber auch im Ausland verdrängt werden konnte. 
Besonders sichtbar wird dies in jüngster Zeit bei der Diskussion um eine europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion (WWU). Gehtes vordergründig dabei um den mög- 
lichst schnellen und effizienten Aufbau eines Wirtschaftsblocks gegenüber Japan und 
den USA, so werden hinter den Kulissen des Europafiebers harte Auseinandersetzun- 
gen über die politisch-institutionelle Gestalteiner solchen WWU geführt. Stellen sich 
schon beim ersten Schritt eines europäischen Binnenmarktes die Probleme, welche 
nationalen sozialen und rechtlichen Standards zur Norm erhoben werden, so werfen 
die nächsten Schritte — gemeinsame europäische Währung und Zentralbank — erst die 
entscheidenden Konflikte auf. Würde nämlich einfach der status quo übernommen, 
dann wäre die heimliche Hegemonialmacht BRD bald offiziell in dieser Stellung 
inthronisiert. Wenn der Schritt zu einer gemeinsamen Währung und Zentralbank aus 
politischer Raison gemacht werden sollte, so Bundesbankpräsident Pöhl in einem 
Grundsatzartikel im »Wall Street Journal«, dann solle die Politik der Geldwertstabi- 
lisierung, d.h. die Restriktionslinie der Bundesbank, in der neu festzulegenden Sat- 
zung verbindlich festgeschrieben werden. Etwas weniger offen und durch die Blume 
formuliert es die Deutsche Bundesbank anläßlich des vierzigsten Geburtstag der 
Deutschen Mark: »Vierzig Jahre Geldpolitik in der Bundesrepublik, ausgehend vom 
Nullpunkt wirtschaftlicher Entwicklung bis zum heutigen Gewicht dieser Währung 
in der Welt, bieten einen Erfahrungsschatz, der in die Entwicklung eines einheitlichen 
Währungsraumes in Europa eingebracht werden sollte«. Diplomatisch, aber dennoch 
deutlich wird mit diesen Worten eine Vormachtstellung der BRD und ihrer geld- und 
währungspolitischen Zentralinstanz reklamiert. Kein Zweifel wird daran gelassen, 
daß die BRD an ıhrer neomerkantilistischen Strategie auch innerhalb eines gemein- 
samen Europa festzuhalten gedenkt. 
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In den vierzig Jahren seit dem historischen Datum des 22. Juni 1948 wurden die 
Karten zwischen den entwickelten kapitalistischen Ländern völlig neu gemischt. Die 
Verlierer des Zweiten Weltkrieges - Japan und die BRD - zählen zu denüberragenden 
Gewinnern des »langen Weltmarktaufschwungs« nach dem Zweiten Weltkrieg. Und: 
beide bereiten sich auf Größeres vor. Die BRD bemüht sich um Ausbau und Festigung 
eines regionalen hegemonialen Blocks in Westeuropa, um so in der Konkurrenz mit 
den beiden großen ökonomischen Machtblöcken bestehen zu können. Am Anfang 
stand die »Gnade des von den Amerikanern geschenkten Geldes«, bevor diese Gnade 
noch mit der »geschenkten Nation« geweiht wurde. 40 Jahre später ist eine mittlere 
Hegenionialmacht mit diesem Geld dabei, wenn nicht die Welt so doch West-Europa 
unter ihr Regime zu bringen. 
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Ute Schmidt 
Der restaurierte Pragmatismus 
Zur Neuformierung des deutschen Bürgertums nach 1945 


Zusammenfassung: Ute Schmidt analysiert die wichtigsten Traditionslinien und 
Parteikonzepte, die 1945 bei der Bildung der interkonfessionellen, bürgerlichen 
Massen- und Integrationspartei CDUICSU eine Rolle spielten. Innerparteiliche 
Kräfteverhältnisse, Argumentationsrichtung und Tonlage in den gegenwärtigen 
Fraktionskämpfen der Union — etwa um die Modernisierung der Partei oder über 
neue Wahlstrategien — sind oft nur vor diesem parteihistorischen Hintergrund ver- 
ständlich. Heute stellt sich die CDUICSU gegenüber ihren politischen Gegnern als 
eine auf der Basis eines kohärenten christlichen Menschen- und Weltbildes integrier- 
te “Volkspartei der Mitte” dar und nimmt auch die Tradition des christlich konser- 
vativen Widerstandes für sich in Anspruch. Charakteristisch für dieses Selbstbild ist 
Jedoch, daß sämtliche Brüche, innerparteiliche Fronten und Ausgrenzungen ausge- 
spart werden. 


Menschenbilder und Neuorientierungen 


Fast triumphierend wies der Generalsekretär der CDU, Heiner Geißler, in seiner Rede 
am 14. Juni 1988 auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden darauf hin, daß sich die 
Union im Gegensatz zur SPD auf ein geschlossenes Weltbild berufen könne. Gerade 
heute, angesichts der wachsenden ökonomischen, ökologischen und ethischen Pro- 
bleme und der Krise des Fortschrittsdenkens brauche eine erfolgreiche und zukunfts- 
orientierte Partei ein verbindliches sozialphilosophisch fundiertes Konzept als Orien- 
tierungsmaßstab. Für die Union sei dies das christliche Menschenbild, das trotz des 
rapiden Wertewandels in einer sich säkularisierenden Welt noch Signal, Hoffnung 
und Maßstab für eine zukunftsfähige Politik bieten könne. Dieser - vom katholischen 
Naturrechtsverständnis abgeleitete — religiös-ethische Entwurf stützt nicht nur einen 
anthropologischen Optimismus; der Bezug auf eine quasi objektive, außerhalb des 
Menschen stehende Größe (gemeint ist Gott) ist für die aus der christlich-sozialen Tra- 
dition stammenden Parteiideologen auch die einzige Gewähr dafür, daß der Mensch 
sich nicht selbst zum Maßstab aller Dinge erklärt. Erhard Eppler und die SPD hätten 


»in ihrem Irseer Programmentwurf einfach unrecht, wenn sie sagen, eine Partei könne und dürfe kein 
verbindliches Menschenbild haben, dies sei Privatsache... Wer ein verbindliches Menschenbild zur 
Privatsache erklärt und es als Voraussetzung für Politik ablehnt, nimmt jeder Gesellschaft und jedem Staat 
die Orientierung an der Würde des Menschen und seinen Rechten. Wer das Menschenbild zur Privatsache 
erklärt, macht den Menschen verfügbar und stürzt die Gesellschaft und den Staat in den Nihilismus der 
Willkür und Beltebigkeit.«' 


In diesen Formulierungen schlägt nicht nur ein Mißtrauen gegen Individualismus, 
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Liberalismus und Pluralismus in den westlichen, liberal-kapitalistischen Gesell- 
schaften durch, das in der katholischen Soziallehre Tradition hat. Erhard Eppler und 
dem SPD-Programmentwurf wird zudem unterstellt, für sie seien Menschenbilder 
und Menschenwürde beliebig begründbar. Tatsächlich beruft sich die SPD seit Irsee, 
anders alsnoch in Bad Godesberg, erstmals wieder auf die pluralen Traditionen in der 
Arbeiterbewegung, und die Menschenwürde hat zentralen Stellenwert: 


»Der demokratische Sozialismus in Europa hat seine geistigen Wurzeln in humanistischer Philosophie 
und im Christentum, in Marxscher Geschichts- und Gesellschaftslehre und in den Erfahrungen der Arbei- 
terbewegung. Wodurch auch immer Sozialdemokraten zu ihrem politischen Engagement motiviert wer- 
den, sie haben alle dasselbe Recht auf ihre Überzeugung, nicht weil uns die Motivation des Einzelnen 
gleichgültig wäre, sondern weil persönliche Grundüberzeugungen und Glaubenshaltungen allen Partei- 
beschlüssen vorangehen und keinem unterworfen sind. Wir haben daher auch nicht alle dasselbe Ver- 
ständnis vom Menschen, seiner Bestimmung und dem Sinn seines Lebens. Wie auch immer wir die Würde 
des Menschen begründen, gemeinsam sind wir überzeugt, daß sie Ausgang- und Zieipunkt unseres Han- 
delns sein muß. Gemeinsam verstehen wir den Menschen als Natur-, Individual- und Gesellschaftswesen, 
das als Teil der Natur nur in und mit der Natur leben, als Gesellschaftswesen seine Individualität, Ein- 
maligkeit und Besonderheit nur in Gemeinschaft mit seinen Mitmenschen entfalten kann. Der Mensch ist 
weder zum Guten, noch zum Bösen festgelegt. Weil er lernfähig und vernunftfähig ist, wird Demokratie 
möglich...«? 


Demonstrationen selbstgewisser Zuversicht und polemische Schwenks gegen den 
politischen Gegner stärken den Zusammenhalt der Delegierten und haben in Partei- 
tagsreden überdies einen gewissen Unterhaltungs wert: sie waren gerade auch bei die- 
. sem Parteitag, den die CDU in der bisher »tiefsten Krise ihrer Geschichte«° veranstal- 
tete, angesagt. Heiner Geißler und dieModernisierer im Konrad-Adenauer-Haus wis- 
sen freilich wohl, daß die Pluralisierung der Lebensstile und die Säkularisierung der 
Weltbilder unumkehrbare gesellschaftliche Entwicklungstendenzen signalisieren, 
die auch die Aktionsbedingungen und Rekrutierungsmuster der Union gravierend 
verändert haben. Um ihre Mehrheitsfähigkeit zu erhalten, bemüht sich die Unions- 
führung daher um eine Öffnung der Partei, was aber für größere Teile der Parteibasis 
nicht leicht nachzuvollziehen ist. Längst klappt der in den fünfziger und frühen sech- 
ziger Jahren noch reibungslose Übergang von der katholischen Jugend zur Jungen 
Union nicht mehr, immer häufiger treten katholische Ex-Jugendfunktionäre gleich zu 
den Grünen über, ohne noch bei den Jungsozialisten Zwischenstation zu machen. 
Schon lange kann die Parteiführung nicht mehr auf ein fast unbegrenztes Reservoir 
von ehrenamtlichen Helfern insbesondere aus der katholischen Arbeiterbewegung 
zurückgreifen; die Identifikation der katholischen Arbeitermitdem DGB ist gewach- 
sen, und die Wirtschafts- und Sozialpolitik der Regierung Kohl stößt auch hier auf 
größere Vorbehalte. Um die verkrusteten Parteistrukturen (z.B. gibt es in einem Lan- 
desverband ca. 200 Ortsparteien, in denen keine Frau Mitglied ist) aufzubrechen, 
bedient sich die Parteiführung einerseits moderner Werbe- und Kommunikations- 
techniken, andererseits versucht sıe, die lokalen Parteistrukturen an den Honoratio- 
ren-Stammtischen vorbei durch eine bürgernähere und diskussionsbereite Politik zu 
erneuern. Ob es den Modernisierern gelingen wird, das Parteileben der Union be- 
sonders auch für die junge Generation attraktiver zu gestalten, ist gegenwärtig durch- 
aus offen. So haben gerade jüngere CDU-Aktivisten auf dem Wiesbadener Parteitag 
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das für sie und für ihre Altersgenossen schwer erträgliche innerparteiliche Klima, die 
Abschottungstendenzen der Honoratioren und die gängigen Karrieremuster attak- 
kiert. (Einige von ihnen bezeichneten die Rituale und Regie des Parteitags geradezu 
als eine Art »Kulturschock«.) 
Die in der Linken seiteinigen Jahren viel diskutierte These von der »Modernisierung« 
der CDU auf der einen und die emphatische Verwendung des Volksparteien-Begriffs 
auf der anderen Seite‘ lenken den Blick von Politikern wie Sozialwissenschaftlern 
häufig von den Schwierigkeiten ab, dieesder Unionnoch immer bereitet, durch unter- 
schiedliche ökonomische Interessen, politische Traditionsstränge und generations- 
prägende Erfahrungen bedingte innerparteiliche Konflikte zu vermitteln und darüber 
hinaus schlüssige politische Konzeptionen zu entwickeln und umzusetzen. Gerade in 
den letzten Jahren seit der »Wende« haben sich aber gravierende Reibungsverluste in 
der Union bzw. in dem »neuen hegemonialen Block der Rechten«S gezeigt, die auch 
die Grenzen dieser Modernisierungsstrategie deutlich machen: 

— Das Regierungslager umfaßt christlich-soziale, national-konservative, rechtspo- 
pulistische Richtungen; es repräsentiert ein breites Spektrum bürgerlich-mittel- 
ständischer Schichten, Bauern und Klein gewerbetreibende, aber auch wirtschafts- 
liberale und technokratisch-modernistische Gruppierungen, deren Vorstellungen 
kaum homogenisierbar sind. Am rechten Rand drohen christlich-fandamentalisti- 
sche, rechtskonservative und autoritär-ressentimentgeladene Gruppen abzubrök- 
keln. 

— Spezifische Interessenlagen und Profilierungszwänge führten dazu, daß sich ein- 
zelne »Landesfürsten« von der Bundesregierung abzukoppein begannen (Späths 
Wahlkampf in Baden-Württemberg, Albrecht-Initiative im Bundesrat). 

— Innerhalb der Unionsparteien sind vielschichtige Entfremdungsprozesse sichtbar 

geworden: Die Partei will nicht bloß Akklamationsorgan für eine Regierungspoli- 
tik sein, in der sie ihre in der Oppositionszeit genährten Erwartungen und Über- 
zeugungen nicht ausreichend bestätigt sieht und die sie nach außen nur schwer 
»verkaufen« kann. Hauptamtliche Funktionäre beklagen Teınpo und Methoden 
des Modernisierungsprozesses, Stammwähler fürchten, daß die politisch-pro- 
grammatische Neuorientierung über ihre Köpfe hinweggeht. Die Beziehungen 
zwischen der Partei und dem vorpolitischen Raum (vor allem den Kirchen, Bür- 
gerinitiativen, Jugendorganisationen) müssen reaktiviert werden. Nachdem das 
Debakel um die Steuerreform abgeschlossen ist, müssen sich nun auch bei den 
noch für diese Legislaturperiode geplanten Vorhaben (Reform der Gesundheits- 
und Rentensysteme) die Gewichte zwischen den Vertretern der Wirtschafts- und 
Mittelstandsinteressen und den Sozialpolitikern in der Union wieder neu einpen- 
deln. . 

Im folgenden versuche ich, in einem Rückblick auf die Vor- und Frühgeschichte der 

CDU/CSU, sozusagen in einer Archäolo gie der Unionsidee, herauszuarbeiten, inwie- 

fern diese Gemengelage historisch bedingte und strukturell verfestigte Ursachen hat. 

Dabei soll vor allem darauf geachtet werden, wie sich die innerparteilichen Macht- 
konstellationen insbesondere zwischen den christlich-sozialen oder linken Kräften 
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und den bürgerlichen Interessen herausgebildet haben; ihr spezifischer Charakter 
verweistaber auch auf Traditionslinien, die älter sind als die Union und die im Kontext 
der krisenhaften Entwicklung der Demokratie und der Formierung des bürgerlichen 
Lagers in Deutschland zu sehen sind. 


Volkspartei oder Bürgerblock 


Gerade die politisch-ideologische Bandbreite war ein wichtiges Element im Er- 
folgskonzept der Union gewesen, indersich 1945 um einige Initiativgruppen aus dem 
Zentrumsmilieu bürgerliche Politiker aus dem Mitte-Rechts-Spektrum des Weimarer 
Parteiensystems unter dem Primat der Stimmenmaximierung zusammenschlossen. 
Sie kamen von den »Volkskonservativen« bzw. vom Christlich-Sozialen Volksdienst, 
einer Abspaltung der zunehmend unter Hugenbergs Einfluß geratenen Deutschnatio- 
nalen Volkspartei (DNVP), die in der Endphase der Weimarer Republik Brünings Au- 
Ben-, Innen- und Reparationspolitik bis zu seinem Sturz 1932 durch den »Ephialtes« 
Franz von Papen gestützt hatte. Hinzu kamen Rechtsliberale (DVP) und Demokraten 
(DDP) sowie Konservative aus kleineren Gruppierungen oder ohne Parteibindung. 
Auch sozialökonomisch repräsentierte die Union ein breites Spektrum. Wegen dieser 
Heterogenität ist die Partei in ihrer Frühphase auch als »Flickenteppich« politischer, 
regionalspezifisch überformter Traditionen oder als »Dachverband verschiedener 
Milieus« bezeichnet worden. Die Integrationsprobleme, die sich daraus ergaben, zei- 
gen sich z.B. darin, daß die CDU erst acht Jahre nach ihrer Gründung auf lokaler und 
regionaler Ebene ein für die Bundespartei verbindliches Programm erhielt. Die Bun- 
desorganisation wurde erst 1950 geschaffen. 

Nach mehreren gescheiterten Versuchen zur Bildung einer interkonfessionell-christ- 
lichen Partei war es erstmals in der deutschen Parteiengeschichte gelungen, divergie- 
rende Strömungen des bisher zersplitterten bürgerlichen Lagers zusammenzufassen, 
das konfessionelle Schisma aufzuheben und parteiorganisatorische Voraussetzungen 
für eine modernisierte, bürgerlich-konservative Interessenvertretung im Deutschland 
nach Hitler zu schaffen. Die Absicht, alle politischen Kräfte rechts von der Sozialde- 
mokratie zu sammeln, ließ sich indessen nicht ganz verwirklichen: eine liberale Par- 
tei, in der sich Anhänger beider Richtungen des politischen Liberalismus — des pro- 
gressiv-demokratischen und des wirtschaftsorientierten, nationalen Flügels — wie- 
derfanden, konstituierte sich ebenfalls neu, weil sich ihre Protagonisten nicht auf den 
christlichen Parteinamen festlegen wollten. 

In den Köpfen vieler Zentrumsaktivisten war der Wunsch, aus der Enge ihres kon- 
fessionell-katholischen Bollwerks auszubrechen, schon seit langem vorgeprägt. Daß 
er parteipolitische Realität werden konnte, hatte freilich einige wesentliche innere 
und äußere Voraussetzungen, die hier nur kurz angedeutet werden können. So waren 
die bürgerlichen Parteien wegen ihres Verhaltens gegenüber dem aufsteigenden Na- 
tionalsozialismus — es reichte von Hilflosigkeit über Anpassung (Ermächtigungsge- 
setz vom 23. März 1933) bis zur Kollaboration der alten Eliten mit den Nationalsozia- 
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listen -moralisch diskreditiert. Auch der politische Katholizismus befand sich wegen 
des vom Vatikan mit dem NS-Regime 1933 abgeschlossenen Reichskonkordats in 
einer—-damals verdrängten underst in den sechziger Jahren offen themaätisierten - Le- 
gitimationskrise. Anders als 1918, als die katholischen Bischöfe eine Neuformierung 
und Reformierung der Zentrumspartei kategorisch ablehnten, hielt sich der Episkopat 
1945 in der Parteifrage zunächst zurück. Viele Kleriker unterstützten aber, insbeson- 
dere in Bayern, massiv die Unionsparteien und gaben damit zu erkennen, daß sie den 
Entpolitisierungsartikel 32 des Reichskonkordats nicht als verbindlich ansahen.’ 
»Asien« stand an der Elbe?, und angesichts dieser machtpolitischen Verschiebung in 
Mitteleuropa befürchteten bürgerliche Kreise ein weiteres Vordringen des Kom- 
munismus oder doch zumindest eine potentielle Rückendeckung für sozialistische 
und kommunistische Strömungen. Wenngleich die reale Stärke und die Attraktivität 
der Linksparteien in dem von Not und gesellschaftlicher Desorganisation gezeichne- 
ten Nachkriegsdeutschland weit überschätzt wurden, so beförderte dieses Argument 
doch immerhin die Bereitschaft, ein möglichst starkes gemäßigt-konservatives Ge- 
gengewicht zu bilden und parteiegoistische Motive zurückzustellen. Vor allem Ade- 
nauer hat die Notwendigkeit einer bürgerlichen Sammlung in vielen Briefen immer 
wieder beschworen, als ginge es um Leben oder Tod. Ihm ging es darum, die christ- 
lichen Kräfte gegen die »achristlichen Parteien« zu sammeln, weil »lediglich dadurch 
ein starker Widerstand gegen die Staatsform und Ideenwelt des Ostens — Rußland — 
und ein gedankenmäßiger und kultureller und damit auch ein außenpolitischer An- 
schluß an West-Europa gesichert werden kann«.? Es war ein für die Zukunft ent- 
scheidender, großer weltanschaulicher Kampf, der sich in Deutschland »zwischen 
den Marxisten der verschiedenen Schattierungen auf der einen Seite und den auf dem 
Boden des Christentums Stehenden auf der anderen Seite« abspielte und in dem »die 
Letzteren die Oberhand gewinnen« müßten. '® 

Zum Erfolg der bürgerlichen Sammlung trug nicht zuletzt die Lizenzierungspolitik 
der Westalliierten bei, die die Formierung einiger großer Parteien mit antinational- 
sozialistischer und sozialintegrationistischer Zielsetzung favorisierten; das temporä- 
re Verbot überregionaler Organisationen von Parteien und Gewerkschaften bremste 
überdies den organisatorischen Vorsprung der Linksparteien und ermöglichte dem 
Bürgertum eine Phase der Umorientierung. Die NSDAP war verboten, und so ver- 
breiterte sich die potentielle Wählerbasis der Union auch um die Anhänger extrem 
rechts orientierter Gruppen, die sich unter anderen Bedingungen nur schwer in eine 
Mitte-Rechts-Sammlung hätten einbinden lassen. 


Sammlung oder Säuberung? 


Für die »christlichen Demokraten der ersten Stunde« (Leo Schwering, Jakob Kaiser, 
Karl Arnold, Wilhelm Elfes u.a.), die aus dem Umkreis der Christlichen Gewerk- 
schaften kamen oder wie Andreas Hermes über Widerstandskreise mit ihnen Kontakt 
gehabt hatten, galt Adam Stegerwald als »Vater der CDU«. Insofern lohnt es sich, 
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einen Blick auf seine bündnispolitische Konzeption zu werfen und zu fragen, was 
1945 davon übrigblieb. Der christliche Gewerkschaftsführer (er war seit 1903 Gene- 
ralsekretär des Gesamtverbandes der Christlichen Gewerkschaften; 1919 Vorsitzen- 
der des Christlichen Gewerkschaftsbundes (DGB), in dem sich nach der Novem- 
berrevolution die bewußt antisozialistischen und antirevolutionären Arbeiter sam- 
melten) hatte nach dem 1. Weltkrieg in einer Zeit der gesellschaftlichen und politi- 
schen Umbrüche, in der auch über eine Parteireform des Zentrums diskutiert wurde, 
mit seiner Rede auf dem 10. Kongreß der Christlichen Gewerkschaften am 21. No- 
vember 1920 in Essen den wohl bekanntesten Vorstoß unternommen, eine neue, vom 
Zentrum losgelöste, christlich-konservativ-ständische Voikspartei zu bilden. Steger- 
walds Konzept war primär auf die christlich-nationalen Gewerkschaften zugeschnit- 
ten; es sollte einen einheitlichen parteipolitischen Bezugspunkt für ihre Anhänger 
schaffen, die sich auf die verschiedenen Mitte-Rechts-Parteien des Weimarer Partei- 
enspektrums verteilten. Darüber hinaus sollte die nichtsozialistische Arbeiterbewe- 
gung mit den Sozial- und Berufsgruppen, aus denen sich die Mittelschichten speisten, 
und konservativen Intellektuellen auf politischer Ebene integriert werden, wovon 
man sich wiederum positive Rückwirkungen auf den Zusammenhalt der nichtsozia- 
listischen Gewerkschaftsbünde versprach. Strategisches Ziel der geplanten Partei- 
neubildung war es, einen Gegenpol zur Mehrheitssozialdemokratie zu schaffen, auf 
die man beider Bildungkünftiger Regierungskoalitionen nicht mehr angewiesen sein 
wollte, da sie nur zu leicht von ihrer linken Wählerbasis unter Druck gesetzt werden 
könne." 

»Man kann nicht darauf warten, bis sich die positiven Kräfte in der Mehrheitssozial- 
demokratie durchgesetzt haben. Auf der unsicheren Basis derbisherigen Koalitionen 
sind die Aufgaben der Reichspolitik unter dem Bleigewicht des Versailler Diktats 
nicht zu bewältigen, eine gemäßigte Partei istnotwendig, mindestens so stark wie die 
sozialdemokratische, “auf der Grundlage positiver christlicher Gesinnung’... Sie 
müßte deutsch, christlich, demokratisch und sozial sein.«'? Brünings Ziel war es, die 
Deutschnationale Volkspartei zu spalten und dann größere Massen aus der Mehrheits- 
sozialdemokratie herauszubrechen. Durch die Bildung einer großen christlich-natio- 
nalen Mittepartei sollte die extreme nationalistische und sozialreaktionäre Rechte, 
der man die »Pflege des nationalen Gedankens« nicht überlassen wollte, isoliert 
werden. 

Mit dem in Essen euphorisch bejubelten (übrigens nicht diskutierten) Programm 
identifizierten sich insbesondere, wie Emil Ritter berichtet, die christlich-konserva- 
tiven, »organisch-volksstaatlich« denkenden rechtsgerichteten Zentrumskreise. Die 
angezielten protestantischen Konservativen zeigten sich hingegen nur wenig beein- 
druckt und hielten offensichtlich nichts davon, ihre parteipolitische Existenz zugun- 
sten eines solchen Experiments aufs Spiel zu setzen. Es verwundertnicht, daß sich der 
linke Zentrumsflügel um Matthias Erzberger und Joseph Wirth den Neuformierungs- 
plänen widersetzte, denn ihnen war klar, daß die Verwirklichung des Sammlungskon- 
zeptes einen Todesstoß für das Linkszentrum bedeutet hätte. Stegerwald war einer der 
erbitterten Feinde Erzbergers und unternahm alles, um dessen politisches Come-Back 


| 
S 
R 
& 
£ 
R 
E 


Near TarErE REG 


(BHO ENT TEE ENTER TESTER TRETEN TEE EEE 


Der restaurierte Pragmatismus. Zur Neuformierung des deutschen Bürgertums nach 1945 43 


zu verhindern. In der Auseinandersetzung um die Neuformierung erhielten die Links- 
republikaner Unterstützung von der Führung des Westdeutschen Verbandes der 
katholischen Arbeiter- und Knappenvereine, die sich im Unterschied zu den von 
nationalem Pathos und antiparlamentarischen Ressentiments erfüllten christlichen 
Gewerkschaftlern stärker mit einem republikanisch-demokratischen Kurs identifi- 
zierte. Hier fürchtete man, eine parteipolitische Verbindung mit der nationalen Rech- 
ten werde nicht nur der sozialen Reaktion Vorschub leisten, sondern sei auch wegen 
der voraussehbaren tiefgreifenden Differenzen über Verfassungsfragen und die 
Staatsform nicht lebensfähig. Auch andere Vorschläge zur »Vereinfachung des Par- 
teiwesens« mit eher arbeitsgemeinschaftlichem Charakter, die sich nicht als Bürger- 
block definieren wollten, wurden nicht akzeptiert. 

Das Scheitern der Essener Sammlungspläne ist im Nachhinein als ein Symptom für 
die Integrationsschwäche des Weimarer Parteiensystems bezeichnet worden. Es sei, 
so Rudolf Morsey, nur ein Modell geblieben für spätere, konservative Bestrebungen 
zur Umgestaltung des deutschen Parteienwesens.'? Die »Mitte« blieb in der Minder- 
heit, nicht zuletzt deshalb, weil sich das Zentrum an seine traditionelle Existenzform 
geklammertund eine Konzentration im Parteiengefüge blockierthabe. Der Zerfall der 
Mitte und die Radikalisierung der extremen Flügel hätten aber den Untergang der 
Weimarer Republik mit herbeigeführt. Vor dem Hintergrund dieser Frage, ob und 
wodurch der Aufstieg des Dritten Reiches womöglich hätte verhindert werden kön- 
nen, ist das Bedauern darüber, daß Essen scheiterte, verständlich. Auf der anderen 
Seite ist klar, daß das Ideal der Essener Parteistrategen ein »organisch« bzw. berufs- 
ständisch gegliederter, antiliberal-autoritärer Rechtsstaat gewesen war. Stegerwald 
hatte in Essen seine Vorbehalte gegen die parlamentarische Demokratie deutlich aus- 
gesprochen. Der »christliche Staat«, den er forderte, weil er allein echte Autorität ver- 
bürgen könne, wäre freilich in der säkularen Weimarer Republik kaum konsensfähig 
gewesen. Die strittige Frage Monarchie oder Republik wurde ausgeklammert — nur 
zu schwer hatten sich vieie christlichen Gewerkschaftler mit dem Sturz der Monar- 
chie abfinden können. Stegerwald wandte sich gegen einen Demokratiebegriff, der 
sich aus dem rationalistischen Denken der Aufklärung herleitete und stellte die Wei- 
marer Verfassung als »Notverfassung« indirekt zur Disposition, indem er eine der 
deutschen Rechtsanschauung eher entsprechende Verfassung forderte.'* 
Hierlagder Konfliktmit.den Linksrepublikanern im Zentrum begründet, die sich über 
die Strukturkrise des Zentrums durchaus im Klaren waren. Ihrer Meinung nach hatte 
die Zentrumspartei ihre Funktion als konfessionell-katholische Interessenvertretung, 
die sie noch in den Kulturkampfjahren und im Kaiserreich stabilisiert hatte, verloren. 
Alsechte Parlamentspartei, zu der sie in der Weimarer Republik geworden war, mußte 
sie nun ein auf die Gesamtgesellschaft bezogenes politisches Programm entwickeln. 
Anstatt aber die Möglichkeiten, die die Weimarer Republik den Parteien eröffnete, zu 
nutzen, definierte sich das Zentrum ganz neutral als »Verfassungspartei« und ver- 
suchte damit, den Konflikten über die Staatsform und die demokratische Struktur der 
Gesellschaft, die die Weimarer Republik zerklüfteten, aus dem Weg zu gehen. Mit 
Josef Wirth drängte die kleine Gruppe der Linksrepublikaner darauf, die Verfassung 
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mit Leben zu erfüllen. Sie suchte daher eine Zusammenarbeit mit den gesellschafts- 
politischen Kräften, die ihrer Meinung nach zuverlässige Republikaner und Demo- 
kraten waren, mit der Arbeiterschaft und dem cifoyer-Bürgertum. Wirth sah die Re- 
publik von rechts bedroht und glaubte, daß zur ihrer Verteidigung ein Bündnis des 
Zentrums, das sich politisch, d.h. linksrepublikanisch und demokratisch, definieren 
müsse, mit den genuin demokratischen Kräften in der Weimarer Gesellschaft notwen- 
dig sei. Die Polarisierung innerhalb der Zentrumspartei, wie sie etwa bei der Reichs- 
präsidentenwahl 1925 zutage trat, zeigte, daß das Zentrum, trotz seines Selbstver- 
ständnisses als Mittepartei, soziologisch doch nie eine Partei der Mitte war, d.h. also 
eine Organisation, deren soziale Basis ihren Schwerpunkt zwischen den gesellschaft- 
lichen Polen gehabt hätte und die deshalb irı der Lage gewesen wäre, sich je nach den 
Interessen ihrer Wähler und den historischen Bedingungen nach links oder rechts zu 
orientieren. Es war vielmehr eine Partei mit einer weltanschaulich gebundenen An- 
hängerschaft aus allen sozialen Schichten, deren kulturpolitische Interessen inzwi- 
schen weitgehend befriedigt waren und in der nun die politischen Gegensätze und 
sozioökonomischen Interessen aufbrachen. Josef Wirth warb daher — gerade auch 
gegen Adam Stegerwald — leidenschaftlich dafür, das Problem der Demokratie und 
des Parlamentarisınus auch in den eigenen Reihen auszukämpfen. 

Die Notwendigkeit, eine neue politische Identität zu gewinnen und dem Desintegra- 
tionsprozeß des Zentrums entgegenzutreten, ist am Ende der Weirnarer Republik nur 
von kleinen Gruppen erkannt worden. Die Mehrheit der Parteianhänger setzte auf die 
traditionellen Integrationsmechanismen der weltanschaulich-klerikalen Klammer. 
Dieser Versuch ist bekanntlich — die Ereignisse des Jahres 1933 zeigen es — geschei- 
tert; das Zentrum konnte weder die demokratische Republik verteidigen noch seine 
politische Autonomie gegenüber Kirche und Vatikan behaupten. 


Es kennzeichnet die Diskussionen über die Neugründung der Union im Jahre 1945, 
daß die Konflikte, die die Weimarer Republik, auch das katholische Lager, zerklüftet 
hatten, nicht zur Sprache kamen. Man warf den Ballast der Vergangenheit ab, griff die 
Sarmmlungsparole Stegerwalds auf, ohne sein Demokratieverständnis zur problema- 
tisieren; ja, im Rückblick verklärte sich das unter der Hand von Deutschtümelei und 
Nationalismus gereinigte Konzept als nach wie vor geeignete und in der historischen 
Stunde des Neubeginns endlich verfügbare Basis für einen Zusammenschluß der 
nicht-sozialistischen, traditionell demokratischen, christlichen Kräfte, die einander 
durch die nationalsozialistische Verfolgung näher gekonmen seien. Nationalistische 
und völkische Integrationsideologien, monarchistische und sozialreaktionäre Auf- 
fassungen waren nach dem Zusammenbruch des NS-Regimes nicht mehr gefragt. So 
bot sich die »christliche Demokratie« als ideeller Bezugspunkt auch für jene Grup- 
pierungen an, die sich den Implikationen der politischen und sozialen Demokratie 
bisher weitgehend verschlossen hatten; sie nahmen das demokratische Prinzip nun- 
mehr für sich in Anspruch, lösten es aber aus seinem historisch-politischen Kontext 
heraus und definierten es zur Abwehr gegen alle politischen und geistigen Strömun- 
gen, die sie als unchristlich bezeichneten, um. Dieses ideologische Demokratiekon- 
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zept macht Veränderung und Kontinuität deutlich: Es ermöglichte eine Abgrenzung 
sowohl vom Nationalsozialismus als auch vom Sozialismus und eignete sich insofern 
für einen politisch-programmatischen Neubeginn des Bürgertums nach 1945. Ande- 
rerseits knüpfte es an einen im Zentrumslager und bei den Christlichen Gewerkschaf- 
ten lange üblichen und bis zu Bischof Ketteler und Ludwig Windthorst zurückführ- 
baren politischen Sprachgebrauch an: Bereits im »Zentrumsstreit« (Julius Bachems 
Parole »Heraus aus dem Turm«, 1906) erhielt die »christliche Weltanschauung« einen 
zentralen Stellenwert als politischer Kampfbegriff des katholischen und protestanti- 
schen Bürgertums gegen die erstarkende Sozialdemokratie. Für die Christlichen Ge- 
werkschaften funktionierte sie schon vor dem Ersten Weltkrieg - synonym gebraucht 
für nichtsozialistisch — als Legitimationsgrundlage für die separate Existenz neben 
den Freien Gewerkschaften und sicherte ihnen zugleich eine gewisse Distanz zu den 
integralistisch-klerikalen Bevormundungsversuchen. Unscharf bleibt auch die Defi- 
nition der »christlichen Demokratie« in der päpstlichen Enzyklika »Graves de com- 
muni« (1901). Dort wird der politische Sinn herausgefiltert und christliche Demokra- 
tie schlicht als »Tätigkeit zum Wohle des Volkes« definiert. Diese Tätigkeit beruhe auf 
Naturgesetz und Evangelium und sei deshalb »ihrem Wesen nach unabhängig von 
einer bestimmten Form der staatlichen Gewalt, kann sich unter jeder derselben ent- 
falten«.® Was hieraus als Richtschnur für die Arbeit der Christlichen Gewerkschaften 
folgte, hat Michael Schneider treffend beschrieben: 


»Die Christlichen Gewerkschaften konnten sich — zusammen mit anderen christlich geprägten Organisa- 
tionen — als Instrumente der Demokratisierung innerhalb des bestehenden und akzeptierten politischen 
Systems verstehen, erforderte dieser Anspruch doch keinerlei Konsequenzen in Richtung auf eine Politik 
zur Umgestaltung der Staatsform. Die Monarchie konnte als demokratisch verstanden werden, insofern 
und solange sie der ‘christlichen Tätigkeit zum Wohle des Volkes’ Raum gab: Eine Auseinandersetzung 
mit den Problemen von Macht und Herrschaft in Wirtschaft und Staat, von Interessendurchsetzung unter 
dem Mantel des ‘Gemeinwohl’-Postulats oder auch nur Ansätze der Ideologiekritik konnte man vor 
diesem Hintergrund nicht erwarten.«'® 


Während das Essener Programm als Vermächtnis Stegerwalds reüssierte — er selbst 
starb 1945 — spielten der frühere Reichskanzler Joseph Wirth und die von ihm re- 
präsentierte linksrepublikanische Zentrums-Tradition in der Nachkriegspolitik kaum 
eine Rolle mehr. Wirth, der heute fast vergessen ist, hat sich noch vom Schweizer Exil 
aus an den 1945 wie 1948 fehlgeschlagenen Versuchen, eine Art Labour-Party oder 
»Union der Mitte« zu gründen, beteiligt. Eine solche Formation hätte eine völlige 
Umstrukturierung des überkommenen Parteiensystems vorausgesetzt, um dann in 
einer primär von der sozialstrukturellen Situation her definierten Mitte des Parteien- 
spektrums ein breites Bündnis der Arbeiterschaft mit dem demokratischen Bürgertum 
herzustellen. Das Labour-Konzept, für das 1945 auch Jakob Kaiser und Johannes 
Albers eingetreten waren, scheiterte freilich sowohl am Selbstbehauptungswillen der 
Arbeiterparteien als auch daran, daß die Mehrheit der Unionsgründer kein Mitte- 
Links-Bündnis wollten, sondern im Anschluß an Stegerwald die Öffnung nach rechts 
vorzog. Auch Heinrich Brüning, der sich selbst als Verfasser der Stegerwald-Rede 
bezeichnete, ließ im November 1945 aus seinem Vermonter Exil wissen, daß jetzt die 
Zeit für diese Sammlung reif sei. Man dürfe den neuen Mitgliedern der Partei nicht 
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vorwerfen, daß sie aus den früheren Rechtsparteien kämen. Nazis solle man allerdings 
nicht aufnehmen.'” 
Den Frankfurter CDU-Gründern um Walter Dirks, ebenfalls Linksrepublikaner, war 
das Labour-Party-Konzept »zu brav«, zu stark auf Harmonie, auf den Ausgleich der 
Klassenkräfte bedacht. Sie wollten nicht die Reste der Weimarer Parteien jenseits der 
»Harzburger Front« sammeln, sondern etwas leisten, wozu die verkrusteten Parteien 
der Arbeiterbewegung nicht mehr imstande waren: die Spaltung der sozialistischen, 
kommunistischen und christlichen Arbeiterschaft aufzuheben und Kleinbürger wie 
Bauern für eine sozialistische Perspektive zu gewinnen. Walter Dirks’ Ansatz, derauf 
»umwegige« Weise zum Sozialismus führen sollte, zielte mithin viel radikaler auf 
eine tiefgreifende gesellschaftliche Erneuerung und Umgestaltung ab als das Labour- 
Konzept. Das Parteienprojekt scheiterte kurz darauf am Organisationstraditionalis- 
mus der Arbeiterparteien — für Dirks ein erster Akt der Restauration. Enttäuscht von 
der Entwicklung der Union, die zwar als einzige Partei die historisch-politische Kon- 
stellation zur Neuformierung genutzt hatte, jedoch eine von bürgerlichen Honoratio- 
nen bestimmte Partei blieb, die primär handfeste Mittelstands- und Wirtschaftsinter- 
essen vertrat, zog sich die Frankfurter Gruppe um Dirks aus der hessischen CDU 
ück. 
nn er Protagonist des Weimarer Linkszentrums, Carl Spiecker, schloß sich nach 
seiner Rückkehr aus dem kanadischen Exil im Spätsommer 1945 den Zentrums- 
kräften an, die die Unionsgründung ablehnten, und versuchte — nach dem Scheitern 
des Labour-Ansatzes — von dort aus seine Idee einer politischen Mittepartei, die frei 
von konfessionellen Bindungen sein und sich auf die Grundsätze des Naturrechts 
beziehen müsse, durchzusetzen. Das wiedergegründete Zentrum sah in der Union 
eine Wiederholung der bereits nach dem Ersten Weltkrieg mißlungenen Offnungsver- 
suche des Zentrums und wegen der Verbindung mit den früheren Rechtskräften, den 
für die NS-Verbrechen mitverantwortlichen »Steigbügelhaltern« Hitlers, eine Neu- 
auflage der »Harzburger Front«. Hier traf sich die Zentrumsführung übrigens mit Kurt 
Schumacher, der der CDU vorwarf, sie habe »ob mit oder ohne Wissen das Bett &e- 
macht, in dem die Reaktionäre der *Harzburger Front’ bereits kräftig schnarchen«. 
Das Christentum im Namen der Union werde als Deckmantel für die antidemokrati- 
schen Kräfte mißbraucht, die die Weimarer Demokratie schon seit 1920 mit allen 
Mitteln bekämpft und schließlich zu Tode gehetzt hätten. »Nicht ‘christliche Samm- 
lung’, sondern Säuberung des gesamten politischen Bereichs von allen Restbestän- 
den totalitären Denkens und autokratischer Gesinnung« sei »das höchste Gebot der 
Stunde nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches«'?, und damit waren nichtnur 
die protestantischen Nationalisten und Militaristen, sondern auch die rechten Zen- 
trumskräfte um von Papen gemeint. Die Zentrumsführung konnte diese politische 
Argumentation jedoch wegen der inneren Zerrissenheit der Partei, die yo der Kon- 
kurrenz mit der CDU zermürbt und vom Klerus nur noch als Partei zweiter Wahl be- 
trachtet — zusehends an den Rand des politischen Geschehens geriet, nicht durchhal- 
ten. Ein Grund dafür war, daß die Majorität ihrer überwiegend traditionalistischen 
Anhänger die Reichweite des sozialstrukturellen Umbruchs und die politisch-psy- 
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chologischen Auswirkungen des Nationalsozialismus sowie die Gunst der Stunde für 
eine Neuformierung im Grunde nicht be griffen hat. So konnten sie sich, auch weil sie 
an der Einheit des Reiches festhielten, nicht vorstellen, was es für die »N. ormalısie- 
rung« der bürgerlichen Gesellschaft in Deutschland bedeutete, daß im Osten die 
soziale Basis der Junker verlorenging. Sie rechneten auch nicht damit, daß große Teile 
der bürgerlichen, kleinbürgerlichen und bäuerlichen Schichten, die in der Endphase 
der Weimarer Republik zu den Anhängern der Nationalsozialisten gehört hatten, sich 
unter der Ägide der westlichen Besatzungsmächte nach dem verlorenen Zweiten 
Weltkrieg wieder auf eine gemäßigt-konservative Position hin orientieren würden — 
schon deshalb, weil der extreme Nationalismus und Rassismus verpönt waren. Sie 
hätten auch Konsequenzen daraus ziehen müssen, daß die früheren christlichen 
Gewerkschaftler, die 1945 das »Essener Programm« Stegerwalds als Leitidee füreine 
neue bürgerlich-konservative Partei aufgriffen (allen voran Jakob Kaiser), ihre Ein- 
stellung zu Republik und Demokratie, Nation und Volk inzwischen erheblich verän- 
dert hatten. Christliche Arbeiterfunktionäre aus dem Westfälischen, etwa Heinrich 
Strunk oder Josef Kannengießer, betonten gerade, daß sie eine sozial fortschrittliche 
und in ihrer Struktur demokratische Partei gründen wollten. Im übrigen schuf die Ein- 
bindung der Richtungsgewerkschaften in die Einheitsgewerkschaft für die christli- 
chen Arbeiter ein ganz neues Bezugssystem, das, wenn es um Arbeiterfragen ging, 
auch ihr Verhältnis zu den Sozialdemokraten entschärfte. 
Die Zentrumspartei, die bei der ersten Bundestagswahl 1949 in Nordrhein-Westfalen 
immerhin noch ein Wählerpotential von knapp 9 % ausschöpfen konnte, wandte sich 
gegen jede gesellschaftliche Polarisierun 8 (»hie Marx, hie Christus«) und lehnte des- 
halb auch die Konfrontation zwischen CDU undSPDab, die sich im Klima des Kalten 
Krieges noch verschärfte. Sie identifizierte sich mit der Rolle des Zentrums als Mit- 
schöpferin des Weimarer Staates und bot sich nun wieder — etwa bei der Regierungs- 
bildung in Nordrhein-Westfalen und in der Auseinandersetzung um die Sozialisie- 
tung der Schlüsselindustrien — als Brücke zwischen beiden Lagern an; allerdings 
konnte sie keine zeitgemäße und politisch schlüssige Konzeption für ein Mitte-Links- 
Bündnis entwickeln. Ideologisch blieb sie in der Tradition der katholischen Sozial- 
lehre mit ihrem organisch-harmonistischen Gesellschaftsbild und ihrem verschwom- 
menen Kulturideal. Zu ihrer Klientel gehörten klein- und mittelbäuerliche Schichten 
sowie Kleingewerbe, Kleinhandel und Freiberufler, katholische Akademiker, Arbei- 
ter und Flüchtlinge, in deren Interesse sie auch die wirtschaftsliberalen Weichenstel- 
lungen des Bürgerblocks im Wirtschaftsrat und die unsozialen Auswirkungen von 
Währungsreform und »sozialer Marktwirtschaft« bekämpfte. Kulturpolitisch unter- 
stützte sie die katholische Kirche in ihrem unermüdlichen Kampf für Elternrecht und 
Konfessionsschule — Forderungen, die freilich in der entstehenden pluralistischen 
Gesellschaft der Bundesrepublik nur partiell durchsetzbar waren, Die Spiecker-Grup- 
pe, die schon seit längerem Kontakte’ mit Vertretern des linken CDU-Flügels um Karl 
Arnold gepflegt hatte, trat 1949 zur CDU über; vom Wählerpotential des Nachkriegs- 
zentrums dürfte allerdings längerfristig auch die SPD profitiert haben: Die alten Zen- 
trumshochburgen der Weimarer Zeit im Ruhrgebiet wie Bottrop, Gladbeck, Essen 
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und Oberhausen fielen in den fünfziger Jahren an die SPD-ein Faktum, das auch im 
Zusammenhang der vor: Rohe beschriebenen »Sozialdemokratisierung des Reviers« 


zu sehen ist.” 


Die »Rhöndorfer« Union 


Wie kein anderer hat der frühere Kölner Oberbürgermeister und Zentrumspolitiker 
Konrad Adenauer der entstehenden Union seinen Stempel aufgedrückt, und so konnte 
es aus späterer Sicht erscheinen, als hätte »am Anfang Adenauer« gestanden?'. Doch 
Adenauer gehörte nicht zu den Gründern der rheinischen CDU. Er trat der CDU des 
Siegkreises erst im Juni 1946 bei, zu einem Zeitpunkt also, zu dem das wiederge- 
gründete Zentrum längst abgeschlagen war und nachdem er sich in den ersten Kämp- 
fen um die Parteiführung in eine gute Startposition gebrachthatte. Sein erster Anlauf, 
den Vorsitz des im Januar 1946 neu konstituierten Zonenausschusses der CDU in der 
britischen Zone zu übernehmen, war allerdings zunächst noch einmal gescheitert, 
weil Adenauer zu schnell vorgeprescht war und die Versammlung sich »überfahren« 
fühlte. Die westfälischen CDU-Initiatoren lehnten es ab, Adenauer zusanımen mit 
zwei Stellvertretern, den ehemaligen Deutschnationalen Holzapfel und Schlange- 
Schöningen, in den Vorsitz zu wählen. Sie wollten nicht den Eindruck entstehen las- 
sen, die CDU sei eine neue Rechtspartei und bestanden darauf, daß Arbeiter, Frauen 
und junge Leute zum Zuge kämen. Adenauer machte man den Vorwurf, daß er beiden 
Evangelischen als prononciert katholischer Rheinländer gelte und daß bei ihm sepa- 
ratistische Tendenzen vermutet würden. Es wurde auch bezweifelt, daß er sich »ohne 
Zögern und Zaudern« für die Einheit Deutschlands einsetzen werde??. Gleich zu Be- 
ginn der Sitzung hatte Adenauer es zum Eklat kommen lassen, als er es den Berliner 
Delegierten Hermes, Vockel und Katzenberger, die als Gäste angereist waren, ver- 
wehrte, an der Diskussion teilzunehmen und damit sowohl den Führungsanspruch der 
Berliner »Reichspartei« als auch die Ambitionen von Hermes zurückwies. Das takti- 
sche Gespür, mit dem Adenauer seinen kometenhaftern Aufstieg in die Führungsspit- 
ze der Partei plante, ist jedoch noch heute frappierend;-ohne eigentliche Hausmacht 
angetreten, erkannte der »rheinische Phönix« die strategische Bedeutung der beiden 
Gruppierungen, von deren Organisationsbereitschaft und Aktivismus das Unionsex- 
periment abhing — des Arbeiterflügels und der bürgerlichen Protestanten — und er 
verstand es, sie für seine Zwecke zu instrumentalisieren. Mit ihrer Unterstützung 
wurde er bis zum Ende des Jahres 1946 Vorsitzender des rheinischen Landesverban- 
des, erster Vorsitzender des Zonenausschusses, Delegierter im Hamburger Zonenbei- 
rat und Fraktionsvorsitzender der CDU im Landtag von Nordrhein-Westfalen. 1946 
warb er auch bei den süddeutschen Föderalisten Verbündete gegen seine Berliner 
Kontrahenten. 
Adenauers Weg zur Macht ist von den Leichen seiner Rivalen gepflastert”, und es ist 
reizvoll, sich vorzustellen, welchen Weg die Union wohl genommen hätte, wenn 
Unionspolitiker wie Andreas Hermes, Jakob Kaiser, Karl Arnold, Hermann Pünder, 
Hans Schlange-Schöningen oder Friedrich Holzapfel sich besser hätten gegen Ade- 
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nauer behaupten können. Der Kurs der Union hing freilich nicht nur von innerpar- 
teilichen Kräfteverhältnissen ab; er entschied sich in einer politischen Gesamtkon- 
stellation, in der sich die »Teilung der Welt« in zwei rivalisierende Lager vollzog. 
Adenauer konnte seinen Führungsanspruch und seine Politik nur durchsetzen, weil 
die Sowjets auf der einen Seite den Handlungsspielraum der Ost-CDU rigoros be- 
schnitten und damit Hermes wie Kaiser die Basis entzogen; auf der anderen Seite, im 
Westen, kam Adenauer zugute, daß sich seine eindeutig pro-westliche, nüchtern- 
pragmatische, liberal-konservative Politik fugenios in das Deutschlandkonzept der 
US-amerikanischen Deutschlandpolitik einpassen ließ. In einer anderen weltpoliti- 
schen Situation und »ohne das politische Parteienschema von 1945« wäre Adenauer 
so vermutete der von ihm schon in der Konkurrenz um den Vorsitz im rheinischen 
Landesvorstand ausgebootete Leo Schwering rückblickend — »bestenfalls Außenmi- 
nister in einem Kabinett Schumacher« geworden. Zu dieser Gesamtkonstellation, die 
die Union im Westen begünstigte, gehörte auch, daß die Hochburgen der Sozialdemo- 
kratie in Thüringen, Sachsen, Brandenburg sowie im sowjetischen Sektor Berlins 
lagen. Erst vor dem Hintergrund der Spaltung erklärt sich, daß Adenauer für seine 
Politik eine parlamentarische Mehrheit erhielt. 
Kaiser, dessen Brückenschlag-Politik im Klima des Kalten Krieges scheiterte, über- 
nahm, nachdem er den Kampf um die innerparteiliche Führung verloren hatte und in 
den Westen übersiedeln mußte, den Vorsitz der Sozialausschüsse. Als Bundesminister 
für gesamtdeutsche Fragen von Adenauer in die Regierung eingebunden, beteiligte er 
sich in den fünfziger Jahren nur noch an entschärften Versuchen, die Einheit der 
Nation zu postulieren. So bereitete er im Frühjahr 1954 die »Gesamtdeutsche Aktion, 
Bund für die Wiedervereinigung« vor, die bei ihrer Konstituierung am 14. Juni 1954 
als »Volksbewegung für die Wiedervereini gung« auftrat und aus der später das über- 
parteiliche »Kuratorium Unteilbares Deutschland« hervorging”. Hermes’ zunächst 
breit angelegter Versuch, mit der 1949/50 gegründeten »Gesellschaft für die Wieder- 
vereinigung Deutschlands« jenseits der Parteien eine Volksbewegung für die natio- 
nale Einheit und damit bessere Voraussetzungen für eine Verhandlungslösung zu 
schaffen, ist als eine Vorform der Mobilisierung gegen Adenauers intransigente West- 
politik anzusehen, die erstim Laufe der fünfziger Jahre im Zuge einer forcierten West- 
integrationspolitik (Wiederaufrüstung, EVG-Verträge, NATO-Beitritt, Atombewaff- 
nung) akut wurde. Daran zeigt sich, daß Adenauers Politik auch innerhalb der Union 
heftige Diskussionen auslöste, letztendlich entfalteten sie aber keine Sprengkraft”. 


Von Ahlen nach Düsseldorf: Christlicher Sozialismus oder Soziale 
Marktwirtschaft 


Im Streit um die Modalitäten einer Neuordnung der Wirtschaft wäre die Union in den 
ersten Nachkriegsjahren indessen fast auseinandergebrochen. Die Forderungen nach 
der Überführung der Schlüsselindustrien in Gemeineigentum, nach weitergehenden 
Mitbestimmungsrechten der Arbeitnehmer sowie nach einer gerechteren Verteilung 
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des Bodens hatten in fast allen CDU-Gründungsinitiativen, gerade auch in der briti- 
schen Zone, eine wichtige Rolle gespielt. Doch stellte sich bald heraus, daß die Vor- 
stellungen des von christlich-gewerkschaftlichen Traditionen geprägten, sozial pro- 
gressiven Flügels mit dem eindeutig privatwirtschaftlichen Modell der liberal-kon- 
servativen Richtung um Adenauer nicht vereinbar waren. Adenauer lehnte nicht nur 
den »christlichen Sozialismus« ab, weil dieser Begriff den Sozialismus entdämoni- 
sierte und damit seiner antikommunistischen Mobilisierungsstrategie zuwiderlief. 
Als entschiedener Anhänger einer »personalen« Freiheit, die durch Bürokratie und 
Zentralismus bedroht sei, wehrte er sich auch gegen den Inhalt der Sozialisierungsfor- 
derungen; die Konzentration wirtschaftlicher Macht in der Hand des Staates verleite, 
das habe der »getarnte Staatssozialismus« der vergangenen 12 Jahre gezeigt, zu Miß- 
brauch und führe erneut zum Totalitarismus. 
Der innerparteiliche Konflikt spitzte sich rasch zu und erreichte seinen Höhepunkt 
nach Adenauers Darstellung bereits Ende Februar 1946 auf der Tagung des Zonenaus- 
schusses in Neheim-Hüsten, wo das erste Programm der CDU in der britischen Zone 
verabschiedet werden sollte: Hier habe man, so Adenauer, die Kräfte überwunden, 
„die eine zu starke Sozialisierung befürworteten« und »dadurch ein Auseinanderfal- 
len der Partei« verhindert?°. Daß in den nächtelangen Diskussionen ein Kompromiß 
- nämlich die Vertagung der Sozialisierungsfrage als »zur Zeit nicht praktisch« — zu- 
standekam, verdanke man vor allem den Bemühungen des früheren christlichen Ge- 
werkschaftlers Johannes Albers. Der innerparteiliche Zwist war damit freilich keines- 
wegs beendet. Jakob Kaiser, inzwischen Vorsitzender der CDU in der sowjetischen 
Zone (und damit in einer vergleichbaren Führungsposition wie Adenauer) erzielte mit 
seinem Konzept des »christlichen Sozialismus« 1946 nicht nur in der SBZ, sondern 
zur Verärgerung des CDU-Wirtschaftsflügels auch im Westen große Aufmerksanı- 
keit. Adenauer setzte daraufhin durch, daß der Begriff des christlichen Sozialismus 
bis zu den Kommunalwahlen in der britischen Zone im Herbst 1946 vorerst aus dem 
politischen Vokabular der Union genommen wurde. 
Das Konzept des christlichen Sozialismus sollte, so führte Kaiser in seiner pTo- 
grammatischen Rede auf der Vorstandssitzung der Ost-CDU am 13. Februar 1946 aus, 
den entschlossenen Willen zum Aufbau einer neuen Wirtschafts- und Gesellschafts- 
ordnung zum Ausdruck bringen, in der die Existenz der werktätigen Menschen gesi- 
chert sei. Doch sei der »wahrhafte«, christliche Sozialismus vor allem auch eine gei- 
stige Grundhaltung. Oberstes Gesetz und Trennungsstrich zu den Marxisten sei die 
freie, sich ihrer (gottgeprägten) Würde bewußte Persönlichkeit, »die sich in freier sitt- 
licher Entscheidung dem größeren Ganzen ein- und unterordnet«?’. Der christliche 
Sozialismus orientierte sich demnach auch am Gemeinwohl und grenzte sich von 
denen ab, die der materialistischen Weltanschauung anhingen, Klasseninteressen ver- 
traten oder die Diktatur des Proletariats anstrebten. Die Arbeiterbewegung sei nach 
1945 nicht mehr Organ des Klassenkampfes, sondern »ein Organ positiver Aufbau- 
arbeit im Volksganzen«, das mit den anderen Ständen und Berufen kooperieren woll- 
te. Kaiser und seine Freunde im Westen glaubten daran, daß eine Demokratisierung 
der Wirtschaft, eine Kontrolle wirtschaftlicher Macht mö glich sei, ohne das Privatei- 


Der restaurierte Pragmatismus. Zur Neuformierung des deutschen Bürgertums nach 1945 51 


gentum prinzipiell in Frage zu stellen. Jedoch forderten sie »Gemeinschaftseigentum 
an Bodenschätzen, scharfe Bindung allen Grundeigentums und schärfste Kontrolle 
des Großeigentums, soweit es noch in privaten Händen ist«. Betriebsverflechtungen 
und Kartelle könnten volkswirtschaftlich sinnvoll sein, sie dürften aber nicht nur pro- 
fitorientierten, Kapitalistischen Interessen folgen, sondern sollten durch neue demo- 
kratische Planungs- und Lenkungsorgane ersetzt werden. Das von der Berliner CDU 
entwickelte Sozialismuskonzept griff letztlich auf das organisch-harmonistische Ge- 
sellschaftsideal des christlichen Solidarismus der Pesch-Schule zurück und wurde 
von Kaiser nun versuchsweise in eine historisch-analytisch argumentierende, politi- 
sche Strategie eingebaut?®. Um es praktisch-politisch umzusetzen, beschrieb Kaiser 
zwei Wege: Er maß zum einen den Betriebsräten als den bewährten Organen betrieb- 
licher Demokratie sowie den gesamtwirtschaftliche Aufgaben erfüllenden und über 
die parteipolitischen Grenzen hinweg in allen vier Besatzungszonen arbeitenden Ge- 
werkschaften eine wichtige Rolle bei; zum anderen sollte auch die CDU als Volkspar- 
tei, als »Partei der Synthese«, die die soziale Integration und die Einheit der Nation 
miteinander verknüpfte, dazu beitragen, eine von christlich-sozialistischem Geist ge- 
prägte Gemeinschaft von Bürgern, Bauern, Handwerkern und Arbeitern zu schaffen. 
Das bürgerliche Zeitalter, die kapitalistische Wirtschaftsordnung gehe zu Ende. Hit- 
ler, von dem Bürgertum, Industrie- und Finanzkreise sich 1933 die Rettung der bür- 
gerlichen Gesellschaft erhofft hätten, habe den letzten Besitz des deutschen Volkes 
verspielt. (Nicht nur Kaiser, auch Kurt Schumacher schätzte die Auswirkungen der 
Kriegszerstörungen für das Bürgertum falsch ein.) Jetzt habe der Sozialismus das 
Wort, und so dürfe auch die Union sich nicht der Restauration der bürgerlichen Ge- 
sellschaft verschreiben. 
Das »Ahlener Programm« der CDU in der britischen Zone vom 3. Februar 1947 wird 
häufig als ein Ausdruck der Stärke des christlichen Arbeiterflügels in der frihen CDU 
angesehen, dem es damals noch gelungen sei, die britische Zonenpartei auf antikapi- 
talistische Positionen festzulegen. Neuere Untersuchungen” zeigen freilich, daß das 
Ahlener Programm Ergebnis eines Kompromisses ist, an dessen Fortnulierung Ade- 
nauer selbst wesentlich mitbeteiligt war und bei dem sich die Anhänger des christli- 
chen Sozialismus und ihre bürgerlich-pragmatischen, innerparteilichen Gegner ein 
letztes Mal die Waage hielten. Der Kompromißcharakter des Programms schlägt sich 
auch in der Struktur des Textes nieder: Nach der kapitalismuskritischen Präambel 
übernimmtdas eigentliche Wirtschaftsprogramm die wichtigsten Punkte aus dem von 
Adenauer im Alleingang verfaßten Neheim-Hüstener Programm. Es fordert sowohl 
die Vergesellschaftung des Bergbaus und der eisenschaffenden Industrie als auch ei- 
nen ausreichenden Spielraum für die »dringend notwendige Unternehmerinitiative«. 
Planung und Lenkung seien, so heißtes, auf längere Sichtzwar notwendig, sie dürften 
jedoch kein Selbstzweck sein. Den Arbeitern werden Mitbestimmungsrechte im Be- 
trieb zugestanden, ihre institutionelle Absicherung ist aber nicht ausreichend konkre- 
tisiert. So bot die Widersprüchlichkeit und Doppeldeutigkeit des Programms sowohl 
den christlichen Sozialisten als auch ihren innerparteilichen Gegnern »bei nur ge- 
ringer Dehnung der Begriffe... bis an Beliebigkeit grenzende Interpretationsmöglich- 
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keiten«°. Während sich der linke Flügel auf das Ahlener Programm stützte, um 
gesellschaftspolitische Reformen einzufordern, benützte der bürgerlich-konservatı- 
ve Flügel den »Konsens von Ahlen« als Waffe gegen die CDU-Linke. 
Mit einem auf den Wortlaut des Ahlener Programms gestützten Antragspaket lehnte 
die CDU-Fraktion im nordrhein-westfälischen Landtag im März 1947 die wei terge- 
henden Forderungen der Linksparteien nach Überführung der Schlüsselindustrien in 
Gemeineigentum ab. Zwischen den Parteien gab es grundlegende Differenzen über 
den Zeitpunkt und die Form der Vergesellschaftung, die Entschädi gungsirage sowie 
über den zulässigen Anteil privaten Kapitals an den vergesellschafteten Unterneh- 
men. Das Ahlener Programm diente.den bürgerlichen Kräften in der CDU der bri- 
tischen Zone auch weiterhin als Zwischenstation, von der aus die Sozialisierung des 
Ruhrbergbaus verschleppt und schl ießlich verhindert wurde. Für die Außendarstel- 
lung der CDU erfüllte das Programm gerade vor der ersten Landtagswahl in Nord- 
thein-Westfalen und Niedersachsen im April 1947 eine wichtige Funktion: Ange- 
sichts der Sozialisierungs- und Entflechtungspläne der britischen Besatzungsmacht 
sah sich die Parteiführung veranlaßt, darauf mit einer eigenen Position zu reagieren. 
Außerdem konnte sich die CDU trotz weiter schwelender innerparteilicher Differen- 
zen im Wahlkampf als eine sozial progressive und in wirtschafts- und sozialpoliti- 
schen Fragen geschlossene Partei darstellen. Dies war um so notwendiger, als die 
chronischen Versorgungsschwierigkeiten im Industriegebiet damals ihren ‚Höhe- 
punkterreicht hatten und Tausende von Bergarbeitern in spontanen Proteststreiks und 
Hunderdemonstrationen mit Sozialisierungsforderungen auf die Straße gingen. 
Der relativen Stärke des christlich-sozialen Flügels entsprachen also auf der anderen 
Seite die vorübergehende Konzessionsbereitschaft undein zeitbedingter Opportunis- 
mus der bürgerlichen Kräfte. Die christlichen Sozialisten verloren allerdings schon 
seit 1946 zusehends an Boden. Franz Focke führt dies auf einen allmählichen atıno- 
sphärischen Wandel in der CDU der britischen Zone zurück, der die Entwicklung der 
Union zu einer interkonfessionellen, bürgerlich-antimarxistischen Sammlungspartei 
begleitete. Auch wenn das katholische Bürgertum und die konservativen bis neolibe- 
ralen Wuppertaler Protestanten in der rheinischen CDU, was ihre Mentalität und ihr 
religiös fundiertes Weltbild anging, noch Welten trennten, so waren sıe sich doch in 
ihren Präferenzen für eine privatkapitalistische Wirtschafisverfassung und ihrem 
vehementen Antisozialismus einig. Sie fanden daher auf wirtschafts- und sozialpoli- 
tischem Gebiet rasch zu einer gemeinsamen Linie, schotteten sich gegen alle christ- 
lich-sozialistischen Tendenzen ab und provozierten damit faktisch eine Teilung der 
Partei in Ost und West, was den linken Flügel erheblich schwächte. Eine weitere Er- 
klärung für die allmählich schwindende Faszination christich-sozialistischer Gesell- 
schaftsentwürfe ist allerdings auch darin zu sehen, daß der sich in der SBZ abzeich- 
nende Transformationsprozeß und der reale Stalinismus nicht nur die bürgerlichen 
Kräfte, sondern auch größere Teile der Arbeiterbewegung abschreckte. Die Sozialis- 
mus- Vorstellungen der christliche Sozialisten waren übrigens — und hier gibt es eine 
Paralelle zu 1918 - sehr stark an das tabula-rasa-Syndrom des »Stunde Null« Erleb- 
nisses bzw. den vermeintlichen Zusammenbruch der bürgerlichen Ordnung am Ende 
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des Kriegs geknüpft. Je mehr sich die bürgerlichen Interessengeflechte und Macht- 


- strukturen reaktivierten, desto mehr verlor sich das antıkapitalistische Pathos, und der 


christliche Sozialismus reduzierte sich auf seinen Kernbestand: eine entschieden 
sozial ausgerichtete Geseilschaftsauffassung, die die kapitalistischen Auswüchse be- 
seitigen und die Lebensverhältnisse breiter Arbeitnehmerschichten verbessern woli- 
te, die von Anfang an aber auch »gesunde« mittelständische Interessen berücksich- 
tigte®', Im Konzept Kaisers und der Sozialausschüsse blieben die Forderungen nach 
Mitbestimmung, einer Vergesellschaftung bestimmter Produktionszweige, sofern es 
das Gemeinwohl erforderte, sowie der Wirtschaftslenkung durch Selbstverwaltungs- 
organe und vorausschauende staatliche Rahmenplanung übrig. 
Der Arbeiterflügel in der CDU war nicht nur zahlenmäßig schwach, sondern auch 
keineswegs geschlossen. Der christliche Sozialismus wurde vor allem von ehemali- 
gen christlichen Gewerkschaftiern (Amold, Albers, Kaiser, Rott, Strunk) vertreten, 
während sich die Führungsgruppe der katholischen Arbeiterbewegung Westdeutsch- 
lands (KAB), insbesondere ihr Verbandsvorsitzender Josef Gockelu, deutlich davon 
distanzierte. Die KAB-Führung lehınte auch die Bildung der Sozialausschüsse (1946/ 
4T) ab, weil sie es als ihre ureigene Aufgabe betrachtete, die christlichen Arbeiter in 
der Einheitsgewerkschaft zu betreuen. Und die wenigen evangelischen Arbeiter aus 
dem Wuppertaler Kreis waren eher als konservativ bis reaktionär einzuordnen??. 
Adenauer verstandes, die noch aus Weimarer Rivalitäten herrührenden Animositäten 
aufzufrischen und die KAB und die Sozialausschüsse gegeneinander auszuspielen. 
Den Vertretern der Sozialausschüsse wurde vorgeworfen, einseitig Arbeitnehmerin- 
teressen zu vertreten und darüber das ganze Gefüge einer auch aus anderen Berufs- 
gruppen zusammengesetzten Volkpartei aus dem Blick zu verlieren. Außerdem seien 
ihre Protagonisten gegenüber den Sozialdemokraten zu nachgiebig. 
Die Sozialausschüsse verstanden sich hingegen als »das soziale Gewissen der 
Union«; sie wollten verhindern, daß in den Führungsgremien der Partei emeut die 
alten bürgerlichen Auffassungen durchbrachen, während breite Arbeitnehmerschich- 
ten die Wählermassen stellten. Ihre Organisation war in der Union von Anfang an 
umstritten; Adenauer hatte sie vergeblich zu torpedieren versucht. Das Ziel, ge- 
meinwirtschaftliche Organisationsstrukturen zu institutionalisieren und das »macht- 
verteilende Prinzip« zu sichern, rückte unterdessen immer weiter in die Ferne. 
Adenauers Führungsposition war bereits 1948 so gefestigt, daß er seinen wirtschafts- 
und sozialpolitischen Kurs zusammen mit dem ordo-liberalen, damals noch parteilo- 
sen Ludwig Erhard »gegen die Sozialisten innerhalb und außerhalb seiner Partei« 
durchsetzen konnte??. Parallel zu den Vorbereitungen zur Währungsreform, die von 
den Westallierten geplant wurde, organisierte Erhard, damals Direktor der Abteilung 
Wirtschaft im Frankfurter Wirtschaftsrat, eine Wirtschaftsreform, die die zentral ge- 
lenkte Verwaltungswirtschaft der ersten Nachkriegsphase beendete und zur Markt- 
wirtschaft überleitete. Schweren Herzens stimmten auch die Abgeordneten, die den 
Sozialausschüssen nahestanden, dem »Leitsätzegesetz« vom 17./18. Juni 1948, das 
die meisten Bewirtschaftungsgrundsätze und Preisbindungen aufhob, zu. Gewerk- 
schaftsvertreter wie Theo Blank und Hugo Kopf hatten sich für den Kurswechsel 
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eingesetzt, weil er der allgemeinen Notlage entgegensteuere und daher im Interesse 
der Arbeiter liege. j 
Seit Mai 1948 betrieb Adenauer die Revision des Ahlener Programms. Die Grund- 
sätze der Erhardschen Wirtschaftspolitik im Frankfurter Wirtschaftsrat sollten leicht 
faßlich so zusammengestellt werden, daß daraus ein zugkräftiges und scharf gegen die 
Sozialdemokraten abgesetztes Wahlprogramm verfaßt wurde”. Auf der Sitzung des 
Zonenausschusses am 24./25. Februar 1949 in Königswinter, auf der Erhard sein 
Konzept der sozialen Marktwirtschaft und dessen Stellenwert für den bevorstehenden 
Bundestagswahlkampf erläuterte, wurde ein Programmausschuß gebildet, der die 
neuen wirtschaftspolitischen Leitsätze formulieren sollte. Ihm gehörte, als Vertre- 
ter der christlichen Arbeiter, auch Johannes Albers an. Doch fand seine Gruppe im 
Zonenausschuß kaum noch Gehör. Vergeblich trat Jakob Kaiser dafür ein, daß die 
gesamtdeutsche Perspektive nicht abgeschnitten werden dürfe und daß der Pro- 
grammausschuß auch sachkundige Vertreter aus anderen Zonenparteien bzw. aus 
Berlin heranziehen solle. Albers, der befürchtete, daß das »Grundgefüge« des Ahle- 
ner Programms aufgehoben werde und der daher wie Kaiser für ein wirtschafts- und 
sozialpolitisches Gesamtprogramm plädierte, wurde von Adenauer beschieden, hier 
gehe es nicht um eine Grundsatzdiskussion über das Ahlener Programm, sondern um 
die einfache Alternative Planwirtschaft oder Marktwirtschaft”. 
Obwohl sich das Konzept der sozialen Marktwirtschaft - niedergelegt in den »Düs- 
seldorfer Leitsätzen« der CDU vom 15.. Juli 1949 — entschieden von jeder Form der 
Planwirtschaft abgrenzte und einen Bruch mit dem noch in Ahlen vertretenen Modell 
einer gemeinwirtschaftlichen Ordrıung bedeutete, fanden sich die christlichen Arbei- 
_tervertreter damit ab, darin eine Ergänzung und Fortentwicklung der eigentumsrecht- 
lichen und gesellschaftspolitischen Grundsätze des Ahlener Programms nach der 
marktwirtschaftlichen Seite hin zu sehen?®. Die Protagonisten des christlichen Sozia- 
lismus paßten sich also den Liberal-Konservativen um den Preis der Teilhabe am 
wirtschaftlichen Erfolg der sozialen Marktwirtschaft an und beschränkten sich in der 
Folge nurmehr darauf, möglichst weitgehende sozialpolitische Zugeständnisse für 
ihre Klientel zu erreichen. Der Arbeiterflügel bestimmte die Politik der Union schon 
bald nicht mehr, sondern bildete in der Partei faktisch wieder eine Interessengruppe 
neben anderen. Eine weitere Niederlage erlitten die christlichen Gewerkschaftler 
nach der ersten Bundestagswahl, als Adenauer mit seiner Entscheidung für eine »klei- 
ne Koalition« aus CDU/CSU, FDP und DP die Bürgerblock-Politik des Frankfurter 
Wirtschaftsrats fortsetzte und gegen ihren Willen die große Koalition mit der SPD 
verwarf. 
Die Geschichte der Union in den Aufbaujahren, die politische Versöhnung der Kon- 
fessionen, die Verbindungslinien der Unionsgründer zu konservativen Widerstands- 
kreisen und das Erbe der christlichen Arbeiterbewegung gehören zu den Traditions- 
beständen, die von Unionspolitikern immer wieder beschworen werden. Gerade die 
»Modernisierer« in der Partei (Heiner Geißler, Wulf Schönbohm, Ulf Fink u.a.), 
Christlich-Soziale wie Norbert Blüm, auch die Junge Union berufen sich gegenwärtig 
verstärkt auf die christlich-sozialen Ursprünge. Denn sie eignen sich nicht nur als 
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Integrations-, sondern auch als Abgrenzungsstrategie — auch und gerade gegenüber 
denjenigen, die auf die Entstehung einer Zwei-Drittel-Geselischaft oder auf die öko- 
logischen Folgen einer technokratischen Modernisierung hinweisen und dabei, wie 
die neuen sozialen Bewegungen bzw. die Grünen bei der jungen Generation beträcht- 
liche Resonanz finden. Wieder » glaubwürdig« zu sein, die eigene »Handschrift« 
sichtbar zu machen, das ist aber auch mit Blick auf die eigene Anhängerschaft, die 
sich — angesichts des Parteienfinanzierungsskandals, der Barschel-Affaire und der 
Hinnahme der Dauerarbeitslosigkeit — über Konzeptionslosigkeit und Führungs- 
schwäche, Interessenpolitik und technokratischen Pragmatismus bei ihren Partei- 
oberen beklagt, nötig. Das Historiengemälde vom harmonischen Bündnis zwischen 
christlichen Gewerkschaftlern, Männern des Widerstandes, Ordo-Liberalen und 
pragmatischen Kommunalpolitikern, das der Union ihre historische Identität verleiht 

entspricht freilich einer selektiven Wahrnehmung und begradigt nachträglich die Par. 
teigeschichte; denn es läßt die Brüche, die innerparteilichen Fronten und Ausgrenzun- 
gen, das Abreißen der Widerstandstradition und den realen Einflußverlust des christ- 
lich-sozialen Flügels in der Union vergessen. Längst hat sich in den Führungsetagen 
der Union eine Denkrichtung durchgesetzt, die letztendlich nur eine privafkapitali- 

stische Rationalität gelten läßt und auf Machterhalt fixiert ist. Gleichwohl ist der 
Einflußverlust der Sozialausschüsse nicht allein auf den Machiavellismus der Füh- 

rungsgruppe um Adenauer zurückzuführen, sondern auch darauf, daß es ihnen nicht 

gelungen ist, ihr Konzept von einem dritten Weg zwischen Kapitalismus und Stali- 

nismus durchzuhalten. Dies war freilich nicht nur das Dilemma der christlichen Ge- 

werkschaftler. Daß die Sozialausschüßler trotz all der Verletzungen und Niederlagen 
mehrheitlich auch heutenoch im Lager der Union stehen, erklärt sich durch ihre Treue 
zum Milieu und durch den Antikommunismus im Kalten Krieg; ob dieser Kitt die 
katholischen Arbeiter auch zukünfti g zusammenhalten wird, hängt nicht zuletzt da- 
von ab, wie die Linke auf die Herausforderungen durch die dritte industrielle Revo- 
lution reagieren wird. 
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Von der Volksgemeinschaft zur Re-Vergemeinschaftung 
in der Krise des Fordismus - 

Überlegungen zum Verhältnis von Gemeinschaft und 
Gesellschaft in der deutschen Geschichte — 


Zusammenfassung: Die »Volksgemeinschaft« des Dritten Reiches hat sich in die 
Gründungsphase der BRD hinübergerettet und bildete die Grundlage für die Wieder- 
aufbauphase. Der westdeutsche Fordismus untergrub und zerstörte die tradierten 
Formen von Gemeinschaft. Mit der Erosion der Säulen des sozialdemokratischen 
Wohlfahrtsstaates zeichnet sich jedoch eine »Re-Vergemeinschaftung« ab, der sich, 
wenn auch mit unterschiedlichen Intentionen, sowohlTeile der sozialen Bewegungen, 
als auch konservative Subsidiaritätsapologeten undmoderne Managementstrategen 
verschrieben haben. Diese heterogene Allianz unterminiert aufklärerische Kritik und 
trägt das neue Modernisierungsprojekt des Kapitalismus: Modernisierung des Kapi- 
talismus durch »Re-Vergemeinschaftung«. 


Gemeinschaft und Gesellschaft in der bürgerlichen Epoche 


Das Verhältnis von Gemeinschaft und Gesellschaft ist sicherlich eines der klassischen 
Themen der Soziologie. Nicht nur daß das Begriffspaar den Ausgangspunkt der 
Grundlegung der Soziologie in Deutschland bei Ferdinand Tönnis (1887/1963) dar- 
stellt, es wurde auch von Emile Durkheim (1930/1986) rezipiert und in seiner basalen 
Dichotomie von organischer und mechanischer Solidarität wieder aufgegriffen, 
Ebenso gehen die zentralen Kategorien der Parson’schen Soziologie auf diese Unter- 
scheidung von Gemeinschaft und Gesellschaft zurück. »Die klassischen Denker der 
Soziologie versuchen fast ohne Ausnahrne ihre Handlungstheorien so anzulegen, daß 
deren Kategorien die wichtigsten Aspekte des Übergangs von ‘Gemeinschaft’ zu 
‘Gesellschaft’ treffen« (Habermas 1981.1, S. 22). 

Doch nicht nur die ‘klassischen Denker’ beschäftigen sich mit diesem Thema. Die 
Auseinandersetzungen darüber sind seit einem Jahrhundert nicht abgerissen, auch 
wenn im strengen Sinn nicht von einer kontinuierlichen, wissenschaftlichen Debatte 
die Rede sein kann. Aber allein die Tatsache, daß das Thema seit 100 Jahren in der So- 
ziologie immer wieder verhandelt wird, weist darauf hin, daß wir es bei dem Verhält- 
nis von Gemeinschaft und Gesellschaft mit einem Grundphänomen der Gesellschaft 
zu tun haben, wenn auch sowohl die praktische als auch die theoretische Relevanz des 
Themas starken Schwankungen unterlag. Es taucht sowohl in der sozialwissenschaft- 
lichen Theorie als auch in den sozialen Bewegungen zumeist dann auf, wenn große 
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gesellschaftliche Brüche stattfinden, wenn sich ein neuer Akkumulationsmodus her- 

ausbildet. Das Begriffspaar Gemeinschaft und Gesellschaft formuliert auf seine Wei- 

se die Dialektik von Kontinuität und Brüchen (Negt/Kluge 1982), die die Entwick- 

lung der bürgerlichen Gesellschaft charakterisiert. Das Verhältnis von Gemeinschaft 

und Gesellschaft wird durchgängig in der Zirkulationssphäre festgemacht. So wird 

dann statt der Analyse eine (mehr oder minder systematische) Beschreibung der Er- 

scheinungsform der bürgerlichen Gesellschaft geliefert. Die Gesellschaft und mithin 

auch die Gemeinschaft bleiben unverstanden. Unverstandene Gesellschaft schlägt in 

Bilder um. Dort, wo siereale und nicht nach Kriterien der abstrakten Gesellschaftlich- 

keit organisiertes Kollektives bezeichnen, greift der Begriff der Gemeinschaft. Dar- 

aus erklären sich sowohl die Wandlungen des Begriffsinhalts als auch die immer wie- 

derkehrende Thematisierung. Auf der einen Seite steht die Gesellschaft als Maschine 

und auf der anderen Seite die Gemeinschaft als Organismus. Tönnies entwarf diese 

Bilder, die sich bis heute in den Gemeinschaftsvorstellungen durchhalten, als Ver- 

such, die Durchsetzung und Entfaltung der bürgerlichen Gesellschaft zu verstehen. Er 
thematisiert somit die Dialektik von Kontinuität und Brüchen. Der Kontinuität -ent- 
spricht das Bild von der Ursprünglichkeit, vom “Wesenhaften’, also von der Gemein- 
schaft. Die Brüche werden gefaßt als Ungewißheit und Bedrohung, als Verunsiche- 
rung. Damit wird die Gesellschaft charakterisiert. Die bildhafte Konkretisierung der 
Dialektik von Kontunität und Brüchen als Widerspruch von Maschine und Organis- 
mus erklärt sich daraus, daß die Dialektik von Kontunität und Brüchen langzyklisch 
ähnliche Situationen hervorbringt. Auf der einen Seite finden wir Umbruch, auf der 
anderen Seite Stabilitätsphasen. Die Umbruchphasen sind charakterisiert durch die 
erfahrene Unsicherheit durch das Neue und das Bestreben, die verlorene Sicherheit 
durch Rückbesinnung und mythische Reinterpretation des Vergangenen wiederzuer- 
langen. Auf der Suche nach Sicherheit, Geborgenheit und Subjektivität müssen sich 
die vergesellschafteten Individuen auf etwas Ursprüngliches (etwa die Natur) und 
Wesenhaftes beziehen können. In dieser Situation wird das Bild der Gemeinschaft 
handlungsrelevant. Demgegenüber stehen die Stabilitätsphasen der gesellschaftli- 
chen Entwicklung, die dadurch gekennzeichnet sind, daß sich die Individuen in der 
einmal gegebenen Situation einrichten. Die Gemeinschaft als handlungsrelevantes 
Bild trittnun in den Hintergrund, ohne ganz aus den Deutungsmustern der Akteure zu 
verschwinden. Die erfahrbaren Brüche resultieren aus der Eigenbewegung der Ge- 
sellschaft. Die vergesellschaften Individuen erfahren diese Brüche zunächst negativ. 
Es handelt sich für sie dabei um eine Bedrohung ihrer traditionellen Existenz, die die 
Rückbeziehung auf eine (fiktive) Ursprünglichkeit begründet, von der man sich von 
neuem Sicherheit, Geborgenheit und Affektivität erhofft. 

Wenn die Individuen die Gemeinschaft erfahrungsgemäß auch nicht einholen kön- 
nen, so konstituiert sich die Gesellschaft doch mit ihnen und durch sie in einem 
doppelten Prozeß. Wie die Gemeinschaft konstituiert sie sich nach innen und nach 
außen, indem »primitive Formen der Klassifikationen« (Durkheim/Mauss 1987) für 
Handlungsanleitungen mobilisiert werden. Deshalb ist die Konstitution von Gemein- 
schaft in der Gesellschaft denkbar. 
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Die Deutungsmuster sind in diesen Konstituierungsprozessen handlungsanleitend. 
Deutungsmuster sind handlungspraktische Schemata, die es den Einzelen ermögli- 
chen, sich in Gemeinschaft und Gesellschaft zurechtzufinden. Sie sind gleichzeitig 
Interpretationsraster und Handlungsanleitungen für die vergesellschafteten bzw. 
vergemeinschafteten Individuen. Mittels der Deutungsmuster nehmen die Individuen 
die Realität auf und verarbeiten sie. Die entwickelten Interpretationen werden ange- 
wandt, und im Handeln erweistes sich, ob sie ‘tauglich’, d.h. praxisrelevant, sirıd oder 
nicht. Sind sie untauglich, werden sie abgeändert. Sind sie tauglich, verfestigen sie 
sich und präformieren nunmehr die Erfahrungsaufnahme und Handlungsanleitungen. 
Die Gemeinschaft, soll sie begrifflich nicht mit Gesellschaft zusammenfallen, muß 
als Resultat besonderer Handlungslogiken bestimmbar sein. Die Handelnden selbst 
fassen sie in Deufungsmustern und sozialen Relevanzstrukturen. Sie werden sowohl 
von den Handelnden als auch in den meisten Theorien in Topoi ausgedrückt. Geseli- 
schaft muß mehr sein als der ‘stumme Zwang der Verhältnisse’(Marx), ohne diesen 
aufzulösen. Doch die Objektivität der Gesellschaft, genauer der bürgerlichen Gesell- 
schaft, bleibt der Hintergrund, auf dem dies geschieht und über die die Konstituierung 
der Gemeinschaft in der Gesellschaft nicht hinweggehen kann. 

Die Konstituierung der Gemeinschaft verläuft nicht nur nach innen, sie muß ihre 
Identität auch in Abgrenzung gegen andere schaffen, wie schon Max Weber betont. 
Identität besteht aber nicht a priori: Sie entsteht in sozialen Konflikten, »denn das Ge- 
meinschaftsgefühl der Massen braucht zu seiner Ergänzung die Feindseligkeit gegen 
die außenstehenden Minderheiten« (Freud, GW XVI, S. 197). 

»Jede geschichtliche Gemeinschaft... konstituiert sich in dem Grundverhältnis von Herrschaft und 
Knechtschaft. Jede konstituiert sich in einem (politischen oder wirtschaftlichen oder sozialen) Kampfe, 


als dessen Resultat die obsiegende Partei die besiegte als Knechtschaft unter ihrer Herrschaft hält« 
(Marcuse 1965, S. 44). 


In diesem Hegel’schen Begriff von Herr und Knecht heißt Knechtschaft die dauer- 
hafte, personelle und allumfassende Bindung der gesamten Existenz an fremde Be- 
dürfnisse und Ansprüche, eben diejenigen des Herrn. Die bürgerliche Gesellschaft 
überwindet dieses Verhältnis von Herr und Knecht nicht, vielmehr rekonstruiert es 
sich als Gemeinschaft in der Gesellschaft und zwar dann, »wenn die Herrschaft eine 
dauernde und gesicherte ist und entsprechend die Knechtschaft die Dauer und Stän- 
digkeit einer ganzen Daseinsweise bekommen hat« (Marcuse 1965, S. 44). Gemein- 
schaft ist also ein stark hierarchisierter, führungsorientierter und führungsabhängiger 
Zusammenschluß von Personen. Die personalfixierte Macht- und Herrschaftsstruk- 
tur kulminiert im Führer der Gemeinschaft. Er ist der ‘Große’ 1.S. Bourdieus, da er 
alle Bestimmungen der Gemeinschaft verkörpert. Die Beziehungen zwischen den 
Gemeinschaftsmitgliedern sind stark affektiv geladen, wobei dem Bezug auf die ge- 
meinsame Tradition besondere Bedeutung zukommt. Die Herstellung eines Kollekti- 
ven ‘Wir’ ist der Sinn dieses Zusammenschlusses. Hieraus leiten sich die Handlungs- 
orientierungen der Mitglieder ab, die auf ein gemeinsames Ziel fixiert sind. Auf diese 
Art konstituiert sich die Gemeinschaft nach innen und nach außen; sıe arbeitet ihre 
Identität gegen ‘Feinde’ ab. 
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Unsere These istnun, daß die Gemeinschafteiner der Eckpfeiler des Fordismus in der 
Bundesrepublik war und daß die Ansätze zur Überwindung der Krise des Fordismus, 
die sich heute abzeichnen, wieder in Richtung einer neuen Form von Vergemein- 
schaftung gehen. 
Bei der Durchsicht der sozialwissenschaftlichen Literatur über die Gemeinschaft in 
der Bundesrepublik fällt auf, daß der Begriff bis vor einigen Jahren entweder ganz 
fehlte, sehr diskret gehandhabt wurde, oder sich die Auseinandersetzungen im inner- 
akademischen Bereich bewegten (wie etwa die 1957 in der Kölner Zeitschrift für So- 
ziologie und Sozialpsychologie veröffentlichten Beiträge zum 1 00. Geburtstag von 
Tönnies). 3. 

Die Erklärung für das (fast)Verschwinden der Gemeinschaft aus der sozialwissen- 
schaftlichen Debatte liegt darin, daß das Verhältnis von Gemeinschaft und Gesell- 
schaft in der Bundesrepublik bis in die siebziger J ahre relativ unproblematisch blieb, 
ohne daß es aufgelöst worden wäre. 

Wurde die Bestimmung dieses Verhältnisses von den Klassikern der Debaite als Ver- 
such der Aufarbeitung der sich durchsetzenden bürgerlichen Gesellschaft betrieben, 
so beschäftigten sich die Autoren der Weimarer Republik und der Nazi-Zeit mit den 
Versuchen, die bürgerliche Gesellschaft, so wie sie sich im ersten Drittel dieses Jahr- 
hunderts in Deutschland etabliert hatte, unter Berufung auf die Gemeinschaft umzu- 
gestalten. Das Schweigen über die Gemeinschaft während der fünziger und sechziger 
Jahre war eines der Ergebnisse der zwölfjährigen Nazi-Diktatur. Dafür ist der nega- 
tive Beiklang des Wortes Gemeinschaft, mit den — übrigens bis heute existierenden 
_ Assoziationen an den Nationalsozialismus sicherlich keine ausreichende Erklärung. 
Für zweieinhalb Jahrzehnte brach die Dialektik von Kontinuitätund Brüchen, die sich 
im Verhältnis von Gemeinschaft und Gesellschaft konkretisiert, nicht mehr auf. Es 
handelt sich allerdings nicht, wie man vermuten könnte, um die Überwindung dieser 
Dialektik. Wir haben aufgezeigt, daß das Verhältnis von Gemeinschaft und Gesell- 
schaft strukturell in der Konstitution der bürgerlichen Gesellschaft angelegt ist. Die 
daraus resultierenden Probleme könnten also nur mit dieser selbst überwunden 
werden. 

Vielmehr liegt der Grund für das Schweigen zunächst in der spezifischen Gemein- 
schaftstradition, die von der Nazi-Zeit in die Bundesrepublik hinüber gerettet wurde. 
Tradition heißt nicht Identität. Es wäre einfach töricht zu behaupten, die Bundesrepu- 
blik sei ein bruchlose Fortschreibung der Nazidiktatur. Doch es isi zumindest genauso 
kurzschlüssig, jegliche Kontinuität zu leugnen. 


Niederlage des Faschismus — Kontinuität der Gemeinschaft 


Bei der Betrachtung des Übergangs vom deutschen Faschismus zur Bundesrepublik 
kommen jedem zunächst die Brüche in den Sinn: Die militärische Niederlage, die 
Zerschlagung des Nazistaates, die Teilung Deutschlands, die Einsetzung und Eta- 
blierung eines parlamentarisch-demokratischen politischen Systems, die großen so- 
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zialen Fluktuationen der Nachkriegsjahre (‘Heimkehrer- und Vertriebenenproblem’) 
usw. Auch wenn im Bereich der Institutionen eine große personelle Kontinuität nicht 
zu leugnen ist, die für unser Thema relevante Traditionslinie ist nicht auf dieser Ebene 
festzumachen. Gemeinschaft kann sich unserer Bestimmung nach ohnehin nicht 
durch Institutionen Konstituieren. 

Ein wichtiger Einwand gegen die These der Tradierung von Gemeinschaft aus der 
Nazi-Zeit in die Bundesrepublik wäre, daß die von den Nationalsozialisten propa- 
gierte Volksgemeinschaft in Wirklichkeit doch nur ein Terrorregime gewesen sei, und 
diese Periode auch historisch zu kurz war, um Gemeinschaft so fest zu verankern, daß 
diese Orientierung selbst die Wirren der Kriegs- und Nachkriegszeit hätten überdau- 
ern können. Solche Einwände greifen zu kurz, denn sie verkennen den Charakter und 
die Tiefe der sozialen Umwälzung, die während der zwölf Jahre Faschismus in 
Deutschland stattfand. Der Januskopf des Nazi-Regimes bestand eben zugleich aus 
Terror und Gemeinschaft. Der Terror richtete sich gegen die erklärten politischen 
Gegner (nämlich in erster Linie gegen die Arbeiterbewegung), gegen durch ethnische 
Kritierien oder Ressentiments von der arischen Rasse Ausgegrenzte (Sinti, Roma und 
“Arbeitsvölker’ sowie Homosexuelle) und die ewig Ausgeschlossenen der bürgerli- 
chen Gesellschaft: die Juden. Der Terror traf nicht die gesamte Bevölkerung sondern 
nur relativ wenige und explizit bestimmte Gruppen. Indem deren Vernichtung mit 
grausamer Konsequenz organisiert und durchgeführt wurde, rückten die ‘Arier’ zu- 
sammen. Diese Entwicklung wurde durch den Zweiten Weltkrieg verstärkt. Die Ab- 
grenzung und Abschließung des “arischen Lebensraums’ mit seinen immer expansi- 
ver definierten Grenzen und die Verteidigung des ‘großdeutschen’ Staatsterritoriums, 
in der Nazisprache eben des deutschen Bodens, in der Endphase des Kriegs, war un- 
mittelbar und für die meisten direkt erlebbar an »das Blut« gebunden. Denn der Weg 
derjenigen, die wollten, daß ihnen morgen die ganze Welt gehören sollte, warauch mit 
den Leichen deutscher Soldaten gepflastert. Mit dem Vorrücken der Alliierten Trup- 
pen und den Kriegshandlungen unmittelbar auf dem Gebiet des Deutschen Reiches 
gewann diese brutale Konkretisierung der alten Parole von Blut und Boden eine neue 

Qualität. Nichtnur die Soldaten waren nunmehr existentiell bedroht, sondern auch die 

Zivilbevölkerung. Schließlich verstärkte in der Nachkriegszeit die ohne großen Wi- 

derspruch erklärte Koliektivschuld der Deutschen am Zweiten Weltkrieg diesen 

Aspekt der Vergemeinschaftung. 

Der erste Eckpfeiler der nationalsozialistischen Gemeinschaft war also um den Terror 
herum errichtet. Der zweite entstand parallel, nämlich im inneren Aufbau der Ge- 

meinschaft, die in dem Maße entstehen konnte, wie der äußere Feind benannt und 

bekämpft wurde. Gemeinschaft wurde nun als ‘Schicksalsgemeinschaft’ Konkret er- 

lebbar. Denn mit der Machtübernahme Hitlers und der Errichtung des nationalsozia- 

listischen Regimes fanden die geselischaftlichen Unruhen der Weimarer Republik ein 

Ende. Über den Terror, die Angst und das Leiden hinaus, womit das Dritte Reich die 

Ausgegrenzten überzog, schützte es diejenigen, die sich nicht zu Gegnern des Re- 

gimes erklärt hatten und nicht zu solchen erklärt wurden, in gewisser Weise vor dem, 

was früher als unverstandene und unverstehbare geseilschaftliche Katastrophen über 
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die Menschen hereingebrochen war: soziale Unruhen, Arbeitslosigkeit, Elend... Dies 
war die Kehrseite des staatlichen Terrors und Massenmords. »Ungezählten schien die 
Kälte des entfremdeten Zustands abgeschafft durch die wie auch immer manipulierte 
Wärme des Miteinander« (Adorno 1974,S. 174). Und deshalb war die vom deutschen 
Faschismus propagierte Volksgemeinschaft mehr als Propaganda oder Mobilisie- 
rungslüge. Sie war auch die Erfüllung von Hoffnung, eben einerealisierte Variante der 
Gemeinschaft, wenn auch sicherlich in Widerspruch zu den Vorstellungen, die etwa 
Tönnies mit diesem Begriff verband. 
Das Aufgehobensein in der faschistischen Volksgemeinschaft ermöglichte einerseits 
»...den Menschen ein Changieren zwischen ihren geschichtlich gewachsenen Erfah- 
rungen: Sie sind Räuber, Gendarm, Bauer, Arbeiter, Volks genosse, Soldat, Bürger mit 
Eigenheim; sie kehren im Geiste zu einfachem Leben zurück, sind zugleich Glied 
eines hochindustrialisierten, bewaffneten Volksganzen« (Negt/Kluge 1972, S. 278). 
Andererseits war sie erst die Grundlage, von der aus das NS-Regime den ‘ ganzen 
Menschen’ für den faschistischen Staat mobilisieren konnte. Den ‘negativen Part” bei 
dieser Mobilisierung spielte die Ausgrenzung von ‘Artfremden’ und deren Vernich- 
tung; den ‘positiven’ Part spielte eine Steigerung des kollektiven Narzißmus. 
In der Nachkriegszeit wurde mit dem politischen System des Nationalsozialismus 
dieser Narzißmus allerdings nicht zerstört »...so daß nureine Folgerung offen (bleibt): 
daß insgeheim, unbewußt schwelend und darum besonders mächtig, jene Identifika- 
tion und der kollektive Narzißmus gar nicht zerstört wurden, sondern foribestehen« 
(Adorno 1974, S. 135). 
Das Ende des Nationalsozialismus war nun bekanntlich ein militärisches. Es gab kei- 
ne Revolution, es gab nicht einmal Ansätze eines antifaschistischen Aufstandes. 
Kurz: die Ursachen des Faschismus und damit der nationalsozialistischen Volksge- 
meinschaft waren nach dem Zweiten Weltkrieg nicht beseitigt. Eine Aufarbeitung 
konnte deshalb nicht stattfinden. »Wir Nazis. - Immer zu formulieren: das Schuldbe- 
kenntnis der Deutschen nach der Niederlage des Nationalsozialismus war ein famoses 
Verfahren, das völkische Gemeinschaftsempfinden in die Nachkriegszeit hinüberzu- 
retten« (Horkheimer 1974, S. 200 £.). Dieses kollektive Schuldbekenntnis, das unter 
dem Druck der militärischen Niederlage aufgezwungen wurde, war die gemeinsame 
Orientierung, an der sich die Gemeinschaft in die Bundesrepublik hinüberretten 
konnte. Denn einerseits gab sie die Linie an, entlang derer, zunächst in die Vergangen- 
heit gewandt, ausgegrenzt werden konnte: ‘wir’, also diejenigen, die diese Schulder- 
klärung als Selbstbezichtigung auf sich nehmen mußten bzw. auf sich nahmen, waren 
eben die Mitglieder der völkischen Gemeinschaft und die ‘anderen’ waren die glei- 
chen, die auch früher — wenn auch mit anderen Mitteln — augegrenzt worden waren, 
nämlich die Widerstandskämpfer, Emigranten, Kommunisten... Und nicht zuletzt die 
Juden!. In den wenigen Fällen, in denen aus dieser Schuld unmittelbare Konsequen- 
zen gezogen werden sollten, etwa bei Ansätzen der Säuberung des else 
sites, oder bei der Konfrontation mit KZs, schlug diese Verdrängung (im Freud schen 
Sinne) in eine reine Verleugnung um?. Und sie mußte es, denn zu tief war die Identität 
des Ichs mit der Gemeinschaft verwoben. »Das Wir ist die Brücke, das Schlechte, das 
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den Nazismus möglich machte. Der Unterschied zwischen den Einzelnen und dem 
Kollektiv wird eingeebnet, wer ihn bewahrt, steht draußen, gehört nicht zu ‘uns’, ist 
wahrscheinlich ein Kommunist.« (Horkheimer 1974, S. 201 f.). 

Wie lebendig der Gemeinschaftsgedanke in der Aufbauphase der späteren Bundesre- 
publik war, ist exemplarisch an der Debatte um die Verstaatlichung der Schlüssel- 
industrien in Hessen nachzuvollziehen. Der Gesetzesentwurf, der eine Bestimmung 
der Hessischen Verfassung von 1946 ausführen sollte, trug den Titel ‘Gesetz über die 
Sozialgemeinschaften’. Der Begriff ‘Sozialgemeinschaft’ wurde gegen die bei ähn- 
lichen Vorhaben benutzten Begriffe wie z.B. die Überführung in Gemeineigentum 
verteidigt. 

»Dagegen erhalten wir uns mit dem Begriff soziale und dem Begriff Gemeinschaft die unabwägbaren 
Werte, die wir mit beiden verbinden... Ganz abgesehen davon, daß Träger unserer Sozialgemeinschaften 
(die zur Verstaatlichung vorgeschenen Betriebe und ihre Belegschaften, J.S.) tatsächlich Gemeinschaften 


sind, sozialisieren wir... für das Volk und insbesondere für die in der sozialisierten Wirtschaft arbeitenden 
Menschen« (Koch 1948, S. 4)? 


In der Nachkriegszeit artikulierte sich auch die christliche und v.a. die katholische 
Soziallehre wieder. Sie diente und dient auch bis heute als mehr oder minder explizite 
Leitlinie sowohl der Programmatik der politischen Parteien als auch der Gewerk- 
schaften sowie anderer relevanter Organisationen‘. Die grundlegende Gemein- 
schaftsorientierung dieser Strömung konkretisiert sich zunächst in einem (mehr oder 
minder stark ausgeprägten) Antietatismus: »Gebtdem Kaiser, was des Kaisers ist, und 
Gott, was Gottes ist«. Dieser traditionelle katholische Antietatismus stellt die Legi- 
timität und Existenz des Staates, der als organisierte Form der bürgerlichen Gesell- 
schaft verstanden wird, nicht generell in Fra ge. Er reklamiert aber spezifische soziale 
Existenzformen außerhalb des direkten staatlichen Zugriffs, eben Gemeinschaften in 
der Gesellschaft. 
Bet aller Zweideutigkeit der Positionen der Amtskirchen während des Faschismus ist 
in der Nachkriegszeit die Abwendung von den staatsterroristischen Zügen der Volks- 
gemeinschaft pragmatisch begründbar und für die Existenz der bürgerlichen Gesell- 
schaft in der Bundesrepublik notwendig. Die christliche Soziallehre formulierte i.d.S. 
ihren Anspruch, in die Gestaltung der Gesellschaft eingreifen zu dürfen, Jaeingreifen 
zu müssen. Denn »sie weiß um ihre Weltverantwortung, um ihren sozialen Auftrag 
und um den Beitrag, den sie zur Gestaltung des menschlichen Gemeinschaftslebens 
zu leisten hat« (Arnold 1947, S. 10). Die Menschen können als freie und gleiche 
Rechtssubjekte und gleichzeitig als Mitglieder der Gemeinschaft gedacht werden. 
Die Aufgabe der Soziallehre ist es, »die sittlichen Maßstäbe für den Aufbau men- 
schenwürdiger Gemeinschaften in Gesellschaft und Wirtschaft, in Staat und Völker- 
leben...« (Amold 1947, S, 14) zu setzen. Mögen Wirtschaft, Politik und Staat auch 
ihren Eigengesetzlichkeiten folgen, die christliche Soziallehre hat die Realisierung 
der Gemeinschaft vor Augen. »Ihr Ziel ist die einträchtige Gemeinschaft der unter 
Gott geeinten Völkerfamilie« (Arnold 1947,S. 18). Dieses Gesellschaftsprojekt, von 
Arnold als ‘personaler Sozialismus’ bezeichnet, »...stellt den Einseiti gkeiten indivi- 
dualistischer und kollektivistischer Soziologie das Prinzip der Gegenseitigkeit von 
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Person und Gemeinschaft, von personal und sozial gegenüber... Das personale Für- 
sichsein des Menschen kornmt hier ebenso zur Geltung wie das soziale Füreinander- 
dasein« (ders. S. 27). Die Gemeinschaft in der Gesellschaft ist mit diesen Worten pro- 
grammatisch bestimmt. Deshalb verwundert es auch nicht, daß die korporatistische 
und genossenschaftliche Organisation von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft diesem 
Anspruch als am angemessensten gilt. Die aus der Weimarer Republik bekannten 
Klassenkämpfe sollten durch die »einträchtige Zusammenarbeit der Stände« (Enzyc- 
lica Quadagesimo anno, 81) abgelöst werden. Das Gemeinwohl ist das Band, das die 
verschiedenen Stände eint, das ihre Kooperation ermöglicht und ihrem Zusam- 
menleben Sinn gibt. I 

Die Position Nell-Breunings (1950), in der Gemeinschaft und Gesellschaft gleich- 
gesetzt werden, gewinnt vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen Lage der Nach- 
kriegszeit ihren programmatischen Sinn. Die Gemeinschaften prägen die Gesell- 
schaften. Die faschistische Form, die Volksgemeinschaft, hat durch ihren zwanghaf- 
ten und staatsterroristischen Charakter das Positive dieser Konstellation verschüttet. 
Es gilt die ‘wesenhafte Hinwendung’ der Menschen zur Gesellschaft-Gemeinschaft 
neuzugründen und zu begrenzen. Die Grenze ist die physische und moralische Exi- 
stenz der Individuen. Die Opfer, die die Gemeinschaft von ihren Mitgliedern verlan- 
gen darf, können nicht deren Eliminierung bedeuten. Das ist eine direkte Reaktion auf 
den soeben zu Ende gegangenen Zweiten Weltkrieg und die terroristischen Züge na- 
tionalsozialistischer Volksgemeinschaft. An die Stelle der ursächlichen Begründung 
der Volksgemeinschaft aus Blut, Boden und Rasse tritt die Schöpfung, und das alle 
Menschen einende Band ist nun die Solidarität. Das alte, für soziale Klassen konsti- 
tutive Prinzip der Solidarität wird also auf die gemeinschaftlich verstandene Gesell- 
schaft angewandt. Bestimmte es früher, d.h. konkret in der Weimarer Republik, das 
Verhältnis von Individuum und Klasse, so hat es nach der Analyse Nell-Breunings 
eine neue Qualität gefunden: da der soziale Träger des Solidaritätsprinzips früherer 
Zeit, nämlich die Arbeiterklasse, nicht mehr existiert, konnte es für die Erklärung der 
Gemeinschaft in der Gesellschaft herangezogen werden. 

Bei Nell-Breuning basiert die Gemeinschaft letztendlich auf der ‘wesenhaften Hin- 
wendung’ der Menschen, die ihre vollkommene Form in der »Wechselbezogenheit 
und Rückvermittlung« von Individuum und Gesellschaft i.S. ‘einer für alle’ und ‘alle 
für einen’ findet. Die Begründung der so formulierten Gemeinschaft in der Gesell- 
schaft ist letztendlich metaphysisch. 

»Sie entspringt... aus dem tatsächlich gegebenen Sachverhalt der “Gemeinverstrik- 
kung’. So wie Gott als Schöpfer den Menschen ins Dasein gesetzt hat, ist diese Ge- 
meinverstrickung eine Tatsache... So erwächst die sittliche Verpflichtung unmittelbar 
aus den tatsächlichen Gegebenheiten, so wie Gott der Herr (nicht der Vater, J.S.!) als 
Schöpfer sie gesetzt hat« (Nell-Breuning 1950, S. 48). 

Nell-Breuning fällt argumentativ hinter Weber und Plessner und alle späteren Autoren 
zurück, denn er dringt nicht einmal bis zur Feststellung durch, daß Gemeinschaft nicht 
nur Vereinigung, sondern auch Ab- und Ausgrenzung heißt. Er entwickelt eine Apo- 
logie der sich modernisierenden Volksgemeinschaft. 
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Die ‘“Wirtschaftswunder’-Gemeinschaft 


Der ungeheure Wirtschaftsaufschwung in den 50er und 60er Jahren und der damit 
einhergehende Massenwohlstand (“Wirtschaftswunder’) war also nicht, wie oft be- 
hauptet wird (z.B. Voruba 1983, 1988), die Basis der Gemeinschaftsbildung in der 
Bundesrepublik. Die Traditionslinien der Volkgemeinschaft und der Gemeinschafts- 
orientierung in der katholischen Soziallehre konnten sich über die Entfaltung der 
deutschen Variante des Fordismus weiterentwickeln, indem der Massenwohlstand, 
der der Ausdruck des Fordismus auf der Ebene der Zirkulation ist, der Gemeinschaft 
einverleibt wurde. Es entstand eine Synthese aus der Volksgemeinschaft, der katho- 
lischen Soziallehre und der deutschen Variante des Fordismus, der sich auf den tech- 
nisch hypermodernen Produktionsapparat, wie er unter dem Nationalsozialismus auf- 
gebaut worden war, stützen konnte. Dies sind die drei Traditionslinien, die es bei der 
Bestimmung des Fordismus ä l’allemande zu berücksichtigen gilt. 

Ökonomisch gesehen ermöglichten die großen Anfangsinvestitionen (meist zur Zeit 
des Nazi-Regimes) den Aufbau von Industrien, die hohe Produktivitätszuwächse auf- 
wiesen. Es entstand eine neue -im wesentlichen an tayloristischen Prinzipien orien- 
tierte — Arbeitsorganisation, neue Normen der Produktion und der Produktivität. Das 
Ergebnis war auf der Ebene der Produktion eine Massenproduktior. Dem entsprach 
auf der Ebene der Zirkulation ein radikaler Anstieg des Realeinkommens, der ein 
bislang ungekanntes Niveau des Massenkonsums ermöglichte. Um die Achse Mas- 
senproduktion-Massenkonsum entfaltete sich der Fordismus als Akkumulationsmo- 
dus mit spezifischen Formen sozialer und politischer Regulierung. Das ist für uns das 
entscheidende Problem. Ganz allgemein kann Regulation gefaßt werden als die Ver- 
knüpfung von Institutionen und Normen, die in einer Gesellschaft die Reproduktion 
des ökonomischen Systems auf der Grundlage der Artikulation zwischen der Sphäre 
der Produktion und der Konsumtion gewährleistet.° Die Regulation hat jedoch eine 
bestimmbare Grenze: in der bürgerlichen Gesellschaft reproduzieren die Menschen 
ihr Leben in notwendigen (im Hegel’schen Sinn: um die Not zu wenden), vorstruk- 
turierten und von ihrem Willen unabhängigen Verhältnissen. In diesem Sinn sind sie 
‘Zwangsmitglieder’ (Adorno) der Gesellschaft. Diese Grundstruktur Kapitalistischer 
Gesellschaften findet historisch spezifische Ausformungen in verschiedenen ‘modes 
de production’. DerZusammenhang zwischen dem Produktionsmodus und dem Mas- 
senkonsum muß näher betrachtet werden, um das Verhältnis von Gesellschaft und 
Gemeinschaft im Fordismus aufzuklären. Denn weder bedingt die Entfaltung der 
Dialektik von Massenproduktion und Massenkonsum die Existenz von Gemeinschaf- 
ten’ noch reduziert sie die sozialen Beziehungen auf Tauschbeziehungen, also ab- 
strakte Beziehungen zwischen formell Gleichen. 

Das Spezifikum der deutschen Situation liegt vielmehr in der Dialektik von Tausch 
und Gemeinschaft. Die Verallgemeinerung der Lohnarbeit in der Bundesrepublik hat- 
tenach dem Zweiten Weltkrieg ein Maß erreicht, das es erlaubt zu behaupten, daß alle 
anderen Reproduktionsmethoden randständig geworden waren (Lutz, 1984). Dies 
impliziert sowohl die Aufhebung traditioneller Gemeinschaftsbezüge (wie die dörf- 
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lichen Gemeinschaften) als auch eine enorm zahlungsfähige Nachfrage nach Massen- 
konsumgütern, die die Reproduktion des fordistischen Akkumulationsmodus in Gang 
setzte und aufrecht erhielt?. Andererseits bewegte sich die Entfaltung des Fordismus 
im Rahmen der gesellschaftlichen Bedingtheiten, die vom Faschismus geerbt worden 
waren. D.h. in erster Linie: moderne Produktionsanlagen und Gemeinschaft. Das Er- 
gebnis der Fordisierung der Bundesrepublik war eine Dialektik von Individualisie- 
rung und Gemeinschaft. Das mag auf den ersten Blick paradox erscheinen. Doch das 
scheinbare Paradox löst sich auf, wenn man sich die Bestimmungen der nationalso- 
zialistischen Gemeinschaft, die hinter den terroristischen Zügen standen, und die den 
Nationalsozialismus überlebt hatten, wieder vergegenwärtigt. Materiell überlebte 
fast unbeschädigt ein moderner Produktionsapparat und die gemeinschaftsgeprägten 
Betriebsstrukturen. Es überlebten auch der kollektive Narzißmus (im oben angeführ- 
ten Sinne Adornos) und der daraus resultierende Selbstbezug auf das kollektive 
»Wir«. Einst als Volksgemeinschaft ausgewiesen und in Ausgrenzungen gegen alles 
“Undeutsche’, grenzt sich das kollektive »Wir« nun gegen die Siegermächte des 
Zweiten Weltkrieges ab. 

Die politisch-militärische Niederlage des deutschen Faschimus und die unmittel- 
baren Nachkriegsereignisse hatten die Volksgemeinschaft zunächst destabilisiert, 
doch fand die Gemeinschaft im deutschen Fordismus eine neue Form, restabilisierte 
und verallgemeinerte sich. Die ‘Wiederaufbauphase’ nach dem Krieg machte eine 
Umdeutung dieser Konservierten Gemeinschaftsorientierung nötig und möglich. 
Aus der Not der Nachkriegszeit und den Vorleistungen der Bevölkerung zum Wie- 
deringangsetzen der Wirtschaft und zur Schaffung der notwendigen Infrastruktur 
wurde ein deutscher (zumindest bundesrepublikanischer) Mythos: das “Wirtschafts- 
wunder’. Die gemeinsame Anstrengung des deutschen Volkes hat den neuen Wohl- 
stand ermöglicht. ‘Mit unserer Hände Arbeit haben wir den Aufbau geleistet...’. Und 
das Ergebnis konnte sich sehen lassen: “Uns geht es wieder gut’. Und wirklich, spä- 
testens mit der Währungsreform, die eine reguläre Zirkulation in den Westzonen 
ermöglichte, lief der deutsche Fordismus an. Bald war die Achse Massenproduktion- 
Massenkonsum ausgebildet, galt es doch einen langen Nachholbedarf an langfristi- 
gen Konsumgütern aufzuholen und entsprechend die Produktion auszubauen. Der 
Massenwohlstand war der augenscheinlichste Ausdruck der Entwicklungsdynamik 
des Fordismus. Er beruhte auf einer bislang einmaligen Massenkaufkraft, und diese 
Verfügung über Geld organisierte das gesellschaftliche Sein. Mittels Geld wurde 
vermeintlich alles getauscht, insofern standen sich nur noch Partner im Tauschakt, 
also Gleiche gegenüber. Diese Sicht der Gesellschaft fand ihren theoretischen Nie- 
derschlag ın den geradezu inflationär vorgebrachten Thesen der ‘nivellierten Mittel- 
standsgesellschaft’ u.ä. 

Das deutsche Volk gab qua politisch-militärisch aufgezwungener Teilung keine kol- 
lektive Bezugsgröße mehr ab, zumal der ‘andere Teil’ einen eigenen gesellschaft- 
lichen Weg ging. Die neue Republik, die dann auch die Rechtsnachfolge des Deut- 
schen Reiches antrat, übernahm diese Funktion. Doch es bildete sich kein vehementer 
Nationalismus, denn die Überlegenheit manifestierte sich materiell, eben auf der 
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Zirkulationsebene, im bislang unbekannten Zugriff auf Konsumgüter, dem manife- 
sten Ausdruck des “Wirtschaftswunders’. In der Sphäre der Reproduktion bildeten 
sich wieder gemeinschaftliche Strukturen, die Rückzugsgebiete aus den warenbe- 
herrschten gesellschaftlichen Zusammenhängen darstellten. Ebenso wichtig ist das 
Gemeinschaftserlebnis im betrieblichen Alltag. Die Rede ‘wir haben die Betriebe 
wieder aufgebaut’ und später “unser Betrieb’, “unser Geschäft’ etc. drückt diesen 
Sachverhalt aus. Schließlich stieg der neue Staat auch auf internationaler Ebene wie- 
der auf. Die Bundesrepublik wurde zunächst auf wirtschaftlichem später aber auch 
auf militärischem und politischem Gebiet eine Weltmacht: “Wir sind wieder wer’. 


Der Fordismus - Das Ende der Gemeinschaft? 


Die Verbindung zwischen diesen drei Polen der Gemeinschaft (Staat, Familie, Be- 
trieb) basierte also auf Warenbeziehungen, die allerdings kollektive Identitäten ten- 
denziell subversierten. Und in der Tat: die fordistische Regulation zersetzte allmäh- 
lich Teile der Gemeinschaften und nicht nur die traditionellen Typen wie die Dorf- 
gemeinschaften. Forsthoff (1954) faßt diese Entwicklung in dem idealtypischen 
Begriffspaar beherrschter versus effektiver Lebensraum. »Als beherrschten Lebens- 
raum ist derjenige gemeint, der dem Einzelnen aufeine so intensive Weise zugeordnet 
ist, daß er sich als Herr dieses Lebensraums gerieren kann... Als effektiver Lebens- 
raum sei derjenige bezeichnet, in dem sich das Dasein des einzelnen tatsächlich ab- 
spielt« (Forsthoff 1954, S. 6). Die Entwicklungs der fordistischen Regulation hat den 
beherrschten Lebensraum derart subversiert, daß der Einzelne nunmehr existenziell 
auf den Sozialstaat angewiesen ist. Er befindet sich »...in einem Zustand weitgehen- 
der Bedürftigkeit. Er bedarf der organisierten Vorkehrungen, umfangreicher Versor- 
gungsapparaturen, um in den Genuß dessen zu kommen, was er lebensnotwendig 
braucht« (ders., S. 7). Diese Existenz istnur im Sozialstaat möglich. Die Dynamik der 
gesellschaftlichen Entwicklung, oder anders ausgedrückt die ‘Nivellierung der Ge- 
sellschaft’, untergrub das Fundament der Gemeinschaften, wie sie vom Nationalso- 
zialismus übernommen und in der Nachkriegszeit erneuert worden waren. Das Bild 
der ‘Atomisierung’, von dem in den späten Schriften der Frankfurter Schule die Rede 
ist”, jene Dialektik von für sich vereinzelt existierenden Teilen, die sich gegenseitig 
anziehen und abstoßen, findet hier seinen gesellschaftlichen Bezug. Diese Tendenz 
hat sich konkretisiert in den Entfaltung eines ausgefeilten Regulierungsapparates, 
durch den die Einzelnen als Rechtssubjekte aufeinander bezogen werden und inner- 
halb dessen Vertreterorganisationen wie die Gewerkschaften existieren, denen der 
Klassenbezug fehlen muß. Auf politischer Ebene bilden sich Volksparteien im Parla- 
mentarismus als Ausdruck des kollektiven “Wirs’ heraus. 

Auf lange Sicht brachte der Fordismus eine gewisse ‘Individualisierung’ hervor, die 
er zu seiner Entfaltung auch brauchte. 


»Der Begriff Individualisierung bezeichnet dreierlei: Herauslösung aus historisch vorgegebenen Sozial- 
formen und -bindungen im Sinne traditionaler Herrschafts- und Versorgungszusammenhänge (‘Freiset- 
zungsdimensionen’), Verlust von traditionellen Sicherheiten im Hinblick auf Handlungswissen, Glauben 
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und leitende Normen (*Entzauberungsdimension’) und — womit die Bedeutung des Begriffes gleichsam 
in ihr Gegenteil verkehrt wird — eine neue Art der sozialen Einbindung (‘Kontroll - bzw. Reintegrations- 
dimension’)« (Beck 1986, S. 206). 


Wie auch Beck betont, handelt es sich bei dieser Individualisierung um eine Ver- 
gesellschaftungsform. Im Gegensatz zu den Vorstellungen der ‘nivellierten Mittel- 
standsgesellschaft’ etwa, reproduzieren sich die sozialen Ungleichheiten, wenn auch 
auf einem höheren Niveau. Neu war das ‘kollektive Mehr’: mehr Reallohn, mehr 
Konsumgüter, mehr Mobilität, mehr rechtliche Regelun gen’. D.h. die Achse des For- 
dismus, wie wir sie oben bestimmt haben, wurde ausgebaut und dominierte schließ- 
lich die Gesellschaft in der Bundesrepublik. Die ‘feinen Unterschiede’(Bourdieu) 
prägten die Bundesrepublik maehr als die traditionellen Total-Identitäten wie Klasse 
oder Gemeinschaft. 

Der Anstieg von Reallohn und Massenkonsum liegt in der ökonomischen Bestim- 
mung des Fordismus unmittelbar begründet. Doch auch die sich abzeichnende wach- 
sende soziale Mobilität steht damit in unmittelbarem Zusammenhang; einerseits re- 
sultierte sie aus der “inneren Kolonisierung’(Lutz) und andererseits aus dem effek- 
tiven Ausbau des Dienstleistungssektors, der als institutioneller Niederschlag der 
fordistischen Regulation notwendig wurde. Für die neue Generation war ein ‘sozialer 
Aufstieg’ möglich, v.a. für Kinder aus Arbeiterfamilien. Gleichzeitig sicherte diese 
Mobilität das Funktionieren des Fordismus ab. Ein anderer Aspekt der Mobilität ist 
die wachsende Frauenarbeit. Die Gemeinschaftsbastion ‘Familie’ geriet unter dem 


Druck der neuen Konsumnormen und -formen ins Wanken. »Mit der Familie zerging, 


während das System fortbesteht, nicht nur die wirksamste Agentur des Bürgertums, 
sondern der Widerstand, der das Individuum unterdrückte, aber auch stärkte, wenn 
nicht gar hervorbrachte. Das Ende der Familie lähmt die Gegenkräfte« (Adorno 1951/ 
1987, S. 17). Denn die Position der erwerbstätigen Frauen war nicht mehr (nur) die 
der mater familias. Sie saßen zwischen zwei Stühlen, der Familie und der Arbeit. Daß 
die traditionelle Kleinfamilie dabei in Mitleidenschaft gezogen wurde, istunverkenn- 
bar. Der Bildungsaufschwung korrespondiert mit dieser Entwicklung. Allerdings ist 
er sicherlich nicht die zentrale Eıklärungsvariable in diesem Zusammenhang''. Die 
Ausstattung mit Bildungstiteln war einerseits eine Voraussetzung zum sozialen Auf- 
stieg, und andererseits ist der Bildungsprozeß ein Selektionsprozeß, in dem ein Indi- 
viduum nach Maßgabe gesellschaftlich relevanter Kenntnisse und Fertigkeiten für 
bestimmte Funktionen und Positionen ausgewählt wird. Das angestammte Milieu 
blieb dabei weitgehend auf der Strecke. Das Ergebnis der Fordisierung war also zu- 
nächst ein Aufbrechen der alten Sozialstrukturen und Solidaritäten. An die Stellen 
dieser Beziehungen trat die fordistische Regulation, die eine gewisse ‘Individualisie- 
rung’ als Vergesellschaftungsform ermöglichte, da die Existenz in einem en gmaschi- 
gen Netz von formalisierten Absicherungen aufgefangen war. Das Individuum steht 
nunmehr als Rechtssubjekt dar. Es braucht keine Solidarität und Gemeinsamkeit zu 
mobilisieren, denn es kann (Rechts)Ansprüche geltend machen. An die Stelle des 
früheren Netzwerkes unmittelbaren Absicherungen in gemeinschaftlichen Bezügen 
ist das ‘Netz der sozialen Sicherheit’ getreten, konkretisiert im Sozialstaat, im Tarif- 
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system und in der Sozialpartnerschaft. Für die vergesellschafteten Individuen heißt 
dies eine relative Autonomie i.S. einer relativer Unabhängigkeit den Zufällen und 
Wechselwirkungen des Kapitalismus gegenüber. Damit ist der spezifische Ansatz der 
Volksgemeinschaft aufgehoben. Die daraus resultierende “Individualisierung’ be- 
deutet aber nicht die “freie Entfaltung der Persönlichkeit’ und sie hat nicht viel mit 
dem Beckschen Begriff der Individualisierung gemein. Im Gegenteil: 

»Je mehr der Einzeine im Gegensatz zur Nation, zum Kollektiv überhaupt und entgegen dem Zug der Zeit 
zu bewahren, zu entfalten, zu kultivieren, in seiner Freiheit zu erhalten ist, desto weniger bedeutet der 
Einzelne, das Streben nach seiner materiellen Befriedigung, nach Macht um seiner selbst willen. Soweit 


es ihm ausschließlich um ihn selber geht, ist er Element der Masse und Konformismus, sich fügen die 
adäquate Verhaltensweise« (Horkheimer 1974, S. 199). 


Auch die Fordisierung als Konstitionsprozeß mobilisierte nach innen und außen. Die 
Mobilisierung nach innen haben wir soeben benannt. Für sie stehen Begriffe wie 
Wirtschaftswunder, soziale Marktwirtschaft, Sozialstaat, Konzertierte Aktion und 
Aufstieg zur Weltmacht. Nach außen war die ökonomische Überlegenheit des deut- 
schen Fordismus und damit die Abgrenzung zum Ausland hin sowie die Wendung ge- 
gen traditionelle Feinde prägend. Schon bei der Fixierung der Traditionslinie der 
Volksgemeinschaft nach dem Zweiten Weltkrieg sahen wir, wie die Ausgrenzung 
gegen all diejenigen vollzogen wurde, denen man das Etikett ‘Kommunist aufkleben 
konnte. Die Praxis der stalinistischen Führung in der DDR produzierte mehr als genug 
Material, um diese Ausgrenzung aufrechtzuerhalten, und das Verbot der KPD gewinnt 
in diesem Zusammenhang einen hohen symbolischen Wert. An dieser zeıfallenden 
Partei wurde das Exempel statuiert, wer zu ‘denen drinnen’ und wer zu ‘denen drau- 
Ben’ gehört. Für die drinnen galt somit die Verpflichtung auf den gesellschaftlichen 
Status quo. 

Das allgemeine Einvernehmen, mit dem sich die bundesdeutsche Bevölkerung dem 
Fordismus unterwarf, ist auf den ersten Blick erstaunlich. Aber daß er Wohlstand für 
(fast) alle brachte, wenn auch in unterschiedlichem Maße, wer wollte das bestreiten? 
Auch die Freiheit die Arbeitsstelle zu wechseln, ins Ausland zu reisen und zu konsu- 
mieren gab es. Keine Arbeitslosen, kein Massenelend und keine Unruhen: Die Unab- 
wägbarkeiten des Kapitalismus schienen überwunden. Einerseits existierte das ‘Netz 
der sozialen Sicherheit’ und andererseits war (fast) alles zu kaufen. Die Spirale des 
hohen Realeinkommens und der hohen kaufkräftigen Nachfrage nach Massenkon- 
sumgütern drehte sich so schnell, daß sie die Einzelnen aus den traditionellen Bindun- 
gen und Verpflichtungen riß, ohne daß dies negativ gewertet wurde. Und schließlich 
gab es sogar Tendenzen zur Gleichheit. Nichtnur war der Aufstieg über Bildungszerti- 
fikate leichter als früher. Auf staatlicher Seite gab man sogar die Leitlinie ‘Gleiche 
Bildungschancen für alle’ aus. Auch die wichtigsten Statussymbole waren käuflich 
erhältlich. Deshalb wundert es auch nicht, daß Theorien der ‘nivellierten Mittel- 
standsgesellschaft’ u.ä. so schnell an Boden gewannen, soweit Theorien überhaupt 
interessierten: die ‘vollendeten Tatsachen’ (Horkheimer 1970) wogen zu schwer, als 
daß sie hätten hinterfragt werden müssen. 

Die entwickelten Habitus reproduzierten die'neue Sozialstruktur. Dem Sozialstaat 
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kam dabei eine besondere Bedeutung zu. Er war nicht nur die tragende Säule der for- 
distischen Regulation stricto senso, die vergesellschafteten Individuen fanden sich in 
ihm aufgehoben. Der Staat und nicht mehr spezifische Gemeinschaften repräsentie- 
ren das ‘höhere gemeinsame Gut’. Dem entsprach die Herausbildung von Volkspar- 
teien, die die Vertretung der vergesellschafteten Individuen auf politisch-parlamen- 
tarischer Ebene monopolisieren. 

In die positive Erfahrung der Überwindung gemeinschaftlicher Bezüge mischte sich 
aber schon in den 60er Jahren wieder das Gefühl der Kälte, Leere, Fremdbestimmt- 
heit und Anonymität. Das aus der gesamten Gemeinschaftsdebatte bekannte Thema, 
eben die negativ erlebte Gesellschaftlichkeit, die unverstanden auf die vergesell- 
schafteten Individuen einbricht, war wieder aktuell. Einerseits verweigert sich schon 
in den 50er und 60er Jahren eine sehr kleine Minderheit dieser fordistischen Logik 
(zunächst durchaus ofti.S. Marcuses 1967), doch warenes die konkreten Erfahrungen 
mit den Friktionen im Fordismus selbst und schließlich dessen manifeste Krise, die 
Zweifel aufkommen ließen und zeigten, daß auch hier ‘die Rechnung nicht immer 
aufgeht’. Vorstellungen eines ‘selbstbestimmten’, ausgefüllten Lebens kamen wieder 
indie Diskussion. Früher waren auf diese Slogans Kollektive bezogen, jetzt galten sie 
als Leitmotiv individueller Lebensführung. Die Individuen mußten lernen, sich selbst 
ins Zentrum ihres Weltbildes zu stellen und ihre Deutungsmuster von sich selbst aus, 
von dem aus, was sie als ihre ureigensten Empfindungen ansahen (in der Sprache der 
70er Jahre: “aus dem Bauch’), zu interpretieren und entsprechende Handlungsorien- 
tierungen zu entwickeln. 


»Dies bedeutet, daß hier hinter der Oberfläche intellektueller Spiegelfechtereien für die Zwecke des 
eigenen Überlebens ein ichzentriertes Weltbild entwickelt werden muß, das das Verhältnis von Ich und 
Gesellschaft sozusagen auf denn Kopf stellt und für die Zwecke der individuellen Lebenslaufgestaltung 
handhabbar denkt und macht« (Beck, 1986 S. 217 £.). »Die Konsequenz ist, daß die Menschen immer 
ausdrücklicher in das Labyrinth der Selbstverunsicherung, Seibstbefragung und Selbstvergewisserung 
hineingeraten... Besessen von dem Ziel der Selbstverwirklichung reißen sie sich aus der eigenen Erde her- 
aus, um nachzusehen, ob diee Wurzeln auch wirklich gesund sind« (Beck 1986, S. 156). 


In dieser Metapher beschreibt Beck eine neue Tendenz, die Sennett treffend als ‘de- 
struktive Gemeinschaft’ bezeichnet. Genauer müßte man sie als destruktive Re-Ver- 


gemeinschaftung bezeichnen. 


»Der Begriff ‘Gemeinschaft’ bezeichnet eine Gruppe von Menschen, zwischen denen offene Gefühlsbe- 
ziehungen möglich sind, im Gegensatz. zu Gruppen, in denen partielle, mechanische, emotional indiffe- 
rente Beziehungen überwiegen... Die moderne Form der Gemeinschaft unterscheidet sich nun von den 
älteren Ausformungen dadurch, daß die den Menschen gemeinsame Phantasie besagt, sie besäßen das 
gleiche Gefühlsleben, die gleichen Motivationsstruktur. Wo sich Gefühlsieben und Kollektivleben in 
dieser Weise verbinden, setzt eine selbstzerstörerische Dynamik ein. Sobald einzelne neue Gefühle 
entwickeln, ist der Bestand der Gemeinschaft gefährdet. Wer sich ändert, »verrät« die Gemeinschaft. Die 
individuelle Abweichung bedroht die Stärke des Ganzen« (Sennett 1983, S. 392). 


Es handelt sich dabei nicht um »...Selbstaufklärung und Selbstbefreiung als eigentä- 
tigen, lebenspraktischen Prozeß« (Beck 1986, S. 175), denn wie Beck selbst schreibt, 
gehtes umeine»...neue Unmittelbarkeit von Individuum und Gesellschaft, ... so daß 
gesellschaftliche Krisen als individuelle erscheinen und nicht mehr oder nur noch 
sehr vermittelt in ihrer gesellschaftlichen Kritik wahrgenommen werden« (Beck 
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1986, S. 159). Diese Tendenz zur destruktiven Gemeinschaft konkretisiert sich im 
Psychoboom einerseits und in individueller Leistungsideologie andererseits'?. Es 
handelt sich dabei um das radikale Gegenteil der Selbstbefreiung durch Rückzug aus 
gesellschaftlichen Zwängen, wie sie etwa von Marcuse (1967) entworfen wurde. 
Handlungsrelevante Koalitionen (z.B. Bürgerinitiativen) entstehen jenseits traditio- 
neller Zuweisungslinien, doch sie leisten nicht diesen Akt der Selbstbefreiung des 
Individuums. 

Sennetts Begriff der destruktiven Gemeinschaft faßt diesen Prozeß treffender als die 
These der Individualisierung bei Beck. Der von der Volksgemeinschaft einst mobi- 
lisierte und nie aufgelöste Nazißmus lebte in der destruktiven Gemeinschaft wieder 
auf. Die destruktiven Gemeinschaften blieben aber immer Krisenerscheinungen, so- 
lange sie ihre Maxime, nämlich destruktive Gemeinschaften zu leben, umzusetzen 
versuchten. Sie konstituierten sich im Versuch, wieder ‘beherrschten Lebensraum’ 
(Forsthoff) zu gewinnen und mußten sehr schnell in Konflikt mit dem Sozialstaat 
geraten, der die Gemeinsamkeit der vergesellschafteten Individuen organisiert. Die 
spektakuläre Erscheinungsform der destruktiven Gemeinschaften verdeckt leicht 
ihren realen Charakter. Es ging ihnen nicht um den Entwurf und Realisierung eines 
eigenen Gesellschaftsprojektes. Sie waren somit denkbar ungeeignet, um Antworten 
auf die Probleme, die die Krise des Fordismus hervorgebracht hatte, zu finden. 


Der re-vergemeinschaftete ‘Postfordismus’ 


Doch bedeutet dies nicht, daß die Vergemeinschaftung als Vergesellschaftungsform 
"historisch erledigt” wäre. Die Ansätze, die Krise des Fordismus zu überwinden, 
weisen eher in die entgegengesetzte Richtung. Es zeichnet sich ein neuer Vergemein- 
schaftungsschub ab. Schon Mitte der 70er J ahre, also unmittelbar nach dem Einsetzen 
der Krise des Fordismus, entwarfen auf politischer Ebene konservative Theoretiker 
und strategisch denkende Politiker dieser Couleur die ersten, parlamentarisch fixier- 
ten Strategien, die um die Achsen Demontage des Sozialstaates und der fordistischen 
Regulierung generell sowie die Förderung und Stimulierung von gemeinschaftlichen 
Tendenzen aufgebaut waren. Den Konservativen istesin.der Folgezeit gelungen, ihre 
Vorstellungen im Neo-Populismus zu einer politischen Strategie zu verdichten. Der 
neue Populismus ist die politische Formulierung eines Modemisierun gsprojektes für 
den Kapitalismus mittels der Re-Vergemeinschaftung. 

Auch die Alternativen, so weit sie politisch auf den ersten Blick auch von den kon- 
servativen Neo-Populisten entfernt scheinen, schlagen einen ähnlichen Weg ein, Die 
alternative Vergemeinschaftung, deren Prototyp die alternativen Betriebe darstellen, 
enstanden ebenfalls als Reaktion auf die Krise des Fordismus. In dieser Strömung 
lassen sich zwei Varianten unterscheiden. Einerseits handelt es sich um einen Rück- 
zug (‘Aussteigen’). Die dadurch motivierten Vergemeinschaftungstendenzen kom- 
men der destruktiven Gemeinschaft sehr nahe. Bei der anderen Variante geht es um 
ein ‘Umsteigen’. Aus diesem Umsteigen kann eine alternative Vergemeinschaftung 
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stricto senso entstehen. Bei der alternativen Vergemeinschaftung finden wir die 
Betonung der gesellschaftlichen Kälte einerseits wieder, der die Wärme, Nähe und 
Geborgenheit der Gemeinschaft gegenübergestellt wird. Begründet wird diese Re- 
Vergemeinschaftung mit der Notwendigkeit, die ‘Gattung’ Mensch und/oder die 
Ökologie zu retten. Die Theorien der alternativen Vergemeinschaftung thematisieren 
ganz offensiv das Verhältnis von Produktion und Zirkulation: Die Bedürfnisse in der 
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stimmen. Doch schließlich fanden auch sie zu einer spezifischen Variante der Systern- 
theorie. 
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muß sie unverstanden und unverstehbar bleiben. Schon heute ist immer weniger Er- 
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sich ihr entgegenstellen? Und: wo liegen die Alternativen? 


Anmerkungen 


t Der Antikommunismus der 50er Jahre liegt wesentlich in dieser Tatsache begründet. Er konnte sich 

in der Abarbeitung an den stalinistischen Diktaturen (v.a. in der DDR) aktualisieren, verstärken und 

konkretisieren. Ähnlich ist auch die ‘Wiedergutmachungspolitik’ dem Staate Israel gegenüber zu 

begründen. 

Vgl. die Ausarbeitungen von Claussen 1987 am Beispiel des Antisemitismus. 

Koch war hessischer Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr. 

Die Grundsatzprogramme des DGB z.B. belegen dies in aller Deutlichkeit. 

Hier gibt es einen evidenten Schnittpunkt mit den politischen Vorstellungen von Tönnies, vgl. 

Tönnies 1921, S. 138 £. 

6 Das Verständnis der Regulation ist auch innerhalb der Ecole de la Regulation nicht ganz eindeutig. 
Zu den verschiedenen Varianten und zum aktuellen Stand der Debatte vgl. Boyer 1986. 

7 In Frankreich z.B. hat sich der Fordismus auf festen Klassenstrukturen aufgebaut und diese erst 
allmählich zersetzt. ; 
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Thomas Scheffler 
Die Normalisierung der Doppelmoral: 
Vierzig Jahre deutsch-israelische Beziehungen 


Zusammenfassung: Trotz ihres einzigartigen moralischen Pathos sind die deutsch- 
israelischen Beziehungen deutscherseits v.a. Amerika- bzw. Westpolitik, während Is- 
rael die Beziehungen primär aus wirtschaftlichen und militärischen Gründen pflegt. 
Sie sind Teil eines Dreiecksverhältnisses, in dem die Dynamik der deutsch-israeli- 
schen Beziehungen von der der deutsch-amerikanischen und der amerikanisch-isra- 
elischen mitbestimmt wird. In der deutschen Innenpolitik waren sie stets Knotenpunkt 
gegenstrebiger moralischer Diskurse: Alibi für mangelnde Faschismusbewältigung; 
Protestinstanz, um diese einzuklagen. Die Linke schwankt zwischen scharfer Israel- 
kritik und der Furcht, damit die neokonservative »Entkriminalisierung« der deut- 
schen Geschichte zu begünstigen und droht sich damit moralisch zu paralysieren. 


Mit der Rechtsnachfolge des Deutschen Reiches übernahm die Bundesrepublik 
Deutschland 1949 auch eine grauenvolle Hypothek: Millionen von Juden und so- 
wjetischen Kriegsgefangenen, hunderttausende von Zigeunern, Geisteskranken und 
Behinderten, zehntausende deutscher Oppositioneller waren in der Terrormaschine- 
rie des NS-Staats zugrunde gegangen. Abermillionen hatten Gesundheit, Familie, 
Vermögen, Heimat oder Beruf eingebüßt. Insgesamt 50 Millionen Menschen, darun- 
ter allein 20 Millionen sowjetischer und 6 Millionen polnischer Bürger waren dem 
deutschen Krieg zum Opfer gefallen. 

Schulden dieser Art lassen sich nicht »abtragen«. Sie existieren als ständige Forde- 
rungen: zum Nachdenken über die Ursachen; zum Willen, Ähnliches nicht mehr zu- 
zulassen. Lehrreich ist aber, wie es der Bundesrepublik Deutschland gelang, in einer 
verblüffenden Reduktion moralischer Komplexität wenigstens die bedrohliche Viel- 
falt dieser Hypothek erbstrategisch zu beschneiden: 

Wo heute in der Bundesrepublik offiziell von »historischer Schuld«, »Wiedergutma- 
chung« und »besonderen Verpflichtungen« gesprochen wird, ist vorwiegend vom 
Staate Israel und vom jüdischen Volk die Rede. Die Wiedergutmachung an den NS- 
Opfern hinter dem Eisernen Vorhang fiel weitgehend dern Kalten Krieg und der Ver- 
bitterung der deutschen Heimatvertriebenen zum Opfer. In der Bundesrepublik selbst 
hatten kommunistische NS-Opfer, Zigeuner und Homosexuelle jahrzehntelang — oft 
vergeblich — um Haftentschädigungen und Renten zu kämpfen. 

Die Weichen dafür wurden früh gestellt, doch die Motive waren unterschiedlich. Der 
SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher, der seit 1946 als erster deutscher Nachkriegspo- 
litiker öffentlich auf Wiedergutmachung an den Juden drängte, sprach von ihnen als 
jenem »Teil der Menschheit«, der von allen NS-Verfolgten »vor allem ... durch die 
Furchtbarkeit der Schläge, die er empfing, noch das Symbolhafie des ganzen Leids 
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aufsich nehmen mußte« (Schumacher 1985: 508). Der Verweis auf die Symbolik des 
»ganzen« Leids deutete die strategische Absicht an: Schumacher wollte die schreck- 
liche Symbolkraft des Holocaust zum Motor der Rehabilitierung aller NS-Opfer, 
nicht zuletzt auch des deutschen Widerstands, machen. Das gelang nur in Ansätzen. 
Im Rückblick scheint die deutsche Wiedergutmachung am jüdischen Volk weniger 
Vorreiter, denn Ersatz für eine umfassende moralisch-praktische »Bewältigung« der 
deutschen Vergangenheit geworden zu sein. Politiker, die sich aus durchsichtigen 
Gründen der Wiedergutmachung an linken Widerstandskämpfern, russischen Kriegs- 
opfern und polnischen Zwangsarbeitern hartnäckig widersetzten, fanden in der Pfle ge 
der deutsch-israelischen Beziehungen einen bequemen Ausweg, ihren Bruchmitdem 
NS-System international sichtbar zu machen und gleichzeitig die harzi gen Probleme 
der »inneren Wiedergutrnachung« zu umgehen. Die moralisch bewegende Kraft des 
Holocaust wurde hier gegen die politisch-moralische Selbstreinigung der deutschen 
Gesellschaft gewendet. »Auch die positivste Einstellung zur Wiedergutmachung« 
schrieb 1985 einer ihrer administrativen Organisatoren, »kommt nicht um die Frage 
herum, wie ein Gerechtigkeitsempfinden damit fertig werden soll, daß dem einen 
Komplex (der Wiedergutmachung am jüdischen Volk, TS) 85 Mrd. DM gewidmet 
werden, während andere Schadensbereiche mehr oder weniger leer ausgehen«, ob- 
wohl ihnen »NS-Untaten zugrunde liegen, die an Grausamkeit den am jüdischen Volk 
begangenen Unmenschlichkeiten nicht nachstehen« (Feaux de la Croix 1985: 190). 
Die Diskussion um die Kontinuität zwischen nationalsozialistischer und bundesrepu- 
blikanischer Gesellschaft ist so alt wie die Bundesrepublik selbst. Daß der westdeut- 
sche Teilstaat seine nationalsozialistische Erblast nicht »aufarbeite«, sondern »ver- 
dränge«, gehörte gegen Ende der Ära Adenauer schon zum Stehsatz einschlägiger 
Analysen. Nicht einmal die personellen Konsequenzen aus der NS-Vergangenheit 
schienen gezogen: Wirtschaft, Justiz, Militär, Verwaltung und Regierung der Bundes- 
republik waren bis indie höchsten Ränge von ehemaligen PGs und Funktionsträgern 
des Dritten Reichs durchsetzt. j 
Daß umgekehrt der Staat Israel und die jüdischen Weltverbände aus naheliegenden 
materiellen Interessen diese Entwicklung nicht nur hinnahmen, sondern die dafür ver- 
antwortlichen bundesdeutschen Politiker wiederholt deckten, mußte früher oder spä- 
ter auch ihre eigene moralische Basis beschädigen. 

Aber inwieweit bedurften die deutsch-israelischen Beziehungen überhaupt eines mo- 
ralischen Fundaments? Entscheidende Passagen ihrer Geschichte lesen sich eher als 
eine lehrreiche Variation über das Marxsche Bonmot, daß Ideen sich noch immer 
blamiert hätten, wo sie gegen Interessen standen. Nicht, daß moralische Erwägungen 
in den deutsch-israelischen Beziehungen keine Rolle gespielt hätten. Aber der hohe 
und unbedingte Anspruch, der moralischen Argumenten innewohnt, wurde immer 
wieder durch den tagespolitischen Gebrauch blamiert, der von ihnen gemacht wurde, 
während er selbst noch stark genug blieb, seinerseits die Interessen ins Zwielicht zu 
rücken, die sich seiner bedienten. 
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Das Wiedergutmachungsabkommen mit Israel' 


Wie wenig die deutsch-israelischen Beziehungen beiderseits? auf einer wirklichen 
moralischen »Umkehr« beruhten, zeigt bereits die Geschichte der Luxemburger 
Wiedergutmachungsverträge von 1952°, die den Grundstein dazu legten. 
Am 25. Januar 1984 behauptete Bundeskanzler Kohl vor der Knesseth in Jerusa- 
lem, schon in der ersten Regierungserklärung der Bundesrepublik sei der deutsche 
Wille zur Versöhnung mit dem »israelischen Volk ... besonders erwähnt aus Grün- 
den, die ich hier nicht zu erläutern brauche« (AA 1987: 140). In Wirklichkeit war 
in Konrad Adenauers Regierungserklärung vom 20. September 1949 vom »is- 
raelischen« Volk überhaupt nicht, und vom jüdischen nur in Zusammenhängen die 
Rede, die Oppositionsführer Schumacher zu beißender Polemik herausforderten: 
Nachdem Adenauer nämlich das »Unglück« der Denazifizierung beklagt und für 
deren Opfer eine Amnestie in Aussicht gestellt hatte, wandte er sich gegen Berichte 
»in der ausländischen Presse«, die die rechtsradikale Gefahr in Deutschland »weit 
übertrieben« darstellten. Erst »in diesem Zusammenhang« mochte Adenauer auch 
»ein Wort zu hier und da anscheinend hervorgetretenen antisemitischen Bestrebun- 
gen« sagen: Die Bundesregierung verurteile solche Bestrebungen »auf das schärf- 
ste« und halte es »für unwürdig und für an sich unglaublich, daß nach all dem, was 
sich in nationalsozialistischer Zeit begeben hat, in Deutschland noch Leute sein 
sollten, die Juden deswegen verfolgen ader verachten, weil sie Juden sind« (Ade- 
nauer 1949: 27). 
Unstrittig ist, daß mehrere maßgebende bundesdeutsche Politiker, wie Adenauer, 
Kurt Schumacher oder Theodor Heuß, aus moralischen wie persönlichen Gründen 
einer deutschen Wiedergutmachung an den Juden grundsätzlich positiv gegenüber- 
standen. Ebenso unstrittig ist aber, daß sie ihrem moralischen Anliegen zunächst 
kaum größere Priorität einräumten. Von ihren Wählern wurden sie in dieser Frage 
jedenfalls nicht unter Handlungsdruck gesetzt: 
Der Antisemitismus in der deutschen Bevölkerung hatte in den ersten Nachkriegsjah- 
ren zeitweisenoch zugenommen. Allensbach-Umfragen ermittelten zwischen August 
1949 und Dezember 1952 eine Zunahme »antisemitischer Äußerungen« von 23 % auf 
34 % und einen Rückgang »toleranter Äußerungen« von 41 % auf 23 % (JÖM 1956: 
128). Zwar sprachen sich Ende 1951 in einer Umfrage des amerikanischen Hochkom- 
missars für Deutschland 68 % der Befragten für die Entschädigung von Kriegs- und 
NS-Opfern aus, doch billigten nur 2 % den Juden dabei das größte Anrecht zu. An 
erster Stelle wurden vielmehr die Kriegerwitwen und -waisen genannt, an zweiter die 
Bombengeschädigten, an dritter die Vertriebenen, an vierter die Widerstandskämpfer 
des 20. Juni 1944 und erst an fünfter Stelle die Juden (Grossmann 1967: 35). Eine Al- 
lensbach-Umfrage zur Akzeptanz des Wiedergutmachungsabkommens ergab im Au- 
gust 1952 nur 11 % uneingeschränkter Zustimmung, aber 44 % Ablehnun & während 
21 % der Befragten jedenfalls die vereinbarte Summe für zu groß hielten (JOM 1956: 
130). Auf die Negativfrage hingegen, mit welchen Staaten die Bundesrepublik mög- 
lichst wenig zusammenarbeiten solite, tauchte Israel 1953 mit 37 % zustimmender 


Die Normalisierung der Doppelmoral — 40 Jahre deutsch-israelische Beziehungen 79 


Antworten schon an dritter Stelle, hinter den Feindstaaten UdSSR und Polen, auf 
(JÖM 1956: 331). 

Selbst innerhalb der Bundesregierung waren die Verträge bis zu ihrer Unterzeichnung 
im September 1952 auf erbitterten Widerstand gestoßen, vor allem wegen der Höhe 
der vereinbarten »Globalentschädigung« für Israel (von Jena 1986: 466 ff.). Danach 
weitete sich der Widerstand in die Öffentlichkeit aus. Teils aus Furcht um die deut- 
schen Absatzmärkte im arabisch-islamischen Raum, teils auch aus Besorgnis, beiden 
Bundestagswahlen im September 1953 rechtskonservative Wählerstimmen zu ver- 
lieren, versuchten sowohl die bundesdeutsche Industrie als auch ihr nahestehende 
Kreise der vier Regierungsparteien monatelang, wenigstens die Ratifizierung zu 
blockieren. 

Die Abstimmung im Deutschen Bundestag am 18. März 1953 offenbarte dann, daß 
das Abkommen in der Regierungskoalition tatsächlich keine Mehrheit besaß. Nur 106 
(49 %) der 215 stimmberechtigten Abgeordneten der Regierungsparteien (CDU/ 
CSU: 57 %, FDP: 34 %, DP: 25 %) votierten für die Verträge. Der Rest stimmte 
dagegen, enthielt sich oder blieb der Abstimmung fern. Hätte nicht die SPD in diesem 
besonderen Fall ihre damalige »Fundamentalopposition« vorübergehend aufgegeben 
und geschlossen für die Verträge gestimmt, wäre das Wiedergutmachungsabkommen 
gescheitert. 

Der bemerkenswerte Altruismus, mit dem die SPD Adenauer damals vor der Nieder- 
lage bewahrte, hatte allerdings nicht nur moralische, sondern auch handfeste westpo- 
litische Gründe, nicht zuletzt den, der Sozialdemokratie Sympathien im amerikani- 
schen Judentum zu gewinnen: Je mehr es den deutschen Konservativen nach dem 
Krieg gelungen war, die SPD vom Zugang zur US-Administration abzuschneiden, 
desto mehr war die Partei auf Kontakte zu Kreisen der amerikanischen Öffentlichkeit 
angewiesen, die (1) der Entwicklung in Deutschland besonders interessiert gegen- 
überstanden und (2) einflußreich genug waren, die amerikanische Politik wirksam zu 
beeinflussen. Das traf vor allem auf das amerikanische Judentum zu. 

Entscheidend waren hier die Kontakte der SPD zum Jewish Labor Committee (JLC), 
einer Dachorganisation jüdischer Arbeiterverbände in den USA, das aufgrund seiner 
Beziehungen zur American Federation of Labor (AFL) 1947 eine mehrwöchige 
Reise Schumachers in die Vereinigten Staaten vermittelt hatte. Bis in die 50er Jahre 
hinein war der Zugang zur AFL für die SPD einer der wenigen Hebel, um die Politik 
der US-Administration in Deutschland beeinflussen zu können, nicht zuletzt, um 
einschneidende Demontagen der westdeutschen Industrie zu verhindern. Das Enga- 
gement der SPD für die Wiedergutmachung gewann in diesem Kontext nicht nur eine 
moralische, sondern auch eine »bündnispolitische« Dimension: Die AFL war für ihre 
pro-israelische Einstellung bekannt, und der Vorsitzende des JLC, Adolph Held, war 
gleichzeitig Vizepräsident der »Conference on Jewish Material Claims against Ger- 
many, die offizieller Vertragspartner der Wiedergutmachungsverträge war und mit- 
tels ihrer Unterorganisationen die Verhandlungen 1952 lobbyistisch begleitet hatte. 
Was bewog Adenauer aber damals, die Hilfe seines wichtigsten Gegners offen zu ak- 
zeptieren, um die Verträge notfalls gegen den Widerstand seiner eigenen Koalitions- 
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mehrheitdurchzusetzen? Seine damalige Argumentation im Kabinett (von Jena 1986: 
477) wie vor der eigenen Partei zeigte, daß er dabei keineswegs allein von mo- 
ralischen Erwägungen bewegt wurde: Ein Scheitern der Verträge, beschwor er am 6. 
September 1952 den Parteiausschuß der CDU, »würde nicht nur eine politische 
Katastrophe sein, es würde auch unser ganzes Bestreben, wieder ausländische Kredite 
zu bekommen, in sehr starkem Maße beeinträchti gen. Seien wir uns darüber klar, daß 
die Macht des Judentums auf wirtschaftlichem Gebiet nach wie vor außerordentlich 
stark ist« (Adenauer 1975: 267). Man dürfe »auch nicht verkennen«, hatte er schon 
tags zuvor erklärt, »daß, wenn das Verhältnis zu Israelin Ordnung gekommen sei, dies 
große politische Auswirkungen haben.werde, vor allem in Amerika und insbesondere 
auf wirtschaftlichem Gebiet« (Adenauer 1986: 141). 

Wohl in der Absicht, Adenauers moralische Dignität nachträglich zu erhöhen, hat der 
deutsch-israelische Historiker Michael Wolffsohn (Bundeswehrhochschule Mün- 
chen) allerdings kürzlich gegen die »Legende« protestiert, Adenauer habe das Wie- 
dergutmachungsabkommen abgeschlossen, »um in den USA gutes Wetter zu ma- 
chen« (Wolffsohn 1988: 85). Die Wiedergutmachung, so Wolffsohn, sei »freiwillig 
und ohne amerikanischen Druck« zustande gekommen, da Adenauer Wiederbewaff- 
nung und Deutschlandvertrag damals theoretisch auch ohne Wiedergutmachung 
hätte erlangen können (ebd.: 21 ff.). 

Der (zutreffende) Verweis, daß den USA die Wiederbewaffnung wichtiger gewesen 
sei als die Wiedergutmachung (ebd.: 23), vermag allerdings wenig über die Motive 
Adenauers auszusagen, der mehrfach von amerikanischen Stellen auf die Verhand- 
lungen angesprochen worden war (Brecher 1974: 78; Feaux de la Croix 1985: 152 f., 
163). Es war nur allzu gutbekannt, daß die amerikanische Regierung kein homogener 
Block war. Gerade, wenn es um jüdisch-israelische Belange ging, hatte sich der da- 
malige Präsident Truman schon mehrfach, oft in letzter Minute, über den erklärten 
Willen seiner Außen- und Verteidigungsministerien hinweggesetzt (Spiegel 1985: 
22 ff., 27 £f., 36 ff., 42 ff.). Zum kritischen Zeitpunkt der deutsch-israelischen Ver- 
handlungen (Mai 1952) befanden sich die amerikanischen Parteien zudem mitten im 
Wahlkampf für die kommenden Präsidentschafts- und Kongreßwahlen (November 
1952) und waren vermehrt um die Gunst jüdischer Sponsoren und Wähler bemüht. 
Adenauer selbst hatte im Vorfeld der deutschen Bundestagswahlen (September 1953) 
für Frühjahr 1953 eine publizitätswirksame USA-Reise geplant, deren Medieneffekt 
bei widrigen Aktivitäten der jüdischen Lobby empfindlich hätte beeinträchtigt wer- 
den können. Und schließlich ging es Adenauer auch nicht um die deutsche Wiederbe- 
waffnung an sich, sondern um die möglichst irreversible Einbettung des westdeut- 
schen Teilstaats in das westliche Bündnis. Dies erforderte eine psychologisch lang- 
fristig angelegte Präpärierung des internationalen Verhandlungsklimas, in dem die 
Bundesrepublik künftig zu operieren hatte. »Es ist nicht so, auch wenn wir es uns 
einbilden, daß wir etwa als gleichberechtigt mit allen anderen Völkern angesehen 
werden«, erläuterte er im März 1953 vor Journalisten die Bedeutung des Wiedergut- 
machungsabkommens: »Deutschland wird noch schwer zu kämpfen darum haben, 
um von den anderen wirklich innerlich als gleichberechtigt, nicht etwa juristisch, 
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anerkannt zu werden. Und ohne eine solche Anerkennung, die innerliche Anerken- 
nung und die moralische Gleichberechtigung, kann man aufdie Dauer auch keine gute 
Außenpolitik machen ... und gerade deswegen ist der Israel-Vertrag so bedeutungs- 
voll für uns« (Adenauer 1985: 434). 


Primat der Deutschlandpolitik 


Wie gering die praktische Reichweite moralischer Grundsatzerwägungen im Verhält- 
nis zu Israel bei Adenauer war, zeigte sich in den folgenden Jahren schon daran, daß 
die Bundesregierung sich weigerte, diplomatische Beziehungen mit Israel aufzuneh- 
men, um die arabischen Staaten nicht ihrerseits zu einer Anerkennung der DDR zu 
provozieren. 

Auf dem Spiel standen dabei weniger die arabischen Absatzmärkte der westdeutschen 
Wirtschaft, als vielmehr die hegemonialen Grundlagen der christdemokratischen 
»Kanzlerdemokratie«: Das Regierungslager der Adenauer-Ära, innenpolitisch viel- 
fältig zerspalten, wurde durch einen außenpolitischen Konsens zusammengehalten, 
der einerseits die singuläre Machtstellung des Kanzlers schützte und von diesem an- 
dererseits als innenpolitische Waffe gegen die SPD gebraucht wurde. Dieser Konsens 
verknüpfte zwei gegenstrebige Elemente — die »Westbindung« der Bundesrepublik 
und den Willen zur gesamtdeutschen »Wiedervereinigung« — durch ein drittes Ele- 
ment, die »Politik der Stärke«: Eine Stärkung des westlichen Bündnisses sollte es er- 
möglichen, dem Ostblock die Bedingungen der Wiedervereinigung zu diktieren. Die 
Anerkennung der DDR durch Drittstaaten wirksam zu verhindern, war die Nagelpro- 
be für den Realitätsgehalt dieser politischen Formel, den der Kanzler nicht einmal 
zugunsten Israels gefährden mochte. 

Die Behauptung, daß Adenauer sich 1956/57 aus moralischen Grundsatzerwägun- 
gen heraus entschieden habe, amerikanischem Druck zu trotzen und die deutschen 
Wiedergutmachungszahlungen an Israel während der Suezkrise nicht einzufrieren 
(Wolffsohn 1988: 31, 110, 114 ff.), unterschätzt wichtige Änderungen in der außen- 
politischen Lagebeurteilung des Kanzlers: Adenauer mißbilligte schon aus deutsch- 
landpolitischen Gründen den Entspannungskurs der damaligen amerikanischen 
Regierung und stand in der Suezkrise auf seiten der Angreifer: Frankreichs, Großbri- 
tanniens und Israels (Baring 1974: 200 ff.). 

Ähnliches gilt auch für die geheime militärische Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik und Israel, die 1957 in größerem Maßstab begann. Die Vermutung, 
hier seiein vergangenheitsbewußter Kanzler bemüht gewesen, die forsche » Arabien- 
politik« seines Auswärtigen Amtes wenigstens heimlich wiedergutzumachen (Wolff- 
sohn 1988: 30), übersieht, daß Adenauer in der Förderung einer harten antisowjeti- 
schen Politik im Nahen Osten eine wichtige globalstrategische Garantie seiner 
Deutschlandpolitik erblickte: 

Der von ihm befürchteten amerikanisch-sowjetischen Verständigung suchten er und 
sein 1956 ernannter Verteidigungsminister Strauß durch eine beschleunigte wirt- 
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schaftliche und militärische Annäherung an Frankreich zu begegnen, die langfristig 
aufdie Schaffung einer von den USA unabhängigen Atomstreitkraft im europäischen 
Rahmen hinauslaufen sollte. Die enge Sicherheitspartnerschaft zwischen Frankreich 
und Israel (Crosbie 1974), die sich seit Mitte der 50er Jahre vor dem Hintergrund des 
Algerienkriegs herausgebildethatte, war für Adenauer ein strategischer Vorteil. Denn 
die massive sowjetische Rückendeckung für Nassers Ägypten und für die Algerische 
Befreiungsfront FLN stützte nicht nur seine Behauptung, »daß die Russen ihren 
Druck von Europa auf den Vorderen Orient verlagert« hätten (Adenauer 1967: 228), 
sie machte Frankreich und Israel gleichzeitig auch zu Bündnispartnern seiner anti- 
sowjetischen Deutschland- und Europakonzeption. Nicht zufällig wurden wichtige 
Rüstungsgüter, wie der Düsentrainer Fouga-Magister oder der Truppentransporter 
Noratlas, über deren Lieferung an Israel sich Franz-Josef Strauß und der stellvertre- 
tende israelische Verteidigungsminister Shimon Peres seit 1957 verständigten, in 
deutsch-französischer Koproduktion gebaut. 


Israel und die Linke 


Träger moralisch-politischer Sympathien für Israel im politischen Spektrum der 
Bundesrepublik war in den 50er und frühen 60er Jahren vor allem die nichtkommu- 
nistische Linke. Während die kommunistische Linke mit der raschen Verschlechte- 
rung der sowjetisch-israelischen Beziehungen ab Ende 1948 zunehmend auf Distanz 
zu Israel ging, hatte die SPD schon frühzeitig die jüdischen Organisationen im In-und 
Ausland als natürliche Verbündete im Kampf gegen restaurative Nachkriegstenden- 
zen umworben und als erste deutsche Partei im Januar 1951 ausdrücklich verlangt, 
Israel als Repräsentanten erbenloser jüdischer Vermögen in die deutsche Wiedergut- 
machungsgesetzgebung einzubeziehen. 

Daß miteiner solchen Forderung auch ein amerikanisches Auditorium angesprochen 
wurde, sollte nicht vergessen lassen, daß die hauptsächlichen Beweggründe des Is- 
rael-Engagements auf linker Seite damals innenpolitischer und moralischer Art wa- 
ren: Zahlreiche deutsche Sozialisten hatten mit jüdischen Leidensgenossen das KZ 
geteilt, waren ebenso wie sie im Exil diskriminiert worden, hatten jüdische Freunde 
verloren oder waren selbst jüdischer Abkunft. Auch wo sie dem Zionismus und der 
konkreten Politik Israels gegenüber Vorbehalte hatten, stand politisch für sie der sym- 
bolische Wert Israels im Vordergrund, staatlicher Repräsentant des jüdischen Volkes 
zu sein, der als solcher schon durch seine bloße Existenz die kKomprimierte Anklage 
gegen alle Kontinuitätsspuren des Dritten Reichs. in Deutschland verkörperte. 
Gerade als »fremder Staat« war Israel damit zu einer moralischen Instanz der bundes- 
deutschen Innenpolitik geworden und wurde es um so mehr, wie diese es an eigener 
moralischer Orientierung fehlen ließ. Es lag nahe, däraus eine innenpolitische Waffe 
zu machen: Die Einbeziehung Israels in die innerdeutsche Wiedergutmachungs-Ge- 
setzgebung hätte deren Ausbau in den Mittelpunkt internationaler Aufmerksamkeit 
gerückt und es konservativen Politikern und gleichgültigen Bürokraten damit u.a. 
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erheblich erschwert, die Wiedergutmachung an deutschen NS-Opfern weiter zu 
verzögem. 

Die später viel zitierte Begeisterung für den israelischen Kibbuz-Sozialismus war zu 
diesem Zeitpunkt ein eher nachgeordnetes Sympathie-Motiv, zumal die Reisemög- 
lichkeiten nach Israel für Deutsche lange beschränkt blieben: Der erste offizielle 
Besuch eines hochrangigen deutschen Politikers, des SPD-Vorsitzenden Erich Ollen- 
hauer, fand erst 1957 statt, die erste Delegationsfahrt der Jungsozialisten 1959, der 
erste Israelaufenthalt der »Aktion Sühnezeichen« 1961, die erste Delegationsreise 
des Bundesverbands der »Deutsch-Israelischen Studiengruppe« 1962. Auch die insti- 
tutionellen Grundlagen eines deutsch-israelischen Jugendaustauschs im Rahmen des 
Bundesjugendrings entstanden erst seit 1961. 

Es war kein Zufall, daß gerade jene Organisationen, die sich — wie der SDS oder die 
Falken - in ihrer praktischen Arbeit am aktivsten gegen antisemitische und rechtsra- 
dikale Tendenzen in der Bundesrepublik engagiert hatten, gleichzeitig auch zu den 
ersten gehörten, die im September 1951 die Kampagne des Hamburger Senatsspre- 
chers Erich Lüth »Wir bitten Israel um Frieden!« aufgriffen. ‚ 
Insbesondere der SDS, dersichan den bundesdeutschen Universitäten einer massiven 
Phalanx studentischer Burschenschaften gegenübersah, die teilweise bruchlos an ihre 
antisemitischen Traditionsbestände anknüpften, empfahl seinen Hochschulgruppen 
im Wintersemester 1951/52, die Kampagne »Frieden mit Israel« neben dem Kampf 
gegen die farben- und waffentragenden Verbindungen zum Schwerpunkt der politi- 
schen Arbeit zu machen. Funktionäre des SDS riefen mehrfach im Sinne Lüths zu 
einer »Ölbaumspende« für Israel aus, und 1953 initiierte der SDS eine Sammelaktion 
zur Unterstützung notleidender Studenten an den Hochschulen Israels. 
Bezeichnenderweise wuchs der symbolische Wert des Israel-Engagements jedoch in 
dem Maße, wie sich der deutschen Linken die Möglichkeiten zur aktiven Veränderung 
der eigenen Gesellschaft zu verschließen schienen: Die absolute Mehrheit der CDU/ 
CSU bei den Bundestagswahlen 1957, das Scheitern der Atomtod-Bewegung 1958, 
die Godesberger Wende der SPD 1959 und der zunehmende Immobilismus des CDU- 
Staates, der seinen greisen Kanzler nicht abzulösen vermochte, schufen eine Situa- 
tion, in der vor allem kirchlich und akademisch engagierte Oppositionskreise kaum 
andere Handlungsmöglichkeiten für sich sahen als die der moralischen und histort- 
schen Gesellschaftskritik in pädagogisch-psychologischer Absicht. 

In diesem Klima entstanden Ende der 50er Jahre auch zwei Gruppierungen, die das 
Thema der deutsch-israelischen Versöhnung in je spezifischer Weise mit einer 
geschärften Sensibilität für Defizite der deutschen Gesellschaft verknüpften: Die 
»Deutsch-Israelischen Studiengruppen« (DIS), die sich seit 1957, ausgehend von der 
Freien Universität Berlin, an zahlreichen Hochschulen der Bundesrepublik bildeten, 
und die »Aktion Sühnezeichen«, die aus einem Aufruf auf der Spandauer Synode der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 1958 für eine »Aktion Versöhnungszeichen« 
hervorging. 

Vor allem für die DIS, in denen viele Mitglieder des SDS mitarbeiteten, war die Be- 
schäftigung mit Israel eng mit innenpolitischen Zielen verbunden: »aus der Konfron- 
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tation mit Israel und seinen Bürgern sollte der moralische Impuls zur kompromißlo- 
sen Entscheidung für Demokratie und Humanismus in Deutschland und zur konse- 
quenten Aufarbeitung der deutschen geschichtlichen Schuld erwachsen« (Müller 
1966: 7). Die Welle antisemitischer und nazistischer Schmierereien in zahlreichen 
Städten der Bundesrepublik im Winter 1959/60; die Erinnerungen, die der Jerusaie- 
mer Richmann-Prozeß 1961-62 auslöste; zahlreiche Skandale um die NS-Vergangen- 
heit von Mitgliedern der Bundesregierung (Globke, Oberländer, Vialon, Hopf u.a.) 
sowie nicht zuletzt die peinliche Debatte über die Verjährbarkeit von NS-Verbrechen 
1960-65 schienen die Notwendigkeit einer solchen pädagogisch-politischen Orien- 
tierung zu bestätigen. “ 

Daß die Bundesregierung, die von vielen für diese Entwicklung verantwortlich ge- 
macht wurde, sich weigerte, Israel diplomatisch anzuerkennen, um ihre aggressive 
Deutschlandpolitik fortführen zu können, wurde in diesem Zusammenhang zuneh- 
mend als symptomatischer Skandal wahrgenommen und machte die Forderung nach 
Aufnahme voller diplomatischer Beziehung mit Israel seit Anfang der 60er J ahre zum 
Anliegen eines breiten Spektrums politischer Initiativen, das von Kampagnen der DIS 
über Appelle und Einzelvorstöße von Hochschullehrern, Kirchenvertretern, Bundes- 
tagsabgeordneten, bis hin zu Parteitagsbeschlüssen der SPD und Unterschriften- 
sammlungen des DGB reichte. 


Diplomatische Beziehungen zu Israel 


Die Aufnahme der diplomatischen Beziehungen, so, wie sie dann 1965 schließlich 
erfolgte, entsprach allerdings eher dem Realniveau der deutsch-israelischen Bezie- 
hungen, als den hohen Maßstäben jener, die seit Jahren für die Anerkennung Israels 
gekämpft hatten: Sie war nicht die Frucht einer moralischen Grundsatzentscheidung, 
sondern die Lösungsformel eines Skandals. 

Gezielte Presseindiskretionen, möglicherweise aus dem Umkreis der Kölner Israel- 
Mission (Seelbach 1970; 109), hatten Ende Oktober 1964 zunächst in der Frankfurter 
Rundschau, dann in der New York Times die geheimen Waffenlieferungen der Bun- 
desrepublik an Israel öffentlichkeitswirksam enthüllt und es der ägyptischen Regie- 
rung, der diese Lieferungen an sich längst bekannt waren, damit unmöglich gemacht, 
sie wie bisher schweigend zu tolerieren. Als Ägyptens Präsident Nasser draufhin im 
Januar 1965 bekannt geben ließ, er habe den Staatsratsvorsitzenden der DDR, Walter 
Ulbricht, zu einem Besuch nach Kairo eingeladen und sich irotz des Bonner Verspre- 
chens, die Waffenlieferungen einzustellen, nicht bereit zeigte, die Einladung wieder 
rückgängig zu machen, ließ Bundeskanzler Erhard am 7. März, 1965 überraschend 
verkünden, die Bundesregierung werde Ägypten keine Entwicklungshilfe mehr ge- 
währen und strebe nunmehr die Aufnahme voller diplomatischer Beziehungen zu 
Israel an. 

Die arabischen Staaten konnten kaum umhin, in diesem Schritt weniger eine verspä- 
tete moralische Gewissensentscheidung, als vielmehr einen politischen Racheakt zu 
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erblicken. Nachdem die Bundesrepublik am 12. Mai 1965 die diplomatischen Bezie- 
hungen mit Israel aufgenommen hatten, brachen zehn (von damals 13) arabischen 
Staaten ihrerseits die diplomatischen Beziehungen zur Bundesrepublik ab. 

So unwürdig die Vorgänge gewesen sein mochten, die zur Anerkennung Israels ge- 
führt hatten, so beendeten sie doch die heroische Phase linksoppositionellen Israel- 
Engagements, indem sie deren formale Hauptforderung erfüllten. Daß die völker- 
rechtliche »Normalisierung« des deutsch-israelischen Verhältnisses Israel zunächst 
mindestens formal zu einem »Staat wie jeder andere« werden ließ, mußte sich früher 
oder später auch auf den moralischen Ausnahme-Status auswirken, den dieser Staat 
bis dahin für die deutsche Linke gehabt hatte. 

Schon zuvor hatte es einige Enttäuschungen im Verhältnis zu Israel gegeben: Daß 
Israel sich 1960 weigerte, seinen geheimen Atomreaktor im Negev internationalen 
Inspektionen zugänglich zu machen, mußte diejenigen befremden, die in den Atom- 
plänen Adenauers und Strauß’ eine moralische Provokation erblickt hatten. Daß 
Strauß, der noch 1953 den Wiedergutmachungsverträgen seine Zustimmung versagt 
und wegen seines Verhaltens in der SPIEGEL-Affäre 1962 sein Ministeramt verloren 
hatte, schon 1963 einen triumphalen Israel-Besuch durchführen durfte, wurde in den 
DIS verärgert als »Mißgriff« kritisiert: »schädlich für Israels Außenpolitik, schädlich 
für die deutsch-israelischen Beziehungen, schädlich für die deutsche Innenpolitik« 
(DISkussion, Nr. 1/2, 1963, 2). 

Ebenso befremdend — wenn auch pragmatisch verständlich — waren für viele Kritiker 
des CDU-Staates die offenen Sympathien, die maßgebliche Vertreter Israels und der 
Jüdischen Weltverbände — vom israelischen Ministerpräsidenten David Ben-Gurion, 
über den inoffiziellen Botschafter Israels in der Bundesrepublik, Felix Shinnar, bis 
hin zum Präsidenten der Jewish Claims Conference, Nahum Goldmann - für die Re- 
gierung Adenauer zur Schau trugen. Insbesondere die Bereitschaft, sich schützend 
vor deren NS-belastete Ministerialen zu stellen, erregte Anstoß. Es gehe nicht dar- 
um, ermpörte sich etwa Rudolf Augstein 1965 im Gespräch mit Karl Jaspers, »daß Na- 
hum Goldmann und der jüdische Staat Globke allenthalben schützen, eben weil er 
Wiedergutmachungsleistungen materieller Artmitbewirkt hat. Damit begibt man sich 
des Postaments, von dem aus man moralische Forderungen stellen kann« (Jaspers 
1988: 23). 


Der Juni-Krieg 1967 


Der schnelle Umschlag zu offener Israel-Kritik freilich wurde durch drei zusätzliche 
Momente erheblich beschleunigt: durch die Entstehung der Studentenbewegung, den 
israelisch-arabischen »Sechs-Tage-Krieg« 1967, und den Aufstieg der Palästinensi- 
schen Befreiungsorganisation (PLO) seit 1968. 

In einem universitären Umfeld, das von der moralischen Kritik am Vietnamkrieg 
zunehmend zu antiimperalistischen Gesellschafts- und Revolutionstheorien gelang- 
te, mußte die amerikanische Rückendeckung für Israel Skepsis erregen. »Im Welt- 
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maßstab gesehen«, hatte Wolfgang Abendroth schon kurz vor Beginn des Junikriegs 
in einem Offenen Brief geschrieben, sei »leider eine Situation entstanden, in der die 
Gesamtinteressen derkolonialen Revolution, der sozialistischen Länder und auch des 
revolutionären Flügels der internationalen Arbeiterbewegung in den kapitalistischen 
Staaten stärker mit den arabischen Staaten als mit den Interessen Israels überein- 
stimmen« (Simonsohn 1967: 9). Israels Kriegführung, sein schneller Sieg und seine 
unerwartet selbstbewußte Annexionspolitik untergruben dann rasch den sympathie- 
werbenden Mythos, es repräsentiere die unschuldige schwächere Seite im Nahost- 
konflikt. 
Daß auch die wichtigsten innenpolitischen Gegner der Außerparlamentarischen Op- 
position — voran die Springer-Presse — vollzählig auf der Seite Israels standen, veran- 
laßte viele linke Sympathisanten Israels zu differenzierteren Überlegungen: »Nicht 
die Erkenntnis der Menschlichkeit der Juden, sondern die Härte ihrer Kriegsführung, 
nicht die Anerkennung ihrer Rechte als Mitbürger, sondern die Anwendung von 
Napalm, nicht die Einsicht in die eigenen Verbrechen, sondern der israelische 
Blitzkrieg, die Solidarisierung mit der Brutalität, der Vertreibung, der Eroberung« sei 
es - so Ulrike Meinhof im Juli 1967 — gewesen, die jetzt in der Bundesrepublik zu 
»fragwürdiger Versöhnung« mit Israel geführt hätten (Meinhof 1967: 3). Die »Be- 
wahrung eineskritischen Elements im Verhältnis zu Israel«, wurde 1968 im Organ der 
»Deutsch-Israelischen Studiengruppen« gefordert, sei um so notwendiger, als »Teile 
des Establishments der Bundesrepublik« versuchten, »mit Hilfe der Konstruktion von 
Parallelen zwischen der Lage im Nahen Östen und der Lage in Mitteleuropa ihre eige- 
nen nationalistischen und militaristischen Wunschvorstellungen zu legitimieren« 
(Wever 1968: 2). 
Entscheidender noch aber war, daß — parallel zur Diskreditierung Israels - im Nahen 
Osten mit der palästinensischen Befreiungsbewegung auch eine neue Projektionsflä- 
che linker Sympathien entstand. Dem Selbstverständnis der Neuen Linken, die die 
palästinensischen Fedayin häufig für das nahöstliche Pendant der revolutionären, 
markistisch inspirierten Guerilla Südostasiens und Lateinamerikas hielten, kam die 
neue Bewegung schon aufgrund ihres nicht-etatistischen Charakters jedenfalls mehr 
entgegen als die Militärdiktaturen der »progressiven« arabischen Staaten. Insbeson- 
dere der » Volksfront für die Befreiung Palästinas« (PFLP), die sich im Sommer 1968 
eine marxistisch-leninistisch gefärbte Orientierung gegeben hatte, gelang es in der 
Folgezeit, mit weiten Teilen der bundesdeutschen Neuen Linken eine gemeinsame 
Sprache, und in zahlreichen K-Gruppen aktive Sympathisanten zu finden. 


Israel und die USA 


Die vor allem in Publikationen dieser Gruppen damals gängige Denunziation Israels 
als »Werkzeug des US-Imperalismus« wurde allerdings der historischen und funktio- 
nalen Vielschichtigkeit der amerikanisch-israelischen Beziehungen kaum gerecht.“ 
Richtig aber war, daß diese Beziehungen nach dem Junikrieg 1967 wesentlich enger 
und verbindlicher wurden. 
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Die geringe strategische Priorität, die der Nahe Osten für die USA noch in den 40er 
und frühen 50er Jahren besaß, hatte zur Folge, daß vor allem US-Präsident Truman 
sich bei seinen pro-israelischen Entscheidungen maßgeblich vom innenpolitischen 
Druck der amerikanischen »jüdischen Lobby«° sowie von eigenen moralischen Er- 
wägungen leiten lassen konnte (Snetsinger 1974: 34 ff., 78 ff.; Spiegel 1985: 16-49). 
Administrationen, die weniger von jüdischen Wählern abhängig waren, verhielten 
sich daher auch Israel gegenüber weniger rücksichtsvoll und vermochten z.B. — wie 
die republikanische Regierung Eisenhower während der Suezkrise — Israel binnen 
weniger Monate zur Herausgabe des 1956 eroberten Sinai zu zwingen. 

Der israelische Blitzkrieg 1967 änderte diese Koordinaten fundamental: Die demü- 
tigende Niederlage der arabischen Staaten trieb diese in eine zunehmende Abhän- 
gigkeit von der Sowjetunion und destabilisierte sie innenpolitisch auf Jahre hinaus. 
Sie erhöhte damit umgekehrt die strategische Priorität der Region für die USA und 
machte Israel dort auf lange Sicht zu ihrem einzigen, außenpolitisch verläßlichen 
und innenpolitisch stabilen Bündnispartner. Israel wurde zunehmend ein zentraler 
Bestandteil der amerikanischen Globalstrategie, und es war gerade die republikani- 
sche Regierung Nixon, die sich jüdischen Wählern gegenüber kaum verpflichtet 
fühlte, die seit 1970 zu einer Politik der »strategischen Zusammenarbeit« mit Israel 
überging (Neff 1987), die von den folgenden Administrationen Schritt für Schritt 
ausgebaut wurde. 


Öl statt Moral? 


Die gleichzeitige Entwicklung der deutsch-israelischen Beziehungen war kompli- 
zierter gelagert. Aus bundesrepublikanischer Sicht waren sie stets Teil eines Dreiecks- 
verhältnisses, in dem die deutsch-israelischen Beziehungen von der Dynamik der 
deutsch-amerikanischen und der amerikanisch-israelischen mitbestimmt wurden. 
Keine der drei Beziehungen gehorcht notwendig den gleichen Bewegungsgesetzen 
und zeitlichen Rythmen. Gegensinnige Entwicklungen sind möglich: 
Bezeichnenderweise war die Ära der sozialliberalen Koalition (1969-1982) durch 
eine nahezu synchrone Abkühlung der deutsch-israelischen und der deutsch-ameri- 
kanischen Beziehungen geprägt. Die von israelischer Seite seit 1973 häufig vorge- 
brachte Vermutung, dies liege daran, daß die Bundesrepublik sich damals für »Öl statt 
Moral« entschieden habe, übersieht, daß sich bereits vor der Ölkrise 1973 entschei- 
dende innenpolitische Koordinaten der Bundesrepublik geändert hatten: 

(1) Der Anspruch der ersten sozialliberalen Regierung, »mehr Demokratie wagen« 
und Teile der außerparlamentarischen Opposition integrieren zu wollen, deutete auch 
ein gewandeltes Verhältnis zur deutschen Vergangenheit an. Schon bio graphisch ver- 
körperte der neue Bundeskanzler Brandt mehr glaubwürdigen Antifaschismus als 
sein Vorgänger Kiesinger. Daß sich damit auch die moralischen Komponenten des 
deutsch-israelischen Verhältnisses zu verschieben begannen, wurde damals zwar 
kaum registriert. Doch bereits 1971 wurde Außenminister Scheel mit der (privaten) 
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Bemerkung zitiert, die Israelis müßten nunmehr »lernen, daß in dieser Regierung kei- 
ne alten Nazis sitzen und damit auch keine Objekte für Erpressungsversuche« (SPIE- 
GEL. 31.5. 1971, 30). 

(2) Eine der wichtigsten sozialliberaien Verknüpfungen von Vergangenheitsbewäl- 
tigung und außenpolitischem Strukturwandel lag in der Nesen Ostpolitik der Re- 
gierung Brandt/Scheel. Auch sie ließ sich, wie Willy Brandts Warschauer Kniefall 
am 7.12. 1970 zeigte, moralisch legitimieren. Zweifellos entsprang sie aber auch 
innenpolitischen Handlungszwängen: Die knappe Bundestagsmehrheit und die wirt- 
schafts- und sozialpolitischen Gegensätze zwischen SPD und FDP machten die Ent- 
spannungspolitik zum wichtigsten Profilierungsfeld der ersten sozialliberalen Koa- 
lition. Dies führte nichtnur zu Friktionen mitder amerikanischen Regierung, die darin 
die Gefahr eines neuen deutschen Neutralismus witterte, sondern auch mitder israeli- 
schen, die aus mehreren Gründen an einer möglichst unnachgiebigen Ostpolitik des 
Westens interessiert war: dem Wunsch, durch amerikanischen Druck die UdSSR zu 
großzügigeren Ausreisegenehmigungen für sowjetische Juden zu veranlassen und 
von ihrer massiven Unterstützung der arabischen Staaten abzubringen; sowie der 
Furcht, beieinem globalen Nachlassen der Ost-West-Konfrontation die Monopolstel- 
lung auf westliche Hilfe im Nahen Osten zu verlieren. Daß die sozialliberale Regie- 
rung ihrerseits begann, die israelisch-arabischen Krisen zunehmend als Gefährdung 
ihrer eigenen Entspannungsbemühungen gegenüber der Sowjetunion wahrzuneh- 
men, mußte in Tel Aviv Besorgnis wecken. 

(3) Ebenfalls schon vor der Ölkrise hatte vor dem Hintergrund wachsender währungs- 
und handelspolitischer Spannungen mit den USA eine engere Koordination der 
Außenpolitik der EG-Staaten begonnen. Bereits auf der 2. Konsuitationskonferenz 
der 1970 eingerichteten »Europäischen Politischen Zusammenarbeit« (EPZ) verstän- 
digten sich die Außenminister der Neun am 13. Mai 1971 in Paris erstmals auf eine 
inoffizielle nahostpolitische Plattform, die mit der Forderung nach Räumung der 
besetzten Gebiete, Internationalisierung Jerusalems und Erfüllung der UN-Resolu- 
tion 194 (III) vom 11.12. 1948 über Rückkehr und Entschädigung der palästinensi- 
schen Flüchtlinge deutlich von israelischen Positionen abrückte. 

Scharfe Reaktionen aus Israel und Kritik in den USA, deren Mitarbeit beim Abschluß 
der Ostverträge (vor allem des am 3.9. 1971 schließlich unterzeichneten Viermäch- 
teabkommens) die Regierung Brandt/Scheel damals dringend benötigte, veranlaßten 
die Bundesregierung zwar schon im Sommer 1971, wieder von der Pariser Plattform 
abzurücken. Doch bereits die »Globale Mittelmeerkonzeption«, die die Regierungs- 
chefs der EG am 19./20. Oktober 1972 beschlossen, machte deutlich, daß die EG- 
Staaten ihren Einfluß künftig auch im Nahen Osten stärker ausbauen wollten. 
Differenzen mit Israel wurden damit unvermeidlich und traten offen zutage, als die 
EG-Staaten unter dem Druck der Ölkrise Ende 1973 auf spürbare Distanz zu Israel 
gingen und seit Frühjahr 1974 gegen erheblichen amerikanischen Widerstand began- 
nen, einen separaten »Euro-Arabischen Dialog« zu führen, der zwischen 1975 und 
1980 zu einer zunehmenden diplomatischen Aufwertung der PLO führte (Büttner/ 
Scheffler 1982: 152 ff.). Ineiner Periode schwer kaikulierbarer Ölschocks, politischer 
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Unruhen in den Förderländern und international ausgreifender Terrorfolgen des 
Nahostkonflikts waren die hegemonialen Leitmarken des sozialliberalen »Modell 
Deutschland« — Sicherheit und soziale Wohlfahrt — ohne Kooperation mit den ara- 
bischen Staaten nicht zu gewährleisten. 

Vor allem der sozialliberale Wohlfahrtsstaat wurde zunehmend von Exporten in den 
arabischen Raum abhängig. Unter sozialliberaler Herrschaft (1969-1982) stieg die 
Exporiquote der Bundesrepublik von 18,8 % auf 26,7 %, während ihre Exporte in die 
arabischen Länder im gleichen Zeitraunı um 1 383 %, von 2,32 auf 34,47 Mrd. DM, 
heraufschnellten und auf diese Weise den Anteil der arabischen Staaten am bundes- 
deutschen Export von 2 % auf8 % steigen ließen, während z.B. derentsprechende An- 
teilder USA von 9 % auf 6,6 % sank. So wareskein Wunder, daß die Bundesregierung 
der PLO im September 1975 die Eröffnung einer »Informationsstelle Palästina« in 
Bonn gestattete und maßgeblich an der Nahost-Erklärung des Europäischen Rates 
vom 13.6. 1980 in Venedig mitwirkte, die sich zum »Selbstbestimmungsrecht« des 
»palästinensischen Volks« bekannte und die Bereitschaft der Neun signalisierte, sich 
als Garantiemacht an einer »umfassenden« Friedensregelung zu beteiligen, in die 
auch die PLO einbezogen werden müsse. 

Daß die USA die Ölversorgung und die Absatzmärkte Westeuropas im Nahen Osten 
aus eigener Kraft würden stabilisieren können, schien damals mehr als zweifelhaft. 
Durch den Vietnamkrieg und den Watergate-Skandal moralisch, materiell und insti- 
tutionell erschöpft, sank ihre internationale Interventionsbereitschaft seit 1974 zu- 
nehmend ab. Der in der Nixon-Doktrin vom 25.7. 1969 angedeutete Versuch, das Sy- 
stem direkter amerikanischer Verpflichtungen in weiten Teilen der Dritten Welt durch 
ein System starker regionaler Stellvertreter abzulösen, hatte 1979 im Nahen Osten 
durch die iranische Revolution einen vernichtenden Rückschlag erlitten. Die in der 
Carter-Doktrin vom 23.1. 1980 im Gegenzug angekündigte Bereitschaft, die westli- 
chen Interessen im Persischen Golf notfalls durch amerikanische Truppen zu schüt- 
zen, wurde von Experten als kurzfristigkaum realisierbar eingeschätzt. Der Strategie, 
sich nun erst recht auf Israel zu stützen, standen die EG-Staaten skeptisch gegenüber, 
zumal die aggressive Politik, die in Israel nach dem Wahlsieg Menachem Begins im 
September 1977 begonnen hatte, die Region eher noch weiter zu polarisieren drohte. 
Demgegenüber schien der Versuch der westeuropäischen Staaten, durch umfangrei- 
che Waffenlieferungen eigene Einfluß-Dispositive in den Golfstaaten aufzubauen, 
nicht nur kommerziell attraktiv, sondern kam auch dem Bedürfnis der Golfstaaten 
entgegen, die Europäer stärker in der Region zu engagieren, um sie dort als Gegen- 
gewicht zum amerikanischen und sowjetischen Einfluß zu nutzen. In der Bundesre- 
publik war es die soziailiberale Regierung Schmidt/Genscher, die seit 1980 umfang- 
reiche Waffenkäufe an Saudi-Arabien politisch vorbereitete, die u.a. den neuen 
Kampfpanzer Leopard 2 einschließen sollten. 

Anders als die Regierungen ihrer europäischen Nachbarstaaten stieß die Regierung 
Schmidt bei ihrem Vorhaben jedoch 1981/82 auf unüberwindbare Widerstände in der 
eigenen Basis, die vor allem zwei moralisch-politische Konsequenzen aus der deut- 
schen Vergangenheit geltend machten: die Verpflichtung der Bundesrepublik, sich 
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nicht in Spannungsgebieten zu engagieren und die Verpflichtung, an Gegner Israels 
keine Waffen zu liefern. Die Argumentationsketten deckten sich dabei nur teilweise: 
Prominente Gegner der Waffenlieferungen an Saudi-Arabien, wie der nachmalige 
SPD-Kanzlerkandidat Johannes Rau, fanden nichts dabei, später für militärische 
»Kontakte« mit/srael zu plädieren. Auch schienen an dieser Frontethische Argumen- 
tation und materielle Interessen auf unklare Weise vermischt. So hatte etwa — SPIE- 
GEL-Enthüllungen vom 7. Juli 1986 zufolge — Walter Hesselbach, einer der einfluß- 
reichsten Führer der »Israel-Lobby« in der SPD und zugleich Aufsichtsratsvorsitzen- 
der der gewerkschaftseigenen Bank für Gemeinwirtschaft (eines der wichtigsten 
Finanziers sozialdemokratischer Wahlkämpfe), gemeinsam mit dem Schatzmeister 
der SPD, Alfred Nau, jahrelang fragwürdige finanzielle Transaktionen zwischen der 
Friedrich-Ebert-Stiftung und der israelischen Fritz-Naphtali-Stiftung vermittelt. 

Das moralische Pathos, mit dem - trotz oder gerade wegen solcher Inkonsistenzen — 
die “Verpflichtungen aus Auschwitz’ damals gegen die Waffenverkäufe an Saudi- 
Arabien und die Aufwertung der PLO mobilisiert wurden, nötigte die Regierung 
Schmidt, ebenfalls moralpolitisch aktiv zu werden. Der Kanzler selbst warb für eine 


plural-pragmatische Moralität der Politik, die er durch eine an Kant und Weber orien- 


tierte Scheidung von Gesinnungs- und Verantwortungsethik zu fundieren suchte. Die 
polemische Alternative zwischen Öl oder Moral - so Schmidt — sei sinnlos, da jede 
politische Entscheidung stets unter mehreren ethischen Kriterien betrachtet werden 
könne (Schmidt 1981 a: 292 ff.). Auch Friedenssicherung und Vollbeschäftigung 
seien moralisch gerechtfertigte Ziele. Und im Nahostkonflikt könne man nicht »der 
einen Seite alle Moral zuerkennen und der anderen Seite die Achseln zucken«. Wer 
das nationale Selbstbestimmungsrecht der Deutschen reklamiere, könne das der Pa- 
lästinenser nicht negieren, ohne unglaubwürdig zu werden (Schmidt 1981 b: 343 ff., 
346). 

Diese und ähnliche Bemerkungen im Umfeld eines Staatsbesuchs in Saudi-Arabien 
veranlaßten jedoch den israelischen Ministerpräsidenten Begin, Schmidt am 3. Mai 
1931 persönlich in die Nähe nationalsozialistischer Kriegs- und Justizverbrechen zu 
rücken und entfesselten damit die aggressivste Polemik® zum Verhältnis von NS- 
Vergangenheit, deutscher »Kollektivschuld« und aktueller Politik, die die Bundesre- 
publik bis dahin erlebt hatte. 

Kaum eine Debatte dürfte der Glaubwürdigkeit geschichtsmoralischer Argumente in 
der Bundesrepublik mehr geschadet haben als diese. Begins Motive — die bevor- 
stehenden Wahlen in Israel — waren durchsichtigster Art, seine Andeutungen über 
Schmidts dunkle Vergangenheit blieben unbewiesen. Daß die pathetische Kontrover- 
se schon nach wenigen Wochen still beigelegt werden konnte, bewies, daß es dabei 
weniger um Grundsatzfragen gegangen war, als um die dramatische Inszenierung 
profaner tagespolitischer Interessen. Mit wachsendem zeitlichen Abstand zum NS- 
System, so konnte man daraus leicht absehen, würde die gegenwartsbezogene Be- 
schwörung seiner Verbrechen zur dramaturgischen Dispositionsmasse beliebiger 
Meinungsverschiedenheiten inflationieren und folglich mit hoher Wahrscheinlich- 
keit (und schwer kalkulierbaren Folgen) massiv zunehmen. Die rechtslastige Solida- 
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ritätswelle, die in der Bundesrepublik 1981 spontan für den angegriffenen Kanzler 
anrollte, mußte schon damals Besorgnis erregen (Wetzel 1983: 7 f.). Daß der saarlän- 
dische SPD-Vorsitzende Lafontaine im Jahr darauf seinem Parteigenossen Schmidt 
leichthin »Sekundärtugenden« attestierte, mit denen man auch ein Konzentrationsla- 
ger führen könne (STERN 15.7. 1982), deutete die ungeahnten Expansionsmöglich- 
keiten des Problems an. 


»Normalisierung« und »Gnade der späten Geburt« 


Die Unionsparteien, die nach dem Zerfall der sozialliberalen Koalition am 1. Oktober 
1982 die Regierung übernahmen, konnten sich durch diese Entwicklung nur ermutigt 
fühlen, die angestrebte konservative »Wende« in der Bundesrepublik endlich vom 
Ballast einer »kriminalisierten Geschichte« (F.J. Strauß) zu befreien. /hre Versuche, 
politische Gegner mit den Schrecken des Nationalsozialismus zu assoziieren, waren 
bekanntlich erheblich weniger erfolgreich gewesen als die der »Linken«. In der Ziel- 
setzung, die Golfstaaten mit Waffen zu beliefern und eine aktivere Rolle der Bun- 
desrepublik im Nahen Osten anzustreben, stand die Regierung Kohl ohnedies in der 
Kontinuität der Regierung Schmidt. Leichter als diese konnte sie aber den Ruf nach 
»Normalisierung« und »Versachlichung« der deutsch-israelischen Beziehungen er- 
heben. 

Schlüsselargument war dabei der Generationswechsel. Daß »über 60 Prozent derheu- 
te in der Bundesrepublik lebenden Deutschen ... nach Hitler geboren und aufge- 
wachsen« seien, wurde von Helmut Kohl am 25.1. 1984 vorder Knesseth offensiv zur 
»Gnade der späten Geburt« überhöht (AA 1987, 140-141). Was das außenpolitisch 
bedeuten sollte, hatte der CDU-Staatsminister im Auswärtigen Amt, Alois Mertes, 
schon am 8.11. 1982 vor der VI. Deutsch-Israelischen Konferenz in Rhöndorf sig- 
nalisiert: Immer größer werde »die Zahl der Deutschen durchaus respektabler Gesin- 
nung«, die in Israel nicht nur die Heimstatt der Überlebenden des Holocaust sähen, 
sondern auch »die schlagkräftigste Militärmacht des Nahen und Mittleren Ostens, die 
es sich gefallen lassen muß, an normalen zwischenstaatlichen und völkerrechtlichen 
Maßstäben gemessen zu werden« (AA 1987: 124). 

Die innenpolitische Seite der »Normalisierung« umriß Franz Josef Strauß anläßlich 
des Besuchs des israelischen Staatspräsidenten Chaim Herzog 1987 in einem drasti- 
schen Leitartikel, der die — aus seiner Sicht verhängnisvolle — Blockierung der Waf- 
fenlieferungen nach Saudi-Arabien mit der Forderung beantwortete, die deutsche Ge- 
schichte zu entkriminalisieren, um selbstbewußter Außenpolitik treiben zu können. 
Die »Scham über die Verbrechen, die eine Unrechtsherrschaft in deutschem Namen 
verübt hat«, dürfe — so Strauß — »nicht zu einem alles hemmenden Zweifel und einer 
moralischen Selbstlähmung führen.« Der »Bruch im deutschen Geschichtsbewußt- 
sein« drohe, »das Selbstverständnis und das Selbstbewußtsein auch ganz Europas zu 
lähmen. ... Kein Volk kann auf Dauermit einer kriminalisierten (!) Geschichte leben« 
(Strauß 1987). 
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Linke, Juden, Palästinenser 


Die Furcht vor Argumenten dieser Art mag dazu beigetragen haben, daß die Israelkri- 
tik inderbundesdeutschen Linken seit Ende der 70er Jahre erheblich abnahm, obwohl 
— oder gerade weil — die konkrete Politik Israels weitaus mehr zur Kritik herausfor- 
derte als Ende der 60er Jahre. Mehrere Faktoren hatten diese Entwicklung vorbereitet: 
der politische Niedergang der K-Gruppen, die in der Bundesrepublik die wichtigsten 
Wortführer einer »antiimperialistischen« Grundsatzkritik an Israel gewesen waren; 
die umstrittene Verbindung deutscher und palästinensischer Terrorgruppen, wie sie 
in den Flugzeugentführungen von Entebbe (1976) und Mogadischu (1977) sichtbar 
wurde; die geringen Erfolge und inneren Streitigkeiten der PLO; eine allgemeine Des- 
illusionierung über den »progressiven« Charakter der arabischen Staaten und der 
iranischen Revolution. 

Entscheidend war jedoch paradoxerweise die außerordentliche Brutalität der israeli- 
schen Kriegführung im Libanon 1982, die in den Massakern von Sabra und Shatita 
einen tragischen Höhepunkt fand. Vergleiche mit der nationalsozialistischen »Endlö- 
sung«, die damals unter dem Stichwort »umgekehrter Holocaust« vor allem in Kom- 
mentaren und Leserbriefen der TAZ’ gezogen wurden, lösten bei vielen linken Intel- 
lektuellen ein derart tiefes Erschrecken aus, daß die Auseinandersetzung mitdem isra- 
elischen Vorgehen alsbald hinter einer anhaltenden, publizitätswirksanen Diskus- 
sion über »Linke und Antisemitismus«, »Deutsche und Juden«, etc. zurückblieb®. 
Linke Israel-Kritik sah sich von nun an auch innerhalb der Linken unter massiven 
»Antisemitismus«-Verdacht gestellt oder als konstitutives Element eines »neuen 
Nationalismus« stigmatisiert, der es den Deutschen erlauben solle, auf Kosten der 
Juden wieder in ihre pathologische Identität der »verfolgenden Unschuld« zurückzu- 
finden (Geisel 1984:.20 ff., 26, 32). 

Ein moralischer Zwiespalt innerhalb der Linken war damit deutlich markiert: Die 
Furcht, mit einer Kritik an Israel! der »geistigen Wende« des Konservatismus, gar 
einem Aufleben des Antisemitismus oder konservativen Formen des Nationalismus 
zuzuarbeiten, dämptte die Bereitschaft, sich gegen eine erschreckende Steigerung 
von Menschenrechtsverletzungen Israels gegenüber den Palästinensern zu engagie- 
ren. Doch diese Konsequenz produziert selbst die typischen Antinomien einer Dop- 
pelmoral: Rechtfertigt es die Erinnerung an Auschwitz, zur Tragödie der Palästinen- 
ser zu schweigen? Kann man dem Heraufdämmern eines wilden nationalistischen 
»Macht«denkens widerstehen, wenn man Menschenrechtsverletzungen mit zweier- 
lei Maß mißt? Viele dieser Diskussionen könnten an Klarheit gewinnen, wenn die 
realen Funktionen moralischer Argumente in den deutsch-israelischen Beziehungen 
schärfer markiert würden. 


| 
| 
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Funktionswandel und Ambivalenzen der Doppelmoral 


Die deutsch-israelischen Beziehungen sind zuerst durch eine tiefe Ambivalenz 
gekennzeichnet: Auf der einen Seite sind sie ein Seismograph deutscher Vergangen- 
heitsbewältigung. Das ihnen eigentümliche, einzigartige, moralische Pathos verweist 
auf die Brüche und Verdrängungen der tatsächlichen Faschismusbewältigung. Von 
daher ist das Verhältnis zu Israel Knotenpunkt gegenstrebiger moralischer Diskurse 
und innenpolitische Waffe zugleich geworden: Alibi für mangeinde Faschismusbe- 
wältigung; Protestinstanz, um diese einzuklagen. 

Aufderanderen Seite wurden und werden im Rahmen dieser Beziehungen beiderseits 
nationalegoistische Realinteressen verfolgt, die der moralischen Verklärung gerade 
deswegen bedurften, weil sie politisch und ethisch kontrovers waren. Die bundes- 
deutsche Israelpolitik war großenteils Arzerika- oder Westpolitik, während Israel die 
Beziehungen inerster Linie aus finanziellen, wirtschaftspolitischen und militärischen 
Gründen pflegte. 

Diese Realfunktionen sind heute so weit erfüllt, daß sie der moralischen »Verstär- 
kung« kaum noch bedürfen. De facto gehört Israel heute dem gleichen Militärbündnis 
an wie die Bundesrepublik: Ein amerikanisch-israelisches »Memorandum of Agree- 
ment« integrierte es 1979 in die amerikanische Rüstungsplanung; ein »Memoran- 
dum of Understanding« machte es 1986, gleichberechtigtmit der Bundesrepublik und 
Großbritannien, zum technologischen Partner des SDI-Projekts; ein weiteres »Me- 
morandum of Understanding« zwischen den Verteidigungsministern Rabin und Car- 
lucci wertete Israel im Dezember 1987 offiziell zum »non-NATO ally« auf und wurde 
am 21.April 1988 in einem »Memorandum of Agreement« zu einer umfassenden ver- 
traglichen Zusammenarbeit auf technologischem, militärischem, wirtschaftlichem, 
politischem und geheimdienstlichem Gebiet ausgeweitet (Neff 1988, Gold 1988). 
Sollte das kostspielige amerikanische Militärdispositiv am Persischen Golf nach ei- 
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Moralische Argumente sind im Rahmen dieser »Versachlichung« der deutsch-israe- 
lischen Beziehungen heute auf zwei Residualfunktionen abgedrängt. Sie dienen 
erstens — wie die Nahost-Debatte des Deutschen Bundestags am 11. März 1988 zeigte 
— dazu, einer wirksamen Kritik der israelischen Palästinenserpolitik unter Verweis 
auf die deutsche Geschichte auszuweichen, und sie werden zweitens als nützliche 
taktische Druckmitte] benutzt, um wirtschaftliche und militärische Verteilungskon- 
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flikte innerhalb der längst etablierten amerikanisch-europäisch-israelischen Interes- 
sengemeinschaft auszuhandeln. Wenn israelische Politiker z.B. bei deutschen Waf- 
fenlieferungen nach Saudi-Arabien »Auschwitz« beschwören, und Kritiker deut- 
scher Rüstungsexporte sich diesem Argument anschließen, so vergessen sie, daß 
Israel längst selbst eine Drehscheibe des amerikanisch-europäischen Waffenhandels 
im Orient geworden ist: Durch seine massiven Waffenlieferungen an den Iran (Beit- 
Hallahmi 1988: 22 ff.), und seine Verwicklung in die Iran-Contra Affäre trug es dazu 
bei, den Golfkrieg zu verlängern. Als Exporteur modernster amerikanischer Rü- 
stungstechnologie in die Volksrepublik China, die auf deren Grundlage wiederum 
Saudi-Arabien, Irak, Iran, Ägypten und Afghanistan beliefert (Neff 1988), rüstet es 
indirekt die gesamte Region auf. 

Auch der Mißbrauch moralischer Argumente kann allerdings deren »Wahrheit« nicht 
erledigen. Er diskreditiert zuerst diejenigen, die sie verwenden und steigert dadurch 
die politischen Folgekosten ihres Tuns. 

In einer Zeit, in der von der CDU bis zur Alternativszene nahezu alle hegemonialen 
Zukunftsentwürfe um »Deregulierung«, »Dezentralisierung« und »Selbstverantwor- 
tung« kreisen, kommt den moralischen Steuerungsdispositiven einer Gesellschaft 
notwendig zunehmende Bedeutung zu. Der Kampf um die Verwendbarkeit und Ein- 
deutigkeit moralischer Maßstäbe wird dadurch zu einem zentralen Feld hegemonia- 
ler Auseinandersetzungen. 

Die einfachste und eindeutigste moralische Konsequenz aus der nationalsozialisti- 
schen Erblast der Bundesrepublik wäre dabei wohl, Menschenrechtsverletzungen zu 
markieren, wo immer sie geschehen und wer immer sie begeht. 


Anmerkungen 


1 Zu diesem und den vier folgenden Teilabschnitten vgl. demnächst ausführlicher meine in Vorberei- 
tung befindliche Studie »Die deutsche Sozialdemokratie und der Vordere Orient, 1945-1967«. 

2 Daßdie israelische Regierung sich 1951 gegen heftigen innenpolitischen Widerstand zu Verhandlun- 
gen mit der Bundesrepublik entschioß, war vor allem ihrer verzweifelten wirtschaftlichen Lage sowie 
der Furcht geschuldet, die Bundesrepublik werde nach Erhalt ihrer vollen Souveränität zu wesentlich 
weniger Zugeständnissen bereit sein: In den späteren Worten eines der damals beteiligten israelischen 
Diplomaten: »Germany, in 1952, was financially strong but still politically insecure and anxious to 
improve her image. Two years earlier we would have had to settle for a much smaller sum. Two years 
later we would have encountered a much more arrogant and self-confident Germany.« (Chaim Yahil 
an M. Brecher, 1972, zit. in: Brecher 1974: 96) 

3 Das am 10. September 1952 in Luxemburg unterzeichnete und am 18. März 1953 vom Deutschen 
Bundestag ratifizierte Vertragswerk bestand aus drei Einzelverträgen, die die Bundesrepublik teils 
mit dem Staat Israel, teils mit der »Conference on Jewish Material Claims Against Germany«, einer 
weltweiten Dachorganisation 23 jüdischer Interessenverbände, abschloß: einem »Abkommen« mit 
dem Staat Israel, das diesem eine »Globalentschädigung« (global recompense) in Höhe von 3 Mrd. 
DM zusicherte; einem »Protokoll Nr. 1«, das die Bundesrepublik gegenüber der Claims Conference 
zum Ausbau der Wiedergutmachungsgesetzgebung verpflichtete; und einem »Protokoll Nr. 2«, das 
der Claims Conference 450 Mio. DM zur Unterstützung jüdischer NS-Opfer außerhalb Israels 
zusagte. Die israelische Regierung ratifizierte das Abkommen am 22.3. 1953. Mit dem Austausch der 
Ratifikationsurkunden am 27.3. 1953 in New York trat es in Kraft. 
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4 Kritisch zur »Imperialismus«-These schon damals: Kadritzke 1969: 9 ff. Differenzierter zu den 
funktionalen Aspekten der israelisch-amerikanischen Beziehungen jetzt: Beit-Hallahmi 1988: 222 ff. 
5 Die häufig vertretene Ansicht, die amerikanische Nahostpolitik werde von der »jüdischen Lobby« 
bestimmt, unterschätzt sowohl die fundamental pro-israelische Einstellung breiter christlicher Strö- 
mungen in den USA, als auch den Entscheidungsspielraum amerikanischer Regierungen. Tatsächlich 
übt die Lobby im Kongreß, den Medien und den Partei»maschinen« beträchtlichen Einfluß aus. Doch 
besteht ihre Macht eher darin, Entscheidungen der Regierung modifizieren, beschleunigen oder 
verzögern zu können, kaum aber, sie originär hervorzurufen. (Glick 1982: 95 £f, Spiegel 1985: 386 
ff.). Übertriebene Vorstellungen. vom Einfluß der Lobby werden aus durchsichtigen Gründen sowohl 
von der Lobby als auch von ihren Gegnern gepflegt. Während die Führer der Lobby mit renommisti- 
schen Hinweisen auf ihre Stärke Anhänger werben und mögliche Opponenten einschüchtern, dienen 
die gleichen Hinweise Antisemiten zur Bestätigung ihres Weltbilds und US-Diplomaten als beque- 
mes Alibi, um die pro-israelische Strategie ihrer Regierung bei arabischen Gesprächspartnern besser 
entschuldigen zu können. 
Für eine ausführliche Darstellung der israelischen Vorwürfe vgl. Orland 1984, 43-60. 
Eine Dokumentation der entsprechenden Beiträge der TAZ jetzt in Gerlach 1988, 27-36 
8 Vgl. vor allem Wetzel (Hrsg.) 1983; Geisel 1984; Schneider/Simon (Hısg.) 1984; den Heftschwer- 
puukt »Deutsche, Linke, Juden« in: Ästhetik und Kommunikation, Nr. 51 (Juni 1983) und die an- 
schließende Diskussion in ebd., Nr. 52 (Sept. 1983), Nr. 53/54 (Dez. 1983); ferner die Pflasterstrand- 
Sondernummer »Palästina« (Sept. 1982) und das »Nahost-Special« ebd., Nr. 207 (April 1985). 


So 


Literatur 


AA (1987): Auswärtiges Amt (Hıs g.), Die Bundesrepublik Deutschland und der Nahe Osten. Dokumen- 
tation. Bonn 

Adenauer, Konrad (1949): Erklärung der Bundesregierung. In: Deutscher Bundestag. Sten.Ber., I. 
Wahlperiode, 5. Sitzung, 20.9. 1949, S. 22-30 

Adenauer, Konrad (1967): Erinnerungen 1955-1959. Stuttgart 

Adenauer, Konrad (1975): Reden 1917-1967. Eine Auswahl. Hrsg. v. Hans-Peter Schwarz. Stuttgart 

Adenauer, Konrad (1985): Adenauer. Teegespräche 1950-1954. Bearb. v. Hanns Jürgen Küsters. Berlin 

Adenauer, Konrad (1986): Adenauer: »Es mußte alles neu gemacht werden.« Die Protokolle des CDU- 
Bundesvorstandes 1950-1953. Bearb. v. Günter Buchstab. Stuttgart 

Baring, Arnulf (1974): Sehr verehrtet Herr Bundeskanzler! H einrich von Brentano im Briefwechsel mit 
Konrad Adenauer 1949-1964. Hamburg 

Beit-Hallahmi, Benjamin (1988): Schmutzige Allianzen. Die geheimen Geschäfte Israels (1987). Mün- 
chen 

Brecher, Michael (1974): Decisions in Israel’ s Foreign Policy. London usw. 

Büttner, Friedemann/Scheffler, Thomas (1982): Die Nahost-Politik der sozial-liberalen Koalition. In: 
Reiner Steinweg (Red.), Hilfe+ Handel=F rieden? Die Bundesrepublik in der Dritten Welt. Frankfurt/ 
M., S. 139-175 

Crosbie, Sylvia K. (1974): A Tacit Alliance. France and Israel Jrom Suez to the Six Day War. Princeton 

Feaux de la Croix, Ernst (1985): Internationalrechtliche Grundlagen der Wiedergutmachung. In: Die 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts durch die Bundesrepublik Deutschland, Bd. IH. 
München, S. 119-200 

Feldman, Lily Gardner (1984): The Special Relationship Between West Germany and Israel ‚Boston usw. 

Geisel, Eike (1984): Lastenausgleich, Umschuldung. Die Wiedergutwerdung der Deutschen. Berlin 

Gerlach, Bodo (Bearb.) (1988): Palästina (= BRD und Dritte Welt, Bd.4). Kiel, 2. überarb. Aufl. 

Glick, Edward Bernard (1982): The Triangular Connection: America, Israel, and American Jews. London 
usw. 

Gold, Dore (1988): U.S.-Israeli Strategic Relations: ALook to the Future. In: Jerusalem Post, 18.3. 1988, 
Ss.11 

Grossmann, Kurt R. (1967): Die Ehrenschuld. Kurzgeschichte der Wiedergutmachung. Frankfurt/M. 
usw. 


96 


Jaspers, Karl (1988): Wohin treibt die Bundesrepublik? (1966) München 

von Jena, Kai (1986): Versöhnung mit Israel? Die deutsch-israelischen Verhandlungen bis zum Wieder- 
gutmachungsabkommen von 1952. In: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, 34:4, S. 457-480 

JÖM (1956): Jahrbuch der öffentlichen Meinung, Bd. I: 1947-1955. Allensbach am Bodensee 

Kadritzke, Niels (1969): Die Deutsche Linke und der Nahost-Konflikt — Solidarität mit wen? In: 
DlISkussion, Nr. 27, S. 9-13 

Meinhof, Ulrike (1967): Drei Freunde Israels. In: Konkret, Nr. 7, S. 2-3 

Müller, Peter (1966): Wozu überhaupt noch Deutsch-Israelische Studiengruppen? In: D/Skussion, Nr. 18, 
S. 6-9 

Neff, Donald (1987): The Beginnings of U.S. Strategic Cooperation with Israel. In: American-Arab 
Affairs, Nr. 21, S. 64-86 

Neff, Donald (1988): Israel Recycles US Arms Technology. In: Middle East International, 30.4. 1988, 
S. 18-19 

Orland, Nachum (1984): Das Deutschlandbild der israelischen Presse. Frankfurt/M. 

Schmidt, Helmut (1981 a): Bemerkungen zu Moral, Pflicht und Verantwortung des Politikers (12.3. 
1981). In: Die Neue Gesellschaft, 28:4, S. 292-302 . 

Schmidt, Helmut (1981 b): Zum Stand der deutsch-arabischen Beziehungen. Fernsehdiskussion mit dem 
Bundeskanzler (30.4. 1981): In: Bulletin. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Nr. 40, 
6.5. 1981, S. 341-347 

Schneider, Karlheinz/Simon, Nikolaus (Hrsg.) (1984): Solidarität und Geschichte. Die Linke zwischen 
Antisemitismus und Israelkritik. Berlin, DIAK-Schriften, Bd. 9 

Schumacher, Kurt (1985): Kurt Schumacher. Reden - Schriften - Korrespondenzen 1945-1952. Hrsg. v. 
Willy Albrecht. Berlin, Bonn 

Seelbach, Jörg (1970): Die Aufnahme der diplomatischen Beziehungen zu Israel als Problem der 
deutschen Politik seit 1955. Meisenheim am Glan 

Simonsohn, Berthold (1967): Der Nahost-Konflikt und die Verwirrung der Linken. In: D/Skussion, Nr. 
23, S. 9-14 

Snetsinger, John (1974): Truman, the Jewish Vote, and the Creation of Israel. Stanford, CA 

Spiegel, Steven L. (1985): The Other Arab-Israeli Conflict. Making America’s Middle East Policy, from 
Truman to Reagan. Chicago, London 

Strauß, Franz Josef (1987): Zum Besuch Chaim Herzogs. In: Bayernkurier, 11.4. 1987, S. 1 

Wetzel, Dietrich (1983): »Die Verlängerung von Geschichte«. Anstatt einer Einleitung. In: Wetzel (Hrsg.) 
1983, 7-14 

Wetzel, Dietrich (Hrsg.) (1983): Die Verlängerung von Geschichie. Deutsche, Juden und der Palästina- 
konflikt. Frankfurt/M. 

Wolffsohn, Michael (1988): Ewige Schuld? 40 Jahre deutsch-jüdisch-israelische Beziehungen. München 

Wever, Heinz (1968): Solidarität und Kritik. In: Diskussion, Nr. 24, S. 1-2 


NEIN BINNEN EINE N ENESRENIINEEEREIDRERNRENERA 


97 


Falco Werkentin 

Der Staat, der Staat ist in Gefahr... 

Kontinuität und Formwandel innerer Rüstung in der 
Bundesrepublik 


Zusammenfassung: Seit Gründung der Bundesrepublik gibt es eine große Koalition 
aus CDU/CSU, FDP und SPD, die aus Angst vor inneren Unruhen die staatlichen 
Repressions- und Machtapparate beständig ausbaut. Gewandelt haben sich die 
Bezugspunkte des »inneren Rüstungswahns«: Die neue Republik war in den ersten 
Jahren aus Sicht der Experten der »inneren Sicherheit« aller im Bundestag vertrete- 
nen Parteien insbesondere durch potentielle Arbeiterrevolten bedroht. Dieses klare 
Feindbild zerfiel mit der nahezu konfliktlosen Integration der Arbeiterklasse in die 
bundesrepublikanische Gesellschaft. An die Stelle der »revolutionären Ärbeiter« tritt 
die eher diffuse Bewegung der Neuen Linken. Doch trotz neuester Informations- 
technologien ist es der Polizei bisher nicht gelungen, die neuen sozialen Bewegungen 
oder Gruppen ohne feste Ideologien und organisatorische Strukturen zu begreifen. 
Dennoch ist die Macht der Polizei seit der durch die sozialliberale Koalition ein- 
geleiteten Modernisierung der Sicherheitsapparate gewachsen. Eine »Wende« findet 
1982 auf der Ebene der »inneren Sicherheitswahrung« nicht statt. 


»Die Existenz eines Staates ist wichtiger als die Art und Weise, wie dieser Staat 
diese Existenz zu wahren sucht.« (Dr. Kopf, CDU, im Bundestag am 1.6.1950) 


Eine Leerstelle inı Wissenschaftsbetrieb 


»Die Geschichte der Republik ist untrennbar mit der Geschichte der Polizei verbun- 
den«, formulierte zu Recht 1929 der preußische Innenminister Carl Severing für die 
Weimarer Republik (Severing 1929). Daß auch die Geschichte der Bundesrepublik 
sich konzentriert in der Entwicklung der Polizei ausdrückt, versucht die folgende 
Skizze des nunmehr 40jährigen kontinuierlichen Prozesses innerer Rüstung zu zei- 
gen, denn ein »Jahrzehnt innerer Sicherheit« gab es nicht erst in den siebziger Jahren. 
Kaum hatten die alliierten Armeen die Tore der Zuchthäuser und Konzentrationsla- 
ger geöffnet, kaum hatten sich die Rauchschwaden über den zerbombten Städten ver- 
zogen, bemühten sich Nachkriegspolitiker aller großen Parteien darum, die sich neu 
formierende und restaurierende politische und soziale Ordnung in den Westzonen mit 
möglichst starken und gewaltbewehrten innenpolitischen Machtmitteln abzusichern 
— bis 1949/50 darin deutlich gebremst durch die westlichen Besatzungsmächte. Jene 
große Koalition der Angst vorinneren Unruhen, vorKrisen und Chaos zwischen SPD, 
FDP und CDU/CSU, die bis in die Gegenwart erkennbar wirkungsmächtig ist— bläst 
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man die Nebelschwaden tagespolitischen Gezänks davon —, formierte sich bereits vor 
der Verabschiedung des Grundgesetzes. Der zweiten deutschen Republik sollte er- 
neutein möglichstmachtvolles Korsettaus waffenstarrenden innerstaatlichen Macht- 
mitteln verpaßt werden, dessen Aufbau 1949 begann und das seit dieser Zeit nahezu 
kontinuierlich verstärkt wurde. 

Gegenstand linksintellektueller wissenschaftlicher Begierde wurden Auf- und Aus- 
bau polizeilicher Machtinstrumente in diesen 40 Jahren so gut wie nie — es sei denn, 


derreale Ausbauprozeß doppelte sich auch in juristischen Formen, siehe etwadie Not- - 


standsgesetze von 1968 und die vorangegangenen Anti-Notstandskampagnen. 
Ansonsten blieb dieses Politikfeld so gut wie ausschließlich der linken Skandal- und 
Aufklärungspublizistik überlassen, deren Verdienste nicht geschmälert werden sol- 
len, deraber doch das notwenige Maß an Distanz zum Gegenstand fehlte, um zu trifti- 
gen analytischen Bewertungen zu kommen — zu sehr durchmischten sich Res De- 
sription, Analyse und Agitationsabsicht. 

Auffällig ist vor allem, daß auch die nun fast zwanzigjährige linksintellektuelle Ar- 
beit an Staats- und Demokratietheorie nahezu systematisch am Kernelement moder- 
ner Staatlichkeit, den unmittelbaren staatlichen Gewaltmitteln, vorbeischaute, als sei 
es gleichsam degutant, sich der Polizei analytisch anzunehmen. So sehr der Zusam- 
menhang von Waren- und Rechtsform, von ökonomischer und außerökonomischer 
Gewalt, betont wurde - das, was dem Recht die Chance seiner Geltung und Durchsetz- 
barkeit gibt, staatlich organisierte außerökonomische Gewalt, blieb in ihrem empiri- 
schen Leib in Gestalt der Polizei bis zu Gegenwart nahezu ein Nicht-Thema.! Man 
blicke nur auf die bisherigen 72 PROKLA-Hefte zurück. Und auch dort, wo die Ana- 
lyse der Polizei und ihrer Entwicklung unmittelbar zu erwarten wäre, etwa in Agnoli/ 
Brückners » Transformation der Demokratie« oder Hirschs »Sicherheitsstaat«, wird 
als bekannt unterstellt, was erst aufzuarbeiten wäre. Der Hinweis auf einzelne brutale 
Polizeieinsätze ersetzt jeweils den konkreten Blick auf Struktur, Entwicklung und 
Formwandel der polizeilichen »Sicherung« unserer Gesellschaftsordnung.? 


Etappen innerer Rüstung von 1945 bis in die achtziger Jahre 


ImRückblick auf vier Jahre Vorgeschichte und 40 Jahre bundesdeutscher Polizei-Ent- 
wicklung lassen sich drei deutliche Einschnitte erkennen. 

Die erste Phase von der Besetzung Deutschlands bis zum Beginn begrenzter Souve- 
ränität wurde bestimmt durch das Diktat der westlichen Besatzungsmächte, die — so- 
weit es das staatliche Gewaltmonopol betraf - einen systematischen Bruch mit deut- 
scher Staats- und Polizeitradition oktroyierten. 

Die zweite Phase läßt sich charakterisieren als Rückkehr zum deutschen Modell des 
starken Staates, kaum daß das land in die begrenzte Souveränität entlassen wurde. 
Die Notstandsgesetze von 1968 setzten mit der verfassungsrechtlichen Anerkennung 
der Bundeswehr als innerer Ordnungsmacht den Schlußstrich unter eine Entwick- 
lung, die von zwei Bezugspunkten bestimmt war: dem Blick zurück auf die Weimarer 
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Republik respektive einer spezifischen Interpretation der Weimarer Erfahrungen und 
dem Kalten Krieg. 

Mit der sozialliberaten Koalition ab 1969 wurde als letzte, dritte Phase ein Prozeß der 
Modernisierung innerstaatlicher Gewalt- und Kontrollfähigkeiten eingeleitet, der bis 
in die Gegenwart reicht. So sehr etwa für die Wirtschafts- und Sozialpolitik zu Recht 
von einer Bonner Wende ab Oktober 1982 gesprochen werden kann, so wenig läßtsich 
dieses Urteil für den Bereich der Polizei- und »Sicherheitspolitik« im engeren Sinne 
halten. 


Polizeirekonstruktion unter dem Diktat der westlichen Besatzungsmächte 


Kaum hatten die Alliierten Deutschland besetzt, begann in den Besatzungszonen auf 
lokaler Ebene der Neuaufbau einer Polizei. Über die negatorische Behandlung dieses 
Problems hinaus (Verbot von faschistischen Polizeiformationen) und der Festschrei- 
bung sehr allgemeiner Prinzipien für den Wiederaufbau einer deutschen Verwaltung 
(Dezentralisierung politischer Strukturen, Entwicklung einer örtlichen Selbstverwal- 
tung) gab es weder im Potsdamer Abkommen noch durch den Kontrollrat in Berlin 
gemeinsame Festlegungen der Siegermächte über den künftigen Status und die künf- 
tige Struktur einer deutschen Polizei. Zu nennen ist nur das Kontrollratsgesetz Nr. 31 
vom 1. Juni 1946, mit dem die politische Überwachung der deutschen Bevölkerung 
— selbstverständlich nur für deutsche Behörden — ausgeschlossen werden sollte. An- 
sonsten ging jede Besatzungsmacht ihren eigenen Weg. 

Ausschlaggebend für die westlichen Zonen war in erster Linie die Politik der ame- 
rikanischen und englischen Besatzungsmacht, die sich auf Ebene der Militäradmi- 
nistration seit 1943 gemeinsam auf die Besatzung Deutschlands vorbereitet hatten. 
Sowenig gerade die westliche Führungsmacht USA ein Interesse daran haben konn- 
te, die traditionellen gesellschaftlichen Besitz- und Machtverhältnisse in ihrer Zone 
umzukrempeln und damit ständig auf Grenzen stieß beim Versuch, Demokratisierung 
u.a. durch Elitenaustausch zu verordnen, so sehr gab es doch für die amerikanische 
und britische Besatzungsmacht genuine Reformziele im Bereich der politischen 
Ordnung. Mochte die englische Nachkriegs-Labour-Regierung auch mit Sozialisie- 
rungsüberlegungen in ihrer Besatzungszone liebäugeln — die Abhän gigkeit des öko- 
nomisch ausgelaugten England von amerikanischen Subsidien gab hierfür keinen 
Spielraum. 

Der genuine Reformversuch im Bereich der politischen Ordnung wird verständlich 
vor dem Hintergrund der gemeinsamen vorherrschenden Faschismuskonzeption der 
Engländer und Amerikaner. Der deutsche Faschismus wurde als Problem des politi- 
schen Überbaus begriffen, als moralisches, personelles und institutionelles Problem. 
Als Höhepunkt und schärfste Konsequenz des preußisch-militaristischen Geistes und 
seiner Institutionen sollte der faschistische Überbau zerschlagen und über Umerzie- 
hung, Elitenaustausch und dem Bruch mit den Institutionen preußisch-militaristi- 
scher Staatlichkeit ein demokratischer, liberaler Verfassungsstaat aufgebaut werden. 
Aus dieser Faschismus-Konzeption resultierte eine besondere Sensibilität der engli- 
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schen und amerikanischen Besatzungsmacht, soweites gerade um die Ausstattung der 
Besatzungszone mit innerstaatlichen Gewaltapparaten ging. 

Es gab, resultierend aus den Bedingungen der Nachkriegszeit, ganz erhebliche all- 
tägliche Ordnungs- und Sicherheitsprobleme, so daß in den Besatzungszonen sehr 
schnell mit dem Neuaufbau deutscher Polizeiformationen begonnen werden mußte, 
wollten die Siegermächte diese Aufgaben nicht selbst übernehmen. Die Lösungen, 
die man der deutschen Seite aufzwang, wurden im idealisierten heimatlichen Polizei- 
modell der amerikanischen und britischen Besatzungsmächte gefunden: ein System 
strikt kommunalisierter, untereinander nicht verbundener und der Befehlsgewalt der 
Länderinnenminister nicht untersteliter lokaler Polizeiformationen. »To serve the 
people rather than the State«, hieß die auch umgesetzte Programmatik für den Neu- 
aufbau einer deutschen Polizei unter Kontrolle der westlichen Besatzungsmächte. 
Dies schloß das Verbot jedweder Ansätze zur politischen Überwachung der Bevöl- 
kerung, das Verbot jedweder militärischer Insignien und Formen wie Ausrüstungs- 
mittel bei der Polizei mit ein. Eine nur lokal zuständige zivile Polizei, kontrolliert 
durch kommunale Selbstverwaltungsorgane, sollte die Gewähr dafür bieten, daß es 
nicht erneut zur Konzentration staatlicher Macht kommen könnte. 

Systematisch gebrochen wurde also nicht nur mit dem faschistischen Polizeimodell, 
sondern auch mit dem der Weimarer Republik, da nicht erst das Jahr 1933 als Zäsur 
in der deutschen Geschichte angesehen wurde. Durch einen systematischen Bruch mit 
Strukturmerkmalen deutscher Staatlichkeit auch vor 1933 sollte korrigierend in die 
deutsche Geschichte eingegriffen werden. 

Der Versuch, das Berufsbeamtentum zu zerschlagen, war ein weiteres Instrument, mit 
deutscher Staatstradition zu brechen. 

Gewiß gab es Ausnahmen, so etwa die Finanzierung der Organisation Gehlen durch 
die Amerikaner ab 1945. Insgesamt jedoch ist zu konstatieren, daß Amerikaner und 
Engländer bis zur Verabschiedung des Grundgesetzes —- in zentralen Fragen noch bis 
zum Ausbruch des Korea-Krieges — darauf drangen, daß ihr Konzept einer quasi 
nichtstaatlichen, kommunalen Polizei beibehalten wurde. Festzuhalten ist auch, daß 
diese »Polizeipolitik« in krassem Widerspruch stand zur bereits 1947/48 ausformu- 
lierten Containment-Politik, also der Politik des Zurückdrängens des sowjetischen 
Einflusses mit dem Instrumentarium ökonomischer Hilfen und kräftiger innenpoliti- 
scher Machtmittel (Truman-Doktrin und Marshallplan) der westlichen Führungs- 
macht USA. Gleichermaßen galt auch für die britische Besatzungsmacht das Ziel, 
Westdeutschland »immune from Communism« zu halten (Pingel 1982, S. 108). Die 
Rolle Westdeutschlands im Ost-West-Systemkonflikt war Jahre zuvor bereits festge- 
legt, bevor ab Mitte 1950 der deutschen Seite auch die entsprechenden innenpoliti- 
schen Gewaltinstrumente von den Besatzungsmächten zugestanden wurden. 

Auf Seite der am Wiederaufbau von Verwaltungs- und politischen Strukturen Nach- 
kriegsdeutschlands beteiligten deutschen Verwaltungsbeamten und Politiker gab es 
von Beginn. an Widerspruch gegen diesen aufgezwungenen Bruch mit deutscher 
Staatstradition. Carl Severing, bereits im Herbst 1945 von der Konferenz der Chefs 
der Länder und Provinzen der britisch besetzten Zone damit beauftragt, ein Memo- 
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randum zur künftigen Ausgestaltung von Länderpolizeien zu erarbeiten, trat ab 1946 
mit der Forderung an die Öffentlichkeit, Truppenpolizeiverbände aufzubauen, die, 
stärkernoch als seine preußische Sicherheitspolizei zu Zeiten der Weimarer Republik, 
mit militärischen Waffen ausgerüstet sein sollten. Walter Menzel, führender »Poli- 
zei«-Politikerder Nachkriegs-SPD, Mitglied des Parteivorstands, Autor zweier SPD- 
Grundgesetzentwürfe und Innenminister in NRW zwischen 1946-50, formulierte 
später die hinter diesen Forderungen stehende Befürchtung. Man habe die Angst ge- 
habt, so Menzel, daß es 1945 eine Situation wie 1918 gegeben habe, die nur künstlich 
durch die Bajonette der Besatzungsmächte unterdrückt worden sei (Landtag NRW, 
27.2.1951, S. 466). 

Dementsprechend formierte sich von Beginn der »Stunde Null«| an zwischen den 
großen Nachkriegsparteien respektive insbesondere zwischen ihren Verwaltungs- 
und Polizeiexperten eine große Koalition der Angst vor inneren Unruhen, die, wo im- 
mer sie es konnte, gerade in der Polizeifrage die Politik der Besatzungsmächte zu ob- 
struieren suchte. So beschloß etwa auf der sog. Meinberger Konferenz der Innenmi- 
nister der britischen Zone, dieses informelle Gremium, Vorläufer der heutigen Innen- 
ministerkonferenz, im Mai 1948, die »Polizei wieder nach dem Vorbild der Jahre 
1918-1933 aufzubauen, sobald die alliierte Gesetzgebung dies zulassen würde« 
(Menzel, Landtag NRW, 14.7.1953, S. 3249). Der durchaus zutreffenden Feststeilung 
in einer amerikanischen Quelle, daß die deutsche Polizei der Weimarer Republik »ei- 
ne Kloake zum Training und Wiederaufbau einer deutschen Armee« gewesen sei 
(Monthly Report, No. 2,8. 3), verschlossen sich die Innenminister. Der sozialdemo- 
kratische Innenminister Hessens begann 1948 mit konkreten Maßnahmen zum Auf- 
bau kasernierter Polizeiverbände und wurde darin von der amerikanischen Besat- 
zungsmacht gestoppt; im April 1948 forderten die Ministerpräsidenten der US-Zone 
vom Militärgouverneur Clay u.a. die Genehmigung zum Aufbau einer geheimen poli- 
tischen Polizei und erhielten als Antwort: »Ithink 1 wouldratherhave the Communists 
than the secret police« (CILIP 27, S. 29). Die Beispiele ließen sich mehren. 
Besonders drastisch sind die Diskussionen und Überlegungen des Parlamentarischen 
Rates, der ab September 1948 am Grundgesetz arbeitete. Liest man die unter Aus- 
schluß der Öffentlichkeit geführten Fachausschußdebatten, deren Protokolle erst jetzt 
veröffentlicht werden, so bleibt von jenem »Antifaschistisch-demokratischen Grund- 
konsens« der Väter und Mütter des GGs kaum etwas übrig. Wann immer es ihn ge- 
geben haben mag, 1948 dominierte bereits der antikommunistische und etatistische 
Grundkonsens unter Ausschluß der KPD und unter Einschluß jener fix zur Demokra- 
tie konvertierten Nazis. 

Da die Besatzungsmächte mit ihren Frankfurter Dokumenten von 1948, mit einen 
Aide Memoire vom 22.11. 1948, mit ihrem Polizeibrief vom 14.4. 1949 und schließ- 
lich im Genehmigungsschreiben zum Grundgesetz regelmäßig ihre Polizeipolitik 
bekräftigten, insbesondere, daß bis auf wenige Sondereinrichtungen der polizeiliche 
Schutz der künftigen Republik ausschließlich Länderangelegenheit-sein solle, hatte 
der Parlamentarische Rat im Prinzip wenig Anlaß, über die Ausgestaltung einer künf- 
tigen Polizei zu diskutieren. Gleichwohl wurde Walter Menzel (SPD) und der Abg. 
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Kleindienst vom Zuständigkeitsausschuß des Parlamentarischen Rates (PR) beauf- 
tragt, Stellungnahmen zum Aufbau einer künftigen Polizei zu erarbeiten. 
In der 5. Sitzung dieses Ausschusses trug Walter Menzel u.a. vor: 


»Aber sie müssen sich Gedanken darüber machen, ob nicht das Fehlen einer Wehrmacht, also jeder Bun- 
desexekutivbehörde - ich meine nicht nur Exekutive gegen etwaige Länder —, sondern jede Macht, die die 
Sicherheit des Bundes gewährleistet -- ob dieses Fehlen nicht dazu zwingt, sich zu überlegen, ob in Not- 
fällen, wenn Ereignisse eintreten, die über den Rahmen und über das Gebiet eines Landes hinausgehen, 
der Bund sich eine gewisse Exekutivreserve vorbehalten muß. 

“ Ein einfaches Beispiel: nehmen sie an, daß das Ruhrgebiet durch irgendwelche Ereignisse in Unruhe 
gerät, ob das nun politische und wirtschaftliche Gründe hat, mag dahingestellt bleiben. Ich bin der Mei- 
nung, daß der Bund an der Aufrechterhaltung der Ruhe und Sicherheit im Ruhrgebiet das gleiche Interesse 
hat wie das Land NRW selbst, daß also, wenn die örtlichen Kräfte des Landes NRW nicht ausreichen, der 
Bund die Möglichkeit haben müßte, Niedersachsen oder Rheinland-Pfalz oder Hessen zur Hilfe anzu- 
weisen, denn wenn das Leben im Ruhrgebiet erschüttert ist und nicht weitergeht, leidet die Wirtschaft des 
gesamten Bundes.« 


Hintergrund dieser Überlegungen Menzels war der aktuelle Kampf gegen die De- 
montage und die Hungermärsche im Ruhrgebiet — Aktionen der Industriearbeiter- 
schaft, die zu Teilen der Kontrolle durch die Gewerkschaften entlaufen waren. 

In derselben Debatte meldete sich auch Berlins SPD-Bürgermeister Ernst Reuter zu 
Wort: 


»Denn die Polizei ist der Inbegriff der staatlichen Macht und die einzige staatliche Macht, die uns ge- 
blieben ist. Wir haben keine Wehrmacht. Wir wissen nicht, welche andere Klammer des Reiches wir über- 
haupt haben« (ebenda, S. 61 f., Protokoll vermerkt »Zustimmung«). 


Zu diesem Bild paßt, daß die Notwendigkeit eines GG-Artikels, der die Reichsexe- 
kution regelt, am Beispiel des Einmarsches der Reichswehr in Sachsen und Thürin- 
gen 1923 begründet wurde (Zuständigkeitsausschuß, 4. Sitzung, S. 62), wie insge- 
samt die Furcht vor revolutionären Unruhen — Dr. Strauß (CSU): »Wir müssen uns 
doch klar darüber sein: so etwas kann in den nächsten zehn Jahren eintreten« (ebenda, 
S. 68) -- ganz selbstverständlicher Bezugspunkt der internen Debatten über die Aus- 
stattung der künftigen Republik mit staatlichen Gewaltmitteln war. 

Die relativen Restriktionen des Grundgesetzes, soweit es die Ausstattung der Zentral- 
gewalt mit innerstaatlichen Gewaltmitteln betraf, waren 1948/49 nicht bewußter Ver- 
zicht, sondern in erster Linie Ergebnis von Vorgaben, die die Besatzungsmächte deut- 
lichst formuliert hatten. Sie gingen nach Verabschiedung des GG so weit, Art. 91 GG 
(der »Unechte« Notstands-Artikel) außer Kraft zu setzen. 

Daneben gab es von Seiten der süddeutschen CDU/CSU-Vertreter starke föderalisti- 
sche Bedenken, an denen fast die Zuständigkeit des Bundes für eine kriminalpolizei- 
liche Zentralstelle (BKA) und die Zubilligung von Bundesgrenzschutzbehörden ge- 
scheitert wäre. 

Belege, in welchem Ausmaß in den internen Debatten des PRs die Furcht vor inne- 
ren Unruhen alle anderen Überlegungen, in denen es um politische Freiheiten und 
Grundrechtsschutz ging, überlagerten, ließen sich allenthalben mehr und seitenlang 
bringen. Nicht demokratisch geläuterte Erfahrungen, sondern eine Mischung aus Be- 
satzungsauflagen und etatistischem Föderalismus führten zu den relativ begrenzten 
Befugnissen des GGs, soweites Gewaltmittelin den Händen der Zentralgewalt betraf. 
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Deranphysischen Gewaltmitteln starke Staat alssouveräne deutsche Leistung die 
Entwicklungab 1949 


Zur großen Überraschung und Enttäuschung der SPD, die sicher war, als stärkste po- 
‚litische Kraft aus den ersten Bundestagswahlen herauszukommen, wurde die CDU/ 
CSU mitknapper Mehrheit zur stärksten Bundestagsfraktion und kürte Adenauer zum 
Bundeskanzler. 

Möglichst schnellein waffentragendes Machtinstrument in Bundeskompetenz aufzu- 
bauen, war für Kanzler Adenauer von höchster Priorität. Baring charakterisiert Ade- 
nauers Politik mit den Worten: 

»Wichtig war, die Bitten und Forderungen zu erkennen, die sich unter Berufung auf die Bedrohung 
Westdeutschlands mit Aussicht auf Erfolg bei den Westalliierten erheben ließen: Kam die Bedrohung von 
außen, brauchte man Streitkräfte. Zeigte sie sich im Inneren, war eine schlagkräftige Polizeitruppe nötig. 
Könnte eine militärische Bewaffnung aus politischen Gründen vorerst nicht zugestanden werden, waren 
vielleicht Polizeiformationen zulässig...« (Baring 1971, S. 129). 

Seit Mai 1950 saß der ehemalige Panzer-General Graf v. Schwerin als Sicherheits- 
berater Adenauers im Bundeskanzleramt, um die Wiederbewaffnung — und sei es zu- 
nächst unter dem Deckmantel von Polizeitruppen — vorzubereiten. 

Ungeachtet aller Differenzen bemühte sich Adenauer, Kurt Schumacher in diese Po- 
litik einzubinden. So führten Schumacher und einige seiner nächsten Vertrauten, vor 
allem Erler, eine Fülle von Gesprächen mit ehemaligen Wehrmachtsangehörigen. 
»Die grundsätzliche militärpolitische Aufgeschlossenheit der SPD-Führung ... war 
im Grunde das genaue Gegenteil der leidenschaftlichen «ohne-mich-Welle« (Klotz- 
bach 1982, S. 217 £.). 

Der Ausbruch des Korea-Krieges am 25. Juni 1950 war für die westlichen Besat- 
zungsmächte der zentrale Katalysator, um fortan deutsche Forderungen zunächst 
nach paramilitärischen Polizeiverbänden zu genehmigen und auch den Länderregie- 
rungen zu gestatten, ihre Polizeien wieder auf Landesebene zu zentralisieren und der 
Kommandogewalt der Innenminister zu unterstellen. 

1950 legte Adenauer nach einer Konferenz mit den Ministerpräsidenten der Länder 
den Westmächten ein sog. Sicherheitsmemorandum vor, im dem u.a. erklärt wurde, 
daß die Polizei der Länder zwar für die Alltagsaufgaben ausreiche, nicht aber für 
Situationen innerer Unruhen. Auf Länderebene standen zu dieser Zeit ca. 100000 
Polizisten zur Verfügung. 

Genehmigt wurde zunächst der Aufbau von ca. 10000 Mann in paramilitärischen 
Bereitschaftspolizeiverbänden auf Länderebene, deren Offizierskorps von der Bun- 
desregierung mit ausgewählt wurde, deren Standorte in Absprache mit der Bundes- 
regierung bestimmt wurden und deren Ausrüstung sie finanzierte. Zugleich begann 
damit in soweit die gesamte Militarisierung der Länderpolizeien, als fortan jeder Po- 
lizeibewerber zunächst 2-3 Jahre in den Kasernen der Bereitschaftspolizei (BePo) 
verbrachte und für den Bürgerkrieg ausgebildet wurde, bevor er in den polizeilichen 
Einzeldienst entlassen wurde. 

Der Bezugspunkt war eindeutig: 

Ministerpräsident Karl Arnold (CDU) am 1.1.1951 im Landtag von NRW: 


104 Falco W. erkentin 


»Ohne den Rückhalt an eine gute Polizeitruppe leben wir im latenten Bürgerkrieg... Das System der 
atomisierten kommunalen Polizei, das uns die britische Besatzungsmacht auferlegt hat, genügt den 
notwendigerweise zu stellenden Bedingungen nicht.« 

Die sozialdemokratische Landesregierung Hessens begründete 1950 den Aufbau der 
Bereitschaftspolizei in einer Landtagsdrucksache mit den Worten (Dr. 2/Abt. 2, Nr. 
274): 

»Der Verlauf der Metallarbeiterstreiks hat gezeigt, daß die örtlich zuständige kommunale Polizei zur 
Bewältigung derartiger Aufgaben, insbesondere auch wegen ihrer zahlenmäßigen Stärke, mit wenigen 
Ausnahmen nicht in der Lage war.« 

Der Bundesregierung mit ihren weitgesteckten Plänen reichte die Bereitschaftspo- 
lizei keineswegs. 1951 begann sie- um ein innenpolitisches Machtmittel ausschließ- 
lich in eigener Kompetenz zur Verfügung zu haben -- mit dem Aufbau des Bundes- 
grenzschutzes, zunächst 10000 Mann, dann ab 1953 erweitertauf 20000 Mann. Wäh- 
rend der BGS fast an förderalistischen Bedenken CDU/CSU-geführter süddeutscher 
Länder zu scheitern drohte, erhielt Adenauer das zustimmende Votum der SPD. Ihr 
Sprecher Menzel wies erneut in den entsprechenden Debatten des Bundestages darauf 
hin, daß seine Partei solche Machtmittel in Bundeskompetenz bereits im Parlamen- 
tarischen Rat gefordert hätte. 

Den BGS 1951 beschleunigt aufzubauen, hatte zudem einen unmittelbaren konkreten 
Anlaß. Es stand die letzte große gesellschaftpolitische Auseinandersetzung an, der 
Kampf um die qualifizierte Mitbestimmung in der Montanindustrie. Die Gewerk- 
schaften drohten mit dem politischen Streik, Urabstimmungen in der Metallindustrie 
belegten eine außerordentlich große Streikbereitschaft, Bundesjustizminister Dehler 
drohte den Gewerkschaftsführern Zuchthaus an, der Bundesinnenminister teilte An- 
fang 1951 dem Bundeskanzler mit, daß. er nur mit der Bereitschaftspolizei, die bereits 
im Aufbau war ‚nicht für die innere Sicherheit der Bundesrepublik einstehen könne. 
Ergänzt wurde der an Gewaltmitteln starke Staat durch das politische Strafrecht, für 
das die SPD bereits im Februar 1950 einen ersten Entwurf einbrachte, durch den Auf- 
bau des Bundesamtes für Verfassungschutz und der Länderämter ab 1950/51, durch 
den Aufbau des Bundeskriminalamtes und die Bildung von politischen Kommissa- 
riaten bei der Kriminalpolizei. 

Einen an Gewaltmittel starken Zentralstaat zu errichten, entsprach also durchaus den 
politischen Zielen der SPD. Unbehagen machte ihr nur, daß Adenauer und nicht So- 
zialdemokraten über diese Gewaltmittel verfügte. Anlaß für Kritik wurde zudem, daß 
die Bundesregierung sich bemühte, eine »sozialistenfreie Polizei« (Kurt Schuma- 
cher) aufzubauen. 

Mitte der fünfziger Jahre gab es in der Bundesrepublik ca. 100000 Mann Länderpoli- 
zisten im Einzeldienst, über ca. 10000 Mann Bereitschaftspolizei und knapp 20000 
Bundesgrenzschutzbeamte, die zusammen mit den Kameraden von der BePo, be- 
waffnet mit MGs, Panzerfäusten, Granatwerfern und Handgranaten, etwa im Indu- 
striegebiet um Salzgitter übten, wie man unter Granatwerferfeuer Fabriken stürmt — 
Übungslagen, wie sie bis Ende der sechziger Jahre galten und auch den Bedro- 
hungsvorstellungen der Notstandsgesetze von 1968 entsprachen.* 
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Jene »grundsätzliche militärpolitische Aufgeschlossenheit der SPD-Führung« be- 
wies sich schießlich auch bei der Wehrgesetzgebung und dem Aufbau der Bundes- 
wehr. Ollenhauer setzte sich zwar an die Spitze der Paulskirchenbewegung, die gegen 
die Wiederaufrüstung stritt — sein Parteivorstandsmitglied Erler plante hingegen be- 
reits seit Jahren mit Nazi-Generälen die Wiederaufrüstung. Als am 6.3.1956 mit einer 
Verfassungsänderung die Bundeswehr ihre verfassungsrechtliche Grundlage erhielt, 
durften 20 Sozialdemokraten im Bundestag dagegen stimmen. Der Ausbruch aus dem 
Fraktionszwang wurde in dem Maße zugestanden, wie er keinen Einfluß auf politi- 
sche Entscheidungen hatte — wie später bei der Notstandsgesetzgebung und den sog. 
Terrorismus-Gesetzen von 1977/78. 

1955 wurde der BGS in die Bundeswehr überführt und bildete die Kader für dieersten 
Armee-Finheiten, im selben Jahr wurde jedoch erneut mit seinem Neuaufbau begon- 
nen, da Bundesinnenminister Schröder auf seine »Notstandssoldaten« (Gewerkschaft 
der Polizei) nicht verzichten wollte. 

Zum inneren Einsatz des BGS kam es bis 1972 nicht. Die Bundesrepublik erwies sich 
als politisch so stabil, daß es nicht notwendig war, den BGS gegen den inneren Feind 
loszuschicken. 

Kaum war die Bundeswehr im Aufbau, wurde deutlich, daß auch sie selbstverständ- 
lich notfalls als innerer Ordnungsfaktor eingesetzt werden sollte. Carlo Schmidt und 
Adolf Arndt, die führenden SPD-Juristen, traten bereits 1956 mit der Forderung 
nach einer Notstandsgesetzgebung an die Öffentlichkeit. Nur schien der Bundesre- 
gierung »die Bevölkerung noch nicht psychologisch vorbereitet«, wie es in einer 
zeitgenössischen Studie heißt, um der Wiederaufrüstung und der Wehrpflicht sofort 
eine Notstandsgesetzgebung folgen zu lassen. Innenminister Schröder legte seinen 
ersten Entwurf dem Bundestag 1960 vor. Mit der prinzipiellen Zustimmung zur Not- 
standsgesetzgebung kaufte sich die SPD 1963 als Juniorpartner der CDU/CSU in die 
Regierungsmitverantwortung ein. Ungeachtet starken außerparlamentarischen Wi- 
derstands, der zu Teilen kraftvoll vom DGB und der IG Metall mitgetragen wurde, 
erfolgte schließlich 1968 die verfassungsrechtliche Anerkennung auch der Bundes- 
wehr als innerer Ordnungsmacht. Die Haltung der SPD-Mehrheit formulierte am 
24.1. 1963 1G Bau-Steine-Erden Chef Georg Leber in einer Bundestagsrede: 


»Wir gehen an diese ganze Gesetzgebung, das dürfen sie doch schon gemerkt haben, nicht heran aus der 
Position, wir müssen also verhindern, daß da etwas geschieht, weil die anderen immer in der Regierung 
und wir immer in der Opposition sind. Wir denken beim Machen dieses Gesetzes auch daran, daß wir auch 
einmal Regierung sein können und das ausüben werden.« 


Nun, die politische Stabilität der Bundesrepublik machte es der sozialliberalen Koa- 
lition in Bonn ab 1969 leicht, diese Gesetze nicht anzuwenden. Zudem wurden Län- 
derpolizeien und Bundesgrenzschutz in einem Maße ausgebaut, daß durch die Stär- 
kung dieser Vorfeldapparate auch faktisch die Einsatzschwelle für den Bundeswelır- 
einsatz erhöht wurde. 
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Ausbau, Strukturwandel und Modernisierung der Apparate sog. innerer 
Sicherheit mit Beginn der sozialliberalen Koalition ab 1969 


Fast zwei Jahrzehnte hatten Bereitschaftspolizei und BGS geübt, wie mit Granatwer- 
fer-Feuer einer revoltierenden Arbeiterklasse Gehorsam einzubläuen sei. Als sie je- 
doch endlich mit ihrer »politischen« Erziehung beginnen durften, standen ihnen die 
Söhne und Töchter des Bürgertums gegenüber — die Studentenbewegung. Von den 
September-Streiks 1969 abgesehen, hob die Arbeiterklasse ihre starke Faust in den 
folgenden Jahren nur noch, um sie, aus Auer um Arbeitsplätze, Kernkraftgegnern ins 
Gesicht zu schlagen. 

In der großen Bundestags-Debatte am 30. April 1968 aus Anlaß der Osterunruhen 
nach dem Dutschke-Attentat erklärte Bundesinnenminister Benda, die Osterunruhen 
hätten gezeigt, daß die Polizeien der Länder hinreichend stark seien, um mit solchen 
Situationen fertig zu werden. Auch hätte kein Bedarf bestanden, den Bundesgrenz- 
schutz im Inneren einzusetzen. 

In derselben Debatte sprach der spätere Kanzler Schmidt davon, daß die SPD in die 
Große Koalition eingetreten sei, um die Regierungsmaschinerie den Erfordernissen 
der modernen Industriegesellschaft anzupassen — um sie zu modernisieren. 
Kanzler Brandt verkündete in der Regierungserklärung des Jahres 1969 »mehr De- 


mokratie zu wagen« und ein Sofortprogramm zur Verbrechensbekämpfung. Sich so. 


fahrlässig in Fragen innerer Sicherheit zu zeigen, wie CDU-Innenminister Benda in 
der erwähnten Oster-Debatte 1968, war die SPD/FDP-Koalition in den folgenden 13 
Jahren nicht bereit. Bei der Wende im Oktober 1982 fiel der neuen Bonner Koalition 
mit Zimmermann als Innenminister, ein Erbe in den Schoß, das in seiner potentiellen 
Gewalt- und Kontrollfähigkeit in der deutschen Geschichte einzigartig darsteht- vom 
Faschismus abgesehen. Es begann das » Jahrzehnt Innerer Sicherheit«, d.h. 13 Jahre, 
in denen nicht nur ein kontinuierlicher personeller Ausbau aller sog. Sicherheitsap- 
parate - vom BND über den Verfassungsschutz bis zum BGS und den Länderpolizei- 
en-erfolgte, sondern eine systematische Modernisierung und Umstrukturierung, ge- 
speist aus sozialdemokratischem Ideenreichtum. Die Notstandsgesetze von 1968 
erhielten nur in zweifacher Hinsicht für die folgenden Jahre Bedeutung: 

Zum ersten führte die Inthronisierung der Bundeswehr mit ihrem Waffenarsenal als 
innerer Ordnungsmacht dazu, daß Bereitschaftspolizei und BGS entmilitarisiert 
wurden. 

Zum zweiten legalisierte die 1968 mit verabschiedete G 10-Regelung die geheim- 
dienstliche Überwachung des Post- und Telefonverkehrs. Ansonsten blieben die Not- 
standsgesetze faktisch bedeutungslos. Gemessen an ihrem innenpolitischen Bezugs- 
punkt, der Gefahr der bewaffneten Revolutionsversuche seitens der Arbeiterklasse, 
waren sie bereits zum Zeitpunkt ihrer Verabschiedung unzeitgemäß. 

Ab 1970 begann die sozialliberale Modernisierung der staatliche Maschinerie. An- 
sätze einer solchen Bürokratiereform gab es bereits zu Zeiten der Großen Koalition 
im Sektor der Wirtschaftspolitik mit dem Ziel, mit neuen Diagnose-/Prognoseinstru- 
menten und mit neuen Interventionsbefugnissen der Zentralregierung, präventativ/ 
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krisenvorbeugend in den ökönomischen Prozeß einzugreifen (Stabilitäts-Gesetz v. 
8.6.1967, Finanzreform-Gesetz vom 12.6.1969, Haushaltsgrundsätze-Gesetz vom 
19.8.1969). 

Mit Beginn der sozialliberalen Koalition, deren Regierungsprogramm Brandt 1969 
vortrug und das in wesentlichen Punkten seinen blue-print im »Entwurf der sozial- 
demokratischen Perspektive im Übergang zu den 70er Jahren« vom März 1968 hatte, 
begann der Prozeß der »Modernisierung der staatlichen Maschinerie«, dessen we- 
sentliche Elemente sich auch bei der Polizei, beim Verfassungsschutz, BND etc. wie- 
derfinden lassen, ohne daß es singuläre Elemente der Entwicklung dieser Repres- 
sions- und Überwachungsapparate waren. Die »Modernisierung« der Staatsapparate 
umfaßte vielmehr gleichermaßen die Wirtschaftspolitik, Bildungspolitik, Gesund- 
heitspolitik, bis hin zur Neustrukturierung sozialer Dienste einschließlich des »Ju- 
gendhilfesystems«. 

Die Leistungsfähigkeit der Bürokratie (als Reforminstrument) sollte durch folgende 
Maßnahmen gesteigert werden: 

1) über das konventionelle Mittel des personellen Ausbaus, 

2) über die »Verwissenschaftlichung« der Ausbildung der Mitarbeiter (Fachhoch- 
schulausbildung für den gehobenen Dienst) mit der Konsequenz einer drastischen 
Veränderung im Stellenkegel (Verhältnis mittlerer, gehobener, höherer Dienst), 

3) über einen Technologieschub in der öffentlichen Verwaltung (von der Geräteme- 
dizin bis zur automatischen Datenverarbeitung), 

4) über Organisatiousreformen in Form der Bildung größerer Einheiten und Zentra- 
lisierung bei gleichzeitiger Binnendifferenzierung, 

5) über die Verwissenschaftlichung bürokratischen Handelns durch den systemati- 
schen Einbezug der Wissenschaft (Beratungs- und Planungsstäbe, Forschungsaufträ- 
ge über bürokratische Arbeitsabläufe und Verfahrensweisen, wissenschaftliche Stab- 
stellen etc.). 

6) Intendiert war schließlich, die Art und Weise des bürokratischen Zugriffs qualitativ 
zu ändern: weg von einer bloß reagierenden staatlichen Verwaltung hin zu einer ge- 
sellschaftliche Entwicklungen bewußt steuernde Bürokratie. Dies implizierte eine 
präventiv agierende staatliche Verwaltung — in der Wirtschaftspolitik wie in der In- 
nenpolitik, im Gesundheitssektor wie im Bereich der Jugendhilfe. 

7) Diagnose, Prognose, steuernder Eingriff in möglichst frühen Stadien der Beein- 
flußbarkeit sozialer Prozesse verlangten vor allem Diagnose-Instrumente und Infor- 
mationen. Es schlug die Stunde der »Sozialen Indikatoren-Bewegung«, der wissen- 
schaftlichen Beratungsgremien beim BMFT genauso wie beim BKA, die Stunde der 
Register - vom medizinischen Krebsregister bis zum politischen Krebsregister der 
Ämter für Verfassungsschutz alles in der lauteren Absicht, präventiv Entwicklungen 
erkennen und gegensteuern zu können. 

8) Die möglichst frühe Informiertheit der Bürokratie über gesellschaftliche Fehlent- 
wicklungen so wie der Wille, diese — in statu nascendi — qua bürokratischer Interven- 
tion abzublocken, verlangt in einem schon traditionell durch und durch verrechtlich- 
ten Politikverständnis veränderte rechtliche Befugnisse zur Informationserhebung 
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und zur hoheitlichen Intervention. Der Ausbau staatlicher Informationskapillaren in 
allen Politikbereichen fand seinen rechtlichen Ausdruck in entsprechenden Informa- 
tionserhebungs- und in neuen Eingriffsbefugnissen. Für den Bereich der Sozialpolitik 
exemplarisch war der Versuch eines neuen Jugendhilferechts, für die Polizei die er- 
sten Entwürfe des »Musterentwurfs für ein einheitliches Polizeigesetz« der IMK von 
1974 und 1977. 

Ob die mit diesen Veränderungen intendierten Ansprüche und Hoffnungen der Büro- 
kratie sich beim Wirklichkeitstest.als effektiv erwiesen haben, ob Strukturwandelund 
neue Instrumente die erhoffte Wirkungen zeitigten, sei hier skeptisch dahingestellt 
und wäre von Bürokratiebereich zu Bürokratiebereich gesondert zu untersuchen, ein- 
schließlich nichtintendierter Drittwirkungen. Es galt nur thesenhaft herauszuarbei- 
ten, daß alle wesentlichen Elemente des Strukturwandels der Apparate der inneren 
»Sicherheit« nicht singulär waren und sind. 


Die Apparate »innerer Sicherheit« — Besonderheiten 


Die zuvor benannten allgemeinen Elemente der Stärkung und Modernisierung der 
Bürokratie sollen folgend für die Apparate »innerer Sicherheit« konkretisiert werden 
— eher summarisch und mit vielen Verweisen, da die entsprechenden detaillierten 
Belege in »Bürgerrechte & Polizei (CILIP)« und anderen Publikationen nachzulesen 
sind (Busch et. al. 1985). 

Kanzler Brandt kündigte in seiner Regierungserklärung von 1969 nicht nur »mehr 
Demokratie wagen« an, sondern ebenso ein »Sofortprogramm zur Verbrechensbe- 
kämpfung«, das Innenminister Genscher 1970 vorlegte und das in der Folgezeit auch 
kräftig »implementiert« wurde. Es sah den personellen und technologischen Ausbau 
des BKAs vor, nannte den Aufbau eines Ausländerzentrairegisters, formulierte den 
Umbau des BGS zurPolizei des Bundes etc. 1972 legte die IMK ihrerstes »Programm 
für die Innere Sicherheit der Bundesrepublik« vor. 

Zunächst wurden vor allem die Bundesbehörden (BKA, BGS, Bundesamt für VfS) 
aus- und umgebaut. 1972 kam ein neues Bundesverfassungsschutzgesetz und formu- 
lierte u.a. als neue Aufgabe die Ausländerüberwachung; ein neues BKA-Gesetz 
machte diese Behörde zur Zentralstelle für die im Aufbau befindliche automatische 
Datenverarbeitung (INPOL-System), die Geheimdienste erhielten ihr NADIS-Sy- 
stem, das Ausländerzentralregister wurde aufgebaut, der BGS durch eine Verfas- 
sungsänderung und ein neues BGS-Gesetz 1972 zur Polizei des Bundes erklärt, die 
fort an auch unterhalb des inneres Notstandfalles zur Unterstützung der Länder ein- 
gesetzt werden durfte. | 


1972 war im übrigen auch das Jahr des »Radikalenerlasses«. In einer Bundestagsde- 


batte dieses Jahres machte Innenminister Genscher klar, daß diese Aus- und Umbau- 
pläne keineswegs eine Reaktion auf terroristische Anschläge seien, sondern Ergebnis 
davon zunächst unbeeinflußter langfristiger Pläne zur Sicherung »des inneren Frie- 
dens«-und dies in Gegenrede zu entsprechenden Presseinterpretationen des »Sofort- 
programms innerer Sicherheit«. 
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Personalentwicklung: 

Zwischen 1970 bis zum Ende der sozialliberalen Koalition wuchs das Personal des 
BKA von .ca. 1200 Beschäftigte auf ca. 3400, das des Bundesamtes für VfS von 1100 
bis auf über 2000. Heute wird die Personalstärke mit ca. 2200 angegeben. 

Der BGS, erst ein Stief- dann seit den 60er Jahren ein Ziehkind, wuchs von 1970 
16350 Mann auf 22730 1981, um unter Innenminister Zimmermann in drei Jahren 
wieder auf 20080 Mann zu schrumpfen. 

Parallele Entwicklungen zeigen sich bei der Polizei der Länder, die insgesamt vonca. 
136000 Beschäftigten 1970 bis 1985 auf über 200000 Männer und Frauen wuchs — 
Steigerungsraten, wie es sie seit den mittfünfziger Jahren nicht mehr gab. 
Ausbildung: 

Seit den siebziger Jahren begann die Fachhochschulausbildung auch für die Polizei 
und den Verfassungsschutz bei Bund und Ländern; d.h. für den gehobenen Dienst 
(mittlere Offiziersränge) statt einer 1 1/2 jährigen Ausbildung nun ein dreijähriges 
Studium u.a. mit dem Ziel, methodisch-analytische Fähigkeiten zu entwickeln. 
Gleichzeitig wuchs der Anteil des so ausgebildeten gehobenen Dienstes von ca. 5% 
(1970) auf bundesweit ca. 20-25 %, parallel der Stellenanteil der für den höheren 
Dienst nach Absolvierung der Fachhochschulausbildung ausgebildeten Beamten 
(zwei Jahre Ausbildung, davon ein Jahr an der Polizei-»Universität« der Polizeifüh- 
rungsakademie) von ca. 1,5 % aufca. 5 % heute. Kurz: Es sollte für neue Sicherheits- 
strategien und vor dem Hintergrund der Entdeckung der Information als neuer Res- 
source auch innerhalb der Polizei Intelligenz mobilisiert werden. 

Technologie: 

Nicht nur die ADV selbst, also der Aufbau des INPOL- und NADIS-Systems ab 1971 
ist hier zu nennen; gleichermaßen wichtig waren neue Kommunikationssysteme, 
durch die der Umgang mit Informationen und die gesamte Polizeiorganisation syste- 
matisch umstrukuturiert wurden. Daneben veränderte sich der Gesamtsektor an Ein- 
satz- und Führungsmitteln, die eher militärische Ausrüstung wurde zugunsten »poli- 
zeitypischer« Einsatzmittel verschrottet. Die Entwicklung der ADV ist gewiß am 
geläufigsten, so daß hierzu keine belegenden Anmerkungen notwendig sind. 
Waffen: 

Auch hier zeigtsich ein sehr kräftiger Strukturwandel, insbesondere bei den Truppen- 
polizeien BePo und BGS. In den fünfziger und sechziger Jahren wurden sie nach dem 
Modell der leichten Infanterie organisiert, ausgerüstet und ausgebildet, bewaffnet mit 
Granatwerfern und Panzerfäusten. Der BGS operierte mit leichten Kanonen, Hand- 
granaten undMGs. Der junge BGS-Soldat erhielt in den Mannschaftsgraden eine ein- 
jährige »Infanterieausbildung« und war dann einsatzfähig. 

Seit den siebziger Jahren dauert die Grundausbildung drei Jahre. Bereits 1969 wur- 
den Granatwerfer bei der BePo verschrottet, inzwischen sind auch Handgranaten, 
Panzerfäuste, MGs ausgesondert worden. Der BGS hat seine leichten Kanonen und 
Granatwerfer »verloren« und ist an ihrer Stelle mit Wasserwerfern, Gaspedarden etc. 
ausgerüstet worden. Gewiß ist die Fähigkeit zum Töten geblieben, MPs und vor allem 
automatische Präzisionsgewehre mit Schußfolgenbegrenzer (ab einer Folge von 4 
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Kugeln streuen automatische Waffen zu sehr, ist der gezielte Schuß nicht mehr 
möglich) sind eingeführt worden, um für »begrenzte Einzelfälle« töten zu können, 
ausgesondert wurden. Insoweit sind BGS und BePo verpolizeilicht worden. 

Von der proletarischen Revolution als Bezugspunkt innerer Aufrüstungspolitik ist 
Abschied genommen worden. Es soll zwar Konformität eingebleut werden, aber 
möglichst nicht um den Preis von Todesfällen. Gerade das, was unserer heutigen Poli- 
zei ein so militärisch-martialisches Aussehen gibt, ihre »passive« Bewaffnung mit 
Knüppel, Schild und Schutzhelm, Knieschützer etc., drückt die Abkehr vom militä- 
rischen Tötungs-/Vernichtungsprinzip als Kernfunktion der Truppenpolizei aus. Es 
»soll ein Schwall von Blut vermieden'werden«, um nicht mit Legitimationsproble- 
men konfrontiert zu werden! 


Wissenschaft als Repressionsressource 


Vom Stande Null vor 1970 wurde innerhalb kürzester Zeit Wissenschaft für innere 
»Sicherheitspolitik« nutzbar zu machen versucht. Eine CILIP-Recherche von 1979 
konnte über 100 Forschungsprojekte nachweisen, die seit 1970 von der Polizei, ins- 
besondere dem BKA und der Polizeiführungsakademie initiiert, finanziert und kon- 
trolliert wurden (CILIP Nr. 7). 

Die Gebiete und Fragestellungen waren und sind außerordentlich breit. Von Bürokra- 
tieanalysen (Verhältnis Polizei-Staatsanwaltschaft) über kriminalgeographische Stu- 
dien und Dunkelfeldforschung, von Övermanns hermeneutischem Forschungspro- 
jekt für das BKA bis zur Entwicklung neuer Waffentechnologien wurde versucht'nun 
auch »Fremd-Intelligenz« nutzbar zu machen. Allerdings ist in den letzten Jahren Er- 
nüchterung eingetreten, so wurde z.B. der Forschungs-Etat des BKA von ca. 1 Mill. 
DM auf die Hälfte gekürzt. 


Wandel im strategischen Zugriff — die Prävention 


Wohl kein Begriff wurde für die polizeiliche Strategie-Diskussion (und für die Kritik 
der Kritiker) in den siebziger Jahren so zentral wie der Gedanke einer präventiven, 
oder — so ein anderer Begriff - pro-aktiven Polizei. Es soll hier nicht die Repressions- 
philosophie des wortgewaltigen Horst Herold en detail repetiert, sondern nur deren 
Grundgedanke in Erinnerung gerufen werden, soweiter sich in Strategien, Instrumen- 
ten, Verfahrensweisen und im Recht durchgesetzt hat. Es soll an dieser Stelle auch 
nicht diskutiert werden, ob der entsprechend ausgestattete Apparat nun auch leistet, 
was erhofft und versprochen wurde. 

Der Grundgedanke war, daß die neuen Technologien der Datensammlung und Über- 
tragung erstmals die Möglichkeit bieten, das gesamte Wissen der Polizei (und der an- 
deren »Sicherheitsapparate«) zusammenzuführen, um so präzise Diagnosen und auf 
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deren Grundlage präzise Prognosen zu entwickeln, die wiederum die Chance geben, 
einzugreifen, bevor das Kind in den Graben gefallen ist--und dies nicht nur gegenüber 
potentiellen-Straftätern, sondern auch, um sozialstrukturelle Eingriffe empfehlen zu 
können. Auf dem Hintergrund diese Anspruchs stieg mit der Einführung der ADV 
auch die Informationsgier. \ 

Das traditionelle Reagieren der Polizei auf Verdachtsmomente, die im Laufe begin- 
nender Ermittlungen zu erhärten oder enthärten sind, sollte ergänzt werden durch die 
systematische Verdachtsgewinnung dank systematischer Informationserhebung und 
-verarbeitung. Massenüberprüfungen, Kontrollen von Jedermann und Jederfrau zur 
Verdachtsgewinnung, wurden in dem Augenblick zur polizeilichen Strategie, als die 
moderne ADV und dieentsprechenden modernen Übertragungstechniken die Chance 
boten, entsprechende Informationen mit schneller Hand abzuspeichern und zusam- 
menzuführen. Der maschinenlesbare Personalausweis ist der letzte, materialisierte 
Ausdruck dieses totalisierten Verdachts gegen Jedermann/Jedefrau. 

Alle neuen Technologien der schnellen Informationsverarbeitung hin oder her — die 
neuen Formen und Strategien der auf Information sich stützenden Präventionsgedan- 
ken verlangten auch einen personellen Ausbau gerade jener Organisationsteile der 
Apparate »innerer Sicherheit«, die vorrangig mit Informationen handeln. So wuch- 
sen überproportional die Änıter für VfS, das BKA und die LKAs, gefüttert mit neu 
ausgebildeten Beamten des gehobenen und höheren Dienstes. 

Recht: 

Die Zahl derneuen Gesetze für »unsere Sicherheit« seit den siebziger Jahren auch nur 
aufzuzählen, würde Seiten füllen. So soll hier nur kursorisch, aber exemplarisch die 
Qualität neuer Eingriffsbefugnisse benannt und auf die zuvor skizzierten Elemente 
des Strukturwandels bezogen werden. 

Der Präventivanspruch setzte sich auf vielfältigen rechtlichen Ebenen durch: 

— Durch neue informationelle Eingriffsrechte zur Kontrolle von Jedermann/Jedefrau, 
d.h. unabhängig von personenbezogenen Verdachtsmomenten. Hierfür stehen die 
Musterentwürfe Polizeigesetz der IMK von 1974/77/86. Auf Ebene des Strafverfol- 
gungsrechts, der StPO, sind es vor allem die sog. Razziengesetze von 1978 mit der 
Möglichkeit der Anordnung von Kontrollstellen, dann der Schleppnetzparagraph von 
1986 ($ 163 StPO), verabschiedet zusammen mit dem Gesetz über den maschinenles- 
baren Personalausweis. 

— Auf der Ebene neuer Gesetzentwürfe für den VfS, MAD und BND sind es entspre- 
chende Informationserhebungs-/ Verarbeitungsbefugnisse sowie damit korrespon- 
dierende Auskunftsverpflichtungen mit und ohne Ersuchen, die im Ergebnis zu einem 
Informationsverbund zwischen allen sog. Sicherheitsbehörden führen und diese Pra- 
xis rechtlich absichern (vgl. CILIP 21, 23 & 29). 

— Auf der Ebene des Strafrechts ist es die Erweiterung des mit dem politischen Straf- 
recht von 1950/51 eh schon weitgefaßten Vorfeldes handfester Handlungen ($ 129a 
StPO etc.). 

Neben ihrer symbolischen Drohgebärde wirken diese Vorfeldparagraphen rechts- 
empirisch kaum als Grundlage für Verurteilungen, sondern als strafrechtliche Ein- 
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griffsbefugnisse der Polizei für unterschiedliche Formen der Informationserhebung 
(Hausdurchsuchungen, Beschlagnahmen, Abhören von Telefonaten, Postkontrolle 
etc.). 

Organisationswandel: 

Zentralisierung bei gleichzeitiger Binnendifferenzierung — diese Schlagworte gelten 
auch, wenn man die Organisationsveränderungen der Polizei seit 1970 anschaut. Die 
letzten kommunalen Polizeien wurden verstaatlicht, das alte System kleinräumiger 
Revierstrukturen aufgelöst zugunsten größerer Abschnitte - dem damit einhergehen- 
den Informationsverlust sollte begegnet werden durch neue »Informationsspeziali- 
sten«, wie in Berlin etwa die Kontaktbereichsbeamten. 

Die neuen Technologien hatten für die Organisation aber weitergehende Folgen. So 
läßt sich mit Recht von einer »Taylorisierung« der Polizeiarbeit sprechen — auf der 
Straße der Wachtmeister, der über sein Walky-Talky ohne Unterbrechung an der Na- 
belschnur zentraler Führungsstellen hängt, dessen Entscheidungsfreiräume dement- 
sprechend erheblich abgenommen haben — während in Einsatz- und Lagezentren ent- 
schieden wird, wie »vor Ort« einzuschreiten sei. 

Weitere Elemente der Organisationsreform sind die Herausnahme der Polizei aus den 
Organisationsstrukuren der allgemeinen Innenverwaltung und die Bildung vielfälti- 
ger Sondereinheiten (MEKs, SEKs etc., Ausbau von Stabsstellen, Vereinheitlichung 
der Organisationsstrukturen zwischen den Bundesländern, Trennung von Ausbil- 
dungs- und Einsatzeinheiten bei der Bereitschaftspolizei). 

Lagebilder, Feindbilder, Sicherheitsanalysen: 

Im Übergang zu den siebziger Jahren haben diepolitisch und sozial klaren Feindbilder 
von Polizei und Geheimdiensten aus den 50er und 60er Jahren als Reaktion auf die 
neuen politischen Protestbewegungen an Kontur verloren. 

Dies hat bis heute erhebliche Konfusion in den Apparaten erzeugt und das Bedürfnis 
nach mehr Informationen und Informationskapillaren der Sicherheitsapparate kräftig 
miterzeugt. Verändert hat sich aber auch das traditionelle Normal- versus Ausnahme- 
lage-Denken, das sich auch in entsprechenden Organisationsformen wiederspiegelte: 
BGS und BePo fungieren als Apparate der Ausnahmelage, »Schupos für den Alltag«. 
In der sicherheitspolitischen Perzeption der Entwicklung in den siebziger und acht- 
ziger Jahren haben sich Normal- und Ausnahmelage verwoben, ist die politische Krise 
und Gefährdung als alltägliche Drohung, die nun auch im Alltag aufzufinden und der 
daher bereits im Alltag zu begegnen ist, begriffen worden. 


Sind die intendierten Ziele des Strukturwandels der Sicherheitsapparate 
erreicht worden? 


Derin den siebziger Jahren begonnene Strukturwandel der Apparate und Formen »in- 
nerer Sicherheitswahrung« ist heute weitgehend abgeschlossen. Die Notstandsge- 
setze 1968 waren die »Wasserscheide« zwischen einer mit ihnen abgeschlossenen 
Entwicklung, der Restauration der deutschen Polizei, und dem Beginn einer neuen, 
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die sich um Begriffe wie »Prävention« kristallisierte. Die jetzt vorliegenden »Sicher- 
heitsgesetze« legalisieren zwar ebenfalls nur eine Entwicklung, die ihnen auf Ebene 
der Repressions-hardware und neuer »Sicherheitsstrategien« vorausging. Diese 
bricht aber nichtab. 

Sichtbar wird heute, daß die Konzepte und Paroien, die am Anfang dieses Wandels 
standen, nicht identisch waren und sind mit dem Ergebnis. Zwar ist die Polizeireform 
keine Reformruine geblieben, die Erwartungen der Denker und Lenker dieser Reform 
haben sich gleichwohl nicht erfüllt: eine sich aus traditionellen starren, militärischen 
und bürokratischen Formen lösende Polizei zu schaffen, die nicht mehr nur auf Breig- 
nisse reagiert, die nicht mehr gesteuert ist durch Intuition, sondern durch methodisch 
gewonnenes Wissen, und die deshalb fähig sein sollte zu Diagnose und Prävention 
»gesellschaftsschädlichen« Verhaltens. Dies offenbart sich an einer ganzen Palette 
von Problemen: 

Im Umgang mit Demonstrationen hat die Polizei sich sicherlich von alten militäri- 
schen Formen befreit. Sie hat eingesehen, daß ihr Gegenüber nicht eine zum Aufstand 
bereite oder durch »von Osten eindringende staatenlose Ausländer« zu verführende 
Arbeiterklasse ist. Die Instrumente und auch die innerpolizeilichen Diskussionen um 
neue soziale Bewegungen sind gemünzt auf zivile Protestgruppen und nicht mehr auf 
die aus Weimar überlieferten Schemata, die bis Ende der sechziger Jahre Ideologie, 
Übungen und Praxis der Polizei prägten. Trotzdem war und ist die Polizei (einschl. 
VfS) nicht in der Lage, neue Protestformen angemessen zu verstehen oder gar zu an- 
tizipieren. Die Polizei hat bis Anfang der 80er Jahre dem Phantom der K-Gruppen 
nachgejagt. Rädelsführertheorien wurden zwar modernisiert, sind aber in neuer Form 
-im Umgang mit den Autonomen etwa — erhalten geblieben. Die Vorstellung etwa, 
durch entsprechende Datenverarbeitungsvorgänge den Kern der »reisenden Gewalt- 
täter« zu ermitteln, legt beredtes Zeugnis hiervon ab. Gruppierungen ohne feste Ideo- 
logien und organisatorische Begrenzungen zu begreifen, ist die Polizei bisheutenicht 
in der Lage. Ähnliches gilt für den Terrorismus der RAF, der zwar einer der wesent- 
lichen Katalysatoren für die Durchsetzung der Polizeireform gewesen ist, vondem die 
Polizei aber bis heute kein angemessenes Verständnis hat. 

Für den polizeilichen Alltag gilt dies nicht minder. Bis auf wenige Bereiche, wo die 
Polizei eigenständig ermitteln kann, wird die Kriminalitätsbekämpfung nach wie vor 
bis zu 95% durch Anzeigen aus der Bevölkerung gesteuert. Diese Anzeigen, zum 
übergroßen Teil kleine und örtlich gebundene Kriminalität und Streitigkeiten zwi- 
schen Bürgern betreffend, haben ın den letzten 15 Jahren erheblich zugenommen. Sie 
füllen nicht mehr nur nutzloses Aktenpapier, sondern mittlerweile den Speicherplatz 
polizeilicher Dateien. Die Fähigkeit zur Bewertung dieser Informationen ist demge- 
genüber durch die polizeiliche Zentralisierung und die zum großen Teil nur forma- 
tierte Erfassung dieser Daten erheblich gesunken. Vor allem die Kriminalpolizei weiß 
so gut wie nichts über die lokalen sozialen Bedingungen, aus denen heraus sich Klein- 
kriminalität und Streitigkeiten entwickeln. Die Daten werden damit kontextlos und 
uninterpretierbar. 

Zur Prävention, zur Planung der »Inneren Sicherheit« fehlt der Polizei nach wie vor 


Ild Falco Werkentin 


eine Theorie. Der Versuch, alte polizeiliche Arbeitsideologien in die ADV-Konstruk- 
tion zu übertragen, ist ebenfalls fehlgeschlagen. Erkennbar ist dies am Fehlschlag der 
modus-operandi-Dateien, die von der Vorstellung ausgingen, daß sich die Täter un- 
aufgeklärter Straftaten durch einen Vergleich mit der »Handschrift« bekannter Straf- 
täter ermitteln ließen. Seit dem Ende des Großversuchs der Straftaten-/Straftäter- 
Datei im Jahre 1981 ist deshalb ein massiver Streit innerhalb der Polizei über das Per- 
severanzproblem ausgebrochen. 

Das neue elektronische Instrumentarium hat die Polizei also ganz und gar nicht dia- 
gnosefähig werden lassen. Die Euphorie, mit der in den siebziger Jahren Präventions- 
ansprüche verkündet wurden, ist spätestens mit Beginn der achtziger Jahre ver- 
schwunden. Der Anspruch aber, Kriminalitätsentwicklung diagnostizieren zu kön- 
nen, die »Sicherheitslage planen« zu können, ist nicht aufgegeben worden, mit der 
Konsequenz, daß immer mehr Datenzugänge und Instrumente gefordert werden. Die 
Diskussion um verdeckte Ermittlungstätigkeit — begonnen ab etwa 1980 — weist die- 
selben Hoffnungen auf, die zu Beginn der siebziger Jahre an das Instrument der Da- 
tenverarbeitung geknüpft wurden, obwohl es sich bei diesem »neuen« Instrumen- 
tarium eigentlich um eines derältesten (und undemokratischsten) der Polizei handelt. 
Die Reform der Polizei hat zwar nicht die erwarteten Ergebnisse gezeitigt, war aber 
gleichwohl keineswegs folgenlos. 

Der polizeiliche Umgang mit Demonstrationen ist erheblich flexibler geworden, als 
das bei traditionellen militaristischen Methoden möglich gewesen wäre. Gewalt wird 
in dosierter Form eingesetzt, wobei das Kriterium der Dosierung nicht in erster Linie 
der entgegengebrachte Widerstand ist, sondern ein politisches Kalkül, das in den Ein- 
satzformen selbst zum Ausdruck kommt — von Gewerkschaftlern besetzte Werften 
werden anders geräumt als besetzte gewerkschaftseigene Häuser. Auch bei harten 
Einsatzformen, wie sie in Wackersdorf oder Kreuzberg dominieren, fällt die Polizei 
nicht in militärische Doktrinen der 50er und 60er Jahre zurück. Einsätze werden nicht 
nur mit dem Hinweis auf das Recht legitimiert. Die Polizei bezieht die Rechtfertigung 
gegenüber den Medien selbst mit ein und versucht die Berichterstattung zu beeinflus- 
sen. Straßenschlachten werden nicht mehr nur auf der Straße, sondern auch im Fern- 
sehen ausgefochten. Die Politisierung der polizeilichen Einsatzformen, die Dosie- 
rung des Gewalteinsatzes führen aber nicht dazu, daß der politischen Führung mehr 
Raum geschaffen wird zur Suche nach einer politischen Lösung, sondern dazu, daß 
außerparlamentarischen Bewegungen über einen langen Zeitraum hinweg margina- 
lisiert werden. 

Auch im Alltag ist die Polizei, dank der schnellen Verfügbarkeit von Informationen 
und dank der bürokratisch effizienteren zentralisierten Organisation, flexibler gewor- 
den. Die ADV hataußerdem Handlungsformen geschaffen, die mit traditionellen Me- 
thoden nie denkbar gewesen wären. Allen voran die Kontrollstellen, bei der den Kon- 
trollierten heute nicht mehr nur ein einzelner Beamter mit seinen mehr oder weniger 
begründeten Vorurteilen, seinem Instinkt, gegenübersteht, sondern das gesamte in 
einer Datei angehäufte Wissen. 

NichtnurdieKontrollstellen, 1977 noch unter großen politischen Kontroversen durch 
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den Bundestag gebracht (Razziengesetz), sind heute geschluckt. Niemand wundert 
sich mehr, an Grenzen oder auch im Inland von der Polizei angehalten und kontrolliert 
zu werden. Die Aufgeregtheit des Deutschen Herbstes, der u.a. die Einführung neuer 
technischer Verfahren und ihre gesetzliche Absegnung brachte, ist gewichen. Sowohl 
die Bürger als auch die Polizei haben sich an verdachtsunabhängige Kontrollen an 
Kontrollstellen gewöhnt. Verfahren, die zunächst nur auf die Bekämpfung des Terro- 
rismus gemünzt schienen, sind geblieben und verallgemeinert worden. 

Am Beispiel der Kontrollstellen zeigt sich aber eine wesentliche Veränderung im Ver- 
hältnis zwischen Bürger und Polizei: Verdächtig ist nicht mehr nur ein einzelner, 
gegen denein konkreter Verdacht vorliegt oder der einer insgesamt verdächtigten Per- 
sonengruppe angehört (Kommunisten, Prostituierte...). Verdächtig sind zunächst alle 
und erst der Akt der Kontrolle kann — bis zur nächsten Kontrolle — den Bürger ver- 
dachtsfrei machen. 

So wenig also die intendierten diagnostischen Fähigkeiten der Polizei gewachsen 
sind, so sehr ist doch ihre Macht gestiegen. Sie verfügt nicht nur über das Monopol 
legitimer physischer Gewalt, sondern zugleich über das Nahezu-Monopol legitimer 
und durchsetzbarer Definitionen sozialer Wirklichkeit. Schmerzhaft ist aber auch der 
Schlag auf den falsch ausgewählten Kopf. 


»Die Krise schafft das Kapital - Der Sozialismus steht wie Stahl« - revised? 


Dies sind Zeilen eines Liedes, das ich als Kind am 1. Mai jeden Jahres beim zwei- 
maligen Abmarschieren der Lenin-Allee, der kurzen Hauptstraße meines Geburts- 
ortes, abzusingen hatte. 

In vierzig Jahren bundesrepublikanischer Entwicklung hat sich das kapitalistische 
Gesellschaftssystem und die ihm entsprechende politische Ordnung, der bürgerliche 
Verfassungsstaat, politisch als nahezu ultrastabil erwiesen. Und dies gilt nicht nur für 
die BRD, sondern gleichermaßen für andere westeuropäische kapitalistische Länder. 
Mit Panzer-Stahl mußte nur in sozialistischen Ländern, in der DDR, in Ungarn, Polen 
und der Tschechoslowakei akut das politische System geschützt werden. 

Gewiß gilt auch, daß weder in der Bundesrepublik, noch in England, Frankreich oder 
Italien es unmittelbar die staatlichen Gewaltapparate waren, aus deren Existenz und 
Wirken sich die politische Stabilität der letzten vierzig Jahre begründen ließe. 

Was erklärt also die hier skizzierte unentwegte Rüstung nach Innen, die die Geschich- 
te der Bundesrepublik von Beginn an begleitete? War es mehr als die autistische Angst 
der diesen Prozeß lenkenden Politiker, die aus sozialer Blindheit »über«-gerüstet ha- 
ben, wie es Dieter Senghaas vor Jahren schon für den militärischen Rüstungswahn be- 
hauptete? Istes das Ergebnis einer sich verselbständigenden Bürokratie, die aus einer 
Mischung von Organisationsegoismus und erfolgreicher Lobbypolitik ständig wach- 
sen konnte? Oder ist es doch der »Fall der Profitrate«, wie Unentwegte auch heute 
noch ableiten, der zur Dynamik innerer Rüstung führte (vgl. Dähne 1986)? 

Gewiß, die den Prozeß steuernden politischen Akteure wie die polizeilichen Denker 
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und Lenker haben von Beginn der Bundesrepublik an, ja schon in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit, wie gezeigt, mit der Angst vor der großen Krise gelebt. Im Beschwö- 
ren der Krise zeigten sie genauso eine deutliche Gemeinsamkeit mit Linksintellektu- 
ellen wie in der Treffsicherheit, mit der Fehlprognosen verkündet wurden. Wortkräf- 
tig haben beide Seiten jeweils die kommenden Krisen angekündigt. Als wirkungsvoll 
erwies sich allerdings nur die Bestimmungsmacht der polizeilichen Akteure. Moch- 
ten auch ihre Krisenprognosen sich immer wieder als falsch erweisen, so wurden sie 
gleichwohl die argumentative Grundlage für den kontinuierlichen inneren Rüstungs- 
wahn. 

Gilt aber wenigstens, daß »seit 1968 die Krise nun allgegenwärtig ist«, wie Norman 
Paech es formuliert und ähnlich Hirsch im »Sicherheitsstaat« (Paech 1986, Hirsch 
1980)? Reichen als Beleg für das akute Ausmaß die Bedrohungsszenarien heutiger 
Polizisten und Sicherheits-Politiker aus, mit denen in linken Publikationen gern be- 
weisführend argumentiert wird? Merkwürdig, da den Männern im grünen Rock an- 
sonsten doch kein Wort geglaubt wird. 

Begründet als weiterer Beleg der Krise das unübersehbare Ausmaß innerstaatlicher 
Rüstung die Krisenthese? Nur: Gegen welche sozial bestimmbaren Akteure richtet 
sich dieser innere Rüstungswahn? Es können doch wohl kaum die paar »Autonomen« 
sein. Oder gehen Fragen nach objektiven Ursachen und Bedingungen, die den Vor- 
stellungen und Handlungen der Akteure im »Sicherheitsgeschäft« unterliegen könn- 
ten und dementsprechend ihren Handlungen auch einen objektiven Sinn geben, in der 
neuen Unübersichtlichkeit überhaupt unter? 

Schließlich, wie läßtsich der Formwandel innerer Sicherheitswahrung-undnichtnur 
der pure Ausbau traditioneller Instrumente wie in den 50er Jahren - seit Beginn der 
siebziger Jahre analytisch triftig bestimmen, will man sich nicht nur auf die Selbstin- 
terpretation der Akteure verlassen? Und zu guter Letzt: welche Wirkungen hat dieser 
Rüstungswahn auf die Bereitschaft zur offenen politischen Opposition? Haben wir 
nicht seit 20 Jahren eine relativ kontinuierlich sich meldende außerparlamentarische 
Oppositionsbewegung, ungeachtet des Ausbaus der Apparate und einer Gesetzge- 
bungsflut, die darauf zielt, politische Harıdlungsräume von Oppositionsbewegungen 
einzuengen? 

Fragen über Fragen also, die vielleicht doch noch die wissenschaftliche Begierde der 
PROKLA-Leser und -Leserinnen wecken - so wäre zu hoffen. 


PRPRNE Br 


Anmerkungen 


I Die Ausnahme ist eine 1974 von W.D. Narr initiierte Arbeitsgruppe, die sich seit dieser Zeit 
kontinuierlich der innerstaatlichen Gewalt- und Überwachungsapparate angenommen hat, siehe Wer- 
kentin 1984, Busch et al. 1985, Funk 1986 und die seit 1978 laufend erscheinende Zeitschrift »Bür- 
gerrechte & Polizei (CILIP)«. 

Der Kompleitierung wegen ist anzumerken, daß auch in der bundesdeutschen zeitgsschichtlichen 

Literatur und Forschung die Polizei ausgespart geblieben ist, von der eigenen Arbeit (Werkentin 

1984) und einem Forschungsprojekt in Hamburg zur Lokalgeschichte der Polizei (Steiuborn 1988) 

abgesehen. 

3 Inder sowjetischen Besatzungszone wurde umgekehrt von vornherein eine zentralisierte Polize} auf- 
gebaut und an diesem Punkt unter Bruch des Potsdamer Abkommens ab 1947 kasernierte Polizeiver- 
bände als Vorstufe zur Volksarmee installiert - Ausdruck der »Weitsicht der Partei«, wie es in der 
DDR-Militärgeschichtsschreibung heute heißt. 

4 Eine tabellarische Übersicht über die Manöver-Szenarien von BePo und BGS zwischen 195 1-1970 
in Werkentin 1984, S. 211 ff. 
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Bodo Zeuner 
Gewerkschaften und intellektuelle Linke in 40 Jahren 
Bundesrepublik — Impressionen und Anmerkungen 


Zusammenfassung: Bodo Zeuner konstatiert eine neue Qualität im Verhältnis von 
Gewerkschaften und linken Intellektuellen und die Chance zur verstärkten Zusam- 
menarbeit. Nach dem Scheitern des gemeinsamen Protestes von Gewerkschaften und 
der Studentenbewegung gegen die Notstandsgesetze im Mai 1968 war das fragile 
Bündnis gescheitert. Während die Gewerkschaften zum bundesrepublikanischen All- 
tag zurückkehrten, sahen Teile der Studentenschaft die BRD auf dem direkten Weg 
zurück zum Faschismus. Die Hoffnung auf die im Prinzip revolutionäre Potenz der 
Arbeiterklasse war Grundlage sowohl der »seminaristischen« Hinwendung der Stu- 
denten zu »den Arbeitern«, als auch der aus der APO entstehenden K-Gruppen. Seit- 
dem haben Gewerkschaften und Intellektuelle hinzugelernt: Gewerkschaften, daß die 
Krisendiagnosen der marxistischen Intellektuellen so falsch nicht waren, die Intellek- 
tuellen, daß nur Einmischung ohne Besserwisserei und Stellvertretertum politische 
Kooperation ermöglicht. 


Wer über Intellektuelle und Arbeiterbewegung in Deutschland nachdenkt, hat sich zu 
allererst zu vergegenwärtigen, daß die Arbeiterbewegung zwar stets große Hoffnun- 
gen auf die Wissenschaft setzte, aber die real existierende Wissenschaft und Akade- 
mikerschaft als Teil, ja als besonders effektives Instrument, der Gegenseite erfuhr. 
Studenten von heute waren die Chefs von morgen. Universitäten waren vor 1933 
Hochburgen der Deutschnationalen, die Studentenschaft folgte den Nazis früher als 
das »Volk« und erst recht als die Arbeiter. Es gab in Weimar keine Intellektuellen- 
bewegung zur Verteidigung der bürgerlichen oder sozialen Demokratie, es gab in 
Deutschland keine Tradition der auf der Seite der Unterdrückten politisch wirksam 
eingreifenden Intellektuellen wie in Frankreich mindestens seit Emile Zola. Es gab 
folglich auch nur geringe Erfahrungen mit gemeinsamem antifaschistischen Wider- 
stand von Arbeitern und Intellektuellen, Erfahrungen wie sie für die italienische und 
französische Linke nach 1945 prägend wurden. 

Die Intellektuellenfeindlichkeit der westdeutschen Arbeiterschaft und ihrer Gewerk- 
schaften, von der im folgenden zuweilen die Rede sein wird, beruht auf historischen 
Erfahrungen, selbst dort, wo diese Erfahrungen gar nicht mehr bewußt sind. 

Vom 20. bis 22. Juni 1988 veranstaltete die IG Metall ein tarifpolitisches Diskussions- 
forum, das der Vorbereitung ihres Zukunftskongresses diente. Eingeladen war ein 
großer Teil der linken und marxistischen Gewerkschaftskritiker der letzten 20 Jahre, 
das Thema hieß: »Strukturwandel: Chancen und Gefahren für solidarische Tarifpo- 
litik«, und in der Einladung wurden die Teilnehmer mit Brecht ironisch ermuntert, 
»eine Liste der Fragen aufzustellen, die uns gänzlich ungelöst erscheinen«. Solche 
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Fragen wurden zwar präsentiert — Gibt es den »neuen Arbeitnehmertyp« (Horst 
Kern)? Können Gewerkschaften Individualisierungstendenzen positiv aufgreifen 
(Helmut Dubiel/Otto Jacobi)? Warum nicht ein Tarifvertrag über Vollzeitarbeit für 
alle — mit Teilzeitarbeit als geregeltem partiellem Freistellungsanspruch (Heide 
Pfarr)? — aber es gab keine Frontbildung zwischen den intellektuellen Kritikern und 
den Vertretern der Organisation. 

Die Wissenschaftler reklamierten für sich keinen prinzipiellen Vorsprung an Gesell- 
schaftserkenntnis, und ein »Wir haben es schon immer gewußt!« kam ihnen selbst 
dann nicht über die Lippen, wenn es nahelag — etwa bei der Wiederentdeckung be- 
triebsnaher Tarifpolitik durch einige IG-Metall-Sprecher. Diese wiederum ließen 
nichts von früherer Kritikempfindlichkeit erkennen, nicht einmal die Argumenta- 
tionsfigur vom praxisfernen Theoretiker wurde bemüht. 

Vielleicht gibt dieser Eindruck mehr als nur einen atmosphärischen Wandel wieder. 
Es könnte ja sein, daß linke Intellektuelle einige Gewißheiten verloren und gewerk- 
schaftliche Praktiker einige Verunsicherungen gewonnen haben. Ein »Strukturwan- 
del« also auch in den gegenseitigen Beziehungen, vielleicht sogar eine einmalige 


- Chance zur Entkrampfung eines in 40 Jahren Bundesrepublik stets prekären Verhält- 


nisses? 

Die Gewerkschaftsbewegung und die Arbeiterparteien hatten in Deutschland stets 
ihre organischen Intellektuellen, aber eine eigenständige, zu demokratischem Bünd- 
nis fähige Intelligenzschicht stand ihr vor 1933 nicht zur Seite. Das war nach Kriegs- 
ende nicht wesentlich anders. Hinzu kam, daß ein großer Teil der aus Emigration oder 
Verfolgung zurückkehrenden kommunistischen und sozialistischen Intellektuellen 
sich mindestens anfangs dem Projekt eines neuen, anderen Deutschlands in der SBZ/ 
DDR verschrieb. In den Westzonen waren daher die Sozialdemokratie und die mit 
alliierter Hilfe unter SPD-Dominanz wieder aufgebauten Gewerkschaften besser mit 
organischen Intellektuellen ausgestattet als die Kommunisten. Die SPD vermochte 
bis Anfang der 50er Jahre auch Strömungen für einen »Dritten Weg« zwischen Sta- 
linismus und Kapitalismus einzubinden: Versuche einer linkssozialistischen Formie- 
rung blieben bedeutungslos und wurden immer wieder zwischen den in der BRD 
innenpolitisch formierten Fronten des Kalten Krieges zerrieben. Noch 1962 klagt 
Peter v. Oertzen beredt-resigniert über die »bedrückende Lage der deutschen sozia- 
listischen Linken«, möchte sich die »trübsinnig stimmende Schilderung unserer 
Zersplitterung, der allgemeinen Desorientierung« ersparen. (Brock 1973, S. 26). 
Die Gewerkschaften konnten in der Phase ihrer Neuordnungspläne den Bedarf an 
programmatischem Vordenken durchaus aus den eigenen Reihen decken. Prominen- 
testes Beispiel ist Viktor Agartz, der anfangs für die SPD, später für den DGB Grund- 
züge sozialistischer Wirtschaftspolitik und ein politisches, gegen Klassenkooperation 
gerichtetes Konzept der expansiven Lohnpolitik formulierte, jeweils unter großem 
Applaus von Partei- und Gewerkschaftstagen. Der Beifall, vor allem der auf dem 
Frankfurter DGB-Kongreß 1954, war aber kein Zeichen von Einfluß. Ein Jahr später 
konnte der Linke Agartz auf Druck der CDU-Gewerkschafter mittels einer Intrige aus 
dem Wirtschaftswissenschaftlichen Institut des DGB entlassen werden, ohne daß sich 
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bei den Linken innerhalb oder außerhalb der Gewerkschaften Widerstand regte. 
Vielleicht war Agartz zu sehr Einzelkämpfer, zu wenig um Verankerung und Haus- 
nacht bemüht. Aber selbst dieser Fehler wäre kein rein persönlicher, sondern zeit- 
typisch für die 50er Jahre. Die DGB-Gewerkschaften in der Adenauer-Zeit hatten Be- 
darf an deutenden, nicht aber an eingreifenden Intellektuellen, die den Prozeß des 
Sich-Einfügens in die bundesrepublikanische Wirtschafts- und Politik-Ordnung 
ernsthaft hätten stören können. Und einen Verbund sozialistischer Intellektueller, der 
Agartz auch von außen hätte stützen Können, wie 30 Jahre später, als das WSI den 
Technologie-Kritiker Ulrich Briefs feuern wollte, gab es damals nicht. 
Erste Ansätze zu einer Intellektuellenbewegung als politischer Kraft bildeten sich 
neben den Gewerkschaften, wenn auch in partiellem Bündnis mit ihnen. Die Bewe- 
gungen gegen die Remilitarisierung und die Atombewaffnung der Bundeswehr 
wurden maßgeblich von etablierten Intellektuellen, vor allem den Berufsgruppen ge- 
sellschaftlich anerkannter Sinndeuter wie Theologen und Professoren, geprägt. Diese 
Gruppen waren von der Arbeiterbewegung ideologisch weit entfernt, wie schon ihre 
Diktion zeigt: »Wir wenden uns besonders an die Gewerkschaften als größte berufs- 
ständische Organisation. Die Gewerkschaften sind politisch neutral ...« formulierten 
44 Professoren 1958 in einem Aufruf zum Protest gegen die Atomrüstuug. Der ge- 
meinsame Protest kam zustande: SPD und DGB setzten sich an die Spitze der Bewe- 
gung, um sie freilich bald zu kanalisieren und versickern zu lassen. Diese Aktion hatte 
weitgehenden, aber nicht vollständigen Erfolg: Die Ostermarschbewegung, getragen 
von linken Gewerkschaftern, Sozialisten, Kommunisten und moralisch motivierten 
Intellektuellen überlebte, schuf Kommunikationsstrukturen, in denen sich die außer- 
parlamentarische Opposition der späten 60er Jahre vorbereitete. 
Die ersten praktischen Bündnisse von Gewerkschaftern und Intellektuellen, vor allem 
auch Studenten, die dabei entstanden, waren zwar für die politische Sozialisation 
beider Gruppen wichtig — H.G. Lang berichtet z.B. davon (Lang 1978, S. 14) —, sie 
hatten aber mit der offiziellen Politik der Organisation nichts zu tun. SPD und Ge- 
werkschaften bevorzugten als Deuter und Eingreifer solche Intellektuelle, die auf 
keynesianischen Klassenkompromiß setzten (oder diesen auch noch mit Klassenver- 
söhnung verwechselten) wie Ludwig Rosenberg und Karl Schiller. Godesberger 
(1959) und Düsseldorfer (1963) Programm von SPD und DGB besiegelten die An- 
erkennung nicht nur der politischen, sondern auch derökonomischen Grundlagen der 
BRD. Aber im Verhältnis zu linken Intellektuellen gab es einen markanten Unter- 
schied zwischen der Partei und einem Teil der Gewerkschaften. Die SPD leistete sich 
mit dem administrativen Herauswurf des SDS und seiner Unterstützer 1960/61 eine 
Amputation ihres kritischen Nachwuchses und großer Teile ihres linksintellektuellen 
Umfeldes. Aufdem Weg zur Regierungsbeteiligung und zum Einbruch in neue Wäh- 
lerschichten erschienen sozialistische Intellektuelle der Parteiführung um Wehner nur 
als Störfaktor. In den Vorständen und Vorstandsverwaltungen einiger Gewerkschaf- 
ten dagegen, vor allem der IG Metall, gab es Personen, die ihre eigene linkssoziali- 
stische Vergangenheit (etwa SAP am Ende der Weimarer Republik) nicht verdrängt 
hatten, der Entwicklung der SPD zur klassenverleugnenden »Volkspartei« (dies 
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Modell war ja ohnehin für Gewerkschaften wegen ihres realen Klassenbezugs nicht 

direkt kopierbar) skeptisch gegenüberstanden und kraft eigener Macht dem Wehner- 

schen Säuberungskurs widerstehen konnten. In Frankfurt, wo IG Metall und SDS ihre 

Vorstände hatten, intensivierten sich die Kontakte gerade nach dem SPD-Unverein- 

barkeitsbeschluß. Es entstanden Gesprächskreise von Intellektuellen und Gewerk- 

schaftern, die z.B. die Zeitschrift »express international« herausgaben und eine der 

Keimzellen der Anti-Notstandsbewegung wurden (Voigt 1978, S. 57). 

Diese Bewegung, die sich später mit der Studentenrevolte verband und in dieser auch 

ihr Ende fand, zeigte eine neue Qualität im Verhältnis von Gewerkschaften und linken 

Intellektuellen. 

— Es war nicht mehr das Nebeneinander von »Bündnispartnern«, die sich, wie die 
Pastoren, Naturwissenschaftler und Gewerkschaftssekretäre der Anti-Atomtod- 
Bewegung der 50er Jahre in die Angelegenheiten der anderen nicht einmischten. 
Sondern es kamen Intellektuelle, die ihre Arbeit auf die Bedürfnisse der Arbeiter 
abstimmen wollten, mit Gewerkschaftern zusammen, die die verfassungsrechtli- 
chen Grundlagen ihrer Handlungsfähigkeit bedroht sahen und zur Analyse, auch 
der juristischen Details, dieser Bedrohung auf Intellektuelle angewiesen waren 
(Seifert 1978, S. 49). 

— Das Thema, die-vom ursprünglichen Schröder-Entwurf (»Stunde der Exekutive«) 
bis zum 1968 verabschiedeten Paket vielfach veränderten und durch den Druck der 
Bewegung auch entschärften — Notstandsgesetze, betraf den Alltag von Intellek- 
tuellen und Gewerkschaftern viel direkter als die nur abstrakt vorstellbare atomare 

"Vernichtungsgefahr: Es ging um Einschränk ungen des Streikrechts, um Dienstver- 
pflichtungen, um Pressezensur, um Einsatz der Bundeswehr im Innern etc. 

— Esgab-ansatzweise-eine eigene Intellektuellenopposition gegen die Notstands- 
gesetze, die aus eigener Betroffenheit und aus eigener Kraft an den Universitäten 
und im Medien- und Kulturbetrieb Gewicht gewann und der es gelang, durch 
genaue Analyse der Regierungspläne Widersprüche im Demokratieverständnis 
der Herrschenden öffentlich zu machen. 

— Esgabeinen Dissens zwischen den Mehrheiten und Führungen der SPDei nerseits, 
die den Notstandsgesetzen als Ausweis ihrer Staatstreue zustimmen wollte, und 
den DGB-Gewerkschaften andererseits, die diese Gesetze bis zum Schluß ablehn- 
ten. Dies war eine strategisch für linke Intellektuelle günstige Lage: Sie haten in 
den Gewerkschaften einen Bündnispartner, der sich durch Beschlußlage festge- 
legt hatte, mit ihnen ein gleiches Ziel zu verfol gen, so daß der sozialdemokratische 
Disziplinierungsdurchgriff an diesem Punkt gegen sie nicht möglich war. 

Die Anti-Notstands-Bewegung mündete in die Studentenbewegung von 1967/68, 

wurde von ihrüberrollt, umfunktioniert, überhöht, verstärkt, gefährdet, adacta gelegt, 

verdrängt, zerstört. Es ließen sich noch weitere Verben finden, die das komplizierte 

Verhältnis dieser Bewegungen ebenfalls in irgendeinem Aspekt zutreffend beschrei- 

ben. Jedenfalls: Die APO war eine Intellektuellenbewe gung ganz anderer Artals die- 

jenige, die sich mit kritischen Gewerkschaftern gegen die Notstandsgesetze verbün- 
det hatte. 
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Man kann das an einem nur scheinbar geographischen Sachverhalt festmachen: 
Ausgangspunkt der neuen Bewegung war nicht Frankfurt, sondern Berlin-West, mit 
seiner anti-linken, auch und gerade von den örtlichen Gewerkschaften getragenen 
Frontstadtkultur einerseits, seiner Attraktion für das elterliche Nest flüchtende Stu- 
denten andererseits. Was sich hier als neue kulturrevolutionäre Bewegung in Eskala- 
tionsprozessen mit einem verbaldemokratischen »Establishment« herausbildete, war 
der Intention nach antiautoritär und internationalistisch — letzteres übrigens auch 
gefördert durch den genius loci: In Berlin waren die in Vietnam ihr idealisiertes 
Gesicht verlierenden USA als »Schutzmacht« präsent, und fast jeder von den USA 
gestützte Diktator der Dritten Welt von Tschombe& bis zum Schah stattete irgendwann 
einen Pflichtbesuch an der Mauer ab: Demonstrationen eines »Freie-Welt«-Verständ- 
nisses, das Demonstrationen hervorrief. 

Die Berliner Gewerkschaften standen der neuen Bewegung aggressiv und feindlich 
gegenüber. Im Februar 1968 rief der örtliche DGB zu einer Kundgebung der Nor- 
malberliner gegen die linken Demonstranten auf, an deren Rande sich ein unbeteilig- 
ter Passant, der Rudi Dutschke ähnlich sah, vor Lynchdrohungen des Volkszorns in 
Polizeigewahrsam flüchten mußte. Aber auch bundesweithatte diese neue moralisch- 
existentiell motivierte Opposition mit den Gewerkschaften, deren Führungen sie dem 
Herrschaftssystem zurechnete, nichts zu tun — und mit ihr konnten die Gewerkschaf- 
ten auch nichts anfangen. Es war eine sich radikalisierende Bewegung von intellek- 
tuellen citoyens, darunter nicht wenigen bourgeois-Kindern. 

Die Arbeiterklasse wurde im Zuge des Selbstaufklärungsprozesses dieser Bewegung 
als Abstraktum entdeckt: als historisch notwendiges revolutionäres Subjekt, das, 
möglichst im Bündnis mit den Befreiungsbewegungen der Dritten Welt, die als Kern 
des Übels erkannten Grundstrukturen des imperialistischen Kapitalismus aus den 
Angeln zu heben hat. 

1968 fiel der Höhepunkt der Studentenbewegung (Dutschke- Attentat, Osterunruhen) 
fast zusammen mit dem Höhepunkt und Ende des Anti-Notstands-Kampfes: Ende 
Mai verabschiedete die Zwei-Drittel-Mehrheit der Großen Koalition im Bundestag 
trötz des massenhaften Protestes von Intellektuellen und Gewerkschaftern die demo- 
kratiebedrohenden Gesetze — und die Gewerkschaften stellten sich, wie fast immer in 
ihrer Geschichte, auf den Standpunkt des Legalismus: Gegen ein von der demokra- 
tisch legitimierten Volksvertretung beschlossenes Gesetz werde man nicht streiken. 
Dies war das Ende des schon vorher brüchig gewordenen* punktuellen Bündnisses 
von APO und Gewerkschaften. 

Es wurden entgegengesetzte Logiken politischen Handelns sichtbar: 


»Die Protestbewegung berief sich auf die erfolgreichen Aktionen. Diese Kampferfahrung führte zu einer 
Ungebrochenheit und einer - wie sich zeigte — unrealistischen Überschätzung der eigenen Möglichkeiten. 
Die durch viele Kämpfe und auch Niederlagen gegangenen Gewerkschafter waren solcher Ungebrochen- 
heit gegenüber skeptisch.« (Seifert, S. 54) j 


* In Frankfurt z.B. wurde die Koalition der Notstandsgegner aus Alt-SDSlern, Metallen und Iinken 
Sozialdemokraten schon nach den Österunruhen durch die neuen SDS-Aktivisten um Hans-Jürgen Krahl, 
denen SPD und Gewerkschaften als Teil des Repressionsapparats galten, gesprengt (s. Voigt, S. 60 £.). 
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Die Niederlage im Anti-Notstandskampf wurde von den Bündnispartnern nichtmehr 
gemeinsam verarbeitet. Für die Gewerkschaftsführung war der Mai 1968 gar keine 
historische Niederlage, sondern eher eine der vielen Zurückweisungen ihrer Forde- 
rungen durch widrige Parlamentsmehrheiten, mit denen man zu leben gelernt hatte. 
Im übrigen hatte man ja die Notstandsgesetze tatsächlich entschärft, am Ende also 
durch Druck einen unbefriedigenden Kompromiß erreicht, wie er auch sonst zum 
Alltagder Gewerkschaftspolitik gehört. Und schließlich war man der Regierungskoa- 
lition, die die Notstandsgesetze durchgesetzt hatte, mindestens der Wirtschaftspolitik 
des Sozialdemokraten Schiller, in der Konzertierten Aktion kooperativ verbunden. 
Für die Studentenbewegung war die Niederlage eine Katastrophe. Zum ersten Mal 
war die junge Bewegung an harte Grenzen ihrer politischen Durchsetzungskraft ge- 
stoßen. Schlimmer noch: Viele erlagen der Autosuggestion und glaubten, was vorher 
unbedacht-agitatorisch verkündet worden war, daß nämlich mit der Verabschiedung 
der Notstandsgesetze (häufige Propaganda-Abkürzung: NS-Gesetze) die Demokra- 
tie beendet, ja der Faschismus ausgebrochen sei. Radikales strategisches Umdenken 
der Bewegung war angesagt, aber für eine gründliche Analyse der Realität fehlte die 
Muße: Bewegungen stehen, solange sie diesen Namen verdienen, unter Zeitdruck. 
Das erste Ergebnis dieser kurzschlüssigen Reflexionen war die Abwendung von den 
organisatorischen Vertretungen der Arbeiterbewegung: SPD- und DGB-Führung 
hatten ja nun den Beweis erbracht, daß sie im Zweifelsfall dem Interesse der Herr- 
schenden folgen. — Nur der zur sich neukonstituierenden DKP neigende Teil der APO 
vollzog diese Schlußfolgerung nicht mit. 

Da aber die neu gewonnene sozialistische Identität nicht aufgegeben werden Konnte, 
mußte die Hoffnung auf die im Prinzip revolutionäre Potenz der Arbeiterklasse be- 
wahrt werden, ja es galt, das abstrakt Erkannte jetzt aus eigener Kraft an den traditio- 
nellen Organisationen vorbei ins Werk zu setzen. Die »proletatrische Wende« der 
Studentenbewegung war die sich selbst überschätzende Zuspitzung einer Abstraktion 
zur Praxis. 

Darin war die Möglichkeit zum Wahn angelegt, aber 1968/69 gab es tatsächlich reale 
Anhaltspunkte für neue autonome Bewegungen der Arbeiterklasse. Im Pariser Mai 68 
hatten sich Studenten und Arbeiter zu einer fast erfolgreichen antigaullistischen Mas- 
senbewegung verbündet. Daß de Gaulle mit Polizei und Parlamentswahlen diese Be- 
wegung relativ leicht auseinandertreiben konnte, wurde in Deutschland eher als Epi- 
sode gewertet. Der italienische heiße Herbst 1969, wiederum getragen von Arbeitern 
und Studenten, führte tatsächlich zu einer neuen Machtposition. der italienischen 
Arbeiterklasse und zu basisorientierten Veränderungen der Gewerkschaftsstrukturen. 
Und in der BRD streikten im September 1969 immerhin 150000 Arbeiter füregalitäre 
Lohnerhöhungen, ohne die Gewerkschaftsführung vorher zu fragen. 

Es war auch nicht falsch, darin einen wachsenden Selbstvertretungsanspruch einer 
auch in der BRD klassenbewußter und aktionsfreudiger gewordenen Gewerkschafts- 
basis und auch einen Protest gegen die kooperative Politik der Gewerkschaftsführun- 
gen zu sehen (die ihre einkommenspolitische Zurückhaltung dann auch relativ 
prompt modifizierten). Falsch war nur, daß die Zerfallsgruppen der sich ab Mai 68 
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zersplitternden Studentenbewegung in den autonomen Aktionen der Arbeiter immer 
nur die eine Seite, das zur Entfaltung fähige, ja zur Entfaltung bestimmte, Samenkorm 
zu sehen vermochten und dieses Korn solange verklärt anschauten, bis sie glaubten, 
es sei selber schon die Frucht. Samen heißt auf lateinisch semen, und auch in diesem, 
wörtlichen, Sinne war die Hinwendung der Studentenbewegung zu »den Arbeitern« 
seminaristisch. 

Was bei dieser Sichtweise vernachlässigt wurde, ist die Möglichkeit, daß es auch 
anders sein kann und daß sich eine dialektische Entwicklung, auch die der Klassen- 
konfrontation, nicht nach einem Schema imıner höherer Aufschwünge, etwä der 
Klassenmacht, vollziehen muß, daß »die Herrschenden«, denenman ja 1968 sogar die 
sofortige Einführung eines »Faschismus« zutraute, im entwickelten Kapitalismus der 
BRD eine Vielzahl von Möglichkeiten der Pazifizierung besitzen, daß der Kapitalis- 
mus kein stinkender Leichnam ist, sondern flexible Stabilität auch in Krisen zeigt, daß 
die Imperialismustheorie genau zu nehmen ist und wirklich ein realer Interessenun- 
terschied zwischen der Arbeiterklasse der Metropolen und der in ihrer Subsistenz be- 
drohten Bevölkerung der Peripherie besteht -- daß mithin also Rückschläge der eige- 
nen als richtig erkannten und geförderten gesellschaftlichen Entwicklungstendenz 
gerade in einer aufkapitalistische Ökonomie gegründeten Gesellschaftsformation er- 
wartbar, ja daß sie die Normalität sind und daß sie deshalb auch die eigene Identität 
ais Sozialisten und Marxisten nicht umstoßen müssen. 

Die aus der APO entwaächsenen Avantgardegruppen, die als K-Parteien die Arbei- 
terklasse anführen wollen, waren Prototypen dieser Unvorbereitetheit auf Enttäu- 
schungen. 

Aber auch die nicht-dogmatischen linken Gruppen, die einen Bezug zur Arbeiter- 
klasse suchten, hatten Entwicklungsmodelle im Kopf, die ihre Fähigkeit, Enttäu- 
schungen zu verarbeiten, beeinträchtigen konnten. Das gilt nicht für alle von ihnen 
und längst nicht für alle, die in dieser Zeitschrift — heißt sie übrigens eigentlich 
»PROKL.A« oder doch noch »Probleme des Klassenkampfs«, man sehe genau auf 
das Deckblatt und seine Innenseite!? — Gewerkschaftsanalyse oder politisch-ökono- 
mische Analyse im — vorgestellten oder realen — Zusammenhang der Arbeiterbewe- 
gung betrieben haben. Aber immerhin galt für viele von uns auch, daß wir auf die 
Krise »setzten« — z.B. die weltweite Krise der kapitalistischen Akkumulation, die 
Krise der an Prosperität gebundenen Mechanismen der SPD-Bindung der Gewerk- 
schaften und ihrer Basis, die Krise des fordistischen Regulierungsmodells, die Krise 
des Sozialstaats, die Krise der Verpflichtungsfähigkeit der Gewerkschaftsführungen 
gegenüber ihrer rebellischer werdenden Mitgliederbasis, die Krise der Gewerk- 
schaftsorganisation durch entweder prosperitätsinduzierten (1960) oder eben krisen- 
indizierten (1980) Mitglieder- und Nachwuchsrückgang etc. All diese Krisenanaly- 
sen, die ja für sich genommen durchaus zutreffend und genau waren, lebten politisch 
von einer mindestens latenten Verelendungshoffnung: Je schlimmer es wird, um so 
größer die Hoffnung auf eine grundlegende Wende zum Besseren. Ich will als Bei- 
spiel ınich selber als gewerkschaftsanalytischen PROKLA -Autor anführen: In PRO- 
KLA 26/1978 schrieb ich einen Aufsatz über die SPD-Bindung der DGB-Gewerk- 
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schaften und behauptete darin, daß das Fortdauern dieser Bindung, obwohl die key- 
nesianische, Klasseninteressen ausgleichende Globalsteuerung längst erkennbar ge- 
scheitert sei, einen »erklärungsbedürftigen Befund« darstelle. Ich habe dann einige‘ 
Erklärungen, auch historische, angeboten, und bin bei der Hypothese einer spezi- 
fisch deutschen, generalisierten Staatsfixierung der Arbeiterbewegung gelandet. Ich 
finde diese Erklärung auch heute noch nicht falsch, aber ich frage mich, ob ich nicht 
den deutschen Sonderfall dramatisiert und übertrieben und dabei die Langsamkeit 
historischer Prozesse unterschätzt habe. War es denn wirklich so verwunderlich, daß 
die DGB-Gewerkschaften auch dann noch zur SPD hielten, als das Schmidtsche Kri- 
senrnanagement immer mehr auf ihre Kosten ging? Daß sie zum Umdenken aus der 
heilen Welteines globalgesteuerten Kapitalismus des Karl Schiller zur Realität eines 
krisenhaften Kapitalismus lange Zeit brauchten? Und daß ihnen ihre folgegewohnte 
Basis nicht so schnell die Treue aufkündigte, wie dies den materiellen Interessen 
entsprochen hätte? 
Diese Unterschätzung des Zeitbedarfs von Lernprozessen war nur eine Variante jener 
in den 70er Jahren in der sich neu etablierenden marxistisch-sozialwissenschaftlichen 
Intelligenz allgemein geteilten Hoffnung auf sich verschärfende Klassenauseinan- 
dersetzungen als Folge kapitalistischer Krisen. Die Gewerkschaftskritik und Ge- 
werkschaftsanalyse linker Intellektueller in den 70er und frühen 80er Jahren blieb von 
dieser Verschärfungs-Hoffnung geprägt, wie verschieden sie auch immer deren ma- 
terielle Grundlagen im Produktionsprozeß und deren Vermittlung zum Bewußtsein 
begrifflich faßte. Intellektuelle Gewerkschaftskritik beruhte auf einem Grundimuster, 
zu dem folgende Elemente gehörten: 

— Annahme eines Gegensatzes von Führung und - mindestens den aktiven oder po- 
tentiell aktiven Teilen der — Mitgliederbasis, 

— Propagierung und Unterstützung einzelner betrieblicher Kämpfe als — wie auch 
immer auf Grund der je besonderen Bedingungen relativiertes — Vorbild, 

— Vorwurf einer falschen oder unzureichenden Einsicht der Gewerkschaftsführun- 
genin die Gesetzmäßigkeiten kapitalistischer Akkumulation und indie begrenzten 
Interventions- und Regulierungsmöglichkeiten des (SPD-regierten) Staates, 

— Annahme eines Zusammenbruchs bestimniter Regulationsmodi der Arbeitsbezie- 
hungen nach dem Scheitern des Keynesianismus und dem Ausbruch der Massen- 
arbeitslosigkeit, und, damit verbunden, 

— Annahme einer daraus folgenden Krise derbisherigen Strukturen der industriellen 
Beziehungen und der gewerkschaftlichen Interessenvertretung, wobei das Modell 
des heißen Herbstes in Italien — trotz ausführlicher Analyse der Andersartigkeit 
dortiger Bedingungen — mehr oder weniger ausgesprochen als Orientierung für 
das auch in der BRD Mögliche diente. 

Es wäre abgeschmackt, sich im Nachhinein über diese Art von Gewerkschaftsanalyse 

zu erheben, zumal die Elemente dieses Grundmusters im einzelnen durchaus auf 

treffenden Analysen und realen Erfahrungen von Teilen der westdeutschen Arbeiter- 
klasse beruhten, in. die Bildungsarbeit eingingen und vielen aktiven Gewerkschaftern 
brauchbare Interpretationen und Orientierungen ihres Handelns ermöglichten. — Mir 
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geht es hier mehr um die subjektive Seite der Angelegenheit in den Köpfen der sich 
Gewerkschaften als »Gegenmacht«, als realem Ausdruck des Abstraktums » Arbeiter- 
klasse« kritisch zuordnenden Intellektuellen, mir gehtes also um die » Verschärfungs- 
Hoffnung«, die dieses analytische Grundmuster motivational zusammenhielt. Diese 
Hoffnung mußte angesichts der sich in der BRD entwickelnden Realität aufgegeben 
werden. 

Zwischen 1974 und 1984 wurden Erfahrungen gemacht, die fast alle gewerkschafts- 
nahen Intellektuellen zum Umdenken zwangen: Ausbleiben von Massenkämpfen 
trotz steigender struktureller Arbeitslosigkeit, bzw. gerade wegen des Drucks der Re- 
servearmee; Entwicklung einer auch Teile der Arbeiterschaft einbeziehenden neo- 
konservativen Hegemonie in Großbritannien, den USA und der BRD; das Scheitern 
eines Regierungssozialismus auf Nationalstaatsebene in Frankreich und das Ende der 
Klassenmacht in Italien; die strategische Ratlosigkeit aller sich auf die Arbeiterklasse 
beziehenden Linken angesichts weltmarkt-induzierter Umstrukturierungsprozesse 
der westdeutschen Ökonomie und Gesellschaft; die mit dieser Umstrukturierung ein- 
hergehende zunehmende Differenzierung der abhängig Arbeitenden. 

Nach alledem war ein Modell, das von einer tendenziell Kampfbereiten, durch eine — 
SPD-gebundene oder in Sozialpartnerschaftsillusionen befangene - Gewerkschafts- 
führung gebremsten Basis ausging, nicht mehr tragfähig, jedenfalls wenn es die 
dominierenden Tendenzen und Probleme der Gewerkschaften zu analysieren galt. 
Zudem zeigte sich, daß die spezifisch deutschen Errungenschaften eines über hun- 
dertjährigen staatszentrierten Reformismus samt aller Verrechtlichung im internatio- 
nalen Vergleich durchaus nicht schlecht abschnitten, wenn es um die Milderung der 
Krisenfolgen für die Beschäftigten ging. Aufgrund ihres hohen Institutionalisierungs- 
grades waren die westdeutschen Gewerkschaften nicht so einfach politisch zu margi- 
nalisieren oder zu paralysieren wie die einst bewunderten kämpferischen Vorbilder in 
Großbritannien und auch in Italien. 

Hinzu kam, daß mit dem Ökologieproblem und den neuen sozialen Bewegungen 
neue gesellschaftliche Widersprüche und neue politische Widerstandspotentiale 
entstanden, die die Identifikation von Intellektuellen mit einer »real existierenden« 
oder gedachten Arbeiterbewegung nachhaltig untergruben. Das Eintreten der DGB- 
Gewerkschaften für die Atomenergie (bis zur Tendenzwende nach Tschernoby]), 
am radikalsten bei der von Betriebsräten der Energieunternehmen initiierten Dort- 
munder Kundgebung von DGB, IG Metall, IG Bau, IG Chemie und ÖTV im No- 
vember 1977, löste eine Gewerkschaftskritik aus, die zu grundlegenderen Konse- 
quenzen führte, als etwa die frühere an ihrer einkommenspolitischen Kooperation: 
Gewerkschaften — und zwar Führung wie der überwiegende Teil ihrer Basis — er- 
schienen nicht mehr einfach als »Sozialpartner«, sondern als Partner eines produkti- 
vistischen Wachstumsbündnisses mit Kapital und Staat, das die Zerstörung der Le- 
bensgrundlagen betreibt. Das Vertrauen der Arbeiterbewegung, gerade auch der 
marxistischen, in den Fortschritt der Produktivkräfte wurde ebenso dem Zweifel 
ausgesetzt wie die traditionelle Vorstellung, daß die »objektiven« Interessen der Ar- 


beiterklasse mit den gesamtgesellschaftlichen Emanzipationsinteressen prinzipiell 
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identisch seien. Dieser Zweifel mindestens an der Führungsrolle des historischen 

Subjekts Proletariat wurde gleichzeitig durch Theorie und Praxis der neuen Frauen- 

bewegung verstärkt. 

Diese und andere Erfahrungen, z.B. die Enttäuschungen über Vorbilder in kommuni- 

stisch regierten Staaten, führten dazu, daß mit der Krise des Kapitalismus auch eine 

Krise des Marxismus, der in der Bundesrepublik in besonderer Weise ein intellek- 

tuell-akademischer war (Blanke 1979) ausbrach — und selbstverständlich damit auch 

eine Krise der linken Gewerkschaftskritik. Diese Krise führte zu ganz unterschiedli- 
chen Ergebnissen: 

— Ein Teil der westdeutschen Intellektuellen nahm »Abschied vom Proletariat«, 
setzte auf neue soziale Bewegungen als neues historisches Subjekt. 

— Noch weiter gingen diejenigen, die auch Abschied vonder Kapitalismuskritik nah- 
men und im Einklang mit den Neokonservativen »den Markt« als Regulierungs- 
instrument wiederentdeckten (etwa Ökolibertäre und einige grüne Realos). 

— Andere halten an Hoffnungen auf eine Revitalisierung des Keynesianismus nach 
dem absehbaren ökonomischen Scheitern der Angebotsökonomie fest. 

— Von den hauptberuflich mit Gewerkschaftsforschung befaßten akademischen In- 
tellektuellen verschrieben sich einige, enttäuscht über die ungeahnte Stabilitätund 
Anpassungsfähigkeit der bundesdeutschen industrial relations, systemtheoreti- 
schen Ansätzen, nach denen es auf Handeln und Intentionen der Akteure kaum 
noch ankommt, jedenfalls nicht im Bereich der Auseinandersetzungen zwischen 
Lohnarbeit und Kapital. 

— Schließlich versuchen einige, mit mehr Realismus und Skepsis als in den 70er und 
frühen 80er Jahren, sich an der Formulierung gewerkschaftlicher Strategien zu 
beteiligen. 

Für die letztgenannte Tendenz einerrealistischen und vielfältigen Kooperation stehen 

jedenfalls bei denjenigen Gewerkschaften die Chancen nicht schlecht, die seit 1984 

für die 35-Stunden-Woche kämpfen und nicht, wie die IG Chemie, einen subalternen 

Branchen-Korporatismus pflegen. Denn die von linken Intellektuellen analysierte 

»Krise der Gewerkschaften hat ja tatsächlich stattgefunden und ist von vielen DGB- 

Gewerkschaften durchaus produktiv bearbeitet worden, wenn auch langsamer und in 

anderen Formen, als intellektuelle Kritiker gefordert haben: 

— Alle Gewerkschaften professionalisierten und akademisierten ihre Apparate, was 
sie unbefangener auf wissenschaftliche Beratung zurückgreifen ließ und die tradi- 
tionelle Intellektuellenfeindlichkeitminderte. Habitus- und Kulturschranken wur- 
den dadurch niedriger, Forderungen an eine »arbeitnehmerorientierte« Wissen- 
schaft selbstbewußter. (Dabei überwiegt weiterhin eine instrumentelle Haltung 
der wissenschaftlichen Erkenntnistätigkeit gegenüber, gegen die sich gerade mit 
Gewerkschaften kooperierende oder in deren Auftrag forschende Wissenschaftler 
zuweilen zu wehrenhaben-etwa wenn UT nach Beschluß- 
lagen vorprogrammiert werden sollen.) 


— Inhaltlich wird der umfassende Charakter der gegenwärtigen NR 


len Restrukturierung — »Strukturwandel« war das Leitwort des anfangs geschil- 
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derten IG-Metall-Forums — anerkannt: Es wird also gesehen, daß es sich nicht 
einfach um eine zyklische Verwertungskrise sondern um einen Wandel des Pro- 
duktionsproözesses, der Beschäftigungsstruktur und der gewerkschaftlichen und 
politischen Vertretungsform handelt. Folglich ist der Bedarf an Reflexion, Unter- 
suchung und Beratung vielfältig: Es geht zugleich um Produktpolitik, um neue 
Spaltungen der Beschäftigten, um Weltmarktbeziehungen, um neue arbeitsrecht- 
liche Ideen, um die Zukunft der Erwerbsarbeit und um einen Individualisierungs- 
tendenzen adäquaten neuen Begriff von Solidarität. 

— Derdeutende - wenn auch möglichstnichteingreifende - Intellektuelle wurde von 
den Gewerkschaften schon immer in der Bildungsarbeit gebraucht; auch dieser 
Bedarf - etwa die Nachfrage nach studentischen Teamern in der gewerkschaftli- 
chen Jugendbildung - nimmt in einer Situation nicht ab, in der die materielle Lage 
des/der Lohnabhängigen immer weniger für sich selber spricht, sondern nur im 
Zusammenhang mit Interpretationen zu erkanntem Interesse führt. 

— Die--im einzelnen in der Industriesoziologie nach wie vor umstrittenen — Verände- 
rungen der Beschäftigtenstruktur legen jedenfalls eine »Intellektualisierung« der 
künftigen gewerkschaftlichen Organisationspraxis nahe: Ein nicht unerheblicher 
Teil der in Zukunft nachgefragten Arbeitskraft wird sich durch hohe allgemeine 
Qualifikation und einen im Produktionsprozeß nicht befriedigten Partizipations- 
bedarf, der von den Gewerkschaften aufgegriffen werden könnte, auszeichnen. 

— Die strategisch wichtigste Konsequenz, die ein Teil der DGB-Gewerkschaften aus 

der Krise zog, war der Kampf um die Wochenarbeitszeitverkürzung. Nach Inhalt 
und Form schuf diese Strategie neue Möglichkeiten der Kooperation mit Intellek- 
tuellen: Inhaltlich ging es jedenfalls der Intention nach um einen Akt der Solida- 
rität über die Stammbelegschaften hinaus, zugleich stellen sich mit realer Durch- 
setzung der Arbeitszeitverkürzung neue Probleme einer Gewerkschaftspolitik für 
die nicht arbeitsgebundene Zeit; die Form der Durchsetzung erforderte über den 
klassischen Arbeitskampf hinaus ein breites Bündnis mit neuen sozialen Bewe- 
gungen und Meinungsmultiplikatoren. 
Der 84er-Streik von IG Metall und IG Druck und Papier hat neue Perspektiven des 
Verhältnisses von Gewerkschaften und linken Intellektuellen geöffnet, die freilich 
von vielen derim Jahrzehnt zuvor von den Gewerkschaften enttäuschten Nachfah- 
ren der Studentenbewegung gar nicht mehr wahrgenommen wurden. 

Diese Faktoren, die bei vielen-nichtallen- DGB-Gewerkschaften ein neues Verhält- 

nis zu linken Intellektuellen fördern, lassen immerhin hoffen, daß der anfangs anläß- 

lich des IG-Metall-Forums konstatierte atmosphärische Wandel vielleicht die Chance 
für eine neue Art der Beziehung signalisiert - eine Beziehung, die freilich schwer mit 
den gängigen, geschichtsgeladenen Begriffen zu fassen ist. Immerhin haben beide 

Seiten gelernt: 

— Gewerkschaften, daß die Krisenprognosen linker Intellektueller so falsch nicht 
waren und daß sie für ihre eigene Strategiefindung ohne die Analysen und die Un- 
terstützung kritischer Intellektueller schwerlich auskommen; 

— Linke, vor allem marxistische Intellektuelle, daß auch ihre zutreffenden ökonomi- 
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schen Analysen weder die Massen ergriffen haben, noch eine bestimmte, richtige 
Praxis der Gewerkschaften in der Krise begründen konnten; 

— Gewerkschafter, daß der Klassengegensatz, wie die Linken immer gesagt hatten, 
im Kapitalismus weiterhin grundlegend ist; 

— linke Intellektuelle, daß der Klassengegensatz einer von mehreren Widersprüchen 
dieser Gesellschaftsformation ist und daß der Weg zu einer neuen, emanzipierten 
Gesellschaft nicht über den Klassenkampf allein führen kann. 

In diesen Lernprozeß sind historische Veränderungen der westdeutschen Intelligenz 
eingegangen, die der Studentenbewegung und der - durch sie vorangetriebenen - so- 
zialdemokratisch-gewerkschaftlichen Bildungspolitik zu verdanken sind: Die Stu- 
dentenbewegung hat — was immer über sie nach 20 Jahren weiterhin kontrovers ist — 
mindestens eines erreicht: Das politische Klima an den deutschen Universitäten ist 
trotz konservativer Professorenmehrheiten nicht mehr rechts, also demokratie- und 
gewerkschaftsfeindlich bestimmt. Durch Bewegungs- und Gewerkschaftsdruck war 
eine Reform des Bildungssystems möglich, die einen über die Bedürfnisse des kapi- 
talistischen Beschäftigungssystems hinausgehenden Qualifikationsüberschuß und 
damit auch einen Überschuß an demokratisch-partizipatorischen Erwartungen pro- 
duziert hat und immer noch produziert. 

Diese neue Intelligenzschicht tritt den Gewerkschaften anders gegenüber und stellt 

für sie andere Probleme als das traditionelle deutsche Akademikertum: Es geht für die 

Gewerkschaften einerseits darum, diese Gruppen zu organisieren, schon um ihr Ab- 

gleiten in rechte Deklassierungs-Mentalität zu verhindern. Aber diese neue Schicht 

hat seit 1967/68 auch eigene Intellektuellenbewegungen hervorgebracht, die sich 
zwar als kurzatmiger, aber kurzfristig eben auch als politisch wirksamer erwiesen als 
die Gewerkschaften. Es gebt also für die Gewerkschaften andererseits um Möglich- 
keiten eines Bündnisses mit diesen neuen Bewegungen. Für Deutschland ist seit 

1967/68 eben auch neu, daß Intellektuelle/Studenten UbernaUpt in der Lage waren, 

eigenständig politische Kraft zu entfalten. 

Zurück zu den Chancen einer künftigen möglichen Beziehung zwischen Gewerk- 

schaften und linken Intellektuellen. Die sozialstrukturellen Veränderungen in der 

Mitgliederbasis der Gewerkschaften und in der Intelligenzschicht und die beschrie- 

benen Lernprozesse könnten dazu führen, daß sich, mindestens für einige Jahre, aus 

denen dann neu zu lernen wäre, eine pluralitäre Kooperation bei gegenseitiger Kritik 
und Einmischung ohne Besserwisserei und Stellvertretertum entwickelt. Pluralitär 

(nicht pluralistisch im Sinne der Konkurrenz organisierter Interessen) hieße legitime 

Vielfalt schon der Beziehungsformen: Von der Auftragsforschung über den Koope- 

rationsvertrag, den Wissenschaftsladen, das Bündnis von Organisationen bis hin zum 

Ortskartell, das auch für Nicht-Mitglieder offen ist. 

Kritik und Einmischung müssen schon deshalb sein, weil Intellektuellengruppen und 

Gewerkschafter es mit den gleichen Problemen und Personen zu tun haben: Soll etwa 

ein Intellektuellenprojekt, das sich auf arbeitnehmerorientierte Betriebsratsberatung 

bei Rationalisierungen spezialisiert hat, in Schweigen ausbrechen, wenn es mitseinen 

Ratschlägen eine veränderte Politik der Gewerkschaft im Betrieb zu fördern in Gefahr 
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gerät? Soll etwa ein/eine für Hochschulen zuständige Sekretär/in der ÖTV oder der 
GEW bei Entscheidungen über die Inhalte universitärer Forschung und Lehre Zu- 
rückhaltung üben und sich auf die gesetzlich gesicherte Zuständigkeit für den Inter- 
essenschutz des Personals beschränken? Die Kompetenzabgrenzungen, die vom ge- 
gebenen Recht gesetzt sind, wären noch einmal im Dialog von Gewerkschaftern und 
Intellektuellen auf ihre praktische Nützlichkeit zu überprüfen. 

Die Grenzen von legitimer Kritik und Einmischung bezeichne ich mit Besserwisserei 
und Stellvertretertum, und diese Begriffe bedürfen nach allem Gesagten auch nicht 
mehr der Erläuterung, außer vielleicht folgender: Es gab neben der ableitungsmarkxi- 
stischen Besserwisserei auch eine der Gewerkschaftsapparate und ihrer »organi- 
schen« Intellektuellen, und die sah so aus, daß z.B. die Ökologiebewegung als »klein- 
bürgerlich« und »perspektivlos« eingestuft wurde. 

Nach 40 Jahren innerlinker Konfrontation und Ausgrenzung bietetsich vielleichtheu- 
te wirklich die Chance einer neuen Zusammenarbeit zwischen Teilen der DGB-Ge- 
werkschaften und Teilen der aus der Studentenbewegung hervorgegangenen intellek- 
tuellen Linken - auf der Basis einer inner-linken Bescheidenheit, um gegenüber dem 
Kapital gemeinsam unbescheiden sein zu können. 
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Christoph Scherrer 

Der »Social Structure of Accumulation«-Ansatz: Ein 
Interpretationsmodell des Aufstiegs und Niedergangs der 
U.S. Okonomie 


Zusammenfassung: Es wird der Versuch einiger sog. »radikaler« politischer Ökono- 
men in den USA vorgestellt, »Lange Wellen« der Kapitalakkumulation konflikttheo- 
retisch zu interpretieren. Aus den Annahmen, daß sich die Profitabilität des Kapitals 
in der Auseinandersetzung zwischen Arbeit, Staat und Ausland entscheidet, und die 
Investitionsneigung des Kapitals von sicheren Erwartungen abhängt, wird die Not- 
wendigkeit von institutionellen Kompromissen, den sozialen Strukturen der Akku- 
mulation, abgeleitet. Deren Dauerhaftigkeit bestimme die Länge eines Aufschwungs. 
Dieser Erklärungsansatz ist jedoch wenig überzeugend, da das Verhältnis von Struk- 
turen und Kräfteverhältnissen ebenso ungeklärt bleibt wie die Kausalbeziehungen, 
die der regressionsanalytischen Operationalisierung der zentralen qualitativen Ein- 
flüsse auf die Profitrate zugrunde liegen. 


An einer Erklärung der Stagnationstendenzen der U.S. Ökonomie seit Ende der 60er 
Jahre haben sich schon viele Theorieschulen versucht. In einschlägigen Untersuchun- 
gen wird insbesondere auf das stagnierende Produktivitätswachstum hingewiesen 
(repräsentativ: Denison 1979). In ihrer Mehrzahl führen empirische Studien —- wenn 
auch mit unterschiedlicher Gewichtung — die im internationalen Vergleich bemer- 
kenswerte Produktivitätsschwäche auf das verlangsamte Wachstum des Kapitalstok- 
kes, der Kapitalintensität und des technischen Fortschritts zurück (siehe Übersicht 
von Wolff 1985). Diesen regressionsanalytischen Studien, die auf eine Ursachenana- 
Iyse weitgehend verzichten, stehen innerhalb der mainstream-Ökonomie qualitativ 
ausgerichtete Analysen gegenüber, die auf je einzelne ausgewählte Faktoren, wie z.B. 
zu hohe Kapitalkosten, zu hohe Lohnkosten und zu kurzfristige Gewinnorientierung 
abzielen (vgl. Young 1985, Eckstein u.a. 1984, Hayes/Abernathy 1980). 

Aus der Mitte der seit 1968 bestehenden »Union for Radical Political Economics« 
(URPE)! ist, neben diesen überwiegend orthodoxen Interpretationen, in den letzten 
Jahren eine radikale, marxistisch gefärbte Konkurrenz entstanden. Vor allem die Ar- 
beiten von Bowles, David Gordon and Thomas Weisskopf (kurz: BGW)? haben den 
Anspruch, die Dynamik der US-Nachkriegsökonomie auf gesellschaftliche Faktoren 
zurückführen zu können. In gewisser Verwandtschaft zu Theorien der langen Wellen 
und Akkumulationsphasen, wie sie beispielsweise von Mandel (1983) oder der fran- 
zösischen Regulationsschule (Lipietz 1985) formuliert werden, gehen diese Autoren 
davon aus, daß die Akkumulationsdynamik des Kapitalismus von einer jeweils do- 
minanten »Social Structure of Accumulation« (SSA) geprägt wird. 
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Interessant sind die SSA-Autoren insbesondere deshalb, weil ihre Vorgehensweise 
nur sehr begrenzt mit europäischen polit-ökonomischen Forschungsrichtungen ver- 
wandt ist. Zum einen wird das Spannungsverhältnis von »Ökonomie« und »Politik« 
radikaler als in anderen phasentheoretischen Überlegungen zugunsten Letzterer auf- 
gelöst. Andererseits bemühen sich die SSA-Autoren, ihre Hypothesen empirisch zu 
überprüfen. Anstelle des illustrativen Gebrauches von statistischem Datenmaterial 
versuchen die SSA-Analytiker, qualitative Veränderungen quantitativ für ein elabo- 
riertes Modell der multi-variablen Regressionsanalyse zu operationalisieren. 


Auf dem Weg zur Phasentheorie 


Die in den 60er Jahren durch Bürgerrechts- und Anti-Vietnamkriegsbewegung 
politisierten radikalen Wirtschaftswissenschaftler hatten sich zunächst auf die Ankla- 
ge und Aufarbeitung der offensichtlichen Auswüchse des zeitgenössischen Kapita- 
lismus konzentriert.” Dabei konnten sie auf keine entwickelte marxistische polit- 
ökonomische Tradition rekurrieren* und waren vielleicht deshalb offener gegenüber 
Fragen, die sich aus klassenunspezifischen Formen der Unterdrückung, wie Rassis- 
mus und Sexismus, ergaben. Diese Fragen rückten gesellschaftliche Konflikte und 
Machtstrukturen in den Mittelpunkt ihrer ökonomischen Untersuchung, während bei 
Baran und Sweezy, den »Vätern« der US-amerikanischen Politökonomie, der Mono- 
polcharakter der US-Ökonomie und die Tendenz zur Unterkonsumtion als krisenge- 
nerierendes Element im Zentrum der Analysen gestanden hatten.’ 

Den Einstieg der radicals in die phasentheoretische Debatte markiert ein Aufsatz von 
David Gordon (1980), in dem er die bis dato gängigen »langen Wellen«-Theorien 
kritisch beleuchtete und zwei eigene Hypothesen zur Erklärung zyklischer Akkumu- 
lationsdynamik entwickelte. In seiner ersten Hypothese postulierte er, daßeine rasche 
Kapitalakkumulation einer relativ sicheren sozialen und ökonomischen Umwelt 
bedarf (Gordon 1980, S. 12). Die Stabilität einer Gesellschaftsformation basiert nach 
Gordon auf institutionellen Geflechten von funktionierenden Arbeitsmärkten bis hin 
zu verläßlichen Zulieferbeziehungen, die zusammen eine Social Structure of Accu- 
mulation (SSA) bilden (Gordon 1980, S. 12-17). Analog zum Produktzyklus sind 
diese sozialen Akkumulationsstrukturen einem Zyklus von Aufstieg und Niedergang 
unterworfen, wobei der Erosionsprozeß als Folge der Entfaltung von inneren Wider- 
sprüchen der SSA und einer allgemeinen Stagnation der Akkumulation, die sich 
wechselseitig verstärken, begriffen wird (Gordon 1980, S. 20). 

Seine zweite Hypothese zielt auf ein Verständnis von der Dauer einer solchen »langen 
Welle« ab: Der Amortisationszeitraum von Infrastrukturinvestitionen soll die zeitli- 
che Dimension einer Welle bestimmen. Diese Investitionen würden nämlich nicht 
kontinuierlich, sondern jeweils verstärkt in der Phase der Herausbildung einer neuen 
sozialen Struktur der Akkumulation getätigt, da sie das materielle Rückgrat der SSA 
bilden (Gordon 1980, S. 26, 30). 

In ihren weiteren phasentheoretischen Ausführungen haben die radicals die Hypothe- 
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se von den Infrastrukturinvestitionen fallengelassen, vermutlich weil ein Rekurs auf 
die Infrastrukturinvestitionen der Relevanz einer »social structure« für die Dynamik 
einer Akkumulationsphase entgegensteht. Wenn die Erschöpfung der Infrastruktur 
die Dauer einer Phase bestimmt, kann potentiellen Widersprüchen in derSSA nureine 
untergeordnete Bedeutung beigemessen werden. Weiterentwickelt wurde in späteren 
Arbeiten die SSA-Hypothese. Zwei Forschungsstrategien wurden gleichzeitig ver- 
folgt: 

Einerseits orientierten sich die Radicals an den Ergebnissen von Richard Edwards’ 
historischer Studie über die Wandlung der Herrschaftsformen im modernen Produk- 
tionsprozeß (1979), um diese für den SSA-Ansatz fruchtbar zu machen. Dessen 
Periodisierung der Formen betrieblicher Herrschaft wurde verwandt, um die einzel- 
nen SSAs voneinander abzugrenzen und ihnen einen jeweils spezifischen Charakter 
zu verleihen (vgl. Gordon/Edwards/Reich 1982). Im Vordergrund dieser Arbeiten 
steht jedoch die Frage nach den Ursachen für die politische Schwäche der US- 
Arbeiterschaft. Diese wird im expliziten Gegensatz zur Braverman-Tradition aufeine 
Ausdifferenzierung der Arbeitsprozesse und eine Segmentierung der Arbeitsmärkte 
zurückgeführt (vgl. auch Edwards 1985). 

Andererseits wird gegenüber diesen eher historisch und qualitativ angelegten Arbei- 
ten ein Forschungsprogramm verfolgt, das Akkumulationsverläufe mit Hilfe des 
SSA-Ansatzes quantitativ bestimmbar machen soll. In diesen Arbeiten wird das bei 
Gordon ambivalent bestimmte Kausalverhältnis zwischen einer SSA und der Dyna- 
mik der Kapitalakkumulation radikal zugunsten einer konflikttheoretischen Bestim- 
mung aufgelöst. In einem Modell zur Interpretation des Produktivitätswachstums 
rekurrieren BGW ausschließlich auf die Konfliktintensität zwischen Kapital und Ar- 
beit als Erklärungsvariablen (BGW 1982; Gordon 1981). Erst später wurde dieses 
Modell um andere Konfliktdimensionen innerhalb einer SSA, wie beispielsweise 
dem Verteilungskonflikt zwischen Kapital und Staat (vgl. BGW 1986), erweitert. 
Eine gewisse Synthese beider Forschungsrichtungen findet sich in dem Beitrag der 
radicals zur Reindustrialisierungsdebatte in den USA, in dem die Erkenntnisse aus 
dem SSA-Ansatz in ein politisches Reformprogramm umgesetzt wurden (BGW 
1983).° 

Hier sollen vornehmlich neuere Arbeiten des zweiten Forschungsstrangs vorgestellt 
werden, die sich auf eine Interpretation der US-Nachkriegswirtschaft konzentrieren. 


Die Dynamik der »sozialen Struktur der Akkumulation« 


Die Nachkriegsprosperität der USA wird auf eine »soziale Struktur der Akkumula- 
tion« zurückgeführt, die sich aus drei zentralen politischen Kompromissen ableitet. 
In deren Mittelpunkt steht der »Capital-Labor Accord«, durch den die inhärente 
Konflikthaftigkeit der Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit in enge Bahnen 
gelenkt wurde. Die Kapitalseite akzeptierte den Bestand der Gewerkschaften und die 
Beteiligung der Arbeiter an den Produktivitätsfortschritten. Die Arbeiterbewegung 
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stellte ihrerseits die Kapitalistische Kontrolle über Investitionen und den Arbeitspro- 
zeß nicht in Frage. Begleitet wurde dieser »Kapital-Arbeit-Kontrakt« von der Pax 
Americana, die dem US-Kapital Vorteile auf den Märkten für Fertigwaren wie auch 
für Rohstoffe verschaffte, und ihm Zugang zu den günstigsten Produktionsstandorten 
ermöglichte. Schließlich vermittelte sich die Beziehung zwischen dem Kapital und 
den Staatsbürgern primär über staatliche Institutionen und Aktivitäten durch einen 
»Capital-Citizen Accord«, der innerhalb der Grenzen der Belastbarkeit des Kapitals 
eine aktive staatliche Beschäftigungs- und Sozialpolitik vorsah (vgl. BGW 1986, S. 
141-146). 

Die Stagnation und Krisenanfälligkeit der ökonomischen Entwicklung in den USA 
seit Ende der 60er Jahre wird innerhalb dieses Erklärungsmodells auf die Auflösung 
dieser drei SSA-Dimensionen zurückgeführt. Zum großen Teil werden die Auflö- 
sungsprozesse endogen erklärt. Der Erfolg der SSA führte zu einer Verschiebung des 
Kräfteverhältnisses zu Lasten des Kapitals innerhalb des drei-säuligen Nachkriegs- 
kompromisses. So hat beispielsweise die Vollbeschäftigung die Stellung der Arbei- 
terInnen im Betrieb und in der Gesellschaft gestärkt mit der Folge, daß zum einen die 
Arbeiter ihre Leistungsbereitschaft reduzierten und zum anderen einen forcierten 
Ausbau des Sozialstaats durchsetzten. In ähnlicher Weise konnten Rohstoffländer den 
langen Boom in der Weltwirtschaft zur Durchsetzung höherer Preise für ihre Produkte 
nutzen. Schließlich erlaubte der allgemeine Wohlstand die »leistungsfeindliche« Be- 
schäftigung mit »post-materiellen Werten« wie Umweltschutz und Produktsicherheit 
(BGW 1983, S. 91-94). : 

Aufdiese Angriffe hat das Kapital miteiner Gegenoffensive, der »Great Repression«, 
reagiert, die insbesondere die Aufgabe der Vollbeschäftigungspolitik beinhaltete. Die 
Austeritätspolitik des Staates verschärfte den Krisenprozeß, indem über eine geringe 
Kapazitätsauslastung das Produktivitätswachstum verlangsamt und zugleich auch 
die Profite gesenkt wurden (BGW 1986: 147). Die Nachkriegsentwicklung der US- 
Ökonomie ist somit, gemäß dem SSA-Ansatz, zu interpretieren als Ausdruck der 
Entfaltung eines drei-dimensionalen gesellschaftlichen Kompromisses, seiner zu- 
nehmenden Infragestellung von seiten der nicht-kapitalistischen Kräfte und der hefti- 
gen Gegenwehr des Kapitals. 

Die SSA-Vertreter sehen sich selbst in der Tradition der marxistischen K.apitalismus- 
analyse. Die zentralen Analysekategorien sind sowohl die strukturell antagonisti- 
schen Produktionsverhältnisse als auch die Profitrate. Der Akkumulationsprozeß 
wird in Abhängigkeit zur Entwicklung der Profitrate gesehen, die jedoch »im Unter- 
schied zum klassischen Marxismus ohne Rekurs auf die Arbeitswertlehre und deren 
zentrale Begrifflichkeit der organischen Zusammensetzung des Kapitals und der Aus- 
beutungsrate« analysiert wird (Bowles/Edwards 1986, S. 10).’ Anstelle von Werten 
wird mit Preisen argumentiert. Die Profitrate wird darüber hinaus als abhängige 
Variable von Klassenkonflikten in der Tradition des marxistischen »Profit-Squeeze 
Ansatzes« analysiert - zu dem sich die Autoren ausdrücklich bekennen (WBG 1985, 
5. 275). »Profite sind (...) ein Abzug vom Nettoumsatz, die aufgrund der Macht 
entstehen, die die Kapitalistenklasse über andere Wirtschaftssubjekte ausübt« (BGW 
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1986, S. 137; Übersetzung ChS). Zu den ökonomischen Akteuren, diedem Kapitaldie 
Profite streitig machen können, zählen im SSA-Ansatz neben den Lohnabhängigen 
die Handelspartner fremder Länder und der Staat. In allen drei Beziehungen wird der . 
Austausch durch Machtverhältnisse bestimmt: Die konkrete Verausgabung der Ar- 
beitskraft, die terms-of-trade und die Höhe der Steuern sowie ihre Verwendung (BGW 
1986, S. 137). 

Veränderungen im Machtgefüge wirken jedoch nicht nur direkt auf die Profitrate, 
sondern auch und mitunter sogar effektvoller, indirekt. Das Vermittlungsglied besteht 
in der Höhe der gesellschaftlichen Nachfrage und deren Auswirkung auf die Kapazi- 
tätsauslastung. Bekanntlich mindern sinkende Auslastungsgrade wirkungsvoll die 
Profite. 

Diese Verbindung zum Unterkonsumtionstheorem wird von den SSA-Autoren auch 
theoretisch explizit vollzogen (vgl. WBG 1985). Unter Berufung auf Marx werden 
ökonomische Krisen im Kapitalismus darauf zurückgeführt, daß das Kapital entwe- 
der »zu stark« oder »zu schwach« ist. Im Falle der Stärke besteht die Gefahr einer 
Nachfragelücke oder genauer der unvollständigen Realisierung des produzierten 
Mehrwerts. Ist das Kapital »zu schwach«, dann sinkt die Mehrwertrate, und die Pro- 
duktion des Mehrwerts ist gefährdet. »Was als eine Krise der Mehrwertproduktion 
beginnt, wird früher oder später in eine Krise der Mehrwertrealisation übergehen« 
(WGB 1985, S. 260; Übers. ChS). 

Die Proponenten des SSA-Ansatzes begnügen sich jedoch nicht mit einer theoreti- 
schen Ableitung dieser Einflußfaktoren auf die Profitrate, sondern versuchen ihre 
These und die jeweilige Gewichtung dieser Faktoren empirisch nachzuweisen. Dabei 
bedienen sie sich der Methode der multi-variablen Regressionsanalyse. Bei der dazu 
notwendigen Operationalisierung qualitativer Veränderungen in den Machtbeziehun- 
gen der relevanten Akteure leisten die »radicals« wahre Pionierarbeit. So soll bei- 
spielsweise die Dynamik des »Kapital-Arbeit-Kontrakts« durch die Indikatoren »Ko- 
sten des Arbeitsplatzverlustes« und »Ausmaß des Arbeiterwiderstandes« gemessen 
werden. Beide Indices setzen sich wiederum aus verschiedenen Komponenten zu- 
sammen (siehe unten). Die vorgenommenen Modellberechnungen ergaben hoch sig- 
nifikante Einflüsse aller SS A-Variablen auf die Profitrate.® 

Mit dem SSA-Ansatz liegt somit ein Interpretationsmodell der US-Ökonomie vor, 
das Veränderungen der gesellschaftlichen Strukturen und Institutionen als wesentli- 
che Bestimmungsfaktoren anerkennt. 

Kritische Rezensenten der SSA-Literatur verweisen auf eine wachsende Diskrepanz 
zwischen der gemäß der Logik des SSA-Ansatzes zu erwartenden und der tatsächli- 
chen aktuellen Entwicklung in den USA. Ist nämlich die Stagnation der US-Öko- 
nornie durch eine relative Schwäche des Kapitals ausgelöst, dann müßte nach Wie- 
derherstellung traditioneller Kapitalmacht eigentlich eine neue Phase expansiver 
Kapitalakkumulation eintreten (vgl. Moberg 1983).? Diesem Einwand begegnen die 
SSA-Autoren mit dem Konzept der Kosten einer Kapitaloffensive, die hauptsächlich 
in Form von Unterauslastungen der Kapazitäten anfallen (BGW 1986, S. 156). Je 
länger jedoch diese Phase der Restauration dauert, ohne daß sich ein neuer Prosperi- 


136 Christoph Scherrer 


tätszyklus einstellt, desto weniger plausibel erscheint die These von den »konterre- 
volutionären« Kosten. Denn auch die SSA-Autoren beurteilen die Reagan-Konjunk- 
tur skeptisch: Die Profitrate stieg nur geringfügig über das Niveau vorangegangener 
konjunktureller Aufschwungphasen (BGW 1986, S. 156). Dabei berücksichtigen die 
»radicals« nicht einmal die negativen Nebeneffekte der Reaganomics, wie beispiels- 
weise das Ansteigen der Nettoverschuldung und des Handelsbilanzdefizites. 

Diese Abweichungen der Realität von der Logik des SSA-Ansatzes scheinen auf die 
Existenz von Entwicklungsparameter hinzuweisen, die vom SSA-Theorem ungenü- 
gend oder gar nichterfaßt werden. Im folgenden soll deshalb sowohl das theoretische 
FundamentdesSSA-Ansatzes als auch der Realitätsbezug der Modell-Indikatoren im 
Detail untersucht werden. 


Struktur oder Handlung 


In seiner Besprechung des SSA-Ansatzes unterstellt Künzel den Autoren eine inkon- 
sequente Anwendung des propagierten konflikt-theoretischen Interpretationsmo- 
dells, die dazu führe, daß die »ökonomische Krise und die Krise der gesellschaftlichen 
Beziehungen und Institutionen in einem bloßen Korrespondenzverhältnis gesehen 
werden« (1986, S. 102). Diese Kritik erscheint mir deshalb unberechtigt, weil ökono- 
mische Krisen von den SSA-Vertretern explizit auf Verschiebungen der gesellschaft- 
lichen Kräfteverhältnisse zurückgeführt werden. In diesem Sinne kann nicht von 
einem bloßen Korrespondenzverhältnis zwischen ökonomischer Krise und gesell- 
schaftlichen Institutionen gesprochen werden. Widersprüche im SSA-Ansatz sind 
gerade dieser handlungstheoretischen Endogenisierung ökonomischer Krisen ge- 
schuldet. Sie führt zueiner schematischen Behandlung sowohl der Veränderungen der 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse, als auch der Akkumulationsprozesse, die deren 
Formveränderungen unberücksichtigt läßt. 

Indem BGW die Ursachen kapitalistischer Krisen auf die jeweilige relative Stärke 
oder Schwäche des Kapitals reduzieren, unterliegen sie einer tendenziell ahistori- 
schen Sichtweise. Sie verlagern damit den gesetzmäßigen Wellenverlauf des Kapital- 
ismus von einer ökonomischen auf eine gesellschaftlich bestimmte Ebene. Zwar 
gewinnt die Entwicklung des Kapitalismus somit einige Freiheitsgrade gegenüber 
technologisch oder rein ökonomisch begründeten Zyklenabfolgen, aber dieser 
Gewinn bleibt geringfügig aufgrund der endogen bestimmten Verknüpfung von 
Perioden der Schwäche und der Stärke!®. Der Eindruck vom naturwüchsigen Charak- 
ter dieser Krisenabfolge wird zusätzlich dadurch verstärkt, daß die Autoren auf eine 
Spezifizierung der jeweiligen Rahmenbedingungen, unter denen sich das Kräftemes- 
sen der antagonistischen Klassen vollzieht, verzichten. Konkret heißt dies, daß zwar 
die verschiedenen Dimensionen des Nachkriegskompromisses aufgezeigt werden, 
aber die Suche nach Erklärungen für ihre spezifische Ausgestaltung, die über die 
Interessen der Subjekte und ihrer jeweiligen Stärken hinausgeht, unterbleibt. Aber 
auch die Interessen der Akteure werden nicht genauer bestimmt, sondern auf einem 
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hohen Abstraktionsniveau abgehandelt (Arbeiter wollen mehr Lohn, soziale Sicher- 
heit und Autonomie am Arbeitsplatz; Kapitalisten streben höhere Profite und die 
Aufrechterhaltung ihrer Klassenherrschaft an). Das Kräfteverhältnis zwischen den 
verschiedenen Anspruchstellern an das Sozialprodukt wird im wesentlichen als 
Resultat der jeweiligen Marktlagen dieser Kontrahenten interpretiert (BGW 1986, 
5. 140). 

Der status der »social structures« bleibt bei dieser handlungstheoretischen Deutung 
kapitalistischer Entwicklungsdynamik im Unklaren: Wie reproduzieren sich die 
Strukturen, wie strukturieren sie die Handlungsmöglichkeiten der Subjekte, und wie 
erfolgt ihre Transformation? Die SSA-Theoretiker fallen damit hinter ihre Ausfüh- 
rungen zu den betrieblichen Herrschaftsformen zurück. Freilich kennzeichnet auch 
diese Studien ein vager Strukturbegriff: Die einzelnen Institutionen des Klassenkom- 
promisses werden als langfristige Investitionen des Kapitals in die Rahmenbedingun- 
gen des Akkumulationsprozesses angesehen, deren Aufrechterhaltung im Belieben 
des einzelnen Kapitals steht, bzw. in ihrer Fähigkeit zum kollektiven Handeln (Gor- 
don/Edwards/Reich 1982, S. 34 f.). Diese Interpretation von Strukturen läßt offen, 
was denn das Strukturierende an einer »social structure« ist. Die Erklärungen für die 
Ursachen der Ablösung einer SSA durch eine andere schwanken dementsprechend 
auch unreflektiert zwischen Verweisen auf die Unbeweglichkeit der institutionellen 
Arrangements und das Ausbrechen von Arbeiterkämpfen (vgl. ibid., S. 11, 14,26 f.). 
Auch bleiben bei einem solchen ökonomistischen Strukturbegriff sowohl die Sub- 
sumtionsprozesse der lebenden Arbeit unter die große »Maschinerie«, als auch die 
Problematik hegemonialer Konsensbeschaffung ausgeblendet." 

Ähnlich schematisiert bleiben die Überlegungen zur Wirkungsweise der Profitrate 
aufdieAkkumulationsdynamik. Implizit wird von einem direkten Entsprechungsver- 
hältnis zwischen Profitrate und Akkumulationsrate ausgegangen (BGW 19886, S. 
134), so daß der direkte Einfluß des gesellschaftlichen Kräfteverhältnisses auf die 
Akkumulationsdynamik scheinbar nachgewiesen werden kann (via der Bestimmung 
der Profitratenhöhe durch das Kräfteverhältnis zwischen den Klassen). Eine solche 
Entsprechung kann jedoch nur im Trend gelten, da neben der Profitrate auch die 
Akkumulationsquote und die Kreditschöpfungsmöglichkeiten auf die Akkumula- 
tionsrate einwirken (vgl. Krüger 1986, S. 145).'? Die Folge ist eine unzureichende 
Ausdifferenzierung einzelner Krisenverläufe innerhalb des Kapitalismus. 

Die Ursache für die mangelnde Theoretisierung der Rahmenbedingungen gesell- 
schaftlicher Kräfteverhältnisse scheint-in der besonders von Rosdolsky (1969, S. 98 
f.) beklagten Tradition begründet zu sein, vom Gebrauchswert in der Ökonomie 


abzusehen. Obwohl sich die SSA-Autoren gerade hinsichtlich der Ware Arbeitskraft’ 


Verdienste bei der Herausarbeitung ihres Gebrauchswertcharakters erworben ha- 
ben,'? bleiben die Gebrauchswerteigenschaften der Produktionsmittel, soweit sie sich 
nicht auf die Kontrolle der Arbeiter beziehen, unbeleuchtet. Vor allem die Bedeutung 
des Fixkapitals für den Akkumulationsprozeß findet keine Berücksichtigung. So 
werden zwar beispielsweise die Auswirkungen von Kapazitätsauslastungsschwan- 
kungen auf die Profitrate berücksichtigt, aber nicht problematisiert, inwieweit diese 
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von Phase zu Phase differieren können. Solche phasenspezifischen Unterschiede 
können aber nicht ausgeschlossen werden, da die Kapazitätsauslastungseffekte von 
der Umschlagszeit des Fixkapitals und dessen Verhältnis zum zirkulierenden Kapital 
abhängen (ibid. S. 427). Je höher die Kapitalintensität ausfällt, desto stärker wird die 
Profitrate von Maßnahmen zur Nachfragedämpfung belastet. 

Ebenso dürfte das Alter des fixen Kapitalstocks auf die Dynamik territorialer Kapi- 
talakkumulation von Einfluß sein. Nationen miteinem vergleichsweise jüngeren Ka- 
pitalstock verfügen in der Regel über Wettbewerbsvorteile, die sich unabhängig von 
der jeweiligen politischen Konjunktur negativ auf die Akkumulationsbedingungen in 
anderen Ländern auswirken können (worauf noch zurückzukommen ist.). 

Darüber hinaus ist davon auszugehen, daß die Kaufkraft von Arbeiterhaushalten in 
den jeweiligen Akkumulationsphasen unterschiedliche Wirkungen zeitigt. So ist die 
Reproduktion der Arbeitskraft erst im Zuge der Massenproduktion von Konsumarti- 
keln mittels tayloristischen Produktionsmethoden in die kapitalistische Warenpro- 
duktion vollständig integriert worden (Aglietta 1979). Der Begriff »zu starkes« 
Kapital (= zu geringe Kaufkraft der Arbeiter) erhält somit erst nach Einführung des 
Taylorismus seine volle Erklärungskraft.'* 

Diese wenigen Beispiele sollten als Demonstration dafür genügen, daß die Ausblen- 
dung der stofflichen Eigenschaften des Produktionsapparates einer ahistorischen Be- 
irachtung kapitalistischer Krisenprozesse Vorschub leistet. Zugleich deuten diese 
Beispiele bereits auf komplexere Kausalbeziehungen zwischen Akkumulationsdyna- 
mik und gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen hin, als sie im SSA-Ansatz zum Aus- 
druck kommen. 


Organische Zusammensetzung des Kapitals 


Warum entgeht den SSA-Autoren die Bedeutung der Gebrauchswerteigenschaften 
des Produktionsapparates? Ich vermute, weil sie Krisenerklärungen ablehnen, die auf 
die organische Zusammensetzung des Kapitals rekurrieren (explizit: WBG 1985: 262 
FN3; Bowles/Edwards 1986, S. 10). 

Diese theoretisch begründete Ablehnung des Marxschen Profitratentheorems hat 
Konsequenzen für die empirische Analyse: In ihrem regressions-analytischen Profi- 
tratenmodell wird die organische Zusammensetzung des Kapitals, indiziert als Kapi- 
talkoeffizient, ebenso wie die relative Höhe der Abschreibungsfonds als konstant 
vorausgesetzt (BGW 1986, S. 159). 

Diese Annahme basiert auf den Ergebnissen einer von Weisskopf (1979) durchge- 
führten Untersuchung der Profitratenentwicklung in den USA. Dabei wurde die Er- 
klärungskraft der verschiedenen Krisentheoreme in der marxistischen Ökonomie 
getestet. Auf dem Prüfstand waren die Thesen vom Profit-Squeeze (Profitklemme), 
von den Realisierungsschwierigkeiten (Unterkonsumtion) und von der steigenden 
organischen Zusammensetzung des Kapitals. Während im Modell von Weisskopf die 
ersten beiden Theoreme eine hohe Erklärungskraft für die Entwicklung der US- 


amerikanischen Profitrate besaßen, konnte kein Anstieg der organischen Zusammen- 
setzung des Kapitals festgestellt werden, welcher die Profitrate statistisch signifikant 
beeinflußt hätte. 

Die Verwerfung einer auf der These von der steigenden organischen Zusammenset- 
zung des Kapitals rekurrierenden Krisenerklärung erscheint mir jedoch als eine zu 
voreilige Schlußfolgerung aus der Weisskopf’schen Analyse, deren korrekte Durch- 
führung ich ansonsten nicht anzweifeln möchte. Zwei Einwände sind zunennen: Zum 
einen istes durchaus vorstellbar, daß in Antizipation der negativen Auswirkungen auf 
die Rentabilität der Unternehmung Investitionen in den produktiven Kapitalstock 
unterblieben. Zum zweiten können Unternehmen auf die Zusammensetzung ihres 
Kapitals über ihre Investitionstätigkeit einen direkteren Einfluß nehmen als auf die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage oder auf Tarıfverträge und Staatstätigkeiten. Eine 
solche Unternehmensstrategie müßte sich in einer im internationalen Vergleich gerin- 
gen Nettoinvestitionsquote niederschlagen und im Kapitaltransfer in andere Sektoren 
der Volkswirtschaft oder gar in andere Nationen zum Ausdruck kommen. In der Tat 
können für die USA solche Tendenzen nachgewiesen werden (vgl. Semmler 1982). 
Die hohen ausländischen Direktinvestitionen der US-Kapitale, die nicht direkt in die 
Profitratenbestimmung eingehen, bleiben in den Untersuchungen der »Radicals« 
undiskutiert. 

Die Folgen einer solchen Investitionsstrategie werden besonders in einem Land, das 
über einen hohen Produktivitätsvorsprung verfügt, erst mit einiger Verzögerung 
sichtbar. Der Verlust der internationalen Wettbewerbsfähigkeit vollzieht sich schlei- 
chend. 

Der Weltmarkt wird jedoch imSSA-Ansatz auf die Frage der Entwicklung der »terms- 
of-trade« reduziert: Ein günstiges Austauschverhältnis von Importpreisen zu Export- 
preisen erhöht die Profitrate (BGW 1986, S. 143). Diese Aussage gilt jedoch nur, wenn 
einekomplementäre Außenhandelsstruktur unterstellt wird, in der Fertigwaren gegen 
Rohstoffe getauscht werden. Steht jedoch die heimische Produktion in einem substi- 
tutiven Verhältnis zu den Importwaren, dann kann ein preislich günstigeres Importan- 
gebot die Realisierungschancen heimischer Produkte beeinträchtigen und somit 
Druck auf die inländische Profitrate ausüben. Dieser Zusammenhang wird im SSA- 
Ansatz nicht systematisch ausgearbeitet. Stattdessen versteigen sich die SSA-Auto- 
ren zu der These, daß ein Handelsbilanzdefizit von Vorteil für das Kapital einer je- 
weiligen Nation ist: »if the United States imports a higher money value of goods and 
services than it exports, it is in fact paying less (in exports) for each unit of imports 
than it would have to pay if the money value of total exports precisely equalled the 
money value of total imports« (BGW 1986, S. 142 f.). Auch diese Aussage ist nur bei 
einer komplementären Außenhandelsstruktur gültig. Der Anteil der Fertigwaren am 
Gesamtimportvolumen der USA betrug aber beispielsweise 1984 über 68 v.H. (eigene 
Berechnung, CEA 1985, S. 348). 
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Operationalität 


Angesichts der diskutierten Theoriedefizite verwundern die postulierten, hoch signi- 
fikanten Einflüsse aller SSA-Variablen. Es stellt sich die Frage, inwieweit die ge- 
wählten Indikatoren den qualitativen Einflußfaktoren angemessen und inwieweit 
zufällige Korrelationen ausgeschlossen sind.!” Es bietet sich deshalb an, einige der 
Indikatoren näher zu betrachten. 

Der entscheidende Grundgedanke der konflikt-theoretischen Herangehensweise der 
SSA-Autoren besteht darin, daß sich das Verhältnis von Kapital und Arbeit nicht auf 
eine Frage der Lohnhöhe reduzieren läßt. Vielmehr ist die Fabrik ein »contested ter- 
rain«, wo um die Intensität der Arbeit gerungen wird, d.h. um das Volumen an Mehr- 
arbeit, das aus den Arbeitskräften extrahiert werden kann (Bowles/Edwards 1986, 
S. 3). Die entscheidende Waffe der Unternehmer auf diesem »Gefechtsfeld« ist die 
Drohung mit dem Verlust des Arbeitsplatzes. Deshalb ist der wichtigste Indikator für 
die Entwicklung des »Kapital-Arbeits-Kontrakts der «Index der Kosten des Arbeits- 
platzverlustes« (Cost of Job Loss, CJL). »Er setzt sich aus zwei Komponenten zu- 
sammen: (a) der Differenz zwischen dem verfügbaren Realeinkommen und den 
Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit, bezogen auf die Summe aus verfügbarem 
Realeinkommen und öffentlichen und/oder privaten Sozialleistungen (als Index des 
Lebensstandards vor dem Arbeitsplatzverlust) und (b) der durchschnittlichen Dauer 
der Arbeitslosigkeit« (Künzel 1986, S. 105). Zur Messung des Ausmaßes der Gegen- 
wehr der Lohnabhängigen wird ein »Index des Arbeiterwiderstandes« (Worker Re- 
sistance, WR) verwendet, der sich aus weiteren drei Variablen zusammensetzt: (1) 
Der Zahl der an Streiks beteiligten Arbeiter, (2) dem Verhältnis von freiwilligen zu 
unfreiwilligen Kündigungen und (3) dem Verhältnis von Streiks über Arbeitsbedin- 
gungen zu Streiks um die Lohnhöhe (BGW 1986, S. 142 f.). 

Auf den ersten Blick leuchtet die unterstellte Kausalität zwischen Arbeitermotiva- 
tion und Produktivität nicht ein. Zu den zentralen Determinanten des Produktivitäts- 
wachstums gehören vor allem der Automationsgrad der Produktionsanlagen, die 
Organisation des Betriebsablaufs und die Produktivitätsreserven eines bestimmten 
Rationalisierungstyps. Werden jedoch diese Faktoren als gegeben vorausgesetzt, so 
zeigen neuere Produktivitätsanalysen, daß die Motivation der Lohnabhängigen einen 
nicht unerheblichen Einfluß auf die Arbeitsproduktivität ausübt (vgl. Norsworthy/ 
Zabala 1985). Zudem lassen sich einige der anderen Produktivitätsdeterminanten 
konflikt-theoretisch endogenisieren (vgl. Künzel 1986, S. 116). Dennoch bleibt das 
Problem bestehen, wie der Einfluß der Leistungsbereitschaft der Lohnabhängigen 
von den anderen Einflüssen auf der Grundlage eines hoch aggregierten Datenmate- 
rials isoliert werden kann. 2 

Wird zumindest die Motivation der Werktätigkeiten durch den CJL-Index angemes- 


sen reflektiert? Die SSA-Autoren scheinen sich selbst nicht so sicher zu sein. Bei | 


Bowles und Edwards heißt es: »So läßt sich zum Beispiel zeigen, daß ein Anstieg des 
Lohnes die effektiven Kosten je Leistungseinheit senken kann, weil der höhere Lohn 
die Drohung vor dem Arbeitsplatzverlust verstärkt und so eine größere Arbeitslei- 
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stung herausgepreßt werden kann« (1986, S. 3). Auf den Einwand von Szymanski, 
daß sich eine positive Korrelation zwischen der Möglichkeit, viel zu verlieren, und 
einer höheren Produktivität nicht nachweisen ließe (1984, S. 301), antworten hinge- 
gen WBG: »es ist sehr wahrscheinlich, daß gut bezahlte Arbeiter besser gegen Ent- 
lassungen geschützt sind« (WBG 1985, S. 283; Übers. ChS). Gerade für besser ge- 
stellte Lohnabhängige, die sogenannten Kernbelegschaften, ist der CIL-Index unge- 
eignet, die Gefahren in Form von Dequalifizierungen und Außerkraftsetzung von 
Senioritätsregeln zu erfassen. 

Die zentrale Schwäche des CJL-Index liegt aber in der Annahme, eine höhere Ar- 
beitsmotivation könne nur durch negative Sanktionen erzielt werden. Bestehen hin- 
gegen positive Anreize oder gleichberechtigte Interessen, dann kann nicht mehr von 
einer Abnahme der »Kosten des Arbeitsplatzverlustes« auf eine sinkende Arbeitspro- 
duktivität geschlossen werden (vgl. Künzel 1986, S. 111). Entsprechend verfügte der 
CJL-Index über keine Erklärungskraft bei der Untersuchung der Produktivitätsent- 
wicklung im Falle Schwedens, der Bundesrepublik und Japans (vgl. Weisskopf 
1987). 

Beim »Index des Arbeiterwiderstandes« fällt auf, daß das Verhältnis von frei willigen 
zu unfreiwilligen Kündigungen, welches die relative Unabhängigkeit der Lohnab- 
hängigen messen soll, im besten Fall lediglich die Konjunkturlage widerspiegelt. 
Eine hohe Anzahl von freiwilligen Kündigungen kann jedoch auch auf Arbeitsplätze 
ohne Aufstiegs- oder Qualifizierungschancen hinweisen, für die eine hohe Fluktua- 
tion charakteristisch ist. 

Die Pax Americana wird durch den »Index derterms-of-trade« (TT), der auch die Ver- 
änderung der Importquote berücksichtigt, und dem »Index der militärischen Stärke« 
(Index of Military Power) operationalisiert. Wie bereits ausgeführt, werden bei der 
Betrachtung der »terms-of-trade« nur die positiven Effekte auf der Inputseite berück- 
sichtigt, so daß ein steigender TT-Index, d.h. ein steigendes Verhältnis vom Wert der 
Exportwaren zum Wert der Importwaren und/oder eine wachsende Importquote, die 
Profitabilität des US-Kapitals erhöht (BGW 1986, S. 143). Von den damit einherge- 
henden negativen Effekten, wie potentiell sinkende Kapazitätsauslastungen und Ver- 
lust der Preissetzungsmacht, findet nur der erstere Eingang in das SSA-Modell, wo- 
bei die Ursachen der Auslastungsschwankungen ungeklärt bleiben. Nichtsdestotrotz 
bleibt die statistische Signifikanz der SSA-Determinanten unberührt, denn der Ver- 
lust an Preissetzungsmacht schlägt sich statistisch -- ceteris paribus - in einer höheren 
Lohnguote nieder.'* Als Lohnguote erfährt natürlich der Verlust an Preissetzungs- 
machteinen Interpretationswandel, d.h. seine Wirkung wird als relative Machtzunah- 
me der Arbeiter erscheinen. Hier könnte auch eine Ursache dafür zu finden sein, daß 
sich die, wie Künzel bemängelt (1986: 111), im CJL-Index konstruktionsbedingt zu 
niedrig ausgewiesene Schwäche der Lohnabhängigen nicht statistisch im Modell nie- 
derschlägt. 

Eine mangelhafte Analyse der Weltmarktzusammenhänge offenbart sich auch beim 
SSA-Wechselkurstheorem, das die Höhe des US-Dollarkures kausal mit der mili- 
tärischen Stärke der USA verkettet: Ein hoher Wechselkurs ist Folge verstärkter 
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Rüstungsausgaben (BGW 1986, S. 144). Angesichts dessen, daß die wichtigsten 
Handelspartner und Kapitalanlegerländer der USA deren eigene Alliierten sind, ist 
dieses Theorem wenig plausibel. Es entspricht aber der aligemeinen Herangehens- 
weise der SSA-Theoretiker, Preise, also auch Wechselkurse, als Resultanien von 
Kräfteverhältnissen anzusehen. Im SSA-Modell wird dieses Theorem empirisch 
nicht zuletzt deswegen »verifiziert«, weil sich der »Index der militärischen Stärke« 
zu einem Drittel aus dem Verhältnis von US- zu NATO-Militärausgaben zusammen- 
setzt (vgl. BGW 1986, S. 143). Ein hoher Dollar-Kurs erhöht natürlich den US-Anteil 
an den gesamten NATO-Ausgaben. ; 

Die quantifizierten Indikatoren für den »Kapital-Bürger-Kontakt« erwiesen sich für 
den Verlauf der Profitrate als unbedeutsam, da sie sich gegenläufig verhielten. Im 
gleichen Maße, wie in der Nachkriegsperiode die Last der staatlichen Auflagen zu- 
nalım, wurden die Unternehmen steuerlich entlastet (BGW 1986, S. 146). 
Schließlich fällt auf, daß die intra-kapitalistische Konkurrenz um Anteile am gesell- 
schaftlichen Mehrprodukt nicht thematisiert wird. Da die Profitratenuntersuchung 
Banken und Personengesellschaften (non-incorporated) nicht berücksichtigt (BGW 
1986, $. 135, Anm. 9), kann nicht ausgeschlossen werden, daß diese Sektoren im 
Austausch mit den untersuchten Kapitalgesellschaften einen zunehmenden Teil der 
gesamten Mehrwertmasse auf sich zogen. Einige Studien deuten eine steigende Zins- 
belastung der Industrieunternehmen an (vgl. Ciccolo/Baum 1985). 

Trotz kreativer Lösungsansätze scheinen insgesamt ambivalente Kausalbeziehungen 
bei der Operationalisierung der zentralen qualitativen Einflüsse auf die Profitrate 
nicht vermeidbar zu sein. Die Methode der Regressionsanalyse verleitet dazu, bei 
einmal entdeckten hohen Korrelationen den Kausalzusammenhang der Variablen 
nicht weiter zu hinterfragen. Solange Kausalbeziehungen nicht hinreichend theore- 
tisch durchdrungen sind, erscheintesratsam, aufeine regressionsanalytische Beweis- 
führung zu verzichten. Zur Illustration oder vorläufigen Überprüfung von Hypothe- 
sen mag diese Methode jedoch durchaus nützlich sein. 


Die Radicals im Vergleich zur französischen Regulationsschule 


Die Arbeiten der sogenannten »französischen Regulationsschule« (FRS) versprechen 
einige der genannten Defizite des SSA-Ansatzes auszugleichen.’ Ebenso wie die 
»radicals« nimmt diese Schule den Konfliktcharakter der sozialen Verhältnisse als 
Ausgangspunkt für ihre Kapitalismusanalyse und wird die Entwicklung des Kapita- 
lismus als eine Abfolge von »social structures«, beziehungsweise von »Akkumula- 
tionsregimen« angesehen. Die Differenz besteht im wesentlichen darin, daß in der 
geistigen Nachfolge des marxistischen Strukturalismus der Regulationsansatz den 
Status einer Gesellschaftstheorie anstrebt. Außerdem unterscheiden sich viele Regu- 
lationisten von den SSA-Theoretikern durch ihre ausdrückliche Bezugnahme auf das 
Marx’sche Wertgesetz und die organische Zusammensetzung des Kapitals.'® 

Konkret lassen sich die Unterschiede zwischen beiden Theorieströmungen am Bei- 
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spiel der USA aufzeigen. Ähnlich wie im SSA-Ansatz steht im Mittelpunkt der FRS- 
Analysen zur US-Ökonomie die Entwicklung des Lohnverhältnisses. Dieses wird 
jedoch in bezug zum jeweilig dominanten Akkumulationsregime gesetzt. Das als For- 
dismus bezeichnete Regime der Nachkriegszeit beruhte auf einer stetigen Erhöhung 
der Mehrwertrate, die ermöglicht wurde durch kontinuierliche Produktivitätsfort- 
schritte auf der Basis standardisierter Massenproduktion. Die Tendenz zur Unterkon- 
sumtion wurde durch dıe Koppelung des Reallohns an das Produktivitätswachstum 
abgeschwächt, wozu es der staatlich legitimierten Organisierung der Lohnabhängi- 
gen bedurfte.'? Der Tendenz zur steigenden organischen Zusammensetzung des Ka- 
pitals wirkte die Parallelität der Produktivitätszuwächse in den Investitions- und 
Konsumgüterindustrien entgegen. Beide Stabilisierungsmechanismen wurden ihrer- 
seits durch die monopelistische Regulation der Konkurrenz begünstigt, die interna- 
tional durch den Produktivitätsvorsprung der US-Ökonomie abgesichert war(vgl. 
Aglietta 1979). 

Da die Regulationisten den Nachkriegskompromiß zwischen Kapital und Arbeit nicht 
als ein abstraktes Kräfteverhältnis begreifen, werden sie die Ursachen der Krise des 
U.S.-Fordismus nicht auf eine Veränderung in diesem Kräfteverhältnis reduzieren. 
Vielmehr gehen sie von einer Entfaltung von Widersprüchen aus, die sich nur mit- 
telbar aus dem subjektiven Wollen der Lohnabhängigen ableiten läßt. So hat keines- 
wegs nur der individuelle und kollektive Widerstand gegen eine Intensivierung der 
Arbeit zur Erschöpfung der Produktivitätsreserven des tayloristischen Rationalisie- 
rungsparadigmas beigetragen. Technische Grenzen ergaben sich beispielsweise aus 
der Starrheit der spezialisierten Produktionsapparate. Parallel dazu weitete sich der 
kollektive Konsum aus, dessen Befriedigung durch tayloristische Organisations- und 
Produktionsformen sich als problematisch erwies. Diese Veränderungen waren wie- 
derum teils objektiven Bedingungen, wie der Transformation der Reproduktion der 
Lohnabhängigen (Auflösung vorkapitalistischer Lebensformen), und andererseits 
subjektiven Auseinandersetzungen, beispielsweise um die Höhe der sozialen Absi- 
cherung, geschuldet (Aglietta 1979, S. 119-121, S. 162-166). 

Verschärft wurde der Krisenprozeß durch die internationale Verallgemeinerung for- 
distischer Produktionsweisen im Kontext der Hegemonialstellung der USA. Dieser 
Diffusionsprozeß mündete in einer Angleichung des Produktivitätsniveaus und somit 
in einen internationalen Verdrängungswettbewerb, der die monopolistische Regula- 
tion in den USA unterhöhlte. Die Folgen waren eine Stagnation derMehrwertrate, ein 
tendenzieller Anstieg der organischen Zusammensetzung des Kapitals und eine Ten- 
denz zur Unterkonsumtion (Lipietz 1985, S. 127; Boyer 1987, S. 31 f.). 
Entsprechend dieser Krisendiagnose kann die Überwindung der »Krise des Fordis- 
mus« nicht nur eine Frage veränderter gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse sein. 
Nicht zuletzt durch den Rekurs auf die organische Zusammensetzung des Kapitals 
vermeiden die Regulationisten das Paradoxon, vor dem die SSA-Theoretiker stehen: 
trotz der Rekonstitution unternehmerischer Macht in den USA zeichnet sich noch 
keine neue stabile Wachstumsdynamik ab. Das Gelingen einerneuen intensiven Kapi- 
talakkumulationsstrategie wird von den Regulationisten in Abhängigkeit davon gese- 
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hen, inwieweit die Tendenz zur steigenden organischen Zusammensetzung des Kapi- 
tals durch ein Produktionsparadigma neutralisiert werden kann, das Produktivitätszu- 
wächse mindestens in der Höhe der Wachstumsrate der gesamten technischen Zusam- 
mensetzung des Kapitals ermöglicht. 

Die Etablierung eines solchen neuen Produktionsparadigmas kann jedoch auch von 
einem starken Kapital nicht voluntaristisch erzwungen werden. Es muß sich als kom- 
patibel mit gesellschaftlichen Handlungsweisen, geronnenen Kräfteverhältnissen 
und »esoterischen Gesetzen«? erweisen. Beispielsweise ist der Erfolg einer Flexibi- 
lisierungsstrategie abhängig von einem reichlichen Angebot an qualifiziertem tech- 
nischen Personal (Leborgne/Lipietz 1987). Eine solche Kompatibilität bleibt anhän- 
gig von sozialen Innovationen, die das Ergebnis von Konflikten und institutionalisier- 
ten Kompromissen zwischen gesellschaftlichen Akteuren sind, »von denen meist 
kein einziger besonders viel mitdem Ergebnis zu tun hat« (Liepietz 1985,S. 114). Bei 
aller Betonung unintendierter Resultate wird keineswegs ausgeschlossen, daß es 
einer Gruppe gelingen kann, Normen sozialer Verhaltensweisen durchzusetzen, von 
denen sie profitiert. Der Regulationsansatz erweist sich als offen für Fragen bezüglich 
der Durchsetzung hegemonialer Projekte, kapitalinterner Konflikte und Konsensbe- 
schaffung, die von den SSA-Theoretikern ausgeblendet werden. 

Gegenüber den Regulationisten liegt die Stärke der SSA-Theoretiker in den Untersu- 
chungen über betriebliche Herrschaft und Strukturen von Arbeitsmärkten. Sie konn- 
ten, im US-Kontext, neue Spaltungslinien innerhalb der Lohnabhängigen nachweisen 
(Gordon/Edwards/Reich 1982, S. 165-227), während Michel Sen noch von einer 
Tendenz zur Homogenisierung ausging (1979, S. 19). 


Schlußbemerkung 


Der Verdienst des SSA-Ansatzes liegt eindeutig darin, den herrschenden technc- 
ökonomischen Erklärungsparadigmata eine konflikttheoretische Interpretation der 
US-Nachkriegswirtschaft entgegengesetzt zu haben. Dabei wurde freilich über das 
Ziel hinausgeschossen. Die Auflösung des spannungsreichen Kausalverhältnisses 
zwischen »Ökonomie« und »Politik« zugunsten Letzterer überzeugt nicht. Sie ist im 
Grunde voluntaristisch, denn ohne Benennung von strukturellen Widersprüchen des 
Akkumulationsprozesses kann der konflikttheoretische Ansatz umgedeutet werden 
in eine »Harmonisierungstheorie«. Denn wenn Krisen im Kapitalismus einzig und 
allein auf Konflikte um das gesellschaftliche Mehrprodukt zurückgeführt werden 
können, dann liegt der Schluß nahe, diese Krisendynamik durch eine harmonische 
Zusammenarbeit zwischen Kapital und Arbeit zu überwinden. Entsprechend fällt 
auch das politische Programm der SSA-Theoretiker aus (BGW 1983, S. 262-390; 
BGW 1988). 

Der SSA-Ansatz wird aufgrund seines vagen und letztlich doch wieder ökonomisti- 
schen Strukturbegriffs seinem eigenen programmatischen Anspruch, eine »social 
structure«-Analyse zu liefern, nicht gerecht. Es bleibt deshalb für eine Interpretation 
der US-Nachkriegsentwicklung unbeantwortet, 
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— auf welchen sozialen und ökonomischen Voraussetzungen sowie technologischen 
Bedingungen des Produktionsapparates der gesellschaftliche Nachkriegskompro- 
miß beruhte, 

— wiesich der Nachkriegskompromiß konkret institutionell gestaltethatund welche 
Rolle die einzelnen Institutionen im Krisenprozeß einnahmen, 

— inwieweit der Nachkriegskompromiß voluntaristisch aufgekündigt oder aufgrund 
struktureller Widersprüche in Frage gestellt wurde, 

— welcher Zusammenhang zwischen den US-Akkumulationsdynamik und dem 
Weltmarkt besteht und insbesondere, welche Konsequenzen die neuen Konkur-' 
renzbeziehungen zwischen den Industrieländern für die US-Ökonomie implizie- 
ren. 

An diesen Fragen wird weiter gearbeitet werden müssen. 


Anmerkungen 


1 Esist das Verdienst der »mehrwert« Redaktion, diese radikalen Ökonomen dem deutschsprachigen 
polit-ökonomisch interessierten Publikum vorgestellt zu haben. Siehe Heft 28, Dezember 1986. Eine 
Kritik an den politischen Folgerungen dieser »radicals« findet sich bei Scherrer (1984). 

2 Zu dieser Gruppe zählen außerdem Richard Edwards, Michael Reich und Julie Shor. 

3 Zur Genese der radikalen politischen Ökonomie in den USA siehe Ipsen/Loehr (1986) und Klamer 
(1984, S. 203-217). 

4 Paul Baran war bis zu seinem Tode im Jahre 1964 der einzige Marxist mit einem Lehrstuhl für 
Nationalökonomie an der Stanford University. Einflußreich waren jedoch auch Paul Sweezy und 
Harry Magdoff von Monthly Review (vgl. Resnick/Wolff 1985). Wenn überhaupt, dann wurden die 
Emigranten Roman Rosdolsky und Paul Mattik eher in Europa rezipiert (bezeichnenderweise werden 
beide nicht in der Geschichte des US-Marxismus von Paul Buhle (1987) erwähnt). So gehören zur 
Ahnenreihe der radikalen politischen Ökonomie auch Schumpeter, Keynes, Coase und Kalecki 
(Bowles/Edwards 1986, S.1) 

5 Gleichwohl finden sich viele Aussagen von Sweezy und Baran in den Schriften der SSA-Theoretiker 
wieder, beispielsweise das Argument von dem verschwenderischen, ineffizienten Charakter der 
monopolistischen Großkonzerne (BGW 1983). Eine Interpretation der Stagnationstendenzen, die auf 
eine steigende Kapitalkonzentration rekurriert, wird jedoch abgelehnt (WBG 1985, S. 267-269). Zur 
Kritik an Baran und Sweezy siehe Hermanin u.a. (1969). 

6  Gewissermaßen eine dritte Forschungsrichtung stellen Studien zur Demokratie und Staat dar, die auch 
von dem Bemühen zur Periodisierung geprägt sind (Bowles/Gintis 1986). Diese Bemühungen haben 
bisher nicht zu einer ausgearbeiteten Staatstheorie geführt (vgl. Verhagen/Elshout 1986, 

7 Eine ausführlichere Begründung für die Ablehnung der Marxschen Arbeitswertlehre findet sich bei 
Bowles/Gintis (1985). 

8 Das Gesamtmodell erreichte einen R2-Wert von 0,94 (BGW 1986, S. 151). 

9 Die allgemeine Kritik entzündet sich an dem Widerspruch zwischen der SSA-Krisenerklärung und 
den politischen Forderungen der SSA-Autoren. Letztere laufen nämlich auf eine Stärkung der nicht- 
kapitalistischen Klassen innerhalb des bestehenden Gesellschaftssystems hinaus (vgl. die 24-point 
Economic Bill of Rights; BGW 1983, S. 262-390). Würden diese Forderungen verwirklicht, dann 
müßte, im Sinne der SSA-Logik, eine neue Akkumulationskrise folgen (vgl. Simon 1984). Die ange- 
sprochenen Autoren erwidern mit dem Hinweis auf den »supply-side« Effekt ihrer zeniralen For- 
derung nach einer Demokratisierung des Arbeitsplatzes. Durch eine Demokratisierung könnten 
nämlich die hohen Kosten der Kontrolie der Arbeiter vermieden und somit die Profitrate entlastet 
werden (BGW 1986), S. 158). Zur Kritik dieser Argumentation siehe Scherrer (1984). 
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10 Ernest Mandel verzichtete beispielsweise bewußt auf eine endogene Erklärung für die Expansions- 
phase (nicht jedoch für die Kontraktionsphase), um Vorstellungen von einem langfristigen, sinusar- 
tigen Wachsturmsverlauf vorzubeugen (1983). 

Symptomatisch dafür ist auch, daß das Verhaltensspektrum von Arbeiterlnnen schematisch auf 

Unterordnung oder Rebellion reduziert wird. Dies erlaubt, die 30er Jahre als ’klassenkämpferische 

Periode im Gegensatz zu den 50er Jahren zu charakterisieren. Diese Interpretation überhöht das 

Ausmaß an Militanz in den 30er Jahren und übersieht die scharfen Auseinandersetzungen über die 

Kontrolle des Arbeitsprozesses bei gleichzeitiger Institutionalisierung der industriellen Beziehungen 

in den 50er Jahren (vgl. Jefferys 1986, S.- 5) 

12 Außerdem läßt sich keine Profitratenhöhe bestimmen, ab der eine Stockung der Akkumulation eintritt 
(vel. Beckenbach/Krätke 1978). Freilich ist die Krise einer SSA-Phase nicht mit einer konjunkturel- 
len Rezession vergleichbar, so daß es weniger auf den konkreten Krisenauslösungsprozeß ankomint 
als auf die allgemeinen Krisenfaktoren. 

13 Siehe ihre Erfassung des Produktionsprozesses als Extraktion von Arbeit aus Arbeitskräften (vgl. 
Bowles/Edwards 10986, $. 2-3, Gordon/Edwards/Reich 1982). 

14 Dies ist übrigens eine Erkenntnis, die sich auch bei Edwards (1985, S. 106) in ähnlicher Form findet, 
die aber keinen Eingang in die allgemeineren krisentheoretischen Ausführungen gefunden hat. 

15 Etwa in der Art des Sekundentickens einer Uhr hier und den unmittelbar darauffolgenden Sprüngen 
von Känguruhs in Australien (Leinfellner 1981, S. 234). 

16 Denkbar ist auch eine Verschlechterung des Austauschverhältnisses zu den Sektoren der Wirtschaft, 

“ die nicht bei der Profitratenberechnung des SSA-Modells berücksichtigt werden, d.h. alle Personen- 
gesellschaften sowie Finanzunternehmen. Während die Weisskopf-Studie dieses Austauschverhält- 
nis miteinbezog, fehlt es im SSA-Ansatz. 

17 Für eine deutschsprachige Einführung in die Theorie der Regulation siehe vor allem Lipietz (1985), 
vgl. auch de Vroey/Cartelier, PROKLA 72. 

18 Einige Vertreter dieser Schule sind jedoch nicht mehr Marxisten (Lipietz 1985, S. 136, Anm. 5). Ich 
werde mich aber hier nur auf die marxistischen Arbeiten beziehen. 

19 Beschäftigungs- und Einkommenssicherheit versetzien erst die Arbeiterschaft in die Lage, über 
eigene Spartätigkeit, oder mit Hilfe von Konsumentenkrediten, langlebige Konsumgüter (z.B. Autos) 
zu erstehen (Aglietta 1979, S. 159). 

20 Im Rückgriff auf Marx nennt Alain Lipietz die Ebene der objektiven sozialen Verhältnisse, die das 
ökonomische Leben strukturieren und dessen Dynamik bestimmen, den esoterischen Raum und die 
Ebene der bürgerlichen Ökonomie, der Einkommen etc., die »Ökonomie der exoterischen Beziehun- 
gen« (Lipietz 1985 e, S. 10 ff.). Diese Begriffe benutzt er zu einer intelligenten Untersuchung der 
Wirkungsweise des Wertgesetzes, die diesem keine direkte Beherrschung des Akkumulationsprozes- 
ses zuschreibt und somit eine »ökonomistische« Verkürzung vermeidet. 
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